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Vorwort. 

Ermuthiget durch Herrn Viceadmiral v, Tegetthoff 

V 

wage ich es, meine Arbeiten über internationales Seerecht 
der Oeffentlichkeit zu übergeben. 

Es kann hiemit selbstverständlich nur die Absicht ver- 
knüpft sein, zur Anregung eines Studiums beizutragen, 
welches für den gebildeten Seemann von nicht zu unter- 
schätzender Bedeutung ist. 

Wenn in dem vorliegenden Werke gar Vieles sich 
vorfindet , was lückenhaft ist, oder einer tiefer greifenden 
Erörterung bedarf, so wolle man einerseits diesen Versuch 
von jenem Standpunkte aus beurtheilen, welcher durch 
die eben dargelegte Absicht gekennzeichnet ist, und ander- 
seits erwägen, dass ich nicht als juridischer Fachmann, son- 
dern als ehemaliger Seeofficier geschrieben habe. 

Aus letzterem Grunde folgte ich auch bei der Behand- 
lung der Principien des internationalen Seerechtes dem Werke 
Ortolan's, der, selbst Seemann, sein Werk für Seeleute ge- 
schrieben hat. 
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Ich konnte diess um ßo leichter thun, als Ortolan's 
„Di/plomatie dela mer^ selbst in juridischen und diplomati- 
schen Kreisen zu jenen Werken zählt, welche anerkannt 
sind, und als ich der Ansicht bin, dass die seemännischen 
Anschauungen über maritime Verhältnisse wohl zu den be- 
rechtigtsten gehören. 

Ich benutzte zwar auch die Arbeiten anderer Autoren, 

V 

insbesondere Hautefeuille's y,Questions de droit maritime in- 
ternationale'^ ^ doch hielt ich mich im Ganzen an Ortolan, 
dessen Darlegungen mit meinen eigenen Ueberzeugungen 
zumeist übereinstimmen. 

Die Beilagen, welche dem „ersten Bande" angehängt 
sind, haben Beziehungen zum Texte und sind zum Theile 
vielleicht nicht ohne historisches Interesse. 

Was den „zweiten Band" anbelangt — dieSamnälung 
von Verträgen — so basirt die Zusammenstellung vornehm- 
lich auf den Angaben der „Uebersicht der österrei- 
chischen fitaatsverträge" von Freiherrn von Vesque, 
1869. Von Vertragssammlungen ward vorzüglich jene des 
Herrn Professors Dr. Leopold Neu mann benützt, welch' 
Letzterer mich auch weiters zu besonderem Danke verpflich- 
tete , da er über Ersuchen des Herrn Marine-Commandanten 
eine Revision des Werkes vor der Drucklegung übernahm 
und mich dadurch in die Lage setzte, noch in letzter Stunde 
Manches erläuternd zu ergänzen und in präcise Form zu 
bringen. 

Ich habe auch ältere Verträge welche durch neuere 
ersetzt worden sind, aufgenommen, wenn diese zu 
ersteren in Beziehung stehen, dessgleichen habe ich ältere 
Verträge eingereiht, welche nicht erneuert worden sind, 
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weil vorkommenden Falles wohl diese, zwar nicht erneuerten, 
aber auch nicht förmlich gekündigten Verträge die nächste 
Richtschnur abgeben dürften. 

Wie bereits erwähnt, habe ich als ehemaliger See- 
Officier den vorliegenden Versuch zu unternehmen gewagt. 

Ich ging hiebei von der Ueberzeugung aus, dass Alles, 
was See-Interessen und See- Verkehr berührt, auch in den 
Bereich der geistigen Thätigkeit des See-Officiers gehört, 
welcher als vollberechtigter Vertreter der seemännischen 
Intelligenz im Staate auch alle Verpflichtungen hat, die mit 
dieser Vertretung verknüpft sind. 

Der Betrieb und die Obsorge des wissenschaftlichen 
und gewerblichen Fortschrittes in den verschiedenen Zweigen 
des Seewesens an den heimatlichen Küsten, des sfesamraten 
seemännischen Lebens des Eigenstaates ist daher zu diesen 
Verpflichtungen zu zählen als Theil der friedlichen Mission 
einer Kriegsmarine, die nicht minder gross als deren 
kriegerische Aufgabe ist. Dass die Kriegsmarine dem Staate 
das leiste, was dieser ihr Beruf erheischt, dass sie — im Kampfe 
gegen die Vorurtheile des Binnenlandes — als nutzbringen- 
des Institut, im Frieden und im Kriege, im Staate und Volke 
feste Wurzel fasse, — diess ist stets der Gegenstand meiner 
innigsten Wünsche, das Ziel meiner aufrichtigen, wenn auch 
schwachen Bestrebungen gewesen : und diess ist auch 
— ich weiss es — das Ziel, welches meine früheren 
Kameraden sich vorgesteckt "haben. 

Ohne Vor- und Selbsteingenommenheit, welche -^ die 
Herzen verbitternd — die Objectivität des Urtheiles ver^ 
wirrt, gelte auch fernerhin das gemeinsame Streben rück- 
haltlos und ausschliesslich der Sache und dem Vaterlande. 
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Das Andenken an den leider zu früh verstorbenen, uns 
theueren Führer stähle unseren Willen und unsere Kraft, um in 
Eintracht und ohne Zagen auf dem Wege des Fortschrittes 
zu beharren. 

Zum Schlüsse kann ich nicht umhin hier an dieser Stelle 
mich dankbar der freundlichen Mitwirkung zu erinnern, 
welche Herr Linienschiffslieutenant Frank durch Uebernahme 
der Schlussredaction und Drucklegung, sov/ie Herr Haupt- 

V 

mann Zalud bei Sammlung der Verträge und Erlässe und 
der diessbezüglichen Daten und Behelfe mir angedeihen 
liessen. 



Fiume, den 1. Juni 1872. 



Der Verfasser. 
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Einleitung. 



Der Begriff des Seerechtes im Allgemeinen und die Quellen for das 

internationale Seerecht. 

Seerecht im Allgemeinen ist der Inbegriff jener 
Grundsätze, Eegeln und Vorschriften, durch welche der mari- 
time Verkehr und die aus demselben entspringenden Rechts- 
verhältnisse geordnet werden; internationales Seerecht 
heisst dasselbe, insofeme es den maritimen Verkehr zwischen 
souverainen Staaten und deren Unterthanen zum Gegenstande 
hat; nationales Seerecht, insoferne es die gesetzlichen 

r 

Normen umfasst, welche der einzelne Staat zur Regelung 
des Seeverkehres in dem Bereiche der seiner Herrschaft 
untergebenen Gewässer und Küsten erlässt. 

Das nationale Seerecht zerfällt wieder in das 
Staats -Seerecht und Privat- See recht; durch jenes 
werden die Verhältnisse zwischen Staatsgewalt und Priva- 
ten, durch diesejs die Verhältnisse zwischen Privatpersonen 
in seerechtlicher Beziehung bestimmt. Man unterscheidet 
auch a) ein allgemeines und ein particuläres, — 
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h) ein Friedens- und Kriegs-Seerecht, — c) ein 
öffentliches (Völker- und Staats-Seerecht) und Privat- 
Seerecht, deren Bedeutung aus der Bezeichnung erhellet. 

Das internationale (Völker- oder Staaten-) See- 
recht bildet einen Theil des allgemeinen Völkerrechtes 
und beruht auf den Grundsätzen des natürlichen 
Völkerrechtes, auf See-Usancen und auf Verträgen. 



Internationales Seerecht 



I. 



Ser Brandsatz : „Das Meer ist frei^^ nnd über die Bedeutung des 

Ausdruckes: „Territorial-Meer." 

„DasMeeristfrei" (mare liberum). Dieser Satz ist 
als das Grundprineip des internationalen Seerechtes zu 
betrachten. Hiemit soll ausgedrückt sein, dass das Meer nicht 
Eigenthum irgend einer Nation, irgend eines Staates, irgend 
eines Individuums oAer irgend einer Gesellschaft sein kann, 
dass keine souveraine Macht das Recht hat, irgend eine Art 
Herrschaft auf demselben auszuüben, dass hingegen der 
Verkehr auf der See Jedermann freisteht , dass es Jedermann 
gestattet ist , die Erzeugnisse der See auszubeuten , und dass 
für die Benützung des Meeres und seines Inhaltes es nur die 
Eine Bedingung gibt , dass sich jene , welche es benützen, 
den allgemeinen Forderungen des Völkerrechtes, welches 
alle souverainen Staaten und Völker gleichstellt, unterwerfen; 
dass sie , während sie selbst die Vortheile der See gemessen, 
Andere nicht daran hindern, diese Vortheile in gleicher 
Weise sich eigen zu machen. Die Gründe, auf welche obiges 
Princip'sich stützt, dürften vorzüglich in folgenden Funda- 
mentalsätzen liegen: Das Meer kann nicht Gegenstand 
eines Besitzes sein; — es kann nicht Eigenthum 
werden. — DasVölkerrecht stellt alle souve- 
rainen Staaten und Völker gleich; — es kann 
daher auf demMeere, welches so zu sagen Eigen- 
thum Aller ist, auch keine Unterordnung eines 
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Ott Meer ist frei. 



Staates oder Volkes unter einen anderen Staat, 
ein anderes Volk Statt haben. — 

Das Meer kann nicht Object eines Besitzes 
sein, denn der Begriff ^Besitz" bedingt, dass man über 
einen Gegenstand selbstständig und frei verfügen könne, 
und man jede fremde Einwirkung auf denselben auszu- 
schliessen vermöge. Das Meer in seiner ungeheueren 
Ausdehnung kann nicht Eigenthum dieser oder 
jener Nation, dieses oder jenes Staates sein; 
denn wer vermöchte sämmtliche Küsten derart abzu- 
sperren, um deren Bewohner von der Benützung der 
See völlig auszuschliessen? Selbst einzelne Meeresbecken, 
auf diese Art dem Verkehre Anderer zu entziehen, ist eine 
Unmöglichkeit; denn welche Flotte gehörte dazu, um für 
die Dauer auch nur die Adria unzugänglich zu machen , und 
ihren Strandbewohnem jeden Verkehr auf derselben abzu- 
schneiden. Hiezu gesellt sich noch der weitere Umstand, 
dass das Meer den verschiedenen Völkern als Verkehrs- 
strasse, welche die fernsten Länder und Welttheile ver- 
bindet, noth wendig ist, dass aie dessen zu ihrer Entwicklung 
bedürfen. Unstreitig bringt aber der dem Menschen inne- 
wohnende Drang zur Vergesellschaftung, zur gegenseitigen 
Annäherung, zum gegenseitigen Austausche geistiger und 
materieller Güter auch das Recht hiezu mit sich, und wenn 
eine stetig fortschreitende Gesittung Zweck und Ziel des 
menschlichen Daseins und der menschlichen Gesellschaft ist, 
so gibt dieser Zweck auch das Recht zu den Mitteln , welche 
zu dessen Erfüllung führen. 

Die Freiheit des Meeres ist einerseits eine Bedingniss 
für die freie Conmiunication , die freie Vereinbarung, Ver- 
gesellschaftung der Völker, anderseits ein wesentliches Mittel 
zur Erreichung des oben dargelegten Zweckes. Das Meer 
darf und kann niemals Eigenthum eines Individuums , eines 
Volkes, eines Staates sein, sondern ist und bleibt ein 
Gemeingut Aller. Wenn aber das Meer Gemeingut Aller 
ist^ wenn es allen Nationen in gleicher Weise zur Benützung 
offen liegt, so können sich souveraine Völker und Staaten, 
kraft die^^ äffer Souverainität auf dem Meere — der hohen 
See — ' nuir ßl» Gleichberechtigte , Gleichgestellte begegnen, 
und die ^uattbung irgend eines Souverainitätsrechtes zur 
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See, einer Oberhoheit oder Herrschaft, daher jeder An- 
spruch und jede Handlung, welche den Character 
einer Ueberwachung, einer Jurisdiction oder 
Tribut -Erhebung von Seite eines einzelnen 
Staates gegenüber den anderen an sich trägt, ist 
rechtlos und ein Act der Gewalt. 

Letzterwähnter Grundsatz -wurde erst nach mannigfachen Kämpfen 
allgemein anerkannt. Papst Alexander VI. vertheilte die Herrschaft der Oceane 
zwischen die Spanier und Portugiesen. Erstere wollten die fremden Nationen 
vom stillen Ocean , diese von den Gewässern Guinea^s und Ost-Indiens ausge- 
schlossen wissen. Die Holländer glaubten später, den Spaniern die Passage 
des Caps der guten Hoffnung yerbieten zu dürfen, und England unter Carl I. 
und Carl II., nicht minder unter Cromwell hielt sich für berechtiget, die YoUe 
Herrschaft über die Meere zu fordern, welche Englands Küsten bespülen, von 
Cap Stateji bis zur Westspitze Spaniens, „Finisterre**. Noch zur Zeit der 
Dynastie Hannover beanspruchte Albion die Herrschaft dieser Meere, und das 
Manifest Wilhelm III. vom Jahre 1689 verzeichnete es als eine der Anklagen 
wider Ludwig XIV., er habe geduldet, dass durch seine Unterthanen die 
Souverainltätsrechte Englands über die britti sehen Meere verletzt wurden. 
Wenn heutzutage noch von einer „Herrschaft zur See*^ gesprochen wird, 
80 kann hiemit nur die relative Ueberlegenheit eines Seestaates an Hülfsquellen 
zur maritimen Machtentfaltung gegenüber anderen Seestaaten gemeint sein, nie 
und nimmer aber darfeine solche Redensart in dem Sinne aufgefasst werden, als 
gäbe es einzelne Staaten, welche auf hoher See eine Unterordnung anderer 
rechtlich beanspruchen können. Man hörte früher nicht selten , Oesterreich, 
dem Erben Venedigs, gehöre die Herrschaft der Adria. Diese Phrase mag wohl 
manchesmal selbst von jenen, welche sich ihrer bedienten, eine Missdeutung 
erfahren haben : es konnte und kann noch jetzt mit diesem Worte nur der 
Thatsache Ausdruck gegeben werden, dass Oesterreich-Ungarn sich in dem Be- 
sitze der in Maritim-militärischer Beziehung wichtigsten Positionen des 
genannten Meeresbeckens befindet. 

Es. wurde gesagt, dass das Meer nicht Gegenstand 
eines Besitzes sein könne, weil es unmöglich ist, sich eine 
ausschliessKche Benützung desselben, sieher zu stellen; diess 
schliesst von selbst die Folgerung in sich, dass es dort, 
wo die durch den Begriff „Besitz" bedingten Anforderungen 
erfüllt werden, wo man also thatsachlich die Macht hat, frei 
zu verfügen und Anderen die Benützung vorzuenthalten, 
Eigenthum eines Staates werden könne, und seiner Ober- 
hoheit, Herrschaft unterliege. Territorial-Gewässer, 
Territorial-Meere heissen nun jene Gewässer und Theile 
des Meeres, über welche der an sie gränzende Staat vermöge 

1* 
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der eben berührten Gründe seine SouYerainit 
auszudehnen befugt ist. 

Die Ausdehnung der Territorial-Gewässer i> 

festzustellen gilt die nun allgemein anerkannte ■ 

dürfe ein Souverainitäts-Reeht über selb« 

gemacht werden: 

1. so weit, als die angränzende See in i 

und bleibend durch Waffengewalt beh - 

werden kann; 

%. dort, wo es die Sicherheit des betreffenden 
Staates erfordert; 

3. wenn hiedtirch der allgemeine Verkehr der 
änderten Nationen keine Störung erleidet, und der 
früher erwähnte Grundsatz, welcher den freien 
Yerkehr zur See als wesentliches Mittel zur gei- 
stigen und materiellen Entwicklung der Natio- 
nen hinstellt, nicht verletzt wird. 

Was den ersten .Punkt betrifft, so kann offenbar nur von 
einer Beherrschung vom Lande aus die Rede sein, denn 
sie muss eine bleibende sein. Die Möglichkeit einer Beherr- 
schung durch Schiffe kann, da selbe mobile Objecte dar- 
stellen, hier nicht in Rechnung gebracht werden. Es gilt 
vor Allem in dieser Hinsicht wenigstens annähernd fixe Nor- 
men aufzustellen, und willkürlichen Auslegungen, für die 
trotzdem Raum genug bleiben dürfte , die möglichst engen 
Schranken zu ziehen. Die wirksamste Beherrschung vom 
Lande, aus ist sonder Zweifel durch Geschütze zu erzielen. 
Es liegt daher nahe, die grösste Tragweite der Geschütze 
als Norm für die Ausdehnuno; des Territorial-Meeres anzu- 
nehmen , und es handelt sich nur darum , zu bestimmen : 
Erstens, welche Geschützgattungen hier als massgebend 
anzunehmen seien; zweitens, von welchen Punkten des 
Strandes aus die Tragweite dieser Geschütze zu rechnen sei. 
Betreffs der Geschützgattungen dürfte jene zu wählen sein, 
welche je nach den Fortschritten der Artillerie in der ent- 
sprechenden Epoche die grösste wirksame Tragweite besitzt. 
Eine Berechnung der Ausdehnung des Territorial-Meeres 
nach der grössten Tragweite des schwersten Geschützes eines 
jeden einzelnenKüstenstaates ist unbillig, nahezu unausführbar 
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und zweckwidrig, da sich ja nach den verschiedenen Staaten 
auch verschiedene Ausma^se ergeben würden. Die Bemes- 
sung der Territorial-Gewässer eines anderen, fremden Staates 
nach der Tragweite der eigenen Kanonen kann ebenfalls nicht 
als ein richtiger Vorgang bezeichnet werden. Bei Wahl des 
weittragendsten Geschützes der jedesmaligen Epoche ist 
dagegen eine Gleichheit fiir alle gegeben , und werden die 
Vortheile des Einen für alle übrigen Staaten gesichert; abge- 
sehen davon, dass die Annahme nahe liegt, dass jeder Staat 
in der Lage ist, sich in den Besitz derartiger Geschütze zu 
setzen. Im Allgemeinen wird die Distanz von drei Seemeilen 
seewärts der Küste als äussere Gränzlinie der Territorial- 
Gewässer „Izgne de respect"^ angenommen. 

Es ist nothwendig und im Interesse aller seefahrenden 
Staaten, dass die äussere Gränze der Territorial-Gewässer 
von allen oder doch den hervorragendsten Seemächten positiv 
festgesetzt werde. Nur auf diesem Wege wäre allen willkür- 
lichen Annahmen und Auslegungen, und demnach mannig- 
fachem Unrechte und fatalem Zwiste vorgebeugt. 

Als Ausgangspunkt an der Küste für die Be- 
rechnung der Territorial-Gewässer kann füglicher Weise 
nur die Gränzlinie der Schiffbarkeit für grössere Fahr- 
zeuge verstanden werden. Die Tiefenlini-e längs 
des Ufers, wo die Schiffbarkeit für die Schiffe 
weiter Fahrt beginnt, markirt daher auch die 
Gränze der Territorial-Gewässer gegen die Land- 
seite. Das seichte Wasser innerhalb der besagten Linie ist 
wie festes Territorium zu betrachten und zu bebandeln, und 
als solches an und für sich Eigenthum des betreffenden 
Küstenstaates ; denn es kann ohne besondere Schwierigkeiten 
zur Anlage permanenter Vertheidigungs-Objecte geeignet 
gemacht werden. 

Die zweite Bedingung, durch welche die Ausdeh- 
nung der Territorial-Gewässer normirt wird, nämlich 
die Sicherung des Staatsgebietes vor Angriffen von der See- 
seite , setzt voraus, dass nur von einem - directen Angriffe, 
nur von einer unmittelbaren Bedrohung die Eede sei. Wenn 
aber diess der Fall ist, so müssen die Territo- 
rial-Gewässer seewärts dort eine Gränze finden, 
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WO die Möglichkeit einer Anwendung von Ge- 
waltmitteln gegen die Küste aufhört. Es ergibt sich 
daher wieder als Gränze derTerritorial-Gewässer die grösste 
wirksame Tragweite der weitesttragenden Geschütze; denn 
hiedurch ist sowohl die Gränze gegeben, bis wohin eine 
effective Vertheidigung statthaben kann , als auch jene, von 
wo aus ein wirksamer Angriff mit Waffengewalt möglich ist. 

Zum dritten Punkte übergehend, kann es keinem Staate 
rechtlich zustehen, die Schifffahrt anderer Nationen längs; 
seiner Küsten zu verbieten oder thatsächlich zu stören, so 
lange sich die Schiffe keiner Verletzung seiner 
Hoheitsrechte schuldig machen, und keinerlei Ur- 
sache zur Befürchtung geben, dass durch sie der Uferstaat, 
dessen Unterthanen oder Schutzbefohlene oder das Eigen- 
thum dieser in Gefahr komme. Das eben Gesagte wird vor- 
züglich von jenen Territorial- Gewässern Geltung haben, 
deren Befahrung für alle Nationen noth wendig 'ist, und 
welche nicht umgangen werden können, um aus einem freien 
Meere in ein anderes freies Meer zu gelangen. 

Von den verschiedenen Territorial-Ge wässern im 
Speciellen sind zu unterscheiden : 

1. HLäfen und Rheden, 

2. Meerbusen, Baien und Buchten, 

3. Meerengen und vom Lande eingeschlos- 
sene Meere, 

4. die Gewässer längs einer mehr oder min- 
der geradlinig verlaufenden Küste. 

ad 1) Nach den vorhergegangenen Erörterungen dürfte 
es ausser Frage sein, dass die Häfen und Rheden der Souverai- 
nität jenes Staates unterstehen, in dessen Bereiche sie liegen. 
Sie unterstehen seiner Oberhoheit, weil sie sein Eigenthum 
sind, denn was den Besitz characterisirt , „die Möglich- 
keit ausschliesslicher Benützung zu jeder Zeit" 
ist hier Vorhanden, und die auf das Meer in weiterem Sinne 
sich beziehende allgemeine Freiheit des Verkehres bildet kein 
Hindemiss, Häfen und Rheden als Eigenthum des betref- 
fenden Staates anzuerkennen. Wenn dieser seine Häfen und 
Rheden fremden Nationen verschliesst , so hebt er desshalb 
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nicht den freien Verkehr derselben unter sich auf; er isolirt 
nur sich selbst und stellt sich ausser Verbindung mit den übri- 
gen Völkern. 

Einen Fall j edoch gibt es, wo Humanitäts-Rticksichten eine 
Ausnahme gebieten, und dem Staate nicht erlauben, von sei- 
nem Eigenthumsrechte in dem eben erwähnten Sinne Gebrauch 
zu machen, und fremden Schiffen die Einfahrt in seine Hä- 
fen und ßheden zu verwehren, und dieser Eine Fall ist der Fall 
grosser Seegefahr — der ^relächeforc4e.^ — Schiffe 
in Seegefahr sind, so lange die Gefahr vorhanden ist, oder sie 
nicht in Stand gesetzt sind, derselben zu begegnen, ohne 
Rücksicht auf Gattung und Nationalität, ob Kriegs- oder 
Handelsschiffe, selbst in geschlossenen Häfen zuzulassen. 

Es ist selbstverständlich, dass das Eigenthums- und Ober- 
hoheitsrecht des Staates auch auf jene Häfen undRheden seiner 
Küste sich erstrecke, welche er augenblicklich nicht benützt, 
und dass folglich ein Recht erster Occupation in Bezug auf 
dieselben von Seite eines anderen Staates nicht geltend 
gemacht werden kann. 

In den Häfen und Rheden seiner Küste hat 
der betreffende Staat das Recht der Polizei und Ju- 
risdiction; er kann den Waarenverkehr der Fremden Zoll- 
gesetzen unterwerfen, er kann von ihnen Gebühren erheben 
und Regulative vorschreiben, welche er für gut oder noth- 
wendig findet. Es ist jedoch zu bemerken, dass diese Mass- 
nahmen einen allgemeinen Character haben müssen, dass sie 
nicht eine willkürliche Bevorzugung oder Hintansetzung 
enthalten dürfen , sollen sie nicht für einzelne Staaten , welche 
von denselben härter getroffen werden, Anlass zur Klage 
bieten, und Acte der Wiedervergeltung hervorrufen. 

Handelshäfen sind im Allgemeinen den Han- 
dels- und Kriegsschiffen aller Nationen ohne un- 
terschied offen. In Bezug auf die Kriegsschiffe 
bestehen gleichwohl häufig besondere Regeln, 
welche vertragsmässig zwischen einzelnen Staaten fest- 
gestellt sind. Es ist übrigens klar, dass jeder Staat speciell 
bezüglich der Kriegsschiffe besondere Normen erlassen kann. 
Wenn er es für seine Sicherheit oder zur Hintanhaltung einer 
Störung des commerciellen Verkehres fiir nothwendig erachtet. 
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SO steht es ihm zu, eine länger dauernde oder gar perma- 
nente Stationirung zu verweigern, die Zahl der Kriegsschiflfe, 
welche je nach deren Gattung gleichzeitig zugelassen wer- 
den, zu bestimmen, denselben einen gewissen Bereich eines 
Hafens als Ankerplatz anzuweisen, die Einfahrt in bestimmte 
Häfen, Rheden, Buchten u. s. w. selbst dann, wenn sie nicht 
Kriegshäfen sind, in Berücksichtigung besonderer Locälver- 
hältnisse zu verbieten; doch müssen derlei Normen — 
wie oben bemerkt — einen allgemeinen Character besitzen, 
und dürfen nicht gegen Kriegsschiffe gewisser Staaten allein 
Geltung haben. Wird ein Kriegsschiff in einem Hafen oder 
auf einer Rhede eines anderen Staates , ohne dass besondere 
Verträge diess verbieten, nicht zugelassen, so kann der Com- 
mandant desselben, wenn der betreffende Hafen oder die 
Rhede nicht überhaupt allen Kriegsschiffen einer anderen 
Flagge als der des üferstaates verschlossen ist , gegen eine 
solche Zurückweisung Protest erheben , und wird es Sache 
der diplomatischen Vertretung seiner Heimat sein, die wei- 
teren Schritte zu thun , um eine Erklärung des Falles von 
der Regierung des Uferstaates oder nach Umständen weitere 
Genugthuung zu erlangen. 

EigenthÜmlicher Natur sind' die Localverhältnisse der beiden türkischen 
Enelayen KlekundSuttorinaim sSdlichen Dalmatien. An beiden Stellen rei- 
chen^ zwischen österreichischen Orund und Boden eingekeilt, schmale Streifen 
türkischen Gebietes bis an den Strand der See, welche ebenfalls zum Besitze 
Oesterreichs gehört. Diese Streifen trennten einst das Territorium des selbst- 
ständigen Ragusa von den Venediges Herrschaft unterworfenen Theilen Dalma- 
tiens*). Selbe sind vermöge alten Uebereinkommens nicht nur Kriegs-, son- 
dern auch Handelsschiffen fremder Nationen verschlossen. Selbst türkische 
Schiffe dürfen nur mit Erlaubniss der kaiserlichen und königlichen Regierung 
mit den fraglichen Territorien in Verbindung treten. Einstens war Eifersucht 
Ursache dieser sonderbaren Gebietsvertheilung gewesen ; derzeit dürften es 
politische Bücksichten sein, welche die Beibehaltung der Enolaven und den 
völligen Ausschluss des fremden Schiffsverkehres erheischen **). 

Kriegshäfen sind derHandelsschifffahrt nicht 
verschlossen, und in der Regel auch fremden Kriegsschiffen 



♦) Siehe die Auszüge — Anhang A — nach Documenten des Archivs von Venedig. 
**) Die in neuerer Zeit über Elek und die Suttorina geführte diplomatische 
Oorrespondenz im Anhange A. 
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befreundeter Staaten zugänglich, doch nicht selten unter ge- 
wissen Beschränkungen, wie z. B. in Bezug auf die Dauer des 
Aufenthaltes, welcher den zur Deckung etwaiger Bedürfnisse 
nöthigen Zeitraum nicht zu überschreiten hat, oder in Bezug 
auf die Zahl der gleichzeitig einlaufenden Schiffe derselben 
Nationalität, oder in Bezug auf den Theil des Hafens oder 
der Rhede, der als Ankerplat!^ zugewiesen wird u. dgl. Es 
herrscht übrigens die Gepflogenheit, die Entsendung einer 
grösseren Anzahl Kriegsschiife an eine fremde Küste der 
Regierung des Staates, welchem diese Küste angehört, im 
diplomatischen Wege vorher bekannt zu geben*). 

ad 2) Was von den Häfen und Rheden gilt, gilt noth- 
wendig auch von Meerbusen, Baien und Buchten, wenn selbe, 
vom Territorium eines und desselben Staates gebildet, nicht 
breiter sind als die doppelte, vielmals erwähnte Kanonen- 
schussweite, oder wenn natürliche Hindernisse , wie Inseln, 
Riffe, Bänke selbe derart absperren, dass die Einfahrten von 
Artillerie beherrscht werden können. 

ad 3) Meerengen sind dem Schiffsverkehre 
offen, wenn sie freie Meere verbinden, und zwar 
selbst dann, wenn beide Ufer einem und demselben Staate 
gehören , und eine militärische Beherrschung vom Strande 
aus möglich ist. Der Grund hievon ist der, dass die freie 
Benützung der Meere für die übrigen Völker imaginär 
wäre, sobald es dem betreffenden Uferstaate zustände, die 
Passage durch die Meerenge, wenn er es fiir gut findet, zu 
verbieten. Uferstaaten haben nur das Recht der Ueberwa- 
chung, insoweit die Gewässer der Meerenge im Bereiche 
ihrer Territorial-Herrlichkeit liegen , und sie dürfen , wenn 
die Schifffahrt iimerhalb der Meerenge wegen ihrer Schwie- 
rigkeit der Unterhaltung gewisser Hülfsinittel bedarf, wie 
Lootsen, Leuchtfeuer, Baaken und Tonnen etc. bestimmte 
vertragsmässig festgestellte Gebühren erheben , welche den 
Kosten dieser Unterhaltung angemessen sind, und daher 
keineswegs den Character eines Tributes haben. 



*) Die in Oesterreick geltenden Vorschriften über Zulassung fremder Kriegs- 
schiffe in österreichische Häfen im Anhange B. 
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Dänemark erhob den Sundzoll. Da derselbe bei der gesteigerten Zunahme 
der Schifffahrt den Oharacter einer Abgabe verloren hatte , um für die Einrieb* 
tungen zur Erleichterung der Navigation vorzusorgen ; vielmehr eine förmliche 
Staatseinnahme geworden war , so erklarte die nordamerikanische Union , sieb* 
diesem vorgeschützten Rechte ferners nicht zu unterwerfen, und die See- 
staaten Europas schlössen sich dieser Anschauung an. Nach allseitig gepflo- 
genen Unterhandlungen kam es im Jahre 1857 zum Abschlüsse des Ver- 
trages , welcher Dänemark die Ablösung des fraglichen Zolles zugestand. Be- 
züglich der Dardanellen und des Bosporus wurde von der Pforte stets der 
Grundsatz festgehalten, dass die Beschiffung dieser Engen durch Kriegsfahr- 
zeuge von ihrer Genehmigung abhänge. Im Jahre 1841 wurde vertragsmässig 
festgestellt, dass diese Gewässer den nicht türkischen Kriegsschiffen zu ver- 
schliessen seien, und dass solche Schiffe nur mit Erlaubniss der hohen Pforte 
passiren dürfen. Diese Bestimmung ward 1856 durch den Pariser Vertrag- 
erneuert Nur in Gonstantinopel darf je ein leichtes Kriegsschiff zur Disposition 
der betreffenden Gesandtschaft Stationiren*). 

Eingeschlossene Meere (mers enclavees) sind nur 
dann Territorial-Meere, wenn sie von dem Territorium eines und 
desselben Staates allein umgeben sind; ist diess nicht 
der Fall , so sind sie freie Meere , da jedem Uferstaate das. 
Recht auf dessen Benützung und zum freien Verkehre mit 
den Nationen ausserhalb derselben, sowie diesen vice-versa 
mit jenem zukommt. 

Das srchwarze Meer, an sich ein freies Meer, ward in Folge des Pariser 
Vertrages vom Jahre 1856**) neutralisirt, d.h. „den Kriegsschiffen jeder Nation 
verschlossen, und sollten selbst die Uferstaaten Türkei und Russland nur eine- 
bestimmte, beschränkte Anzahl kleinerer Kriegsschiffe in demselben für den 
Küstendienst verwenden , während es ihnen zugleich untersagt blieb , an den 
Gestaden des schwarzen Meeres grössere militärische Etablissements und 
Arsenale zu errichten und zu erhalten***). Jedoch wurde 1870 der erwähnte 
Vertrag, insofeme derselbe die Neutralisation des schwarzen Meeres- 
betrifft, von Kussland gekündij2:et. In der Donaumündung aber war es laut 
desselben Vertrages den einzelnen Vertrags-Mächten gestattet, je ein Kriegs- 
fahrzeug Stationiren zu lassen f). 

Die Territorial-Gewässer längs der Küste 
eines Staates ausserhalb der Häfen, Eheden, 
Buchten etc. unterliegen der Herrschaft dieses 



^) Erste Beilage zum Pariser Vertrage vom Jahre 1856, Anhang G. 

**) Anhang C. 

***) Zweite Beilage zum Pariser Vertrage vom Jahre 1856, Anhang C. 

f) Das Resultat der hierob gepflogenen Vereinbarung im ProtocoUe der 
Londoner Conferenz, An hang . 
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Staates; er ist aber nicht deren unbeschränkte!" 
Eigenthümer./Er hat das Recht der Herrschaft, weil 
er diese auszuüben in der Lage ist, und weil er vermöge 
seiner Souverainität als unabhängige, selbstständige Macht 
auch berechtiget ist, den Eintritt auf sein Territorium zu über- 
wachen und jene Massnahmen zu ergreifen , welche er für 
seine eigene Sicherstellung und die seiner Untetthanen für 
nothwendig erachtet; er ist auch insoferne Eigenthtimer, als 
er das Recht hat, die Ausnützung des fraglichen Territorial- 
Meeros, d. h. die Fischerei jeder Art, sowie nicht minder 
den Verkehr zwischen den eigenen Häfen und Rheden seinen 
Unterthanen ausschliesslich vorzubehalten, weil es jseine 
Pflicht ist, in erster Linie seinen eigenen Küstenbewohnern 
den Lebensbedarf und die aus den anliegenden Gewässern 
sich ergebenden Existenzmittel zu sichern ; aber sein Eigen- 
thumsrecht geht nicht so weit, um eine Annäherung von 
Schiffen befreundeter Staaten an seine Küsten zu verwehren, 
die Schifffahrt in Sicht und in der Nähe seiner Küsten zu 
verbieten oder wohl gar Abgaben zu erheben, ohne hiefür 
je nach den localen Verhältnissen durch Errichtung und Er- 
haltung von zweckentsprechenden Anstalten etwas zu leisten, 
was zur Erleichterung der Navigation beizutragen geeignet ist^ 
Eine Beirrungder Fremden in der Passage der Territorial-Ge- 
wässer eines Staates wäre eine Verletzung des Fundamental- 
Principes des Völker- und Seerechtes, welches die freie Be- 
nützung des Meeres für den allgemeinen Verkehr derN^ationen 
in Anspruch nimmt. Lisbesondere wird diess in Meeresbecken 
und Seecanälen Geltunghaben, wo die Formation des Landes, 
die Natur und Tiefe des Grundes an der Küste, sowie die 
vorherrschenden oder* gefahrdrohenden Winde und Stürme 
den Schiffer die Nähe des einen oder anderen Ufers auf- 
zusuchen nöthigen. 

Ein Uferstaat kann übrigens, wenn und solange es seine 
eigene Sicherheit thatsächlich erfordert, — fremde Schiffe 
von der Benützung seiner Territorial -Gewässer, wenn 
nijCht natürliche Verhältnisse die Benützung 
dieser Gewässer für den allgemeinen See- 
verkehr bedingen, ausschliessen ; so z. B. in dem 
Falle eines Aufstandes in einer an die See gränzenden 
Provinz. Ob eine solche Ausschliessung als die Massregel 
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eines Staates aufzufassen ist, welcher vermöge der Pflicht 
der Selbsterhaltung und kraft seiner Souverainität in 
den fraglichen Gebieten hiezu berechtiget ist, oder als eine 
förmliche Kriegsoperation, als eine Blokade — mag wohl 
von dem Umfange abhängen , für welchen diese Ausschlies- 
sung gelten soll — oder vielmehr davon, ob die im Aufstande 
Begriffenen, eine eigene materielle und moralische Macht 
besitzen, welche sie als selbstständige Gemeinschaft im 
Völkerverkehre erscheinen lassen und ihnen die Rechte 
einer „Krieg führenden" Parthei zuzuerkennen gestatten. 

Üeber die Ausdehnung der Territorial-Gewässer längs ge- 
rader Küste gelten die Normen, welche bereits früher als Basis 
der Bemessung territorialer Gewässer überhaupt festgestellt 
worden sind, nämlich die Kanonenschuss weite oder im All- 
gemeinen die Distanz dreier Seemeilen von der Gränzlinie des 
schiffbaren Wassers seewärts. Man hat zwar die fragliche Aus- 
dehnungauf manche andere Art bestimmen wollen, -7 so sollte 
von der Küste ausgerechnet all' das Territorial-Meer sein, wo 
das Loth den Grund findet; ein Anderer setzte die Gränze 
80 weit hinaus, als die Küste sichtbar ist — ; doch, wie zu 
ersehen, mangelt einer derartigen Festsetzung dieser Gränz- 
linie des Territorial-Meeres die rationelle Begründung, und 
sind diese Gränzlinien zu sehr erkünstelt und zu wenig po- 
sitiv, um einen einigermassen sicheren Anhaltspunkt zu bie- 
ten. Uebrigens muss noch bemerkt werden, dass bezüglich 
der Ausdehnung des Territorial-Meeres und über dessen 
Benützung auch particuläre Verträge zwischen Staaten exi- 
stiren können, und in der That existiren ; doch sind die diess- 
bezüglichen Bestimmungen selbstverständlich nur für die 
Vertragsmächte bindend, und auch für^diese nur in dem Sinne 
des Zweckes, zu welchem eine solche specielle Regelung der 
See-Territorial-Gränze oder der Benützung der betreffenden 
Gewässer vereinbart worden ist. So bestehen in dieser Eich- 
tung häufig specielle üebereinkommen in Bezug auf die 
Benützung der beiderseitigen Gewässer zur Fischerei, und 
in Bezug auf den Verkehr an der Küste und die zollamtliche 
Wirksamkeit*). 

**) Handels- und Schifffahrts-Tractat Oesterreich-Ungarns mit Italien vom 
Jahre 1867 — im H. Theil. 
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II. 

üeber die Nationalitat der ScMffe. 

Der freie Verkehr zur See verlangt eine Garantie, eine 
Bürgschaft, eine Controle. Diess kann nicht von einzelnen 
Individuen oder Körperschaften geleistet werden; nur 
der souveraine Staat vermag eine Garantie, eine Bürg- 
schaft zu bieten , eine Controle auszuüben. Hieraus folgt, 
dass, wer immer sich der Schi ff fahrt wid-- 
met, sich unter den Schutz eines souve- 
rainen Staates stellen müsse; diess im Interesse 
seiner selbst, wie im Interesse der menschlichen Gesell- 
schaft. Ein Schiff ohne nationalen Character bietet keinerlei 
Sicherheit den anderen Schiffen und kann keine für sich 
selbst beanspruchen. Wenn es gegen die Bestimmung de& 
Menschen ist, ausser Gesellschaft zu leben , und derjenige, 
welcher solches versuchen wollte, von Jedermann gefürchtet 
werden müsste, weil kein Gesetz, keine positive wirksame 
Autorität ihn in seinem Verfahren und Betragen gegen 
Andere bindet, so ist diess noch viel mehr dann der Fall, 
wenn es sich um Schiffe auf hoher See handelt und auf 
diese angewendet wird. Mag der Staat, unter dessen Protec- 
tion sich ein Schiff begibt, mehr oder weniger civilisirt, dem 
allgemeinen Völkerrechte mehr oder weniger nahe stehen, 
immerhin ist es eine Nothwendigkeit, dass dieses irgend einem. 
Staate angehöre, um ohne Gefahr für sich und ohne Bedro- 
hung Anderer am maritimen Verkehre Theil zu nehmen* 

Betreffs der Nationalität der Schiffe, ihrer An-^ 
gehörigkeit an diesen oder jenen Staat, sind zwei Dinge 
zu unterscheiden: 

1. Die Bedingnisse, an welche die Existenz- 
dieser Nationalität gebunden ist; 

2. die Beweise, welche die Schiffe hievon zu 
geben verhalten werden können. 

Es ist klar, dass hierin ein grosser Unterschied zwischen 
den Schiffen des Staates selbst — den Kriegsschiffen — und 
den Schiffen der Privaten — den Handelsschiffen — bestehen 
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müsse. Im Folgenden wird vorerst von letzteren gesprochen 
werden. 

Jedem Staate steht das Eecht zu, die Bedingnisse 
vorzuschreiben, unter welchen er ein Schiff, Privaten 
gehörig, als ein nationales, als ein unter seinem Schutze 
«tehendes anerkennt. Diese Bedingnisse können das Schiff 
selbst oder Personen betreffen; das Schiff selbst in Bezug 
auf dessen Ursprung, ob im In- oder Auslande gebaut; Per- 
sonen in Bezug auf die Eigenthümer, denCapitän, dieSchiffs- 
officiere, die Mannschaften (ob oder in welchem Verhält- 
nisse der Zahl selbe Unterthanen des betreffenden Staates 
«ein müssen). 

Was den Bau des Schiffes, dessen Ursprung anbelangt, 
so wird es als nationales anerkannt , wenn es im Inlande 
gebaut ist. 

Viele Staaten dehnen diese Anerkennung unter man- 
cherlei speciellen Bedingungen auch auf solche Schiffe aus, 
welche im Auslande gekauft werden, so Oesterreich, Spanien, 
Portugal, Schweden, Kussland. 

Betreffs Oesterreich siehe: das f,Jiegolamento coneernent e la 
pateniazione dei baatimenti mercantili austriaei a lungo 
eorao.'^ Artikel II lautet: „Alla fotentasrione aono qudlificatij aj tviti t legni 
eoatruiti aopra un e andere nazionale; hj tutti quei legni fahhricoii in un paese 
eatero, la dt eui proprieta legale poaaa da uno o piü auddiii auatriaei nativi o 
naturalizzati legalmente venir comprovcUa,^ 

' Bezüglich der Eigenthümer setzen die meisten Staa- 
ten fest, dass sämmtliche Eigenthümer eines Schiffes In- 
länder seien, so Oesterreich, Spanien, Portugal, England, 
Eussland. 

Eine Ausnahme macht Frankreich (Hälfte des Eigen- 
thumes im Inlande) und die nordamerikanischen Vereins- 
staaten — letztere in Bezug auf Ursprung und Eigenthum. 

Betreffs. Oesterreich siehe Art. II, §. 12 des „Editto politicOj'^ 
„Siceome i aoli avddäi poaaono eaaere infereaaali ne^ baatimenti^ ehe navigano 
eon la eea, reg. patente o aeantrinoj eoal ae un capitano o padrone nel eorao 
della navigazione e eomando connoaeeaae o aoapettaaae proprietarj o iniereaaati 
eaterif doprä denunziarli alla auperioriatä aotto gratfisaime pene fifC a quella 
della mofiey nel caao aopra eapreaso^ che ai operaaae eon frode o mdlizia e ne 
riaüHaaae dl puhlico ßtato evidente danno.*' 
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Was die Capitäne anbelangt, so verlangen die meisten 
See -Reglements, dass. er Staatsangehöriger, Inländer sei. 

Betreffs Oesterreich siehe Art. II, §.1 des y,Editto politleo.^ j»^<?«- 
iuno poträ in avvenire montare a comandare in qualitä di capitano o padrone 
un btutimento, che munito delld nostra patente, seontrino o pattaporto, navighi 
eon le imperiali rep'e inaegne, se non ctbbia gia compiti gli anni venti, $e non sia 
»uddito netto, o tcUe divenuto con la ncUuraJizzaaione, eon Vaatumione aUa eiita- 
dinanza di qucUche eomunitä de' noatri 8tati, o con il solo domicilio in guesta 
o quella citiä delle provincie, del dominio, premesBa la legittimazione delVeta, e 
ddla sttdditanza." 

Die Mannschaft der Schiffs-Equipage muss nach öster- 
reichischen Gesetzen zu zwei Drittheil derselben aus öster- 
reichischen ünterthanen bestehen; analoge Regeln — mei- 
stens drei Viertheil der Mannschaft — gelten in den übrigen 
Äeestaaten. 

Betreffs Geste rreicb siehe Art. II, §.8 des „Editto politieo," „Avrä 
aitenzione di preferire nella formazione delV equipaggio i noatri audditi, ed 
ohUigo aaaoluto di eompletarlo con due terze parti almeno di detti noatri audditi^ 
come pure di mantenere V equipaggio aul vero e giuato rollo, eol quäle pariirä 
dal noetro litorcUe auatriaeo, aalva qualehe legittima neceaaaria mutazione 
per aopravvenienza di morte, malattia, diaerzione, o aliri simüi accidenti; queata 
mutazione dovra eaaere giuatificata appreaao li capitani del porto al ritpmo 
del haaiimento nel noatro litoraJe eon un certificato de noatri conaoli, o vice- 
conaoli reaidenti nel luogo ovvero in un proaaimo a quello della aeguita 
mutazione, o colla depoaizione deHVintiero equipaggio, — // capitano aara 
tenuto di reclutare e rimpiazzare quanto aia poaaibile i marinari con audditi 
nazionali, ed in maneanza almeno eon audditi di Principi confederati o amici 
noatri,** 

Alle die angeführten Bedingnisse finden sich übrigens yereint im Artikel 
ni des „Begolamento coneernente la patentazione dei baatimenti mercantili 
4iuatriaci a lungo corao,** „Z proprietari , che deaideraaaero conaeguire i ricapiti 
auatriaci di navigazione, hanno da preaentare le loro auppliche direitamente ad 
uno dei Oovemidi Trieate, Venezia, Zara o Fiume, aecondo üformulario A, gui 
-accanto eaiatente, e comprovare ; aj di eaaere audditi austriaei na>tivi o natu- 
rälizzati; h) di eaaere aoli proprietarj, o comproprietarj del* naviglio , equi- 
paggiato almeno con due terzi di audditi auatriaci, compreao il capitano, ed 
armato almeno di due canoni; c) di eaaere il capitano un auddito auatriaeo 
fiativo o naturalizzato, giunto alla legale etä riehiesta, e fornko di ttttte 
le qualitä preacritte dalle leggi per il conaeguimento della eariea di capitano 
di un baatimento. Per queata fint eki implora la P(ttenie deve amettere alla 
-aua aupplica i aeguenti aMestati: aJ la fede di batesima, oaaia di naacita 
del praprietario e di ogni comproprietario ; bj il contratto di eompra, otvero 
la fede del coatruttore coneernente la fabbriea o raddobbo del buatimento 
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eaeguito in tm cantiere nationale, e quando $i tratta dt un legno coatruiio 
in un paese eatero, i doeumenti autentici, eomprotißnti la proprietä Ugittima 
ed esclusiva degV imploranti la Patente ^ nativi o naturalizzati negli statt 
austriaci; c) la fede di un 1, H. Ufficio di Porto sulla »tazzatura, cibe 
misura del baaiimento. •— <- H eontratto di üompra , e la fede sulla misura 
devono conienere un aeeuraia deicriision« del hastimento da patentarai, ed 
eatere apediii a modo degli anneasi /ormolari B e C; d) la fede di hateaimo 
del capitano, e ae non foaae un nativo auddito auatriaco il deereto di natu- 
ralizzazione, oltre Vatieatato legale rtguardante la aua abilitazione <U eomando- 
di un nam'glio pateniato,*' 

Zur Constatirung, dass die fraglichen Bedingnisse erfüllt 
sind — mit anderen Worten als Proben der Nationalität, 
welche die Schiffe zu geben verhalten werden können — 
dienen die Schiffspapiere, und beziehen sich selbe wieder 
auf das Schiff und dessen Eigenthümer, sowie den Capitän 
und die Bemannung, überdiess auf die Ladung. Das wichtigste 
und erste D^cument zur Constatirung der Nationalität ist der 
Seepass und je nach den Gesetzen der Staaten derRe- 
gisterbrief. Bei den österreichisch-ungarischen Schiffen 
langer Fahrt vertritt das Flaggen- oder Schiffs-Patent 
und das Minis terial-Scontrin die Stelle des Seepaöses, 
bei Fahrzeugen der kleinen Cabotage die See-Licenz*)* 
Der Registerbrief ist eine Urkunde über die Eintragung 
eines Fahrzeuges in das Schiffsregister des betreffenden 
Staates. Von den weiteren Schiff&papieren betreffen der 
Beilbrief, Messbrief und Kaufbrief das Schiff, der 
Bürgerbrief den Capitän und die Musterrolle die 
Bemannung, die Passagierliste die allfälligen Passagiere, 
die Chartepartie, das Conossement und das Manifest 
dieLadung. Der Beilbrief (Gertificato di costruzione) 
ist die Urkunde , welche den Bau des Schiffes im Inlande be- 
zeugt**). Der Me^^hxi^i (Gertificato di stazzat'ura) ist 
die Urkunde, welche die Tragfähigkeit des Schiffes ergibt***). 
Der Kaufbrief (Kaufvertrag) wird erheischt, wenn ein 
fremdes Schiff in inländischen Besitz übergegangen ist. Die 



*) Formulare für Flaggen-Patent, Ministerial-Soontrin , Seepass und See- 
Licenz im Anhange Q. 

**) Formular, wie in Oesterreieli-Ungam üblich, im Anhange <}. 
***) Formular, wie in Oesterreich-Ungarn üblich, im Anhange^. 
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Musterrolle(Vwo?o d^equipaggio) enthält das Verzeich- 
niss der eingeschifften Mannschaft, das Nationale derselben 
und die Bestinnnungen der Häuer*). Chartepartie (Gon- 
tratto di noie^^jfeoj ist der Frachtcontract, Gonossement 
(polizza dl caricoj heisst die Erklärung des Schiffers 
über den Empfang der angegebenen Güter , und zwar 
bezieht sich dieses Document immer nur auf die von jedem 
einzelnen Frachter übernommenen Waaren , wird daher bei 
einheitlicher Ladung und bei einem einzigen Frachter durch 
die Chartepartie vertreten. Manifest ist ein Verzeichniss 
sänuntlicher im Schiffe befindlicher Waaren, welches haupt- 
sächlich der zollamtlichen Controle als Basis dient. 

Schiffe können, je nach den Gesetzen der Länder, auch 
mit einem interimistischen, von einem Consul des betreffenden 
Staates ausgestellten Seepasse (passavanti) fahren, wenn 
ein Schiff, im Auslande gekauft, sich nach dem Staate der 
neuen Eigenthümer begeben soll**). 

Zu den Schiffspapieren, welche an Bord der Kauffahrer 
zu führen sind, gehören femers auch das Tagebuch — 
Schiffs- Journal (giornale di bordo) ^ und der Ge- 
sundheitspass (fede di sanith). Uebrigens richtet sich 
die Zahl und Natur der zu führenden Schiffspapiere je nach 
den Gesetzen des Landes, dem ein Schiff angehört. Auf öster- 
reichisch-imgarischen Schiffen langer Fahrt sind ausser den 
Papieren für die Ladung zu halten; Das Flaggenpatent 
und das Ministerial-Scontrin, die Musterrolle sammt 
den Matrikeln der Mannschaft, das Schiffs- Journal, ein 
Exemplar des „Editto politico^ ***) und der Ge sund- 
heitspass. 

Die Bedingnisse, unter welchen ein Schiff als ein diesem 
oder jenem Staate angehöriges anerkannt wird, finden sich 
übrigens nicht selten in Verträgen besonders erwähnt, da es 
sich nicht blos um eine Garantie für die Sicherheit" der 



*) Auszug auB der Musterrolle, "wie in Oesterreich-Ungarn üblich, im 
Anbange • 

**) Formular, wie in Oesterreioh-Ungarn üblich, im Anhange Q. 

***) §. 47, ärt. II ed. polit. 
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Schifffahrt überhaupt handelt, sondern auch darum, ob ein 
Schiff gewisse Kechte oder Vörtheile beanspruchen darf, die 
den eigenen Schiffen oder den Schiffen gewisser fremder 
Staaten vorbehalten sind. Es hängt demnach die Art der 
Behandlung eines Schiffes in mannigfachen Beziehungen von 
seiner Nationalität ab. Es ist klar, dass ausser speciellen 
Verträgen die Nationalität eines Schiffes stets nach den 
Gesetzen jenes Staates beurtheilt zu werden hat, dem es 
anzugehören prätendirt. 

Bei Kriegsschiffen hapdelt es sich , da sie ohnehin Staats- 
eigenthum sind, einzig und allein um die Beweise, welche von 
denselben zur Constatirung der Nationalität Seitens fremder 
Staaten verlangt werden dürfen. Ein Kriegsschiff im eigent- 
lichen Sinne des Wortes ist mit seiner Armirung, Ausrüstung 
und Bemannung als solches schwer zu verkennen, uxid genügt 
die Flagge und der Wimpel, vorkommenden I^aUes das 
Wort des Capitäns um seine Nationalität zu constatiren, 
und es in den Genuss all' der Rechte zu setzen, welche Kriegs- 
schiffen zukommen. Diess ist der durch den allgemeinen Ge- 
brauch sanctionirte , völkerrechtliche Usus, und hat nicht 
nur auf die Kriegsschiffe im engeren Sinne des Wortes An- 
wrendung, sondern gilt auch für jene Kriegsschiffe, welche 
ÄU Transportszwecken dienen, kurz für alle Schiffe eines 
"Staates, die zur Kriegsmarine desselben gehören, und von 
einem. Officier dieser Kriegsmarine als solchem 
befehliget werden. Allerdings wären das Ernennungsdecret des 
Commandanten zu seiner betreffenden Charge, oder zum Com- 
mandanten des Schiffes, sowie die Instructionen, welche er 
von seiner Regierung erhalten , Documente der Nationalität ; 
allein bei den mancherlei äusserlichen Beweisen entfällt 
einerseits im fraglichen Falle das Bedürfniss einer beson- 
deren Beglaubigimg, anderseits ist in der Verantwortlichkeit 
der Regierung, welcher das Schiff anzugehören vorgibt, und 
als deren Agent der Commandant zu betrachten ist, eine 
genügende Garantie gegen Missbrauch geboten, während 
zugleich mit Rücksicht auf den Umstand, dass jedes 
Kriegsschiff ein Theil der Kriegsmacht des 
Staates ist, dessen Flagge es führt, jeder Anschein 
einer Absicht oder Handlung zu vermeiden ist, welche Eines 
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der Souverainitätsrechte des betreffenden Staates — näm- 
lich: das freie, unbeschränkte , •ausschliesslicHe Verfiigungs- 
recht über seine bewaffnete Macht — verletzend berühren 
könnte. 



III. 



Heber Seeraub. 

(Piraterie.) 

Seeräuber (Piraten) heissen im Sinne des allgemeinen 
Völkerrechtes jene, welche auf eigene Faust die Meere befah- 
ren, um mit bewaffneter Hand, sei es in Friedens- oder Kriegs- 
zeiten, Schiffe ohne Unterschied der Nation anzufallen und 
zu berauben. Acte dieser Art ergeben das Verbrechen 
des Seeraubes. Seeraub — Piraterie — ist daher im 
Allgemeinen jede gewaltthätige , ohne Autorisation einer 
souverainen Regierung unternommene Störung des mari- 
timen Verkehres und der freien Benützung des Meeres 
Seitens einzelner Schiffe , einzelner Individuen oder Vereine. 

Es erhellet aus dem Gesagten, dass das Verbrechen 
des Seeraubes gegen die gesammte Gesellschaft und deren 
freien Verkehr zur See gerichtet ist, dass es demnach die 
Schuldigen ausser den Schutz' des Völkerrechtes stelle, und 
hiemit ihrer Nationalität entkleide. Aus diesem Grunde und 
in Erwägung des weiteren Umjstandes , dass der Schau- 
platz des Verbrechens das dem Verkehre aller Nationen 
offene Gewässer ist, hat Jeder das Recht und die Pflicht, 
sich des Fahrzeuges und der Person eines Seeräubers zu 
bemächtigen, wo immer ihm selber in See unterkommt, 
sowie jedem Staate das Recht zusteht, denselben zu richten. 

Die Seeräuberei ist unbestritten so alt wie die SchiiTfahrt; sie spielte 
eine Rolle zu den Zeiten der Phönizier und Karthager, der Griechen und 
Römer. Die Spartaner und Phokäcr erlangten im Alterthume nicht minderen 
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Ruf als verwegene Seeräuber, wie die Normannen, Gothen, Basken, Uskoken 
u. 8. w. zur Zeit des Mittelalters. Mit dem Beginne der neueren Zeit lebte 
der Seeraub mächtig auf an den Küsten Nordafrika^s und in den Gewässern 
Westindiens und Centralamerlka^s ; dort durch die Barbaresken, hier durch 
die berüchtigten Flibustier. Gegenwärtig kommt selber in grösserem Mass- 
stabe nur mehr in dem Labyrinthe des ostasiatischen Archipels und in dem 
Bereiche der chinesischen Gewässer vor. 

Es ist bemerkenswerth , dass die im Grossen organisirten Piraten- 
wesen nicht der Selbstsucht allein ihren Ursprung dankten, sondern auch 
nationalem oder religiösem Fanatismus. — So galt diess von den Raub- 
staaten Nordafrika^s und zum Theile von den Flibustiern in Amerika, ja 
auch die Räubereien der Malayen sind analogen Ursachen nicht vöUig 
fremd. 

Das Verbrechen des Seeraubes ward zu allen Zeiten 
mit den schwersten Strafen belegt; doch ist es ein Irrthum, 
wenn man hie und da glaubt, dass der Captor das Eecht 
habe, die gefangenen Piraten ohne Weiteres an dieRaanocken 
zu hängen oder sonstwie hinzurichten. Allerdings kam derlei 
vor, und gab es z. B. noch zu Anfang des achtzehnten 
Jahrhunderts in England ein Gesetz , das den Captor eines 
SeeräuberschiflFes hiezu autorisirte; doch solche Gesetze 
existiren unter civilisirten Völkern längst nicht mehr. Auch 
auf frischer That betretene oder durch Zutreifen gravirender 
Indicien des Seeraubes rechtlich zu beschuldigende Indivi- 
duenkönnen — wie andere Verbrecher — nur durch compe- 
tente Tribunale verurtheilt werden. 

In Obigem ward die Definition des Seeraubes gegeben, 
wie derselbe von dem Standpunkte des Völkerrechtes 
aufzufassen ist, und nach; welchem dieses Verbrechen 
unter die Gerichtsbarkeit jeder Nation fallen kann, in 
deren Hände die Verbrecher gerathen. Diess schliesst 
jedoch nicht aus, dass die Gesetzgebungen einzelner 
Staaten den Begriff des Seeraubes weiter ausdehnen, 
und mit diesem verwandte Verbrechen der Piraterie gleich- 
stellen. Derlei Gesetze haben selbstverständlich nur Kraft 
füx diesen Staat , d. h. nur betreffs seiner ünterthanen und 
in Orten, welche seiner Jurisdiction unterstehen. 

Das österreichische Militär-Strafgesetz definirt den Seeraub in folgender 
Weise : „Ist in der Absicht, sich widerrechtlich eines Schiffes oder Fahrzeuges 
oder einer darauf befindlichen Person oder Sache zu bemächtigen, wider eine 
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oder mehrere Personen zur See Gewalt angewendet , demnach Seeraub began- 
gen worden, so ist Jeder, der dazu mitgewirkt hat und von der Kriegsmarine 
eingebracht wird^ in Kriegs- und Friedens Zeiten mit dem Tode durch den 
Strang zu bestrafen, es mag der Raub vollbracht worden sein oder nicht.** 

Zur Q ualificiruug des Seeraubes als Verbrechen 
gegen das allgemeine Völkerrecht ist nothwendig, 
dass hienxit eine Gefährdung des freien Verkehres zur See ver- 
knüpft sei. Man wird daher nicht ein Schiff als Seeräuberschift* 
betrachten , worauf ein Mord mit oder ohne räuberischer 
Absicht von Seite Eines oder weniger Einzelner stattfand, 
wohl aber ein Schiff^ dessen sich eine meuterische Mann- 
schaft bemächtiget hat, worauf alle Bande der Disci- 
plin gelöst und die Gesetze des eigenen Staates missachtet 
und gebrochen, die von diesem eingesetzten Führer und 
Träger seiner Autorität gewaltsam beseitiget sind, und 
welches sich eben dadurch denationalisirt , mithin das 
Recht auf den Schutz irgend einer Flagge verwirkt hat. 
Schon das gegenseitige gemeinsame Interesse macht die 
Völker verbindlich, derartige Acte als Seeraub in völker- 
rechtlichem Sinne zu qualificiren und zu behandeln. 
Als Beispiel der Erweiterung des Begriffes „Seeraub" 
durch particuläre Gesetzgebungen und Verträge soll hier 
noch des Vertrages Erwähnung geschehen; der zur Unter- 
drückung des Sclavenhahdels 1841 am 20. December zu 
London geschlossen wurde. England, Frankreich, Russland, 
Oesterreich und Preussen setzten hiemit den Sclavenhandel 
in die Cathegorie des Seeraubes. Dasselbe gilt auch in den 
vereinigten Staaten Nordamerika's*). 

Es sind noch einige Fälle des Seeraubes in Erwägung 
zu ziehen, welche wegen ihrer zweifelhaften Natur einer 
näheren Betrachtung werth sind. 

Wenn ein Staat in Kriegszeiten zu seiner Vertheidigung 
seine Angehörigen zu den Waffen ruft, und — falls er sich 
nicht selbst laut Vertrages des Rechtes begeben hat — Ver- 
trauens wertheünterthanen ermächtiget, zur See mittelst ihrer 
Schiffe gegen den Feind vorzugehen und dem feindlichen 
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Seehandel, und hiedurch dem feindlichen Staate möglichsten 
Schaden zuzufügen, mit anderen Worten, wenn ein Staat in 
Kriegszeiten „ Kaper '^ verwendet: so sind solche mit Voll- 
macht der Regierung des betreffenden Staates kriegsmässig 
armirte Privatschiffe in keiner Weise Seeräuber , und 
selbst dann , wenn sie sich Gewaltacte gegen Neutrale 
erlauben, nicht als solche zu betrachten, da der Staat, dem 
sie angehören, und der denselben die Commission ertheilte, 
sich eben dadurch für selbe verantwortlich gemacht hat, und 
ihm das Recht und die Pflicht zukommt , die Ausschreitungen 
seiner Kaper zu richten und zu ahnden. Anders stellt sich 
die Sache dar, wenn TJnterthanen eines neutralen Staates 
von einer „Krieg führenden'^ Parthei eine Commission als 
Kaper annehmen. Diess kann nur gegen Wissen und Willen 
des betreffenden neutralen Staates geschehen; denn im entge- 
gengesetzten Falle ist ein Neutralitätsbruch vorhanden, und 
wird der bisher neutrale Staat Parthei. Das fragliche Schiff 
kann demnach nicht mehr auf den Schutz seines Staates 
rechnen; würde dieser vorkommenden Falles ihm dennoch 
einen solchen gewähren, so würde derselbe durch die Aner- 
kennung des Schiffes als nationales den Boden der Neutralität 
verlassen, und sich in die Reihe der „Krieg fuhrenden" Par- 
theien stellen. Das mehrerwähnte Schiff entsagt daher seiner 
Nationalität und ist, wenn es hiebei die Bedingnisse dieser 
ganz oder zum Theile aufrecht erhält, ohne jenen Pflichten 
und Verbindlichkeiten nachzukommen , welche es als SchiH' 
des Staates, dem es thatsächlich angehört, erfüllen sollte, 
als factisch denationalisirt und hiemit als Pirat zu betrachten. 
Der Unterschied zwischen einem^ Schiffe , wie das beschrie- 
bene, und einem Seeräuber, wie er weiter oben definirt 
worden, dürfte nur darin bestehen, dass ersteres so lange, 
als es den neutralen Verkehr nicht directe belästiget und sich 
nur mit Schiffen des „Krieg fuhrenden" Gegners befasst, von 
den neutralen Nationen verschont bleiben dürfte. Der Feind 
jedoch wird es ohne Zweifel als Seeräuberschiff verfolgen, 
und im Falle der Habhaftwerdung seine Bemannung als 
Piraten und nicht als Kriegsgefangene behandeln. Der eben 
beschriebene Fall ist zwar noch nicht durch den völkerrecht- 
lichen Usus als Piraterie allgemein anerkannt , weil Schiffe 
der besprochenen Art sich nicht als Feinde des allgemeinen 
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Verkehres, sondern nur einzelner bestimmter Völker, 
nämlich einer „Krieg führenden" Parthei darstellen, doch 
dürfte es im Interesse der Seestaaten liegen, einen Fall wie 
den vorliegenden als Piraterie zu erklären , da ein Vorgehen 
der fraglichen Art zu den mannigfachsten Missbräuchen 
führen kann, indem nicht Patriotismus, sondern wohl 
meistens nur Habsucht Motiv eines derartigen Beginnens 
sein dürfte. 

Als im Jfthre 1838 V.-Adm. Baudln die französische Expedition gegen 
Mexico befehligte und benachrichtiget ward, dass die mexikanische Regierung 
an ausländische Fahrzeuge Eaperbriefe auszugeben beabsichtige, erklarte 
er jedes Schiff als Piratenschiff, welches , ohne thatsächlich der mexicanischen 
Nationalität anzugehören , als mexicanischer Kaper Verwendung finden sollte. 

Andere Fälle der Piraterie können sich ergeben , wenn 
ein Schiff von mehreren Staaten Kaperbriefe nimmt. Nur in 
dem Einen dieser Fälle, wenn nämlich ein Schiff, welches 
von seinem eigenen , im Kriege begriffenen Staate zur .Weg- 
nahme feindlicher Schiffe und Fahrzeuge autorisirt ist, noch 
überdiess eine solche Ermächtigung von mit seinem Staate 
gegen dieselben Feinde alliirten Mächten erhält, kann mit 
Grund gesagt werden , dass hiedurch kein Act der Piraterie 
begangen werde, doch liegt immerhin eine Verletzung des 
Völkerrechtes vor, welche hintanzuhalten im allgemeinen 
Interesse wäre. Nur der Umstand, dass die betreffenden 
Mächte verschiedene Verhaltungsregeln bezüglich der Neu- 
tralen adoptirt haben , oder in Folge specieller Verpflich- 
tungen zu adoptiren veranlasst waren, mag Ursache eines 
solchen Vorgehens sein. Zum Schlüsse dieser Erörterungen 
über Piraterie dürfte wegen der den Piraten entrissenen 
Güter nicht erst die Bemerkung beizufügen sein, dass selbe 
ihren rechtmässigen Eigenthümem wo möglich zurückzu- 
stellen sind. 



24 



IV. 

lieber Recognoscining der Mion 

(EnquSte du pavillon.) 

Die Hintanlialtung von Verbrechen , 
Seeraube darstellen, bedingt nothwendig, 
ständen und selbst im Frieden auf 
Verkehr der Nationen einer Controle u 
könne und dürfe. Diese Controle kann u 
nur von souverainen Staaten, und zwar vo 
Weise und mit gleichem Kechte ausge 
zur Handhabung dieser Controle berechl 
Staaten sind die Kri(5gsschiffe. 

Es wurde eben gesagt: ^unter üi 
eine solche Controle sich nur dann r( 
wenn thatsächliche und unmittelbare Bew 
untrügliche Anzeichen vorliegen, dass 
eine gewaltsame Störung des freien Seev 
gefunden hat. In solchen äussersten Fi 
die fragliche Controle zugestanden wer 
sie ist die Freiheit der See bedroht, Una aas allerseV 
anzustrebende Ziel — die Heilighaltung des Grrundprinciri 
des internationalen Seerechtes — würde in Gefahr komrue 
wenn man die Mittel versagte, welche zu dessen Erreichun ' 
dienen. Unstreitig haben auch die Kriegsmarinen eine 
bedeutenden Antheil an dem Verdienste, die See von Pixrate 
gesäubert zu haben. 

Die Kriegsschiffe üben die üeberwachung dadurch, aus 
dass sie zunächst die Nationalität eines Schiffes feststellen. TJm 
die Nationalität eines Schiffes zu erforschen, wird das Krieo-« 
schiff auf d^,s betreffende Schiff Jagd machen , und indera e 
selbst seine Flagge hiest , dasselbe zum Zeigen der Flao-o- 
verhalten. Wenn das gejagte Schiff die Flagge zu hisse 
zögert, und man voraussetzen darf, selbes ignorire vor 
sätzlich das Manöver des Kriegsschiffes, so wird letztere 
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zuerst durch einen blinden, dann durch einen scharfen, zum 
Erstenmale aber auf sichere Distanz abseits gezielten, daher dem 
Yerfolgten unschädlichen Schuss ihn zum Hissen der Flagge 
zu zwingen suchen. Sollte auch diess nicht fruchten, so wird 
der Commandant des Kriegsschiffes besonders dann, wenn 
keine Aussicht vorhanden ist, das Handelsschiff zu erreichen, 
und letzteres die Absicht verräth, sich dem Jäger zu ent- 
ziehen, die obwaltenden Verhältnisse in Betracht zu ziehen 
haben , ob er zur förmlichen Gewaltanwendung schreiten 
dürfe oder nicht. Die ihm bekannt gegebenen Anzeichen 
und seine eigene seemännische Erfahrung über die Eigen- 
thümlichkeiteri der äusseren Erscheinung der Schiffe je 
nach ihrer Nationalität und Heimkunft werden ihm Anhalts- 
punkte bieten , sich ein ürtheil bezüglich des weiter einzu- 
haltenden Verfahrens zu bilden. 

Erscheint das Hissen der Flagge nicht als genügende 

Garantie für die Angabe der Nationalität, so wird das 

Kriegsschiff trachten, dem verdächtigen Schiffe auf Prei- 

distanz nahe zu kommen, um durch Befragen und durch den 

vorläufig äusseren Augenschein Näheres und Gewisses 

constatiren zu können. Im Falle der Nothwendigkeit kann 

hiebei das verdächtige Schiff zum „Beidrehen," t? Segel 

kürzen" oder „Halten" gezwungen werden. Erst wenn 

auch hiedurch der Verdacht nicht gehoben ist , sondern im 

Gegentheile sich die Anzeichen mehren und positiver 

gestalten, dass man es mit einem Schiffe unter falscher 

Flagge oder einem solchen zu thun hat, welches den Indicien 

gemäss des Seeraubes verdächtig erseheint, fst es gestattet, 

ein Boot an Bord des besagten Schiffes zu entsenden und 

sich durch Einsicht in die Schiffspapiere, überhaupt durch 

den Augenschein an Bord selbst zu überzeugen , dass das 

Schiff der Flagge angehöre , die es führt, und der Piraterie 

nicht verdächtig gehalten Werden könne. 

Das Recognosciren der Nationalität auf hoher See darf 
aber, was wohl im Auge zu behalten ist, in Friedenszeiten nur 
dann stattfinden, wenn ein wohlgegründeter Verdacht des 
Seeraubes, eine unmittelbare Anzeige eines solchen in diesen 
oder jenen Gewässern u. s. w. vorliegt, doch unter keinerlei 
anderen Umständen. Der Commandant eines Kriegsschiffes 
soll (Jäher stets , wenn er zu diesem Schritte sich entschliesst, 
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»icli dessen bewusst sein , dass er hiefiir die Verantwortung- 
trägt, und dass unliebsanae, yielleicht schwere Verwicklungen 
für seinen Staat hieraus erwachsen können. 

Nur dringende FäUe können eine Berechtigung geben, 
die Schifffahrt Anderer auch nur momentan zu beirren. Dass 
ein Kauffahrer ein Kriegsschiff passirt, ohne die Flagge zu 
zeigen, während letzteres selbe gehisst hat, gibt allein dem 
Kriegsschiffe kein Eecht, das Handelsschiff zum Hissen der- 
selben zu zwingen. Im Territorialmeere werden Kriegsschiffe 
des Staates, unter dessen Herrschaft dasselbe steht, eine 
solche Beachtung der eigenen Flagge Seitens der Kauffahrer 
allerdings verlangen dürfen, doch wird es auch dann in den 
meisten Fällen erspriesslicher sein, von dem Kechte der 
Eecognoscirung der Nationalität nur dann Gebrauch zu 
machen, wenn es nothwendig ist. 

In Kjriegszeiten sind den „Krieg führenden'^ Mächten 
bezüglich der Constatirung der Nationalität weitere Befug- 
nisse eingeräumt; doch hierüber, sowie über das Visi- 
tationsrecht, welches im Frieden auf hoher See Nie- 
mandem zusteht, wird des Weiteren gesprochen werden, 
wenn es gilt, die Eechte der „Krieg führenden" Staaten, 
näher zu bestimmen. 

Bezüglich des Visitationsrechtes ist nur beizufügen,, 
dass es sich von jenem der Eecognoscirung der Nationa- 
lität wesentlich dadurch unterscheidet, dass es den Kriegs- 
schiffen „Krieg führender" Staaten auf hoher See und 
in feindlichen und eigenen Territorial-Gewässem stets zu- 
kommt, während der Commandant bei Ausübung des Eecog- 
noscirungs-Eechtes im Frieden auf eigene Verantwortung und 
nur in den äussersten Fällen zu handeln veranlasst sein kann; 
dass das Durchsuchen femers stets ein Eindringen an Bord 
eines anderen Schiffes, daher gewissermassen eine Verletzung 
des Territoriumseiner fremden Souverainität voraussetzt, und 
dass es hiebei nicht mit einem Befragen oder blossen Augen- 
scheine abgethan . ist , sondern dass das fremde Schiff, seine 
Bemannung sowie seine Ladung, wenn es dringlich scheint, 
einer förmlichen Prüfung unterworfen werden kann. 

Die Verhandlungen zwischen England und Frankreich einerseits, und 
England und der nordamerikanischen Union andererseits, betreffs der zur Un- 
terdrückung des Negerhandels zu ergreifenden Massnahmen zeigen übrigens, 
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wie eifersüchtig die grossen maritimen Staaten auf die völlige Freilieit ihrer 
Schifffabrt Acht haben, und wie sehr dieselben jede Beschränkung ihrer Natio- 
nalen durch Ausübung eines Reoognoscirungs- oder eines Yisitationsrechtes 
Seitens fremder Kriegsschiffe hintanzuhalten bestrebt sind. 

1831 und 1833 schlössen Frankreich und ^ngland, 1841 England, 
Oesterreich , Russland und Preussen*) einen Vefetrag zur 'Unterdräckung 
des Kegerhandels, in welchem diese Staaten ihren Kriegsschiffen gegen- 
seitig die Autorisation zuerkannten, Handelsschiffe der Flaggen der 
contrahirenden Mächte unter gewissen Bedingungen zu recognosciren, 
zu visitiren und unter VorbehiUt der gerichtlichen CompetenE für die 
heimischen Behörden im Falle des Verdachtes oder des constatirten Ver- 
brechens auch anzuhalten. Docl^ bald regten sich in Frankreich Stinimen 
gegen den Vertrag, da von Seite englischer Kreuzer Missbräuche vorgekommen 
waren, oder vorgekommen sein sollen. 1845 ward daher zwischen diesen 
Staaten ein neues Uebereinkommen getroffen, vermöge welchem jeder der- 
selben eine Anzahl Kriegsschiffe an der Küste Africa^s zu unterhalten hat, 
welchen — besondere Verhältnisse ausgenommen — die Ueberwachung der 
nationalen Schifffahrt in den erwähnten Gewässern und in der fraglichen 
Beziehung ausscbliesdich zukommen sollte. Ebenso erhoben die vereinigten 
Staaten Nordamerika's Einsprache gegen die Anhaltung von Schiffen ihrer 
Flagge Seitens der Kreuzer fremder Nationalität und schlössen die diess- 
bezüglichen Differenzen mit Grossbrittannien 1842 durch Annahme eines dem 
Obigen ähnlichen Uebereinkommens. 



V. 



Heber die richterliche Competenz der Staaten gegen Schiffe und 

Schiffe- Angehörige fremder ITationen. 

Seeräuber können, wie schon erwähnt, als Verbrecher 
gegen die gesammte Gesellschaft ohne Unterschied der 
Nationalität von dem competenten Tribunale des Staates, in 
dessen Gewalt die Verbrecher gebracht werden, gerichtet 
werden. Es sollen nun die allgemeinen Grundsätze Erwähnung 



*) Anhang Dl Es ist zu erwähnen , dass dieser letztere Vertrag auch von dem 
französischen bevollmächtigten mitunterzeichnet, von der franzößischen Regierung 
aber nicht ratificirt wurde. 
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finden, nach welclien die Jurisdictions- Verhältnisse in Bezug 
auf Schiffe und Schiflfeverkehr auf hoher See und in den 
Territorial-Gewässern geregelt werden. Ehe zur Behandlung 
dieses Gegenstandes geschritten wird, dürfte es gut sein, 
den Charaf.'ter des KxiegsschiflPes als solchen jenem des Kauf- 
fahrers entgegen zu halten, da sich aus diesem Vergleiche 
wesentliche Verschiedenheiten ergeben, welche für den zu 
behandelnden Gegenstand von Belang sind. 

Die Commandanten der Kriegsschiffe sind Func- 
tionäre des Staates , dessen Flagge sie führen , Agenten 
seiner Executive, in gewissen Beziehungen selbst seiner 
richterlichen Gewalt; die Bemannung der Kriegsschiffe 
bildet einen Theil der Kriegsmacht des Staates; das Schiff 
selbst stellt eine schwimmende Feste, uiid als Eigenthum 
des Staates und als unter directer Herrschaft desselben 
stehend — so zu sagen — ein Stück seines Territoriums 
dar. Hieraus folgt , dass jede Beschränkung des Com- 
mandanten oder irgend eines Angehörigen eines Kriegs- 
schiffes in seinem dienstlichen oder ausserdienstlichen Ver- 
halten, in irgend einer Action innerhalb des Kriegsschiffes 
und der zu demselben gehörigen Theile (Boote), jede Ein- 
mischung in irgend eine Angelegenheit, oder irgend ein 
Ereigniss, welches an Bord desselben sich zuträgt, und um 
so mehr jedes gewaltsame Eindringen an Bord eine Ver- 
letzung der Souverainitäts-Rechte des Staates ist, dem das 
betreffende Kriegsschiff angehört. Jeder derartige Eingriff 
ist sonach als der Versuch einer Unterwerfung eines Theiles 
der Kriegsmacht des Staates unter die Autorität eines 
Fremden zu betrachten , und jeder Verkehr zwischen den 
Staaten mittelst Kriegsschiffen wäre hienach unmöglich. Die 
in Folge der Allgemeinheit dieser Anschauung jedem Kriegs- 
schiffe aller Orten zuerkannte, und daher auch in die Be- 
stimmungen des positiven Völkerrechtes aufgenommene 
Befugniss des Commandanten eines Kriegsschiffes, jede wie 
immer geartete Einflussnahme eines fremden Staates auf 
seine inneren Angelegenheiten und auf das , was sich an 
Bord zuträgt , hintanzuhalten, heisst das Recht der 
Exterritorialität (der Exemtion von der fremden 
Staatsgewalt), und dieses bleibt dem Kriegsschiffe eigen 
nicht nur auf hoher See, sondern auch in dem Bereiche der 
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Territorial-Gewässer eines fremden Staates. Ein Kriegsschiff 
ist aber darum nicht exemt in allen jenen Beziehungen, 
welche den Verkehr nach Aussen, ausser Bordes, daher 
auch den Verkehr mit dem Lande betreffen; es wird sich 
den Sanitäts - Normen und Zollgesetzen eines fremden 
Staates zu fügen haben. Dem letzteren bleibt das Recht 
unbenonmien, jene Sicherheitsmassnahmen zu ergreifen, 
welche er in Folge der Anwesenheit ,dcs Kriegsschiffes für 
nothwendig hält, und je nach Erforderniss der Umstände 
auch selbst das Recht, dem Kriegsschiffe das Verbleiben 
in dem Bereiche seines Territoriums zu verweigern, und ein 
gewaltsames Vorgehen desselben mit Gewalt zurückzuweisen. 
Unter allen Verhältnissen behalteh die Beziehungen zwischen 
einem Kriegsschiffe und der Behörde eines fremden Staates 
den internationalen Character, und es sind Streitfragen und 
Beschwerden, welche sich von der einen oder anderen Seite 
ergeben mögen, nur auf diplomatischem Wege zu schlichten. 

Der Schiffscommandant ist als solcher nur 
der Regierung seines Staates Rechenschaft schul- 
dig, und hat sich keinem fremden Richterspruche 
zu unterwerfen. 

Wenn man im Vergleiche zum Kriegsschiffe das Ver- 
hältniss in Betracht zieht, in welchem das Handelsschifl'gegen- 
über fremden Behörden sich befindet, so stellt sich dieses ganz 
anders dar. Das Handelsschiff ist nicht Eigenthum des Staates, 
sondern gehört Privaten; Capitän und Bemannung sind keine 
Functionäre desStaates, sondern Bedienstete von Privaten; der 
Zweck ihrer Anwesenheit ist keinerlei Mission Seitens einer 
Regierung, sondern ist der Handel, ein Auftrag von Priva- 
ten, kurz jeder Zeit ein Privat-Geschäft. Wenn daher auch 
ein Unterschied besteht zwischen einem gewöhnlichen Rei- 
senden und einem Handelsschiffe, insofeme letzteres einen 
Verein von Menschen enthält, der nach den Gesetzen des 
Staates organisirt und geregelt ist, dem es angehört, — in- 
sofeme seine Bemannung unter der Controle dieses Staates 
angeworben und der Capitän von diesem als solcher aner- 
kannt und bevollmächtiget ist, während der einzelne Reisende 
in keiner directen Beziehung zur Regierung seines Staates 
steht, so bietet das Handelsschiff doch in sich selbst der Gesell- 
schaft keine oder doch nur eine schwache Garantie für Auf- 
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rechthaltung der Ordnung, da ihm jeder öffentliche Charaeter 
fehlt, und seine Beziehungen nach Aussen durch^-us privater 
Natur sind. 

Nach diesen Vorbetrachtungen gehen wir nunmehr 
zum Gegenstande selbst über. An Bord wie am Lande 
können Handlungen vorkonmien, welche den öffentlichen 
Strafgesetzen unterliegen. Diese Handlungen an Bord ausge- 
führt, können — man gestatte die Bezeichnung — rein mili- 
tärischer Natur sein, indem sie ausschliesslich die in- 
nere Disciplin einer Equipage betreffen. In diesenFällen 
stellen sich selbe nur als Verletzung der dem Seemanne als sol- 
chem zukoBomenden Pflichten, als Auflehnung gegen die An- 
ordnungen der über ihn aufgestellten Vorgesetzten dar, und es 
entfälltjeder internationale Charaeter, da die in Rede stehende 
Handlung nur die Gesetze des Staates berührt, dem das 
Schiff angehört, und nach dessen Reglements die hierarchi- 
schen Verhältnisse an Bord geordnet sind, während die 
Interessen des Staates, wo das Schiff verweilt, in keinerlei 
Weise in Betracht kommen. 

Anders verhält es sich bezüglich der sogenannten ge- 
meinen Verbrechen und Vergehen, weil sie eine 
Verletzung der Pflichten, denen sämmtliche Mitglieder der 
menschlichen Gesellschaft unterworfen sind, in sich schliessen ; 
— dessgleichen mit politischen Vergehen und Ver- 
brechen, weil sie die Sicherheit dieses oder jenes Staates 
gefährden. Ziehen wir nun — nach kurzer Erwähnung der 
hier wesentlichen Unterschiede im Charaeter der an Bord oder 
von Schiffsangehörigen zu Lande ausgeführten Vergehen 
und Verbrechen — die Grundsätze in Betracht, welche den 
Bereich der Gültigkeit der Strafgesetze eines Staates bestim- 
men, so ist selbe im Allgemeinen territorial, d. h. auf 
das Territorium des Staates beschränkt, wo die. Vergehen 
und Verbrechen vorgefallen sind; die Strafgesetze erstrecken 
ihre Wirksamkeit nicht auf Vergehen und Verbrechen, welche 
ausserhalb des Staates begangen worden sind. Diesem 
Principe folgen England und die nordamerikanische Union. 
Die Mehrzahl der Gesetzgebungen, so die österreichische 
und die französische, setzen Ausnahme^ fest, indem sie 
Verbrechen, welche von Staatsangehörigen im Auslande 
begangen oder von Fremden gegen Staatsangehörige 
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-oder den Staat selbst im Auslande verübt "wurden, den 
Strafgesetzen des eigenen Landes unterwerfen*)* Selbst- 
verständlicli kann diess nur insoferne stattfinden, als es ohne 
Verletzung fremder Souverainität möglich ist, daher nur 
dann, wenn der Beinzichtigte oder Schuldige innerhalb der 
Oränzen des betreffenden Staates festgenommen , oder von 
einem fremden Staate ausgeliefert wird**). 

Es steht keinem Staate das Recht zu, über 
seine Gränzen hinaus irgend einen Act der 
Jurisdiction vorzunehmen. Die Gränzen seines Terri- 
toriums bilden auch die Gränzen seiner Gerichtsherrlichkeit. 
Innerhalb dieser ist er aber zur vollen Ausübung derselben 
befugt. Der Zweck, den man durch Ausnahmen erreichen 
will, ist einerseits der, die Autorität über die Staatsange- 
hörigen auf einen weiteren Bereich auszudehnen, ander- 
seits jener, denselben in einem grösseren Umfange Schutz 
zu gewähren. Ein wesentliches Moment bildet aber auch 
die Rücksicht auf die Sicherheit des Staates, indem hiedurch 
politischen Umtrieben vorgebeugt werden soll. 

Aus vorstehenden Betrachtungen erhellet, dass in Fragen 
der Jurisdictions-Competenz drei Fälle hervorzuheben und 
besonders zu erwägen sind: 

1. Vergehen und Verbrechen,, begangen an, 
Bord auf hoher See; 

2. solche, begangen an Bord, doch im Be- 
reiche des Territorial -Meeres eines anderen 
Staates; 

3. solche, begangen von Schiffsangehörigen 
am Lande, und zwar auf fremdem Territorium. 

Im ersteren Falle steht die Jurisdiction jenem 
Staate zu, dessen Flagge das Schiff fährt, mag dieses 
ein Kriegs- oder Handelsschiff sein. Denn nicht die 



*) Das österr. Strafgesetz bestraft eventuell auch alle Verbrechen, die von 
Ausländern im Auslande begangen werden y und zwar ohne Ausnahme Verbrechen 
gegen den Staat oder dessen Credit, dann auch andere, wenn die angebot' ne Aus- 
lieferung nicht angenommen wird. 

**) Die Staats-Verträge Oesterreich-Ungarns über Auslieferung von Verbrechern 
im II. Theil dieses Werkes. 
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Qualität des Schiffes — ob dem Staate oder Privaten 
gehörig — entscheidet hier , sondern der Ort , wo sich das 
Schiff befindet. Dieser Ort ist aber die hohe See, auf 
welcher keine Beherrschung durch einen Dritten rechtlich 
möglich ist; daher das Schiff unter der vollen Autorität 
seines Staates verbleibt. Der Commandant eines Kriegsschiffes 
ist nach Allem berechtiget^ die Einmischung eines Fremden 
nöthigen Falles mit Gewalt zurückzuweisen. Der Führer 
eines Kauffahrers hingegen wird in einem derartigen Falle 
feierKchen Protest einzulegen und den Sachverhalt der 
nächsten Behörde seines Staates, in deren Bereich er gelangt, 
zu melden haben. Sind Schiffe, aufweichen während der Fahrt 
auf hoher See Vergehen oder Verbrechen vorgefallen , im 
einem fremden Hafen angekommen, so bleiben auch dann» 
noch betreffs der Wirksamkeit der Strafgesetze des Heimat- 
staates die eben ausgesprochenen Grundsätze aufrecht. Dieses; 
ist ausser Zweifel bezüglich der Kriegsschiffe, und zwar 
selbst in dem Falle, als Thäter oder Beschädigte, oder beide 
Unterthanen des Staates sind, in dessen Territorial-Gewässern 
das Kriegsschiff geankert hat. Das Gleiche muss aber auch 
für einen Kauffahrer Geltung haben, so lange die betreffenden 
Individuen sich an Bord desselben befinden; denn jeder 
Versuch der Localbehörden, sich der Verbrecher an Bord 
zu bemächtigen, würde in diesem Falle als eine Verletzung 
der Hechte des Staates erscheinen, dem das Schiff angehört, 
da Vergehen und Verbrechen an Bord eines Schiffes auf 
hoher See begangen, als auf seinem Territorium verübt 
anzusehen sind, demnach auch seiner Jurisdiction unter- 
liegen. 

Art. ir, §. 30 und* 31 des Editto politico laute» : Rlspetto a quellt , che 
fossero rei dt omicidio, aaaassinio, bestemmiaj o ßi altri delitii capitalt eommessi 
in mare, il capitano dovra portarne la denunzia e le prove al console o vice- 
conaoltt imperidl'regio , che sapra iatruire il proeeaao. In mancanzn di console o • 
viee-console il capitano steaso con Vintervento de' auoi uffi ciali ne com- 
piler a il processo sommariOj e lo rimetterä, nelVuno e nelValtro caso 
con gli atti e con la sua informazione alV Intendenza di Trieste , od alle Luogoie- 
nenze di Ftume, Segna, avvero alla Superiorita di Buccarij facendo paaaare 
nel braccio di essi magisfrati il reo con il primo ba^timento nationale diretto per 
qualcke porto del litoraZe con VvZteriore espressa disposizione e rispettiva isfru- 
zione cUli consoli ecapitaniy che nella compilazione del proceaso sommo/rio , ai' 
aaaumano le depoaizioni giuraie de^ ieatimoni , e ai proCeda alle opportune con- 



Richterliche Competens gegen Ausländer. gQ 

frontazioni. §. 3(. 8otto pena dt eenio zeeehini, € äi altre ad arUtrio, ogni 
capitano o padrone auddito, navighi con o senza patente e bandiefa, il d4 eui 
viaggio foase gia diretto per quaJehe porio del litorale auairiaco, sarä tenuto di 
rieevere i rei che glifossero eqnaegnati da* consoli, o da^ eapitani sndditi, di ben 
guardarli nella traversata, e di rimetterli fedelmente nel hraccio de^ detti magi- 
strati, ehe lo rimhorseranno dt ttitte le spese con eqtca tariffa. 

Sind jedoch die in Rede stehenden Individuen an das 
Land gekommen, so ändert sich die Sachlage fiir den Fall, 
als die Strafgesetze des Staates, wo das Scliiff verweilt, auch 
auf strafbare Handlungen seiner Unterthanen Anwendung fin- 
den, die sie im Auslande vollführt haben, und als dieselben auch 
in Bezug auf Verbrechen, welche durch Fremde gegen seine 
Staatsangehörigen im Auslande verübt worden, in Kraft 
bleiben. Vergehen und Verbrechen, welche an Bord eines 
Schiffes begangen wurden, das in fremden GcAvässem sich 
aufliält, erfordern bezüglich der Frage der Jurisdictions- 
Competenz eine Unterscheidung hinsichtlich des Umstandes, 
ob das fragliche Schiff ein Kriegs- oder Handelsschiff ist. 

An Bord eines Kriegsschiffes ausgeführte Vergehen und 
Verbrechen, von welcher Art selbe seien, von wem immer 
sie begangen werden mögen, verfallen der Jurisdiction des 
Staates, welchem das Kriegsschiff angehört. Nur wenn 
Thäter und Beschädigter Unterthanen des Staates sind, in 
dessen Territorial-Gewässern das Kriegsschiff geankert ist, 
wird der Schiffs-Commandant selbe der Local-Behörde über- 
lassen, da es unter gewöhnlichen Verhältnissen und zwischen 
civilisirten Staaten einestheils dem Repräsentanten der exe- 
cutiven Gewalt eines befreundeten Staates nicht wohl an- 
stünde, den Uebelthäter der StraQustiz seines Landes zu ent- . 
ziehen, anderseits aber auch in Niemandes Interesse liegen 
kann, mit fremden Verbrechern sich selbst zu behelligen. Aus 
dem Grundsatze der Exterritorialität ergibt sich ferner, dass 
keinerlei Behörde des Ortes, wo das Kriegsschiff sich be- 
findet, ein Recht hat, an Bord desselben irgend einen Act 
der Jurisdiction vorzunehmen. Selbst dann, wenn Angehö- 
rige des Kriegsschiffes — sei es des Stabes oder der Mann- 
schaft, oder Passagiere — sich am Lande einer gesetzwidrigen 
Handlung schuldig machen, sich aber der Arrestation am 
Lande entziehen, und an Bord oder in ein Boot, welches 
zum Kriegsschiffe gehört, flüchten (denn von den Booten 
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gilt dasselbe wie von dem Kriegsschiffe selbst), bleibt den 
LQcal-Bebörden nichts weiter übrig, als — wenn statthaft — 
deren Auslieferung, oder doch deren Bestrafung zu ver- 
langen. 

Bei Handelsschiffen, welche in fremdem Territorial- 
Wasser sich befinden, und an deren Bord Vergehen oder 
Verbrechen vorkommen, gilt im Allgemeinen der Grundsatz, 
dass sie der localen Jurisdiction unterliegen. Nur in jenem 
Falle, wo es sich um Verletzung jener Gesetze handelt, 
nach welchen der Staat, dem das Schiff angehört, die inneren 
Angelegenheiten der seine Flagge führenden Schiffe ordnet, 
ergibt sich eine Ausnahme von dieser Regel. In dem letzt- 
erwähnten Falle wird jeder Staat — so lange seine eigenen 
Interessen nicht berührt und bedroht werden — der betref- 
fenden diplomatischen oder Consular- Vertretung die Austra- 
gung von Angelegenheiten überlassen, welche rationeller 
Weise auch nur nach den Gesetzen des Landes, dem das Schiff 
zusteht, geordnet und geschlichtet werden können. Selbstver- 
ständlich bedingt das Recht der Jurisdiction auch das Recht 
zu allen jenen Massnahmen, welche die Rechtspflege erheischt. 
Es wird daher auch den localen Autoritäten zustehen, alle 
polizeilichen Vorkehrungen zu treffen, welche zur Eruirung 
und Habhaftwerdung der Verbrecher, zur Erhebung des 
Thatbestandes u. s. w. nöthig sind, und wird es ihnen frei 
stehen, selbst an Bord des betreffenden Kauffahrers die ent- 
sprechenden Acte vorzunehmen. Es ist übrigens klar, dass 
es Convenienz und Pflicht von den Localbehörden fordern, 
von derlei Vorkommnissen den Consul oder diplomatischen 
Vertreter oder — wenn ein Kriegsschiff gegenwärtig — - den 
Commandanten dieses zu unterrichten, damit selbe in der 
Lage sind, die ihnen allenfalls zukommenden Schritte zu 
thun. Auf solche Art ist es allein möglich, ohne anderen 
Staaten in ihrer Würde zu nahe zu treten, die Autorität des 
üferstaates gegenüber den fremden zu wahren und stäten 
Conflicten vorzubeugen, welche sich bei Anwendung des 
Rechtes der Exterritorialität auf die Handelsschiffe noth- 
wendig ergeben müssten. Eine derartige Anwendung des 
erwähnten Rechtes würde auch zu Consequenzen führen, 
welche man im Interesse der Gesellschaft überhaupt zu ver- 
meiden bestrebt sein muss. 
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Eine theilweise andere Auffassung erfahren die JuriwS- 
dictions-Verhältnisse in Frankreich, wo man in dieser Bezie- 
hung zwei Fälle unterscheidet, nämlich: 

1. Acte der inneren Disciplin des Schiffes und jene 
gemeinen Vergehen und Verbrechen, welche an Bord unter 
den Schiffs-Angehörigen vorkommen, ohne dasa hiedurch 
die Sicherheit des Hafens berührt würde; 

2. Vergehen und Verbrechen, welche an Bord gegen 
fremde Personen oder durch andere Individuen als solche 
der Equipage, oder endlich durch diese unter sicli begangen 
werden, wenn in letzterem Falle die Sicherheit des Hafens 
hiedurch gefährdet wird. 

Bezüglich des ersten Punktes gilt das Princip, dass die 
Autorität des Staates, dem das Schiff angehört, zu respec- 
tiren sei, und nur im Falle als Hülfe verlangt wird, ein- 
geschritten werden dürfe; bezüglich des zAveiten Punktes 
erscheinen hierbei die Hoheitsreclite und Interessen des 
eigenen Staates compromittirt, und es kommt daher die 
Jurisdiction dieses letzteren zur vollen Geltung. Ver- 
gehen und Verbrechen , welche von Angehörigen eines 
Kriegsschiffes oder Kauffahrers am Lande begangen werden, 
gehören unter die Jurisdiction des XJferstaates, mit dem Un- 
terschiede jedoch, dass die Schuldigen, wenn sie einem 
Kriegsschiffe angehören, an Bord nicht verfolgt werden 
dürfen, während Schuldige, die einem Kauffahrer angehören, 
selbst an dessen Bord festgenommen werden können. Auch 
in diesen Fällen werden die Local-Behörden die Consuln 
und Schiffs-Commandanten der betreffenden Nationalität von 
den Vorfallenheiten zu unterrichten haben, letzteren hin- 
gegen wird es obliegen, auf eine gerechte Behandlung der 
inhaftirten Nationalen das Augenmerk zu richten, oder auf 
Grund allfälliger Verträge oder der Reciprocität vorzu- 
gehen. 

Was bisher über die richterliche Competenz der Staaten 
gegen Schiffe und Schiffs-Angehörige entwickelt worden, 
setzt selbstverständlich normale Verhältnisse voraus; denn 
die Durchführung bedingt völliges Absein jeder Alt kriege- 
rischer Feindseligkeit, da in diesem Falle das Recht der Ver- 
theidigung und Selbsthülfe eintritt, und der Gewalt wieder 
Gewalt entgegengesetzt wird. Die Ausübung der Jurisdiction 

3» 
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in beschriebener Weise berulit ferners auf der Annahme, 
dass in dem Staate, wo das Schiff sicJi befindet, das allge- 
meine Völkerrecht Geltung habe. In dei\, europäische 
Rechtsanschauungen nicht theilenden Ländern , wird man 
seine eigenen Staats-Angehörigen gewiss nicht der Justiz 
der Einwohner tiberlassen, sondern es wird jeder civi- 
lisirle Staat die Jurisdiction über seine Unterthanen sich 
selbst vorbehalten. So geschieht es Seitens der christlichen 
Staaten bis zum heutigen Tage in den Ländern der otto- 
manischen Pforte*). Schliesslich sei noch erwähnt, dass 
eine durch temporäre Operationen hervorgerufene mili- 
tärische Occupation oder Verwaltung eines Landes die 
bisherige nationale Jurisdiction in Gegenständen des ge- 
meinen Rechtes nicht aufhebt, da die Bewohner dieses 
Landes hiedurch noch nicht förmliche Unterthanen der 
occupirenden Macht geworden sind. Erst in Folge einer 
definitiven Occupation, einer Einverleibung des Landes in 
den Länder- Complex des occupirenden Staates wird die 
bisherige nationale Jurisdiction zu entfallen haben. 



VI. 

Ueber Mchüinge und Deserteure» 

In dem vorigen Abschnitte wurde die Jurisdictions- 
Befugniss der Staaten gegen Schiffe und Schiffsangehörige 
besprochen. In logischer Folge berühren wir nunmehr 
einen dem Obigen verwandten Gegenstand, nämlich: „die 
Behandlung der Flüchtlinge und Peserteure." 

Unter dem Ausdrucke „Flüchtlinge" sollen hier speciell 
alle jene Personen begriffen werden , welche aus was immer 
für einer Veranlassung gegen die Bedrohung ihres Lebens, 
ihrer Freiheit oder ihres Eigenthumes das Asylrecht des 
Kriegsschiffes zu Schutz und Schirm ansprechen. 



*) Anhang H enthält diessbezügliche Regulative für die österr. ung. Consulate. 
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Die unendliche Mannigfaltigkeit der einschrägigen Fälle, 
sowie die hieraus erwachsenden Complicationen erfordern in 
gleicher Weise scharfsinnige Beurtheilung wie raschen Ent- 
schluss. Der Commandant eines Kriegsschiffes hat bei seiner 
Entscheidung vor Allem die Rücksicht auf die Interessen seines 
Staates und die Erfordernisse des inneren Dienstes in Erwä- 
gung zu ziehen; er muss sich dessen wohl bewusst öfein, 
was die Folge seiner Handlungsweise sein wird. Bei all' dem 
hat er niemals ausser Augen zu lassen, was andererseits die 
Humanität von ihm erheischt. Es wird seine Sache sein, die 
Forderung dieser letzteren mit den Rücksichten für Staat und 
militärischen Dienst in Einklang zu bringen. Zu ängstliches 
Ausweichen, zu grosse Besorgniss vor Conflicten ist oft ein 
Zeichen der Schwäche, und schadet dem Staate häufig mehr, 
als ein entschiedenes Auftreten, besonders aber dann und 
dort, wo die Anforderungen der Humanität eine energische 
Handlung gebieterisch verlangen. Hieraus folgt von selbst, 
dass es nicht der Beruf eines Kriegsscliiffes sein kann, ge- 
meinen Verbrechern Zuflucht zu gewähren, dass es aber 
ihre Pflicht werden kann, schuldlose Opfer der Barbarei 
und des Krieges, wie Kinder und Greise, Frauen und 
Mädchen , Kranke und Verwundete , unbetheiligte und 
waffienlosc Jünglinge und Männer u. s. w. in Schutz zu 
nehmen, und durch Elementar-Ereignisse bedrohten oder 
geschädigten Familien Hülfe und Asyl zu bieten. Das Kriegs- 
schiff ist nicht nur ein Kriegswerkzeug, es soll auch ein 
Instrument der Civilisation und Humanität sein. Wie hieraus 
zu entnehmen, werden Kriegsschiffe vornehmlich in Ländern, 
wo abnorme Zustände vorkommen, wo religiöser, wohl auch 
politischer oder nationaler Fanatismus die Oberhand haben, 
wo nur eine halbe Civilisation sich Geltung zu verschaffen 
vermag oder wohl gar noch völlige Wildheit herrscht, in 
die Lage gelangen, eine derartige Beschützerrolle zu über- 
nehmen. Dessgleichen kann dieser Fall eintreten an Küsten, 
welche entweder selbst oder deren Hinterlände mit Krieg 
überzogen sind, sei es von Fremden, sei es durch inneren 
Zwiespalt von Partheien. In letzterem Falle wird der Com- 
mandant eines Kriegsschiffes, wenn sein Staat neutral bleibt, 
rücksichtlich der Aufnahme von Flüchtlingen wohl bedacht 
sein müssen, unpartheiisch zu handeln, indem er beiden 
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Streitenden gegenüber sich gleich verhält, Schutzbedürfti- 
gen der einen wie anderen Seite Schutz gewährt, ohne irgend 
wem zu einer feindlichen Action gegen den Anderen Vor- 
schub zu leisten. 

Es ist klar, dass die Aufnahme eines Flüchtlinges an 
Bord nur mit Wissen und Willen des Commandanten statt- 
haben kann. Hat sich Jemand ohne sein Wissen oder 
gegen seinen Willen an Bord eingeschlichen, so hat 
dieser keinen Anspruch auf Schutz , . und es ist dem 
Commandanten überlassen, in Berücksichtigung höherer 
Gründe sein weiteres Verbleiben an Bord zu gestatten oder 
ihn von dem Schüfe zu entfernen. Dasselbe gilt von dem Falle, 
als Jemand unter falschen Angaben den Eintritt an Bord zu 
erschleichen wusste. Sowie der Commandant in Kenntniss 
des wahren Characters des Flüchtlinges kommt, hat er das 
Kecht, selben von Bord wegzuschicken, und nur höhere 
Kücksichten können ihn allenfalls zu einer anderen Hand- 
lungsweise bestimmeu. Wenn Rücksichten für den Staat oder 
für den Dienst an Bord es fordern, oder die Ursachen 
nicht mehr vorhanden sind, welche die Aufnahme der Flücht- 
linge veranlasst hatten, so bleibt dem Commandanten über- 
haupt stets das Recht unbenommen, letztere zum Verlassen 
des Schiffes zu verhalten. Sowie ein Staat einen Fremden, 
der ihm gefährlich oder unbequem wird, über die Gränze 
weisen kann, so kann der Commandant des Kriegsschiffes 
als Organ der Executive seines Staates Fremden den Auf- 
enthalt an Bord verweigern oder selbe zum Aufgeben des- 
selben verhalten, sobald er es durch höhere Interessen 
geboten glaubt. 

Es dürfte hier am Platze sein, auf den Unterschied 
zwischen Ausweisung und Auslieferung hinzudeuten, und 
diess aus dem Grunde, um allfälligen Missverständnissen 
vorzubeugen. Bei einer Ausweisung wird Jemandem der 
Aufenthalt innerhalb eines bestimmten Bereiches ver- 
weigert, und er zum Verlassen desselben gezwungen; bei 
einer Auslieferung handelt es sich um eine förmliche 
üebergabe eines Individuums von einer Regierung zur 
anderen , ton einem Staate zum anderen. Bei der Ausliefe- 
rung kommen daher stets zwei Staaten in Betracht, der eine, 
dem ausgeliefert wird, der andere, welcher ausliefert; die 
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Auslieferung ist eine Action von Staat zu Staat, während bei 
der Ausweisung sich der Staat zu einem einzelnen In- 
dividuum oder einer Gesellschaft in Beziehung setzt. Zur 
Ausweisung ist der Commandant eines Kriegsschiffes — wenn 
das betreffende Individuum nicht von höheren Orten ihm 
anvertraut ist — vermöge meiner Stellung berechtiget, zur^us- 
Keferung nicht; hiezu bedarf er eines speciellen Auftrages, 
einer besonderen Ermächtigung Seitens seiner Eegierung, 
oder es müssen bereits in Kraft stehende Verträge ihm sein 
Benehmen vorschreiben. Es ist übrigens klar, dass all' das, 
was über Aufnahme und Ausweisung von Flüchtigen gesagt 
worden, nur insoferne Geltung hat, als der Commandant 
selbstständig zu handeln durch die Umstände veranlasst ist. 
Wird jedoch auf höheren Befehl Jemand eingeschifft und 
dem Schutze des Commandanten übergeben, so hat letzterer 
selbstverständlich diesen Schutz auszuüben, und zwar so 
lange, als kein Gegenbefehl eintrifft, oder bis über das 
betreffende Individuum Seitens der Regierung in anderer 
Weise disponirt wird. Allfällige Reclamationen hat der Com- 
mandant unter solchen Umständen an seine Regierung oder 
deren berechtigte Vertreter zu weisen. 

Die über die Behandlung von Flüchtlingen gegebenen 
Normen sind selbstverständlich den eigenen Unterthanen 
gegenüber vorzugsweise zu berücksichtigen. Was bezüglich 
Fremder nur humane Rücksichten fordern, wird bezüglich 
Nationaler in den meisten Fällen absolute Pflicht. 

Was die Aufnahme Flüchtiger an Bord der Kauffahrer 
anbelangt, so ist der Schutz, welchen selbe zu gewähren 
vermögen , ein mehr oder minder * problematischer, denn 
eine solche Handlung Seitens eines Kauffahrer.- Capitäns 
ist und bleibt eine Privatangelegenheit, und erscheint der 
Staat, dem das Handelsschiff angehört, in keiner Weise dabei 
betheiliget, daher auch in keii^er Beziehung verantwortlich, 
noch (mit Ausnahme besonderer Verhältnisse, welche im 
Folgenden erörtert werden sollen) zu irgend einem Schritte 
wirklich berechtiget, welcher den fraglichen Kauffahrer- 
Capitän vor den Folgen seiner That zu bewahren unter allen 
Umständen geeignet wäre. 

Die Rechte des Staates, dessen Strafgesetzen die Flücht- 
linge den Umständen gemäss sonst etwa verfallen wären. 
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sind in Bezug auf fremde Kriegsschiffe sehr einfacher Natur. 
Da dem in Kede stehenden Staate das Durchsuchungs- 
recht an Bord solcher Schiffe nicht gestattet ist, so bleibt 
demselben nur der Weg der Reclamation an das Gou- 
vernement übrig, dessen Flagge das Kriegsschiff fuhrt, sobald 
der .Commandant desselben erklärt hat , dass das ver- 
langte Individuum nicht an Bord ist, oder dass er dasselbe 
zum Verlassen des Schiffes auf keine Art aufzufordern oder 
wohl gar zu nöthigen beabsichtige. Anders stellt sich die 
Sache betreffs der Handelsschiffe. Das Handelsschiff unter- 
liegt der Jurisdiction des Landes, in welchem es sich befindet, 
zumal aber in jenen Fällen, wo die Interessen des Landes 
berührt werden. Daher steht es dem Staate, in dessen 
Gebiete sich der Kauffahrer befindet, und dessen Unterthanen 
dieser an Ort und Stelle als Flüchtlinge aufgenommen hat, 
auch zu, den Flüchtling selbst an Bord zu inhaftiren. Je 
nach den Strafgesetzen des Landes kann selbst der Capitän, 
überhaupt jener, welcher den Flüchtigen aufgenommen hat, 
zur Verantwortung gezogen und bestraft werden. Aus dem, 
was im früheren Abschnitte über die Jurisdictions-Befugniss 
der Staaten erörtert worden, ist jedoch zu entnehmen, dass 
auch hier diese Befugniss erlösche, sowie sich das betreffende 
Handelsschiff ausserhalb der Territorial - Gewässer des 
Staates befindet, dessen Unterthanen sich an Bord als Flüch- 
tige aufhalten*). In diesem letzterwähnten Falle bleibt dem 
in Eede stehenden Staate ebenfalls nur die Keclamation an 
die Regierung, welcher der Kauffahrer der Flagge nach 
angehört. 



*) Ein Recht der Nacheile, Verfolgung über die Gränzen des Territorial- 
Meeres hinaus (droit de poursuite) wird nur in jenen Fällen zur Geltung gebracht 
werden können, wo es sich darum handelt, schwerer, gemeinschädlicher Verbrecher 
und solcher Individuen habhaft zu werden, welche sich einer Handlung schuldig 
gemacht haben, die den Character der Piraterie an sich trägt. . Die möglichste Be- 
schränkung in der Anwendung des fraglichen Rechtes ist aber wohl geboten, um Miss- 
bräuchen und willkürlichen Gewaltmassregeln vorzubeugen. Ueberdiess mag die An- . 
sieht nicht völlig ungerechtfertiget sein, dass die Anerkennung dieses Rechtes der 
Nacheile um so weniger dringend >vird, je mehr die Staaten durch Abschluss von 
Verträgen über Auslieferung der Verbrecher sich gegenseitig' Bürgschaften geben, 
dass ihre Territorien derartigen Individuen kein Asyl bieten. 
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Nimmt ein Kauffahrer in irgend einem anderen Hafen 
Individuen auf, welche aus ihrem Staate flüchtig sind , und 
kommt derselbe — jedoch ohne böse Absicht von seiner Seite 
sowohl als von Seite der Flüchtlinge — vorübergehend in 
einem Hafen des Staates an, dem diese zuständig sind, so 
hat der bezeichnete Staat — strenge genommen — nicht das 
Recht, die Flüchtigen an Bord festnehmen zu lassen, da 
selbe an Bord des Schiffes auf eine Weise gelangt sind, die in 
keiner Beziehung seine Hoheitsrechte verletzt oder in Frage 
stellt. Allein — wie gesagt — es handelt sich hiebei darum, 
dass keine böse Absicht vorliege. Jeder Act, der eine solche 
verräth, gibt dem Staate das Recht, sich der Flüchtlinge zu 
versichern ; doch darf solches auch in diesem Falle immer- 
hin nur in einer Weise erfolgen, welche für den Staat nicht 
verletzend ist, zu dessen Nationalität der Kauffahrer sich 
bekennt. 

Als Beispiel dürfte der Fall des französischen Postdampfers Aunis 
dienen können, welcher auf seiner Passage von Civitavecchia nach Marseiile 
Genua anlief, wo die italienische Behörde gewaltsam fünf Passagiere an Bord 
verhaftete, welche mit richtigen, vom französischen und spanischen Gesandten 
in Rom 2ur Reise über Marseille nach Barcelona visirten Pässen versehen 
des Brigantenthums verdächtig sein sollten. Auf Requisition Frankreichs 
mussten selbe italienischerscits alsbald wieder ausgeliefert werden. Die Aus- 
lieferung war in diesem Falle zwar nicht völkerrechtlich absolut geboten, und 
liefert demgemäss weniger einen für ähnliche Eventualitäten massgebenden 
Rechtsfall; sie zeigt aber, dass Verstösse gegen die internationalen Gebräuche 
und zumal gegen die den Vertretern fremder Mächte zuerkannten Befugnisse 
leicht ganz unerwartete Folgen haben können. In diesem- Falle hatte die 
italienische Regierung das rechtzeitige Aviso an den französischen Consul in 
Genua versäumt, von der französischen Regierung wurde in ihrenileclamation 
hierauf das meiste Gewicht gelegt und die Beantwortung derweitereji Frage, 
ob die Briganten Neapels als gemeine oder politische Verbrecher zu betrach- 
ten seien, eigentlich wohl die entscheidende,, kam erst in zweiter Linie in 
Betracht, wurde aber auch zu Gunsten Frankreichs in letzterem Sinne ent- 
schieden. 

Das Kecht, Flüchtige festzunehmen, steht einem Ufer- 
staate auch zu, wenn selbe im Bereiche seiner Territorial- 
Gewässer an Bord genommen worden sind, und der Kauf- 
fahrer mit den fraglichen Individuen an Bord wieder in einen 
seiner Häfen einlauft. Denn es liegt hier eine Handlung vor, 
die in . dem Bereiche seiner Territorialherrlichkeit geschehen 
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ist, daher auch seiner Jurisdiction zuerkannt werden muss. 
Die Territorial-Behörden werden übrigens bei Vorgängen, 
wie sie hier in Jlede stehen , stets die gehörige Reserve zu 
beobachten und die zuständigen Consuln oder anwesenden 
Schiffscommandanten der betreffenden Nation von ihrem 
Vorhaben und der Sachlage rechtzeitig in Kenntniss zu 
setzen haben. Die Betrachtung des dem eben behandelten 
entgegengesetzten Falles, dass nämlich Angehörige eines 
Schiffes an das Land flüchtig geworden, ergibt sofort, 
dass derselbe viel einfacher als jener ist, weil es sich 
hier nicht um eine Auslieferung im strengen Sinne des Wortes, 
sondern gewissermassen um eine Rückergänzung, „JSeiw^e- 
gration^ handelt, und die Bedürfnisse des maritimen Dienstes 
an und für sich eine präcise Auffassung des Gegenstandes 
verlangen. 

Betreffs der Deserteure im Allgemeinen sind 
zahlreiche Verträge zwischen den Staaten geschlossen 
worden. Wo keine solchen existiren, wird man mit Rücksicht 
auf die Reciprocität vorgehen. In Bezug auf Deserteure von 
Kriegs- und Handelsschiffen gilt im Allgemeinen der usus, 
dass auf Verlangen der Commandanten der betreffenden 
Schiffe, respective der diplomatischen Vertreter oder Con- 
sularbehörden die Local-Autoritäten alle Behelfe bieten, die 
Flüchtigen zu Stande zu bringen, ja selbst — wenn nöthig — 
auf Kosten des betreffenden Consulates in Haft zu halten, 
bis dieses in der Lage ist, den Deserteur an Bord seines 
Schiffes oder an Bord eines anderen derselben Flagge zu 
bringen. Diese Art des Vorganges bei Deserteuren von 
Schiffen ist durch den maritimen Dienst geboten, und würde 
derselbe sonst wohl kaum aufrecht zu erhalten sein. Die 
Interessen aller seefahrenden Völker werden hiebei in 
gleichem Maasse berührt, und muss es demnach Jedem daran 
liegön, dass in dieser Richtung möglichst gleichförmige, 
schnell zum Ziele führende Normen allerwärts Geltung 
haben. Die meisten Handels- und Schifffahrtsverträge und 
Conventionen betreffs der Amtswirksamkeit der Consular- 
behörden enthalten Clausein, welche den eben besprochenen 
Usus sanctioniren. Sind die vom Bord flüchtig gewordenen 
Individuen zugleich eines gemeinen Verbrechens schuldig, 
so werden bezüglich der Auslieferung und gerichtlichen 
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Behandlung jene Verhältnisse nebenbei, zu berücksichtigen 
sein, welche in dem vorigen Abschnitte besprochen wor- 
den sind. 



VII. 



Heber das See-Ceremoniel. 

Das See-Ceremoniel, die gegenseitige Begrüssung 
zur See, war in früheren Zeiten Gegenstand vielfacher Con- 
troversen, und sogar mitten im Frieden Ursache blutiger 
Kämpfe. Denn die Begrüssung von Schiff zu Schiff, selbst 
auf hoher See, sollte nicht einen Act der Courtoisie dar- 
stellen, sondern ward als Huldigung von jenen Völkern gefor- 
dert, welche sich die Herrschaft über das Meer oder einzelne' 
Meeresbecken angemasst hatten. Besonders der Salut von 
Kriegsschiff zu Kriegsschiff gab mannigfachen Anlass zu 
Streit und Hader tmd selbst zu mörderischen Gefechten. 
Der Salut bestand wie heute in Geschützsalven; 
doch forderte man nicht selten ohne Reciprocität — als 
Zeugniss der Unterwürfigkeit — noch andere demtithigende 
Arten des Grusses, wie das „Niederholen der Flagge," 
das „Streichen der oberen Segel" und das „Aus- 
weichen nachLee." 

Jacob der Erste forderte im Bereiche der brittisohen Meere, dass die 
Kriegsschiffe der anderen Nationen, welche englischen Kriegsschiffen begegneten, 
ihre oberen Segel und ihre Flagge streichen, ohne dass dieser Salut ihnen er- 
wiedert werden sollte. Spanien und Frankreich wiesen solche Anmassungen 
zurück, und ihre Schiffe unterwarfen sich nur dann dem beschriebenen Salute, 
wenn sie sich überlegenen englischen Kräften gegenüber befanden. Unter 
Carl I. von England und Ludwig XHI. von Frankreich wurde das Ueberein- 
kommen getroffen, dass im Falle der Begegnung englischer und französischer 
Kriegsschiffe derjenige zuerst gegrüsst werden solle, dessen Küsten dem Be- 
gegnungspunkte näher waren. Carl II. von England gab wieder Befehl, dass 
s^ine Admirale alle fremden Flotten, welchen sie begegneten, zum Streichen der 
Flagge verhalten sollen, während Ludwig XIV. für seine Schiffe die Präro- 
gative des Salutes beanspruchte. Die diessfälligen Streitigkeiten ewischen 
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England und Frankreich endeten vor der Hand mit der Verfügung beider Theile, 
dass sich die gegenseitigen Flotten möglichst zu meiden suchen sollten, im 
Falle der Begegnung aber der Salut gleichzeitig oder gar nicht zu erfolgen 
hätte. Trotzdem kam es vor, dass bei zufälliger Begegnung der Stärkere den 
Schwächeren zum Streichen der Flagge und zum Geschützsalute zwingen wollte. 

Einer der blutigsten Zusammenstösse, welche sich wegen des Salutes ereig- 
neten, war das Gefecht zwischen dem französischen Admiral Tourville und dem 
spanischen Admiral Papachin im. Jahre 1688. Tourville mit drei, Papachin mit 
zwei Schiffen trafen sich bei Alicante; ersterer befand sich in Luv, letzterer in 
Lee. Tourville sandte ein Boot, Papachin zum Salute aufzufordern und mit der 
weiteren Weisung an den Boots- Commandanten, im Falle der Weigerung von Seite 
des Spaniers dicss alsbald durch das Hissen der eigenen Bootsflaggc im Schau 
anzuzeigen. Letzteres geschah, und Tourville an der Tete seiner Escadre hielt 
auf Papachin ab, und legte sich dwars des spanischen Flaggen schiffes. Ein Kampf 
zwischen den beiderseitigen Schiffen begann, welcher mehrere Stunden dauerte. 
Nach dreistündigem Kampfe brachte eine Kugel die Flagge des spanischen Flag- 
genschiffes zum Falle; das zweite spanische Schiff glaubte, der Admiral habe die 
Flagge gcstricten, und ergab sich. Papachin aber setzte den Kampf noch zwei 
Stunden fort, worauf sich die Franzosen entfernten, während das spanische 
Flaggenschiff mit beschädigtem Steuer, ohne Segel, ohne Jlaaen, ohne MarseR 
und Masten bewegungsunfähig dalag. Tourville sandte nun abermals ein Boot 
und verlangte den Salut. Papachin hielt Kriegsrath mit seinen Officleren, 
wobei sich herausstellte, dass 120 Mann der Besatzung todt und verwundet 
waren. Demungeachtet bedurfte es einer abermaligen Aufforderung Tourville's, 
um Papachin zum Nachgeben zu zwingen. Dieser salutirte endlich unter 
Protest-Erklärung mit neun Schüssen, die von den Franzosen erwiedert wurden. 
Nach dem Salute sandte Tourville ein Boot, um sein Leidwesen über das Vor- 
gefallene auszudrücken und seine Dienste anzubieten, welche zurückgewiesen 
wurden. Tourville hatte an seinem Bord 62 Todte und Verwundete. 

Nach Jacob des II. Falle liess Ludwig XIV. England gegenüber jode 
Rücksicht bei Seite, und befahl seinen Kriegsschiffen, sich auch von brittischen 
Schiffen unter allen Umständen zuerst salutiren zu lassen. Wilhelm der III. 
hingegen fand hierin laut seines Kriegs-Manifestes vom Jahre 1689. eine Ver- 
letzung seines Souverainitäts-Rechtes in den brittischen Meeren, nachdem be- 
reits zwei Jahre früher den englischen Schiffen anbefohlen war, jedes fremde 
Schiff innerhalb dieser Gewässer zum Schliesscn des Marssegels und Streichen 
der Flagge als Zeichen der Anerkennung dieser Souvcrainität nöthigenfalls mit 
Gewalt zu verhalten. Noch rücksichtsloser ging England gegen Holland vor. 
Bereits im Jahre 1652 kam es zwischen Blake und Tromp wegen Verweigerung 
des Salutes von Seite des letzteren in der Nähe von Dover zur förmlichen 
Schlacht. Erst nach ungefähr zwei Monaten ward der Krieg erklärt. Laut des 
folgenden Friedens- Vertrages vom Jahrs 1654 hatten in den sogenannten brit- 
tischen Meeren die holländischen Schiffe den englischen Kriegsschiffen 
mittelst Streichens der oberen Segel und der Flagge den Salut zu leisten. 
Im Jahre 1671 traversirte eine englische Yacht „Merlin'' die holländische' 
Flotte, welche unter Ober-Commando Ruyter*8 an der Scheide-Mündung bei 
Westkappel vor Anker lag. Die Yacht wechselte einen Salut mit Admiral 
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Guent der holländischen Flotte; doeh da letzterer die Flagge nicht gestrichen 
hatte, so sandte sie Ouents FlaggenschifFe zwei scharfe Lagen zu, die unbeant- 
wortet blieben. Der Geschütz-Salut Ruyters, als die Yacht später dessen Flaggen- 
schiff passirte, ward von Merlin unbeachtet gelassen. Dieser Vorfall erzeugte 
eine grosse Aufregung in England, und führte zu Zwiespalt betreffs Auslegung 
der früher geschlossenen Tractate, da Holland in einer Yacht kein Kriegsschiff 
erkennen wollte, und nicht lange darauf erfolgte die Erneuerung des Krieges. 
Im Friedensschlüsse vom Jahre 1674 musste sich Holland abermals zur Ver- 
pflichtung herbeilassen, die englischen Kriegssoliiffe durch ihre Kriegsschiffe 
im Bereiche der brittischen Meere auf die oben beschriebene, erniedrigende 
Weise begriUsen zu lassen. Frankreich wollte übrigens nicht hinter England 
zurückbleiben, und stellte bezüglich des Salutes dieselben Forderungen 
an Holland. "Efst in der französischen Ordonance von 1683 erscheinen 
derlei Ansprüche aufgegeben. Im Laufe des achtzehnten Jahrhunderts 
machten tich allmälig liberalere Anschauungen bezüglich der Begrüssung 
in See geltend. Vom Streichen der oberen Segel und der Flagge -ward 
abgesehen, und der Salut beschränkte sich mehr und mehr auf jenen 
mittelst Geschützen und durch den Ruf. Einzelne Staaten, wie Russland 
und Schweden, dann Russland und Frankreich regelten den Schiffsgruss 
vertragsmässig auf Basis völliger Gleichheit; doch kam es noch immer vor, 
dass die Schiffe der grossen Seemächte jenen minderen Ranges den Salut ver- 
weigerten. England hielt noch im Vertrage von 1784 den ßegrüssungs-Modus 
Seitens holländischer Schiffe aufrecht, und lehnte bei den Verhandlungen von 
Amiens 1802 die vom französischen Bevollmächtigten gestellten Propositionen 
ab, welche die Abschaffung des Salutes auf hoher See und die Regelung des- 
• selben an den Küsten auf dem Fusse völliger Gleichheit bezweckten. 

Der fortschreitenden Civilisation unseres Jahrhunderts 
war es endlich vorbehalten, in der fragliehen Eichtung einer 
humaneren, würdigeren Auffassung der Sache Bahn zu brechen, 
und gilt das See-Ceremoniel nicht mehr als Zeichen mari- 
timer Herrschaft, sondern als Beweis gegenseitiger Achtung, 
als ein Austausch von Courtoisie, als Ausdruck gegenseitigen 
Wohlwollens. Unter den • verschiedenen Formen des Be- 
grüssungs-Ceremoniels steht in erster Eeihe der Salut mit 
blinden Kanonenschüssen. In Bezug auf diesen gilt der Grund- 
satz, dass, wenn die Begrüssung einem souverainen Staate 
gilt, Salut und Gegensalut die gleiche Anzahl Schüsse zählen. 
Diess ist z. B. der Fall, wenn ein Kriegsschiff in einem 
fremden Hafen ankommt. In See wird im Allgemeinen niclit 
salutirt, es sei denn bei Begegnung einer Escadre, oder auch 
eines einzelnen Schiffes, welches die Distinctions-Flagge 
eines höheren Officiers oder eines Mitgliedes eines regieren- 
den Hauses führt. Wenn nöthig, "wird man sich übrigens, 
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bevor man den Salut gibt, versichern, ob der Gegensalut 
geleistet wird oder überhaupt geleistet werden kann. Nur um 
möglichen irrigen Auffassungen zu begegnen, sei hier 
bemerkt, dass mit scharfen Ladungen unter gar keinen Um- 
ständen ein Salut statthaft ist*). Bei Schiffen, die keine oder 
eine nicht genügende Zahl von Geschützen an Bord haben, 
tritt unter Umständen, wenn es sich um die Begrüssung einer 
Person oder um eine Erwiederung des Grusses handelt , an 
die Stelle des Salutes mit Geschützen der Salut mit Hurrah- 
Rufen. 

Eine andere Art des Salutes ist der Salut mit der Flagge, 
welclie man zu diesem Ende dreimal nieder- und wieder 
aufholt. Diese Art des Salutes kommt ebenfalls vornehmlich 
bei Schiffen ohne oder mit wenigen Geschützen vor, und 
insbesondere ist diess die Art der Begrüssung Seitens der 
Kauffahrer gegenüber Kriegsscliiffen , welche letztere dem 
jetzt herrschenden Gebrauche gemäss, den Gruss durch ein- 
maliges Niederholen und sofortiges Wiederhissen der Flagge 
beantworten. Der Salut wird immer nur mit der National- 
flagge und niemals mit Distinctions- oder Commandoflaggen 
geleistet. 

Zum Salute ist man übrigens in keinem • Falle ver- 
pflichtet; die Unterlassung desselben ist bei Absein specieller 
Gründe ein Verstoss gegen die Regeln der Courtoisie, doch 
keine Verletzung internationaler Verbindlichkeiten. 

Einen wichtigen Zweig des See-Ceremoniels bilden die 
gegenseitigen Besuche der Schiffs- und Escadre-Commaridan- 
ten, der Behörden des Ortes oder Landes , der betreffenden 
diplomatischen Vertreter und Consuln, sowie nicht minder 
die nationalen Festlichkeiten, an denen auf Einladung 
Seitens der betreffenden Autorität Theil zu nehmen ist, 
ausser in Fällen , wo dieselben auf Ereignisse Bezug haben, 
welche den eigenen Staat in irgend einer Weise nach- 
theilig betroffen haben und deren Feier mit dem eigenen 
Nationalgefühle unvereinbar erscheint. In solchen Fällen 
wird man eine Theilnahme ablehnen, womöglich dem Feste 



*j Einem solchen Irrthume begegnen wir bei Heffter „Das europ. Völkerrecht 
der Gegenwart", wo Seite 346 der Kanonengruss mit scharfer Ladung als höhere^ 
Ehrenbezeigung verzeichnet ist. 
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durch eine rechtzeitige Entfernung aus dem Wege gehen. 
Bei den Festen der erwähnten Gattung ist überhaupt wohl 
darauf zu achten, dass nicht Empfindlichkeiten wachgerufen 
werden, wie z. B. bei Arrangements mit Flaggen durch eine 
allenfalls zu missdeutende Placirung der Flagge dieses oder 
jenes Landes oder Staates — bei Zusammenkünften bezüg- 
lich der Rangordnung — bei gleichem Bange bezüglich des 
Vortrittes jener, welche die Ansprüche der Anciennetät für 
sich haben. Die Anordnung der Flaggengalla rief in früheren 
Zeiten mancherlei Bedenken hervor; seitdem aber die Be- 
nützung der Nationalflagge zur selben mehr und mehr ausser 
Gebrauch gekommen ist und die Signalflaggen hiezu ver- 
wendet werden, dürften diese Bedenken völlig beseitiget 
sein. Der Flagge und — bei Versammlungen — dem 
Vertreter der Nation, ^ßJ'en Fest gefeiert werden soll, 
wird man vorkommenden Falles den Ehrenplatz zuweisen. 
Uebrigens bestehen in den meisten Staaten bezüglich der 
verschiedenen Arten des Salutes und des zu beobachtenden 
Ceremoniels besondere Reglements, an welche sich die 
Schiffs- und Escadre-Commandanten zu halten haben. So 
existirt auch in der k. k. Kriegs-Marine ein derartiges Re* 
glement, an welches hier behufs näherer Information ver- 
wiesen werden muss. 



VIII. 

Heber Repressalien. 

Wenn ein Staat durch einen anderen Benachtheiligungen 
erKtten und nach Erschöpfung aller der Diplomatie zu 
Gebote stehenden Mittel von demselben keine Vergütung, 
überhaupt keine Genugthuung erhalten hat, so wird er, um 
zum Ziele zu gelangen, durch entsprechende Massnahmen, 
und zwar vorerst in vielen Fällen ohne Anwendung von 
Waffengewalt, sich diese Genugthuung selbst verschaffen 
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können, indem er Repressalien, d. h. Gewaltmassregeln gegen 
die andere Parthei ergreift. Diese bestanden in älterer Zeit 
hauptsächlich in der Gestattung der Fehde, bei Seestaaten in 
der Concessionirung eines Unterthanen zum Seeraube oder 
in ähnlichen Vergewaltigungen. Die neuere Staatenpraxis 
begreift hierunter die Eetaliation derselben rechtswidrigen 
Handlung, deren sich eine andere Macht schuldig gemacht 
hat, die Sperrung des Verkehres und die Beschlagnahme von 
Personen, Sachen und Forderungen des anderen Theiles, eine 
Art von Arrest oder Pfändung, wodurch jedoch weder ein 
Recht auf Leben und Tod der gepfändeten Personen, noch 
auf Appropriation der gepfändeten Sachen begründet wird. 
Erst wenn das MitteF bei dem Gegner seinen Zweck nicht 
erreicht, können jene Sachen zur Genugthuung für die ver- 
letzten Interessen verwendet werden. Die Personen aber 
sind als Geissein zu behandeln. Es ist klar, dass ein derar- 
tiger Vorgang nur im äussersten Falle Anwendung finden soll, 
denn derselbe ist meist der unmittelbare Vorbote des Krieges. 

Als während des Aufstandes von Greta 1867 — 1868 die Griechen 
es nicht aufgeben wollten, diesen Aufstand zu unterstützen, drohte die hohe 
Pforte, sämmtliche griechische Schiffe von den Häfen der türkischen Länder 
auszuschliessen, und die in letzteren ansässigen griechischen Unterthanen ims- 
zuweisen. 

Das Ergreifen von Repressalien ist zu unterscheiden 
von der einfachen Retorsion, welche darin besteht, dass 
ein Staat, dessen Unterthanen in einem anderen Staate 
nach Gesetzen und Gebräuchen behandelt werden, welche 
ihm Anstoss geben, gegen die Unterthanen dieses anderen 
Staates in gleicher Weise zu verfahren erklärt. Wenn z. B. 
ein Staat den Unterthanen eines anderen Staates Vortheile 
verweigert, welche diesen vertragsmässig zukommen, so 
wird der letztere Staat analoge Anordnungen gegen die 
Unterthanen des ersteren ergreifen. 

Als Repressalie maritimer Natur gilt vornehmlich das 
Embargo auf Kauffahrer , welches darin besteht, dass der 
Staat, welcher sich zu Repressalien genöthiget sieht, die in 
seinen Häfen weilenden Handelsschiife jener Macht, von der 
er SatisfajDtion fordert, mit Beschlag belegt und so lange in 
Besitz behält, bis die verlangte Genugthuung geleistet wird. 
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Tritt selbe nicht ein , so wird er sich durch den Erlös der 
mit Embargo belegten Handelsschiffe bezahlt zu machen 
suchen. 

4 

Manche Schriftsteller bestreiten das Recht des Embargo, 
da es nur Privateigenthum trifft; — der Staat dürfe nur 
fremdes Staatseigenthum mit Beschlag belegen. Allein selten 
dürfte der Staat in der Lage sein ,. Eigenthum eines anderen 
Staates imter Sequester zu stellen. Er muss sich' daher an 
das Erreichbare halten, und es wird Sache der anderen 
souverainen Macht sein, ihre vom Embargo betroffenen 
Unterthanen zu entschädigen. Es handelt sich eben ja nur - 
darum, indirecte auf diese Macht einen Druck auszuüben, 
wenn es directe nicht geschehen kann. 

In der Beziehung von Staat zu Staat dürfte i^berdiess 
der Grundsatz, den Vattel ausspricht, dass „was den 
Gliedern gehört, auch dem Ganzen angehöre" 
(tout ce qui appartient en propre aux memhres est consider^ 
com/me appartenant au corps)^ um so mehr an Bedeutung 
gewinnen, je allgemeiner die Völker an den höchsten Ge- 
walten unmittelbar Theil haben, imd die Geschicke der 
Staaten dem Willen Einzelner entzogen werden. 

Es möge hier der alte, YÖlkerrechtliohe Brauch,- obwohl dem Obigen 
entgegen, doch Erwähnung finden, dass Geld und Gut von Privaten, welches 
dem öffentlichen Credite anvertraut ist, von einer Beschlagnahme, wie der in 
Rede stehenden, stets frei erkannt wurde. 

Der souveraine Staat kennt keinen Richter über sich; 
er wird sich daher im Falle einer verweigerten Genugthuung 
selbst Recht verschaffen, und als äusserstes Mittel hiezu, ehe 
man zu den Waffen greift , stellt sich die Vornahme von 
Repressalien dar. 

Von dem Fortschritte der Civilisation und der hiedurch 
bedingten Entwicklung der internationalen Beziehungen ist 
zu hoffen, dass gewaltsame Massregeln wie das Embargo 
überflüssig werden, der Krieg selbst aber, wenn nicht besei- 
tiget, doch auf höchst seltene Fälle und auf eine kürzeste 
Dauer beschränkt bleiben wird. 

Das Embargo als Repressalie ist zu unterscheiden 
von jener Art Embargo, welcher die Kauffahrer aller 
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Flaggen für eine bestimmte Zeit im Hafen festhält, damit 
irgend eine maritime Operation oder ein Ereiguiss, dessen 
Geheimhaltung für den betreffenden Uferstaat wichtig ist, 
nicht zu früh bekannt werde. In diesem Falle hat das 
Embargo nichts Feindseliges an sich, und man wird sogar 
die betreffenden Handelsschiffe als zum Ansprüche einer 
Vergütung berechtiget ansehen müssen. 

Sowohl im Kriege wie im Frieden, wenn auch zumeist 
in ersterem , in blokirten oder vor Invasion zu schützenden 
Häfen können Fälle eintreten, welche die Beschlagnahme 
von Schiffen und Schiffsladungen zu Defensivzwecken , zur 
Verproviantirung oder aus anderen Ursachen zur zwingen- 
den Nothwendigkeit machen. Das in Folge solcher Umstände 
über Schiffe und Waaren verhängte Embargo heisst Noth- 
Embargo. Der angenommene Fall dringender Noth oder 
auch die inneren Interessen des das Noth -Embargo in An- 
wendung bringenden Staates gestalten die Massregel zu einer 
rechtmässigen, selbstverständlich aber ist den Eigenthümern 
der volle Schadenersatz zu leisten. 

Eine andere Art Repressalie war in früheren Zeiten die 
Ausgabe von lettres de marque^ de repr^sailles, 
Kaperbriefe an Private mitten im Frieden. Durch 
selbe wurden diese Privaten autorisirt, für erlittene Schäden 
zur See, z. B. durch Wegnahme ihrer Schiffe Seitens einer 
anderen Nation sich selbst an dem schwimmenden Gute die- 
ser letzteren schadlos zu halten. 

Unter Umständen wurden auch Kriegsschiffe zu solchen Repressalien 
benützt. So ereignete sich diess zur Zeit Cromwell's. Ein englisches Handels- 
schiff ward unter irgend einem Vorwande an der Küste Frankreichs weg- 
genommen und confiscirt. Der Eigenthtimer — ein Quäker — beklagte sich bei 
Gromwell. Dieser schickte ihn nach Paris zu Mazarin mit einem Schreiben , in 
welchem Cromwell volle Vergütung forderte. Der Quäker sollte drei Tage auf 
diese warten. Als «der Quäker ohne Erfolg zurückkehrte, sandtet Cromwell zwei 
Kriegsschiffe aus, um so viele französische Schiffe wegzunehmen, als der 
Verlust des Quäkers betragen mochte. Die Prisen wurden verkauft, der Erlös 
dem Quäker zugestellt, der Rest dem französischen Gesandten, der erst jetzt in 
Kenntniss des Vorfalles gesetzt wurde, zur Verfügung gestellt und von diesem 
auch in Empfang genommen. 
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IX. 



Allgemeine Principien bezüglich der Kriegsreclite. — Ueber 

Kriegs-Seerecht 

Zwischen und über den souverainen Staaten gibt es 
weder eine legislative, noch eine richterliche, noch eine 
executive Gewalt. Der Staat, dessen Interessen und Eechte 
von einem anderen benachtheiliget worden sind, hat daher, 
wenn alle Mittel diplomatischer Kunst und selbst Repressiv- 
Massregeln nicht zum Ziele führen, das Eecht, mittelst 
Gewalt sich Genugthuung zu verschaffen, d. h. durch 
den Krieg sich die Anerkennung seiner Rechte, die Wieder- 
herstellung seiner Interessen zu erzwingen. Demnach sollten 
Staaten, welche miteinander in Krieg begriffen sind, zu allen 
Gewaltmassnahmen befugt sein , welche dazu beitragen 
können, den Gegner zur Nachgiebigkeit zu verhalten. Doch 
gibt es in dieser Beziehung gewisse Regeln, welche sie un- 
gestraft nicht überschreiten dürfen, weil selbe durch die 
Principien des natürlichen Rechtes, den internationalen 
Gebrauch, durch die Sitte sanctionirt sind. So ist es Gepflo- 
genheit, durch irgend einen öffentlichen Act^ wie z. B. ein 
Manifest , den eigenen Unterthanen wie dem feindlichen 
Staate und überhaupt dem Auslande noch vor Beginn der 
Feindseligkeiten die Motive und Gründe auseinander zu 
setzen, welche den Souverain bestimmen, zu den Waffen zu 
greifen. Ein derartiger öffentlicher Act vertritt die Stelle der 
Kriegserklärung, wie selb e in vergangenen Jahrhunderten 
üblich war, und gewöhnlich mittelst eines Heroldes in 
mehr oder minder feierlicher Weise erfolgte, imd wie selbe 
auch heut zu Tage nicht selten durch specielle Abgesandte 
der betreffenden Regierung bekannt gemacht wird. Diese 
Kriegserklärung kann übrigens eine unbedingte oder eine 
bedingte sein, in welch letzterem Falle der Staat den Beginn 
der Feindseligkeiten an die Nichterfüllung gewisser Anforde- 
rungen knüpft. Dieser Art sind die diplomatischen Noten, 
welche man mit demNamen Ultimatum^ TJltimatis simum 
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bezeichnet. Obwohl von mancher Seite die rechtliche Koth- 
wendigkeit einer solchen rechtzeitig bekannt zu gebenden 
Erklärung in Frage gestellt wird, so kann man doch, in 
Anbetracht der schweren Folgen, welche der Krieg sowohl 
für die eigenen Unterthanen, als auch für den Staat mit sich 
bringt, gegen den feindlich vorgegangen werden soll, und 
insbesondere in Erwägung der manni^achen störenden Ein- 
flüsse, denen hiedurch selbst der Verkehr neutraler Länder 
\md ihrer Angehörigen unterworfen wird, den Staat, welcher 
den Krieg zu beginnen gedenkt, der Verpflichtimg nicht 
entbunden betrachten, vor Beginn der Feindseligkeiten diese 
seine Absicht rechtzeitig bekannt zu machen. 

. Solches ist von höchster Wichtigkeit zu Lande; es gilt 
aber noch vielmehr mit Rücksicht auf den Verkehr zur See. 
Ein weiterer Grundsatz, welcher die „Krieg führen- 
den^ Staaten in der Anwendimg der Gewaltmittel bindet, ist 
der, dass der Krieg nur eine Beziehung zwischen Staaten, aber 
keine Relation von Individuum zu Individuum darstellt. Nur 
die Unterth^^nen des Staates, welche als Kriegswerkzeuge 
dienen und am Kriege activ Theil nehmen, können daher 
Gegenstand feindlicher Behandlung, Ziel feindlicher An- 
griffe sein. Diesem Principe gemäss dürfen die nicht unter 
den Waffen stehenden Bewohner eines vom Feinde besetzten 
oder eroberten Landes, so lange sie keine thatsächlich feind- 
selige Handlung begehen, nicht gewaltthätig behandelt 
werden, wenn sie auch von Requisitionen betroffen oder 
mit Kriegs-Contributionen belegt werden können. Denselben 
Grundsätzen conform wird sich der Staat gegen isolirte Un- 
terthanen des feindlichen Staates betragen , welche auf 
seinem Territorium, jedoch nicht in feindseliger Absicht 
verweilen; er wird die Freiheit und Rechte dieser friedlichen 
Unterthanen des Feindes respectiren, und nur für den Fall, 
als er sich zur Ergreifung von Repressalien veranlasst sieht, 
von dieser Handlungsweise abgehen ; doch wird das Gut 
solcher feindlicher Unterthanen nie der Confiscation, wenn 
auch dem Sequester unterliegen. Nur die äusserste Noth- 
wendigkeit und Gefahr kann eine gänzliche Ausweisung 
fremder, einer „Kriegführenden" Parthei angehöriger Pri- 
vatpersonen entschuldigen, in den seltensten Fällen auch 
rechtfertigen. 
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Specielle Regeln, welche das Betragen „Kriegführender" 
Partheien zu leiten haben, und welche gewöhnlich mit dem 
Namen „Kriegsgesetze „ Kriegsmanier ^ , rhgles de guerre " 
bezeichnet werden, sind ferner folgende: Der Feind kann 
bis zurTödtung bekämpft werden, so lange ermit 
den Waffen in der Hand Widerstand leistet — 
Das Leben jener Feinde istzu schonen, die sich 
ergeben; — dieselben sind gefangen zu halten, 
doch sind ihnen gegenüber nur jene Massregeln 
zu ergreifen, die nöthig erscheinen, um sie 
ausser Stand zu setzen, zu schaden. — Hiebei 
ist für ihre Subsistenz so viel wie möglich zu 
sorgen. — Kranke und Verwundete sind zu 
pflegen. — Die Verbandplätze und Lazarethe 
sind nicht Objecte des Angriffes, dessgleichen 
Individuen, welche sich als Angehörige jener 
Abtheilungen und Vereine kenntlich machen, 
denen die Pflege der Verwundeten oder das 
Aufsuchen derselben auf dem Schlachtfelde ob- 
liegt*). Es ist gegen jene Unterthanen des 
Feindes, welche in die Classe der Nichtcombat- 
tanten gehören und sich ruhig verhalten, jede 
unnütze Härte zu vermelden, ihre Person und ihre 
Habe ist möglichst zu schonen, vorkommenden 
Falles auch zuschützen. — Nur wenn militärische 
Operationen es gebieterisch erheischen, darf man 
auf feindlichem Gebiete Zerstörungen von Pri- 
vateigenthum als Kriegsmittel in Anwendung 
bringen. — Denkmale der Kunst und Wissen- 
schaft, sowie dem Cultus geweihte Orte und 
Locale sind wo nur möglich zu respectiren, und 
nur Objecte, welche für den Krieg Wichtigkeit 
und Bedeutung haben, sind im Allgemeinen als 
Beute zu betrachten. — Kriegslist, Strategeme 
anzuwenden ist erlaubt, doch dürfen sie nicht 
den Character der Verrätherei und der Treu- 
losigkeit aru sich tragen. 



*) Anhang ij; „Genfer Convention.^ 
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Es ist zur See nicht selten geschehen , dass man durch 
Hissen einer falschen Flagge den Feind heranlockte, 
oder sich einem übermächtigen Gegner entzog. Diess kann als 
Kriegslist gelten, in letzterem Falle unbedingt, in ersterem 
nur dann, wenn man sich einem stärkeren Gegner gegen- 
über heßndet'^ denn unter anderen Umständen ist es 
unwürdig und ehrlos* In allen diesen Fällen ist aber die 
eigene Flagge zu zeigen, sobald man den ersten scharfen Schuss 
abgibt und das Gefecht beginnt, denn nur unter der wah- 
ren Flagge soll man sich schlagen. 

Meuchelmord und die Anwendung von Gift 
— wie z. B. das Vergiften der Brunnen — sind durch das 
Völkerrecht verpönt. 

Bezüglich der Waffen wird häufig der Grundsatz 
aufgestellt, dass jene Waffen völkerrechtlich auszu- 
schliessen seien, welche absolut incurable Wun- 
den beibringen, ohne desshalb die Grösse des 
feindlichen Verlustes in der Zahl der Indivi- 
duen zu vermehren. Dahin gehören z. B. vergiftete 
Waffen. Es ist überhaupt in der besprochenen Richtung der 
Grundsatz vor Augen zu halten, dass es sich im Kriege 
wohl darum handeln könne, möglichst viele Gegner ausser 
Gefecht zu setzen, aber nicht darum, möglichst viele zu 
tödten, oder für den Rest ihres Lebens zu hülfsbedürftigen 
Krüppeln zu machen. In diesem Sinne muss auch die 
Petersburger Convention*), welche die Verwendung 
von Sprenggeschossen unter vierundzwanzig Loth verbietet, 
aufgefasst werden. 

Die Kriegsgesetze, welche zur See Geltung haben, 
sind im Wesentlichen gleichlautend mit den eben be- 
sprochenen, allgemeinen Principien, doch existirt bis 
jetzt — es sei denn, dass sich die „Krieg fahrenden" 
Staaten selbst des fraglichen Rechtes begeben — Ein Un- 
terschied, der von bedeutender Tragweite ist, nämlich der, 
dass das schwimanende Gut von Privaten, welche ünterthanen 
des Feindes sind , der Wegnahme unterworfen ist ; mit 



*) Anhang B* 
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anderen Worten, dass Kauffahrer feindlicher Flagge 
nebst dem feindlichen Cargo als gute Prise be- 
trachtet werden. 

Die Rechtsgründe , welche hiefiir vorgebracht werden, 
sind folgende: 

1. Die Basis der militärischen Macht eines 
Staates zur See ist die Handelsmarine. Die Schwä- 
chung dieser bedingt auch jene der Kriegsmarine. Die 
Capitäne, die Schiflfeofficiere, die Matrosen der Handels- 
schiffe sind das trefflichste Material zur Ergänzung der 
Kriegsflotte ; denn der Dienst auf dieser setzt vor Allem 
Kenntniss des Seemannsfaches voraus, ist daher durchaus 
nicht in Vergleich zu dem Armeedienste zu stellen. Die Mann- 
schaft weggenommener Kauffahrer ist daher im vollsten Sinne 
des Wortes als kriegsgefangen zu betrachten, während Passa- 
giere, d. h. Individuen, welche sich — an Bord der Prise be- 
findlich — als solche ausweisen können, frei von einer derarti- 
gen Behandlung sind, und bei erster Gelegenheit entlassen 
werden. 

\ 

Welche Wichtigkeit von wirklichen S,ee8taaten dem Gesagten bei- 
gemessen wird^ zeigt der Fall, welcher sich im Jahre 1755 noch vor der 
Kriegserklärung Ton Seite Englands an Frankreich ereignete. England Hess 
alle mit dem Kabeljaufange beschäftigten französischen Fahrzeuge wegnehmen 
und beraubte auf diese Weise, durch dieses Verbrechen gegen das Volker- 
recht, noch vor Ausbruch des Krieges Frankreich um tO.OOO — 12.000 Seeleute. 

Die Einführung des Dampfes hat wenig oder gar nichts an der Wich- 
tigkeit des seemännischen Elementes der ' Handelsmarine für die Kriegsflotten 
geändert, denn die See und das Leben zur See sind sich gleich geblieben. Die 
Anforderungen an den Mann der Kriegsflotte haben sich eher gesteigert , als 
vermindert. Die CaTallerie sucht als Recruten Reiter oder doch solche Indi- 
viduen zu gewinnen, die mit Pferden umzugehen wissen, — die Kriegsmarine 
braucht Seeleute ; Seemann wird man aber nicht in 14 Tagen oder so und so 
viel Wochen, während der Krieg, daher der Bedarf an Menschen, momentan 
dringend werden kann. Napier's Klagen bei Gelegenheit seiner baltischen 
Expedition und die Schwierigkeiten der Bemannung der englischen Flotte 
wie sie sich im Jahre 1854 ergaben, dürften nicht gegen das eben Gesagte 
sprechen. 

2. Es ist keine Garantie dafür geboten, dass 
die Kauffahrer nicht zu feindlichen Zwecken ver- 
wendet werden; denn nicht blos Mannschaft, auch das 
Schiff ist als Kriegsmaterial zu betrachten, sei es auch, dass 
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letzteres nur zum Transporte von Truppen, Freischaaren etc. 
verwendet wird. Die Schiffe sind nicht wie Magazine am Lande, 
sie sind ebensogut als Kriegsmittel zu gebrauchen , wie fiir 
friedliche Zwecke. Gebäude, überhaupt fixe Objeqte am Lande 
werden und können nur unter Umständen als Kriegsobjecte 
Verwendung finden. In jedem feindlichen Schiffe oder Fahr- 
zeug, das weggenommen wird, entzieht man — weil es mobil 
ist — dem Gegner unbedingt ein Vertheidigungsmittel, wäre 
das betreffende Schiff oder Fahrzeug, vermöge seines Zu- 
standes, auch zu nichts Anderem zu gebrauchen, als zum 
Versenken in engem Fahrwasser. 

3. Am Lande bietet sich häufig Gelegenheit, sich an 
dem Staatseigenthume des Gegners schadlos zu halten, ohne 
das Eigenthum der ünterthanen des letzteren in Anspruch 
nehmen zu müssen. Man kann sich in Besitz von Land und 
Leuten, Städten und Dörfern setzen, und dieselben Eechte 
für sich ausüben, die dem Spuverain zukommen, der aus 
diesem Besitz verdrängt wurde. 

Zur See kann sich der „Krieg führende", 
abgesehen von Unternehmungen, die mit einer 
Landung verbunden sind, nur an die Kriegs- 
schiffe und Handelsschiffe des Gegners, daher in 
letzterem Falle nur an das Eigenthum von Pri- 
vatenhalten. Die Verluste dieser zu decken, wird Sache 
des Staates sein, dem selbe angehören. 

4. Zu Lande gibt es Requisitionen, Contributionen. Ge- 
wonnene Orte werden oft geplündert und zerstört, wetm es 
das Interesse der militärischen Operationen erfordert. Es 
kommen daher auch zu Lande, vermöge Kriegsrechtes, 
Eingriffe in das Privateigenthum vor, wenn es die Umstände 
verlangen. Zur See kann sich der Staat nur in den 
Handelsschiffen des Gegners einen Ersatz für 
seine Kosten und Verluste suchen; er istdaher durch 
die Verhältnisse gezwungen, sich am Privateigenthume 
schadlos zu halten, indem er zugleich die Quelle der mari- 
timen Kraftentfaltung des Feindes wenigstens zum Theile 
zerstört. Indem man die Quellen der Wohlfahrt eines Staates 
verstopft, verschKesst man aber auch die Quellen seiner 
Macht, die Quellen seiner Widerstandskraft. 
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5. Zu Lande macht man dem feindlichen Staate das 
Eigenthumsrecht auf sein Territorium streitig, indem man 
sich in den Besitz desselben zu setzen strebt; zur See 
^ibt es nur ein Benützungsrecht, und man wird 
daher dieses zum Ziele feindlicher Operationen 
machen, indem man den Gegner möglichst in 
dieser Benützung hindert. 

6. Durch einzelne Kreuzer kann selbst eine kleine 
S eemacht, die keine offene Entscheidungsschlacht zu liefern im 
Stande ist, einer grösseren gefährlich werden, indem sie die 
Hauptadem ihres maritimen Verkehres unterbindet. Die 
Wegnahme der Kauffahrer ist daher ein Kriegs- 
mittel, welches man aus Eücksicht auf Parität 
dem Schwächeren nicht entziehen darf; der Stärkere 
wird sich vorkommenden Falles ohnehin nicht daran halten. 

7. Würde die Wegnahme der Handelsschiffe 
völkerrechtlich aufgehoben werden, so müsste 
in vielen Fällen der Seekrieg, wie zwischen voll- 
ständig getrennten Binnenstaaten der Krieg überhaupt 
illusorisch werden. Denn zieht der Staat; welcher über 
eine geringere Kriegs-Seemacht gebietet, diese in sichere 
Häfen zurück, während seine Kauffahrer noch immer frei 
mit aller Welt verkehren, so ist er in der Lage, sich durch 
diesen freien Verkehr die Mittel zur Fortsetzung des Streites 
zu schaffen, und all die Verbindungen aufrecht zu erhalten, 
welche seinen Interessen conveniren und die sein Gegner zu 
zerstören suchen muss. 

8. Zu Lande wird im Kriegsfalle der Hand.el 
mit den feindlichen Staaten im Allgemeinen un- 
tersagt, und es ist nicht abzusehen, warum zur 
See nicht ein analoges Princip, und zwar derNa- 
tur der Sache nach in einem viel weiteren Be- 
reiche befolgt werden soll. Zu Lai;ide werden Ver- 
kehrsmittel und Handelsobjecte des Gegners, welche sich im 
eigenen Lande befinden und für die eigenen militärischen 
Zwecke dienen können, ohne Rücksicht ob privates oder 
öffentliches Eigenthum, von dem betreffenden Staate in Besitz 
genommen; zur See nimmt man den feindlichen Kauffahrer 
weg, und schont die allfällige neutrale Ladung. Während zu 
Lande alle Classen der Bevölkerung unter den Schrecken und 
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Lasten des Krieges leiden, würde bei Annahme des freien 
Verkehres zur See doch für Individuen in der fraglichen 
Beziehung ein Privilegium gegeben sein, nämlich für die 
Rheder und Handelsherren. 

9. Der Satz: „dass zu Lande das Privateigen- 
thum unantastbar sei," ist nicht richtig, denn kein 
internationales Gesetz, kein Vertrag spricht selben aus, nur 
der Vertrag, welcher 1785 zwischen dem Bevollmächtigten 
Amerika's „Franklin" und Friedrich IL geschlossen wurde, 
enthält eine derartige Clausel, die aber in späteren Verträgen 
zwischen denselben Staaten keine Bestätigung fand. Privat- 
eigenthum wurde und wird auch zu Lande tausendmal beschä- 
diget, und keine Reclame gibt Zeugniss, dasshiedurch das Völ- 
kerrecht verletzt worden. Wenn Privateigenthum und Privat- 
personen zu Lande im Allgemeinen als unantastbar gelten, so 
sind die Ursachen hievon wohl vornehmlich darin zu suchen, 
dass es erstlich unmöglich ist, Massen von Menschen und Gut 
wegzuschleppen und sich völlig anzueignen, dass es ferners 
überflüssig ist, sich in den Besitz all des feindlichen Gutes 
zu setzen, weil man, ohne sich selbst eine Last aufzuerlegen, 
die Mittel hat, sich durch Contributionen, Requisitionen etc, 
das Nöthigfe oder vor allem Wünschenswerthe , wie Geld 
und Lebensbedarf zu verschaffen, dass es endlich im 
Interesse des „Kriegführenden" selbst liegt, das feindliche 
Land seiner Hülfsquellen nicht völlig zu berauben, und die 
Bevölkerung nicht durch unnöthigen Druck gegen sich zu 
erbittern und zu den Waffen zu treiben. Hiezu kommt noch 
als weiterer Grund, dass es zu Lande die innere Disciplin 
einer Armee fordert, den fraglichen Satz thunlichst in Ehren 
zu halten, weil sich sonst der Verband der Truppe nur allzu 
leicht lösen würde, und statt einer Armee nur allzubald 
zerstreute Horden von Marodeurs vorhanden wären, während 
zur See eine ausgiebige Garantie gegen Missbrauch und 
Ausschreitung geboten werden kann. 

10. Der Krieg ist schrecklich — nicht so sehr durch 
die Mittel, welche in Anwendung kommen, als vielmehr 
durch seine Dauer. Vornehmlich durch letztere wird der 
Krie^ furchtbar in sich und in seinen Folgen, durch Ent- 
völkerung, Verarmung, Entsittlichung, durch Seuchen, 
durch Verwüstung und Zerstörung. Die Humanität 
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fordert daher in erster Linie den Krieg — wenn 
schon unvermeidlich — so doch in der Dauer 
zu beschränken, und hiemit seine Folgen abzu- 
schwächen und in engere Gränzen zu weisen. 
Die Mittel, welche dieses Ziel erreichbar erscheinen lassen, 
sind daher eher durch die Humanität geboten, als untersagt. 
Als ein solches Mittel ist aber die Wegnahme des schwim- 
menden feindlichen Gutes auf hoher See zu betrachten, 
denn hiedurch werden dem Gegner ausgiebige Hülfsquellen 
für seine militärische Leistungsfähigkeit und für sein ge- 
werbliches und conunercielles Gedeihen , — demnach, wenn 
es wahr ist, dass zum ^ Krieg führen*' vor Allem Geld, imd 
wieder Geld, imd abermals Geld gehört, auch die Haupt- 
hebel für die Entwicklung seines Nationalreichthumes, die 
Grundbedingnisse jeder grossen militärischen Machtentfaltung 
entzogen. Wenn die „Humanität" als Grund angeführt 
wird, warum man von der Wegnahme feindlichen Gutes zur 
See abstehen soll, so beruht diess wohl auf Selbsttäuschung, 
indem man das Gefühl des Eigeninteresses mit humanen Re- 
gungen verwechselt. Als die grossen Handels- und Seevölker 
um die Herrschaft zur See, um die Führung im Weltver- 
kehre und Welthandel stritten, da hielt man es im Interesse 
der eigenen Kaufmannschaft, den Handel des Gegners zu 
zerstören. Die Stimmen, welche sich dagegen erhoben, 
kamen stets von einer Seite her, auf der man sich zu schwach 
fühlte, mit gleichen Tendenzen hervorzutreten. Sowie die 
Wiege der Flotten die Freistaaten und nicht die Satrapen- 
staaten des Alterthumes waren, so zeigten auch die grossen 
Kämpfe zur See stets einen rein nationalen Character. 
Nicht dieser und jener Fürst bekämpften sich, sondern diese 
und jene Nation, Seemann stand gegen Seemann, und der 
Preis des Kampfes war kein Thron und keine Krone, sondern 
das — wenigstens vermeintlich — eigenste Interesse der 
Völker. Es ist zu erwarten, dass der Seekrieg auch in der 
Zukunft den nationalenCharacter behalten wird, und diess um 
so eher, als die Völker mehr und mehr über ihre Interessen 
und Rechte selbst Wächter und Richter werden, und auch der 
Landkrieg durch die allgemeine Wehrpflicht, welche Völker 
Völkern gegenüber stellt, ein Kampf von Nationen mit allen 
seinen Consequenzen wird , — vielleicht bereits geworden ist. 
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Wir haben in Obigem die Gründe zusammenzustellen 
versucht, welche man für die Wegnahme des schwimmenden 
Feindesgutes da imd dort vorgebracht hat. Es würde zu 
weit führen hier die einzelnen Gründe einer näheren Er- 
wägung zu unterziehen, und es möge daher nur eine allge- 
meine Schlussfolgerung hier Platz finden. 

Es liegt im Interesse der -Menschheit, die 
üebel des Krieges thunlichst zu mindern, doch 
in solcher Weise, dass hiedurch nicht einzelnen 
Nationen gegenüber anderen ein Vortheil er- 
wachse. Es sei wohlge'than, dass man die „Frei- 
heit des feindlichenPrivateigenthümes zur See" 
proclamirt; diess zugegeben darf man aber nicht 
in unlogischer Weise die Wegnahme desselben 
durch die Kriegsschiffe allein zulassen, wie es 
diePariser Declaration vom Jahre 1856 gestattet*). 
Durch den letzteren Vorgang ist einerseits die 
Möglichkeit eines Machtausgleiches zur See völ- 
lig ausgeschlossen, während andererseits die 
Tendenz wa'ch gerufen werden mag, eine übernom- 
mene Verpflichtung zu umgehen oder von sich zu 
weisen. KeinVertrag soll aberVerbindlichkeiten 
auf erlegen, von denen man weiss, dass sie nicht 
unter allen Umständen erfüllt werden können, 
sei es, dass durch selbe die Ehre des betreffen- 
den Staates verletzt, oder sei es, dass durch selbe 
seine Interessen unmittelbar gefährdet werden. 

Die amerikanische Union lehnte den oben citirten Punkt der Pariser 
Declaration zurück, indem sie das Princip der absoluten Freiheit des feindlichen 
Privatgutes zur See vertrat und nur die Kriegs-Contrebande als dem Prisen- 
rechte verfallen erklärt wissen wollte. Uebrigens hat derselbe Staat, welcher 
sonst die liberalsten Anschauungen in seerechtlicher Beziehung als die seinen 
bekannte, während des letzten Bürgerkrieges, als die Noth auch an ihn heran- 
kam, nicht immer diesen seinen (Grundsätzen gemäss gehandelt. 

Im Kriege vom Jahre 1866 zwischen Geste rreich, Preussen, Italien 
war die Handelsschifffahrt frei gegeben **). 



*) Anhang C. 
**) Anhang 1. 
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Was die angeführten Gründe selbst betrifft, so ist YOr allem Anderen 
dem erst citirten Gewicht beizulegen, und sollte für den Fall, als die all- 
gemeine Anerkennung des Principes der „Freiheit des feindlichen Pri- 
yatgutes zur See*^ nicht zu erreichen wäre, doch die allseitige Annahme 
des Grundsatzes angestrebt werden, dass feindliche Eauffahrer für die Bauer 
des Krieges wohl mit Beschlag belegt und die Bemannung in Gefangenschaft 
gehalten werden dürfe, dass aber die Herausgabe der ersteren und selbstver* 
ständlich die Rücksendung der letzteren nach Schluss des Krieges zu erfolgen ' 
habe, während Passagiere und Ladung ~ letztere selbst dann, wenn sie feind- 
lich ist — mit Ausnahme der Kriegs- Contrebande, frei erklärt werden. Oester» 
reich-Ungarn dürfte übrigens das grösste Interesse haben, dem Grund- 
sätze des freien Handelsverkehres in See auch dann, wenn es selbst 
feindliche Parthei ist, Geltung zu verschaffen. Ohnehin über eine geringe Zahl 
von Kriegsschiffen verfügend, würde es bei seiner Lage an einem Binnenmeere, 
selbst wenn es durch die Pariser Declaration nicht gebunden wäre, kaum im 
Stande sein, einen erfolgreichen Kreüzerkrieg durchzuführen. Dieser Staat 
sollte es sich demgemäss angelegen sein lassen, dem fraglichen Grundsatze auf 
dem Wege der Separatrerträge Geltung zu verschaffen. 

Es muss bezüglich der Wegnahme des feindlichen Gutes 
noch eine Ausnahme erwähnt werden, welche allgemein üb- 
lich ist. Fischerboote, welche Eigenthum der un- 
mittelbar naheliegenden Küste sind und deren 
Anwesenheit in See nur der Beschaffung des nö- 
thigen Lebensunterhaltes gilt, sind aus humanen 
Rücksichten im Allgemeinen von der Wegnahme 
ausgeschlossen.' 

Die Seekriegsrechte in ihrer Gesammtheit lassen sich in 
folgende Punkte zusammenfassen : 

1. Das Eecht der Wegnahme feindlicher 
Schiffe und feindlichen Gutes an Bord derselben; 

2. das Eecht der Wegnahme der Kriegs-Con- 
trebande; 

3. das durch erstere zwei bedingte Recht zur 
Visitation der Handelsschiffe in See; 

4. das Blokade-Recht. 
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Ueber den Begriff ;,]SreutraIitat^ und die aUgemeinen Rechte und 

Pflichten der neutralen Staaten. 

Die Staaten, welche nicht in den Krieg verwickelt 
werden, bleiben offenbar unter sich sowohl, als mit den „Krieg 
führenden" Mächten in freundschaftlichen Verhältnissen, 
daher auch im freien Verkehre ; denn es ist nicht abzusehen, 
warum für sie eine Aenderung eintreten sollte, da von keiner 
Seite eine Beschwerde, ein Anlass vorliegt, das bestehende 
Verhältniss in irgend einer Eichtung einem Wechsel zu 
unterwerfen. So lange beiderseits den Verpflichtungen nach- 
gekommen wird , welche das allgemeine Völkerrecht oder 
specielle Verträge vorschreiben, so lange ist auch beider- 
seits das Eecht vorhanden, die bisherigen Freiheiten in 
ihrem vollen Umfange zu geniessen. Hieraus folgt, dass die 
nicht „Krieg führenden" Staaten zum ungehinderten freien 
Verkehre unter sich imd mit den „Krieg führenden" Mächten 
berechtiget sind, und dass letztere nicht befugt sind, den- 
selben zu hindern oder zu stören. Wenn man aber die recht- 
lichen Ansprüche in Erwägung zieht, welche den „Krieg 
führenden" Staaten als solchen gegenüber den anderen 
Mächten zukommen, so sind selbe zweifacher Natur, selbe 
hiaben nämlich das Eecht zu verlangen : 

1. Dass die übrigen nicht „Krieg führenden" Staaten 
sich ihnen gegenüber völlig unpartheiisch benehmen , dass 
sie wissentlich Nichts verfügen. Nichts zulassen, was der 
einen der „Krieg führenden" Mächte zum Vortheile, der 
anderen directe oder indirecte zum Schaden gereichen 
könnte ; 

2. dass sie die „Krieg führenden" Mächte in Ausübung 
der ihnen völkerrechtlich zugestandenen Kriegsrechte, und 
2war dieser in ihrer ganzen Ausdehnung nicht hindern odqr 
auch nur stören. 



Neutralität. gg 

Der Begriff „Neutralität" bedingt daher nicht nur 
«in Enthalten von jeder unmittelbaren oder mittelbaren Theil- 
nahme an wie immer gearteten feindlichen Acten gegen die 
«ine oder andere „Krieg führende" Parthei, sondern auch 
ein freies Gewähren der Ausübung der durch den Kriegs- 
fall diesen zustehenden Rechte. Neutral verhält sich 
demnach jener Staat, welcher einerseits selbst 
Nichts thut und mit Wissen und Willen thun 
lässt, was der einen „Krieg führenden" Parthei 
auf Kosten der anderen nützen oder schaden 
könnte, und welcher andererseits keine dieser 
Partheien in Ausübung ihrer Kriegsrechte 
behelliget. Hieraus ergibt sich, dass der neutrale Staat 
keiner der „Krieg führenden" Partheien Waffen, Munition, 
Soldaten, Schiffe, kurz speciell für den Kampf und die 
Kriegführung nutzbare Gegenstände zuführen darf, dass 
er Weiters keinerlei Werbung oder Ergänzung der Mann- 
schaften, Anschaffung von Kriegs-Materialien mit der 
offenen Bestinamung für diese oder jene „Krieg führende" 
Parthei in seinem Gebiete dulden, und er selbst den mehr 
erwähnten Partheien auch keinerlei pecuniäre Hülfsquellen 
in Form von Subsidien eröffnen darf; dass er ferners feind- 
lichen Truppen oder Kriegsschiffen nicht gestatten darf, sich 
auf seinem Territorium zu organisiren , auszurüsten , und 
sein Land oder seine Territorial-Gewässer als Basis kriege- 
rischer Operationen zu benützen; — dass er sich schliesslich 
betreffs seines conunerciellen Verkehres zur See den Störun- 
gen zu unterwerfen habe, welche die Ausübung des ünter- 
suchungs- und Blokaderechtes Seitens d^r Kreuzer der j, Krieg 
führenden" Staaten nothwendig mit sich bringt. Doch kann 
man dem neutralen Staate es nicht zumuthen, die conuner- 
ciellen Speculationen von Privaten derart zu bevormunden, 
um ihn für die Handlungen einzelner seiner ünterthanen, die 
gegen eine stricte Neutj^alität Verstössen mögen, verantwort- 
lich zu machen, und noch viel weniger darf man dem neu- 
tralen Staate ansinnen, der öffentlichen Meinung Gewalt an- 
zuthun, um Ausdrücke der Sympathie für diese oder jene der 
„Kriegführenden" Partheien hintanzuhalten; denn im ersteren 
Falle handelt das einzelne Individuum als Privater und auf 
eigenes Eisico, und begibt es sich in Bezug auf die allfälligen 
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Folgen der fraglichen Acte des Schutze's des eigenen Staates; 
im letzteren Falle würde der neutrale Staat eine moralische 
Herrschaft, einen moralischen Druck auf seine ünterthanen 
üben müssen, zu dem keine Regierung naturgemäss befugt ist^ 
selbst wenn sie denselben auszuüben vermöchte. Um Acte 
Seitens der eigenen ünterthanen zu verhindern, welche die 
Pflichten der Neutralen verletzen, gejschieht es übrigens 
häufig, dass die neutralen Regierungen bei Ausbruch eines 
Krieges zwischen anderen Mächten allgemeine Verhaltungs- 
regeln bekannt geben, nach welchen ihre ünterthanen sich 
zu richten haben*). 

Wenn in Folge Missbrauches der Kriegsrechte von Seite 
einer der „Krieg führenden" Partheien oder beider ein neu- 
traler Staat sich gefährdet glaubt, oder wenn aus irgend einem 
Grunde ein derartiger Missbrauch zu befürchten ist, so steht 
es dem neutralen Staate zu, Mittel in Anwendung zu bringen, 
welche ihn gegen üebergriffe zu schützen geeignet sind, 
ohne nothwendig den Krieg hervorzurufen. Dieses Mittel 
ist ihm gegeben in der bewaffneten Neutralität, über welche 
noch später gesprochen werden soll. 



XI. 



üeber die Wegnahme feindlichen ßutes zur See. 

unter den See - Kriegsrechten , welche als dem See- 
kriege eigen angeführt worden sind, wurde zuerst des 
Eechtes „der Wegnahme schwimmenden feindli- 
chen Gutes" gedacht. Zwei Fragen sind es, welche hier 
zunächst in Erwägung gezogen werden müssen, nämlich eines- 
theils wo, d. h. auf welchem Territorium, und anderentheils 
durch wen die Wegnahme der feindlichen Kauffahrer 
bewirkt werden dürfe. 



•) Anhang J. 
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Die Beantwortung dieser beiden Fragen ißt nach dem 
Vorhergehenden naheliegend. Bezüglich des ersterwähnten 
Punktes kann die Wegnahme unzweifelhaft in Gewässern 
statthaben, die zum^ Bereiche des Territorial-Meeres der 
^yKrieg fuhrenden" Mächte gehören, nicht minder auf hoher 
See, die Niemandes Eigenthum ist, und wo die streitenden 
Partheien sich gleichberechtiget begegnen. Hingegen ist 
selbe untersagt innerhalb derGränzen des Territorial-Meeres 
neutraler Staaten, da hiedurch eine Verletzung ihrer Hoheits- 
rechte, ihres Gebietes bedingt wäre. 

Die Mittel, durch welche die Wegnahme der Handels- 
schiffe bewirkt werden kann oder darf, sind die Kriegsschiffe 
der „Krieg fuhrenden" Staaten und die Kaperschiffe, zu 
deren Ausrüstung sie ihre Unterthanen ermächtigen, welche 
Ermächtigung aber vom Standpunkte des internationalen 
Rechtes nur dann zulässig ist, wenn die betreffenden Staaten 
sich nicht vertragsmässig des Rechtes zur Ausgabe von 
Kapeirbriefen begeben haben. Wie bemerkt worden, hat 
nämlich die Mehrzahl der civilisirten Seestaaten dem Rechte 
zur Verwendung von Kauffahrern als Kaperschiffen in 
Kriegszeiten in der Pariser Declaration vom Jahre 1856 
für sich feierlichst entsagt. 

Trotzdem müssen Kaperschiffe hier Erwähnung finden, 
denn abgesehen davon, dass eine solche unnatürliche Be- 
schränkung der Kriegsrechte der kleineren See- 
staaten (unnatürlich, wenn man andererseits dem Principe 
des freien Verkehres zur See in Kriegszeiten die Anerkennung 
zu versagen beliebt) nur allzu leicht zu umgehen sein dürfte, 
so ist noch der Fall in Betracht zu ziehen, dass Kriege zwi- 
schen Seemächten entstehen können, deren Eine die besagte 
Declaration nicht unterzeichnet hat, daher auch für die An- 
deren die Verbindlichkeiten erlöschen, welche aus der 
Declaration unter anderen Umständen für sie erwachsen. 

Kaperschi f f e sind solche Schiffe, welche — Eigenthum 
von Unterthanen eines „Krieg führenden" Staates — mit 
Wissen und Ermächtigung des letzteren und in Folge eines, 
von der Regierung ausgestellten, in diesem Sinne lautenden 
Patentes, Kaperbriefes (Markebriefes) von den erwähnten 
Unterthanen kriögsmässig ausgerüstet und in See entsendet 
werden zu dem Zwecke, um unter der Autorität des betref- 
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f enden Gouvernements dem feindlichen Seehandel, durch 
Wegnahme von Schiff und Gut zu schaden, und nach Mass- 
gabe der eigenen Kräfte auch auf feindliche Kriegsschiffe 
Jagd zu machen. 

Um als Kaper zu gelten, ist daher er- 
forderlich: 

1. dass das Schiff Eigenthum von üntertha- 
nen des „Krieg führenden" Staates sei; dass die Be- 
dingnisse, welche dasselbe als der betreffeniien Nationalität 
rechtlich angehörig erscheinen lassen, überhaupt und speciell 
in Bezug auf die Bemannung erfüllt seien ; 

2. dass das Schiff mit dem entsprechenden 
Patente, dem Kaperbriefe (Markebriefe) verse- 
hen sei; denn erst letzterer ertheilt die Ermächtigung zur 
feindlichen Action. 

Wie zu ersehen, ist die Ausgabe von Kaperbriefen nichts 
Anderes als ,ein directer Aufruf an die ünterthanen, mit ihren 
eigenen Hülfsmitteln sich am Kampfe zu betheilen, ein Apell 
an das Volk, mit allen Kräften sich gegen den Feind zu er- 
heben, insoweit es eben in der Macht einzelner Private 
gelegen ist, diess zu thun. Kaperschiffe können daher mit 
gutem Grunde den Freicorps, dem^ Landsturme verglichen 
werden, der Kaperkrieg aber mit dem sogenannten „kleinen 
Kriege" (Guerilla-Krieg) am Lande. Der Krieg, wie er 
durch Kaper geführt wird, ist daher auch kein Kampf zwi- 
schen Privaten ; denn die Kaper handeln ihrerseits im Namen, 
unter der Autorität und Verantwortung der Regierung des 
Staates, dem sie zustehen ; es ist keine Verwandtschaft mit 
der Piraterie vorhanden, mit welcher Leute des Binnen- 
landes so häufig und so gerne die Kaperei vermengen. 
So lange man zur See das schwimmende Feindesgut nicht 
frei erklärt, und wenn die Kaperschiffe die obigen Beding- 
nisse erfüllen, ist man nicht berechtiget, die Kaperei als 
Seeraub zu classificiren. 

Allerdings hat die Kaperei — da hier menschliche Ge- 
winnsucht ins Spiel kommt — zu mannigfachem Missbrauche 
geführt, und ist daher der Begriff „Kaper" oft auch mit Recht 
mit dem Begriffe „Pirat" vertauscht worden; allein es handelt 
sich hier um die Sache, nicht um einzelne Fälle, welche als 
Auswüchse das innere Wesen des Gegenstandes nicht berühren. 
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Schon längst waren die Staaten in ihrem eigenen 
Interesse darauf bedacht, den Ausschreitungen der Kaper 
Schranken zu setzen , indem sie die Ertheilung des Kaper- 
Patentes an Bedingnisse knüpften. Solcher Art waren oder 
sind die vorherige Erlegung einer entsprechenden Caution, 
die Beschränkung des .Ausübungsrechtes der Kaperei auf 
mehr oder minder kurze Zeit-Termine, die Beschränkung der 
Kriegsrechte, welche sonst einem Kaper zugestanden wur- 
den oder werden. So war es den Kaperschiffen häufig unter- 
sagt, ihre Jagd in die feindlichen Flussreviere auszudehnen, 
sowie in Gewässer einzudringen, welche durch Seemarken 
begränzt sind. Als hauptsächliches Mittel gegen jeden Miss- 
brauch sowohl von Seite der Kaperschiffe als der Kriegsschiffe 
sollen aber die Prisengerichte dienen. Diese haben die 
Aufgabe, über die Gültigkeit der Wegnahme zu entscheiden. 
Erst in Folge eines affirmativen Ausspruches des Prisen- 
gerichtes kann ein weggenommenes Handelsschiff oder Gut 
als „gute Prise" betrachtet werden. 

Die Prisengerichte werden von den „Krieg führenden" 
Staaten bestellt und dürfen ihre Wirksamkeit nur auf dem 
Territori-um des eigenen Staates oder bei speciellem Ueber- 
einkommen auf dem Territorium alliirter Mächte , und nur 
über Schiffe und Güter ausüben, welche durch ünterthanen 
der eigenen Regierung genommen worden sind. Vor diesen 
Gerichten hat der C a p t o r die Legitimität der Prise nach- 
zuweisen; dem Prisengerichte Hegt es ob, den Sachverhalt zu 
prüfen , das Vorgehen des Captors zu untersuchen , die 
Nationalität von Schiff und Ladung und die Specialität dieser 
letzteren und deren Bestimmung zu constatiren und hiernach 
das Urtheil zu fällen. Ein durch das Prisengericht verurtheiltes 
Schiff oder Gut verfällt als Eigenthum des Staates, dessen 
Angehöriger der Captor ist ; denn nur dem Staate als solchem 
steht ein Kriegsrecht zu, nur in seinem Namen und unter 
seiner Autorität darf eine Wegnahme stattfinden 5 der Staat 
kann sich aber seines Rechtes zu Gunsten des Captors 
ganz oder theilweise begeben, wie es meistens zu geschßhen 
pflegt. 

Das Verfahren bei den Prisengerichten richtet sich je 
nach den Gesetzen der betreffenden Länder; doch sind hiebei 

. 5* 
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stets die Normen des internationalen Rechtes zu respec- 
tiren*). 

Manchen , selbst berühmten PriBenrichtern mag nioht mit Unrecht der 
Vorwurf der Partheilichkeit gemacht worden sein ; denn nur allzuoft mö- 
gen yermeintliche oder wirkliche nationale Interessen, Interessen einer Körper- 
schaft oder gar einzelner Individuen Einfluss geübt haben ; auch ist es nicht 
zu laugnen, dass es mehr als wünschenswerth sei, durch Vereinfachung der 
internationalen Satzungen, welche den Verkehr zur See in Kriegszeiten be- 
treffen, die Fälle zu beschränken, welche derPrisengeriohtsbarkeit unterliegen. 
Immerhin ist es aber wohl unbestritten wahr, dass die Errichtung der Prisen- 
gerichte eine starke Schranke abgibt, um die Willkür und die Gewaltsam- 
keiten des Krieges einzudämmen. Wenn man die Bedingnisse in Betracht 
zieht, unter welchen die Ausübung der Prisen gerichtsbarkeit völkerrechtlich 
zulässig ist, so stellt sich die Thatsache heraus, dass nur Seestaaten 
wie England, welche in allen Theilen der Erde eigenen Grund und Boden 
haben, auch allerwärts Prisengerichte aufzustellen in der Lage sind. Es ist 
demnach die Befürchtung naheliegend, dass die Kreuzer der Staaten, welche, 
wenn auch mächtig zur See, doch nicht über Besitzungen in anderen Welt- 
theilen verfügen, bei der Unmöglichkeit, die Prisen in Häfen zu bringen, wo 
nationale Prisengerichte sind, sich auf andere Weise behelfen und Ausschrei- 
tungen gegen das Völkerrecht und die Humanität stattfinden werden, — 
gewiss ein Grund mehr, den maritimen Handelsverkehr in Kriegszeiten ganz 
frei zu geben. Was die Wegnahme von feindlichen Handelsschiffen und Gütern 
anbelangt, so dürfte selbe besonders desshalb nicht ohne Ursache als gehässig 
gelten, weil nach dem allgemeinen Usus der Vortheil der Wegnahme nicht 
dem betreffenden »Krieg führenden** Staate als solchem, sondern wenigstens 
theilweise einzelnen Unterthanen desselben zufällt. 

Die Wegnahme feindlicher Kauffahrer durch Kaperschiffe wurde in den 
meisten Seekriegen in ausgedehntester Weise betrieben. Es gab sogar Fälle, 
wo die Regierung an Private ihre eigenen Schiffe zu diesem Zwecke auslieh. 
Diess geschah z. B. unter Ludwig XIV. bei Gelegenheit der Unternehmung 
Dugai-Trouin's gegen Rio. In neuester Zeit hat jedoch, wie bereits und 
wiederholt gesagt worden, der Gebrauch von Kaperschiffen eine sehr grosse 
Beschränkung erlitten, indem durch den Pariser Vertrag die unterzeichneten 
Mächte: Oesterr/eich, England, Frankreich, Preussen, Russland, Sardinien und 
die Türkei sich gegenseitig verpflichteten, in einem künftigen Kriege der Aus- 
gabe von Kaperbriefen sich zu enthalten. „La eourae est et demenre abolie^ 
heisst der betreffende Artikel ♦♦). —Belgien, Brasilien, Chili, die argentinische 
Conföderation, der deutsche Bund, Dänemark, die Republik Equador, 
Griechenland, Guatemala, Hayti, die Niederlande, Peru, Portugal, Schweden 
und Uruguay , letzteres vorbehaltlich der Genehmigung der gesetzgebenden 
Gewalt sind diesem Artikel noch vor Ablauf des Jahres 1858 beigetreten. 
Spanien und Mexico lehnten wie die nordamerikahische Union die Annahme 
dieses Artikels ab. 



♦) Bezüglich der in Oesterreich-Ungarn hinausgegebenen Gesetze und Vor- 
schriften siehe Anhang I. 
••) Anhang C. 
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Nachdem erörtert worden, wo und durch wen das 
Recht der Wegnahme des schwimmenden Feindesgutes 
ausgeübt werden dürfe, — ■ so gilt es nunmehr, den Ge- 
genstand, welcher wegzunehmen ist, etwas näher ins 
Auge zu fassen. Es handelt sich in dieser Beziehung um 
zwei wesentlich verschieden zu beurtheilende Gegenstände, 
nämlich um das Schiff und um das , was es an Bord führt, 
um die Ladung, Vier Fälle sind in Betracht zu ziehen : 

1. Entweder ist Schiff und Ladung feindliches Eigen- 
thum, oder 

2. es ist Schiff und Ladung neutrales Eigenthum, oder 

3. das Schiff ist feindliches, die Ladung neutrales Gut, 
oder endlich 

4. das Schiff gehört Neutralen, die Ladung dem Feinde. 

Sind Schiff und Ladung feindliches Eigen- 
thum, so ist auch Schiff und Ladung confiscabel; 
es sei denn, dass Seitens der einen oder beider „Krieg 
führenden'^ Partheien eine Frist gestattet worden ist, inner- 
"halb welcher der Seeverkehr des oder der Gegner unbelästiget 
bleibt, und wenn innerhalb dieser Frist eine Begegnung mit 
Kreuzern der betreffenden Parthei sich zuträgt, oder auch, 
wenn ein Kauffahrer der feindlichen Parthei aus irgend 
einem Grunde, z. B. weil er Eigenthum der Gegenparthei 
fuhrt, für ein bestimmtes Ziel oder eine bestimmte Dauer von 
einer competenten Behörde der Gegenparthei einen freien 
Geleitschein erhalten hat. 

Sind Schiff und Ladung Eigenthum von Neu- 
tralen, so ist auch beides, Schiff und Ladung frei, 
wenn letztere nicht Kriegs-Contrebande ist. 

Ist das Schiff Fe in des -Eigenthum, die Ladung 
aber Eigenthum von Neutralen, so gilt in neuester 
Zeit im Allgemeinen der Grundsatz, dass neu- 
trales Gut auf Schiffen feindlicher Flagge frei sei, 
vorausgesetzt, dass es nicht Gegenstände der Kriegs-Con- 
trebande enthalte. Denn selbst bei Annahme des Umstandes, 
dass die Ladung nach Ausbruch der Feindseligkeiten an 
Bord geschafft wurde, und dass die Inhaber oder Entsender 
derselben hievon in Kenntniss waren, so kann doch die 
Wegnahme dieses Gutes nicht gerechtfertiget werden, weil 
der Verkehr der Neutralen nur insoweit den „Krieg führen- 
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den^ gegenüber eine Beschränkung erleiden darf, als der- 
selbe in die kriegerischen Operationen der letzteren for- 
dernd oder störend eingreift. Die von Neutralen an Bord 
feindlicher Schiffe bewirkte Entsendung von Gut, das in 
keiner Beziehung zum Kriege steht, oder wenn auch letzteres 
ganz oder zum Theile der Fall wäre , doch das Gut erwie- 
senermassen für einen anderen Neutralen spedirt wurde, ißt 
kein Act, der irgendwie die militärische Thätigkeit der einen 
oder anderen „Krieg führenden" Macht beeinflusst. Folglich 
ist auch keine dieser letzteren befugt, sich zum Eigenthümer 
und Herrn dieses Gutes aufzuwerfen. Das Schiff verfällt 
als gute Prise, die Ladung aber, so weit selbe Eigenthum 
Neutraler ist, muss freigegeben werden. 

In früheren Zeiten folgten viele Staaten dem Principe : 
„feindliches Schiff, feindliches Gut," und behan- 
delten demgemäss alle Ladung, die an Bord eines feindlichen 
Kauffahrers sich vorfand, als gute Prise. Allerdings liegt die 
Annahme nicht ferne, dass das feindliche Schiff wahrschein- 
lich auch eine feindliche Ladung berge; doch ist es nichts 
weniger als immer der Fall, und ist aus einer solchen An- 
nahme daher durchaus kein Rechtsgrund zu folgern. Die von 
den Vertheidigern obigen Grundsatzes vorgebrachte Behaup- 
tung, dass der Neutrale durch Einschiffung seines Gutes an 
Bord eines feindlichen Schiffes das Loos dieses Gutes eo ipso 
an das Schicksal des Schiffes binde, ist ebenfalls eine will- 
kürliche. Abgesehen davon, dass sich der Fall ereignen 
kann , dass für eine dringende Sendung eben kein anderes 
Transportmittel dem Neutralen zur Verfügung ist, so ist und 
kann es dem Neutralen nie verwehrt sein, seine Waaren mit 
jenem Schiffe zu entsenden , das ihm die günstigste Fracht, 
oder doch die schnellste Beförderung in Aussicht stellt. Ist 
das betreffende Schiff Eigenthum von Unterthanen eines 
„Krieg führenden" Staates, so ist dieser Umstand für den 
Neutralen in Bezug auf den Eechtsstandpunkt ohne Belang, 
denn er selbst gehört einem Staate an, der mit jenem, dessen 
Flagge das Schiff fährt, im Frieden lebt; das Schiff ist da- 
her für ihn kein feindliches , und indem er sein unverfäng- 
liches Gut demselben anvertraut, begeht er keinen Act der 
Feindseligkeit gegen die andere „Krieg führende" Macht. 
Er hat bei einem solchen Vorgange nur seinen eigenen Vor- 
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theil im Auge,v und übt Mebei nur sein Recht des freien Ver- 
kehres aus, wie es Neutralen völkerrechtlich zugestanden 
ist und zusteht. Der Neutrale ist vielmehr für den Fall, als 
sein Gut auf einem feindlichen Schiffe mit diesem in Feindes- 
hände gefallen ist, berechtiget, nicht nur die Herausgabe 
seines Eigenthumes, sondern auch für den Verlust an Zeit 
und Gewinn die Entschädigung zu fordern. Denn wenn auch 
der Neutrale sein Gut auf die Gefahr hin einschiffte, dass der 
betreffende Kauffahrer weggenommen werde, so hat er doch 
auch das volle Eecht, diese Gefahr nicht zur Richtschnur 
seiner Handlungen zu machen, weil Niemand bean- 
spruchen darf, dass zu seinen Gunsten allein 
die Handelsmarine eines bestimmten Staates 
zum Schaden der anderen Nationen dem Völker- 
verkehre gänzlich entzogen werde. 

Ist das Schiff Eigenthum eines Neutralen, die 
Ladung aber Eigenthum des Feindes, so gilt heut 
zu Tage im Allgemeinen der Grundsatz: ^die 
Flagge deckt die Ladung", d. h. auf net lem 
Schiffe ist Feindesgut frei. Es ist kein Zweifel, 
dass Neutrale eben so gut , als sie feindliche Kauf- 
fahrer zur Verführung ihrer Güter benützen können, auch 
feindliches Gut an Bord ihrer Schiffe zu nehmen berechtiget 
sind, vorausgesetzt wieder, dass dieses Gut nicht Kriegs- 
Contrebande sei. Es kann daher auch darüber kein Zweifel 
obwalten, dass im Falle einer Wegnahme das Schiff freige- 
geben werde müsse; denn dadurch, dass ein Neutraler un- 
verfängliches feindliches Gut an Bord nimmt, vei:letzt er ja 
in keiner Weise die Verpflichtungen, welche er als Neutraler 
zu beobachten hat. Ein solcher Fall hat nichts Feindliches 
an sich, derselbe gehört in den Bereich rein kaufmännischer 
Speculation. ' 

Nicht so harmlos gestaltet sich die Angelegenheit, wenn 
man nur auf die Ladung Rücksicht nimmt und den allge- 
meinen Grundsatz vor Augen hat, dass schwimmendes Fein- 
desgut Object feindlichen Vorgehens sein könne. Aus dem 
Umstände, dass das Feindesgut an Bord neutraler Schiffe 
sich wie auf neutralem Territoi.am befinde, dürfte sich nicht 
die Unverletzlichkeit desselben zweifellos herleiten lassen. 
Das neutrale Schiff ist nur insofeme frei und unverletzbar, 
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als es in hoher See nur den Gesetzen des eigenen Landes 
unterworfen ist, und als kein Fremder eine Jurisdiction über 
dasselbe sich anmassen darf. Das internationale Recht ga- 
rantirt ihm die frieie Benützung der See; allein dasselbe 
Recht stattet auch die „Krieg führenden" Mächte mit Befug- 
nissen aus, welclie dieselben in den Stand setzen, sich gegen 
jeden feindseligen Act, der von Neutralen ausgeübt werden 
könnte, vorzusehen und einen allenfalls maskirten Feind 
zum Bekennen seiner Nationalität und seiner Absichten zu 
zwingen. Den Kreuzern der „Krieg führenden '^ Staaten steht 
demnach das Recht zu, sich betreffs der Nationalität der 
Schiffe, denen sie begegnen, zu vergewissern und sich 
zu überzeugen , dass selbe keine Kriegs - Contrebande 
an Bord führen. Demnach muss es den besagten Kreuzern 
auch erlaubt sein, an Bord der Schiffe zu dringen, welchen 
sie begegnen, und sich an Bord derselben durch Einsicht in 
die Schiffspapiere und Ladescheine , und wenn nöthig durch 
Inspicirung der Ladung, durch Befragen der Mannschaft 
und Passagiere von der Nationalität des Schiffes und der La- 
dung, sowie von der Natur der letzteren die üeberzeugung 
zu verschaffen. Hieraus folgt, dass die Analogie, welche 
man zwischen neutralem Schiff und neutralem Territorium 
aufstellt, nicht völlig zulässig ist. Neutrales Territorium ist 
oder soll wenigstens jederzeit als heilig, d. h. unverletzlich 
geachtet werden ; das neutrale Schiff ist unter Umständen 
verletzlich, daher kann auch das Gut an dessen Bord aus 
dem Grunde, weil das Schiff ein neutrales ist, nicht vor der 
Wegnahnae sichergestellt erscheinen. Wenn man aber einer- 
seits Feindesgut selbst auf neutralen Schiffen als verfallen 
ansehen würde, während man andererseits den Neutralen das 
Recht nicht verweigern kann, unverfängliches Feindesgut zu 
verfrachten, so ergibt sich für den betreffenden Staat im Falle 
einer Wegnahme feindlichen Eigenthumes an Bord neutraler 
Fahrzeuge von selbst die moralische Verpflichtung, die Neu- 
tralen in Bezug auf die ihnen hiedurch erwachsenden Nach- 
theile vollkommen schadlos zu halten. Nicht zu übersehen 
ist ausserdem, dass ein neutraler Kauffahrer durch die 
wissentliche Führung von Kriegs -Contrebande sich tat- 
sächlich denationalisirt und feindlich wird, daher aufhört, 
als neutrales Territorium zu gelten, während ein Neutraler, 
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welcher unverfängliches Feind es^ut an Bord hat, desshalb 
nicht aufhört neutral zu sein. 

Unter allen Umständen wird in derlei Fälleil der 
Handel der Neutralen leiden ; denn in allen Fällen muss das 
Eigenthumsrecht constatirt werden. Um aber diess zu be- 
werkstelligen, wird meistens erst eine Untersuchung statt- 
finden müssen, und es sich nur zu oft ereignen, dass Kreuzer 
„Krieg führender" Partheien, weil ungewiss darüber, ob sie 
es mit Feindes- oder mit neutralem Gute zu thun haben, 
Schiffe ohne Rücksicht auf Flagge und Ladung wegnehmen 
und den Prisengerichten überantworten. Dass von diesen 
eine Entscheidung oft erst — wenigstens relativ — spät er- 
folgen kann, liegt in der Natur der Sache. Indessen kann 
aber das neutrale Schiff, in seinem Verkehre gestört, je nach 
den Umständen länger oder kürzer zu einem unfreiwilligen 
Aufenthalte verurtheilt sein, und verliert in dieser Zeit der 
ünthätigkeit auch die Gelegenheit grossen Verdienstes. Wenn 
man daher auf der einen Seite den Grundsatz, dass der Neu- 
trale schadlos zu halten ist, anerkennt, auf der anderen Seite 
aber in Betracht zieht, mit welchen Schwierigkeiten und wel- 
chem Zeitverluste die Erairung des Eigenthumsrechtes meist 
verbunden ist, so wird es sich besonders bei Erwägung des 
Umstandes, dass wohl Schiff und Bemannung, nicht aber — 
mit Ausnahme derKriegs-Contrebande — die Ladung Kriegs- 
Objecte im engeren Sinne sein können, als mehr denn ratio- 
nell erweisen, für alle Fälle das Princip zu adoptiren, dass 
die Plagge die Ladung decke, mit anderen Worten, dass 
feindliches Gut auf neutralem Schiffe frei sei. 

In Bezug auf die Ladung ist es von Wichtigkeit, den Begriff „Feindes- 
"gut** festzusetzen. Da die Wegnahme von feindlichem Privateigenthume zur 
See nicht den Zweck hat. einzelnen Menschen auf der einen Seite zu 
schaden, auf der anderen Seite hingegen einzelne Individuen zu bereichern, 
sondern dem gegnerischen Staate die Hülfsquellen seiner Wohlfahrt, . daher 
auch seiner Macht zu entziehen, oder -wenigstens theilweise zu verstopfen, 
so mag der Grundsatz nicht ungerechtfertiget erscheinen , dass sich der feind- 
liche Character in Bezug auf Personen, d. i. mit Hücksicht auf die im 
Momente der Wegnahme thatsächlichen und rechtlichen Eigenthümer 
schwimmenden Gutes nach dem I>omicile, und zwar nach dem wirklichen, 
nicht nach den vorübergehenden derselben richte. Schwimmendes Gut aber 
ist mit Rücksicht auf seinen Ursprung dann als Feindesgut zu erkennen, 
wenn es auf feindlichem Territorium erzeugt und dem Erzeuger noch eigen- 
thümlich ist, mag dieser welcher Nationalität immer angehörend Es ist nämlich 
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nicht ohne Grund anzanehmen, dass die Interessen der Menschen mit jenen^ 
Staate verknüpft sind, in welchem sie bleibend sich aufhalten, und dass das 
^Erträgniss für die Erzeugnisse eines Landes diesem zu Gute komme^ indem der 
Staat die durch die Producte seines Bodens und seiner Industrie realisirten 
Gewinnste sich nutzbar macht 

De Burgh (Maritime international Law^ London 1868) sagt hierüber: 
It may he stated aa a rule of international lato, aa now generaXly, perhaps indeed 
universally understood , that the nationality of a person, whether neutral or 
belfifferent, follotta hia domteile ; and further, that property may acquire a hostile 
character, arising from ita connection with the aoil of a country aa ita produce, 
quite independent of that national character of ita otoner, tohich ia derived from 
peraonal reaidence. Als Belege dienen Beispiele aus Prisen-Gerichtsprocessen. 

Die meisten Seestaaten und unter diesen am strictesten 
Frankreich und Holland huldigten ehemals dem Grundsätze, 
dass die Nationalität des Fahrzeuges das Loos der Ladung 
involvire, während England — vielleicht um freies Spiel 
zu haben , und den neutralen Handel leichter nachtheilig zu 
beeinflussen — die Unterscheidung zwischen der Nationalität 
des Schiffes und der der Ladung festhielt. 

In neuester Zeit durch den mehrerwähnten Vertrag von 
Paris kommen endlich die folgenden Gründsätze zur Geltung r 

1. Neutrales Gut auf feindlichem Schiffe 
ist frei. 

2. Auf neutralem Schiffe ist Feindesgut frei. 

Diese Principien wurden von den oben aufgezählten 
Staaten,, welche dem ersten Punkte der Pariser Declaration 
beitraten, ausserdem auch von Spanien, Mexico und der 
nordamerikanischen Union anerkannt. 

Selbstverständlich bleibt es ungeachtet der erwähnten 
Declaration „Krieg führenden" Staaten völkerrechtlich un- 
benommen, je nach Massgabe ihrer eigenen Interessen und 
herrschenden Ansichten , dem freien Handelsverkehre noch 
weiter gehende Goncessionen zu machen, als die in der 
Declaration enthaltenen, wie diess im Jahre 1866 Oesterreich, 
Preussen und Italien *) unter Voraussetzung der Reciprocität 
thatsächlich gethan haben. 



*) Anhang I. 
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XII. 

Ueber Kriegs-Contrebande. 

Vermöge seiner Souverainität steht jedem Staate das 
Recht zu, die iTinfuhr bestimmter Objecte auf seinem Territo- 
rium zu verbieten, oder nur unter Bedingungen, z. ß. gegen 
Entrichtung von Zollgebühren zu gestatten. Handlungen, 
welche den Bruch eines solchen Verbotes oder die Umgehung 
der von dem Staate aufgestellten Bedingnisse der Zulässig- 
keit innerhalb der Gränzen des betreffenden Staates bezwe- 
cken, begründen die Vergehen und Verbrechen des 
Schmuggels, der Contrebande. Diese Art Contrebande 
trägt einen mehr localen Character, und ist durch die beste- 
henden Gesetze eines Landes begränzt. Da es Sache des ein- 
zelnen Staates ist, den Umfang seiner Verkehrs-Beschränkun- 
gen nach Aussen selbst zu bestimmen, so bleibt die fragliche 
Art des geheimen Handels ausser dem Bereiche internationa- 
ler Satzungen im Frieden wie im Kriege. 

Anders verhält es sich mit der Kriegs-Contrebande, 
die nur in Kriegszeiten vorkommen kann und aus der Missach- 
tung der Verbindlichkeiten entspringt, welche das allgemeine 
Kriegsgesetz den Neutralen gegenüber den „Kriegführenden" 
auferlegt. Unter Kriegs-Contrebande versteht man den 
Schmuggel mit Waaren, welche zu kriegerischen Operationen 
directe verwendet werden können , ausgeübt, von Neutralen 
gegenüber anderen als „Krieg führend" völkerrechtlich aner- 
kannten Partheien. Die Kriegs-Contrebande ist daher Gegen- 
stand des Völkerrechtes, und ist im Wesen des Neutralitäts- 
Begriffes begründet, der den Neutralen verbietet, die Unter- 
nehmungen „Krieg führender" Partheien directe oder indi- 
recte zu unterstützen; denn als eine Unterstützung einer 
„Krieg fuhrenden" Parthei muss es doch betrachtet werden, 
wenn Neutrale derselben Objecte zuführen, deren Besitz 
erstere in den Stand setzt , den Kampf mit Erfolg weiter zu 
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führen, Eine solche Unterstützung zu verhindern, respec- 
tive sich der Kriegs-Contrebande zu bemächtigen, muss 
daher nothwendig zu den Rechten des hiedurch beeinträch- 
tigten Gegners gehören; diess bedingt der Begriff „Krieg*' 
in sich selbst, und es handelt sich zunächst nur mehr darum, 
has Klare zu kommen, unter welchen Umständen ein solcher 
Schmuggel einen Bruch der Neutralität mit sich bringt — 
was Gegenstand der Kriegs-Contrebande sein könne — und 
wie weit das Recht der „Krieg führenden '^ Staaten geht, 
dieses oder jenes als Gegenstand der Kriegs-Contrebande 
zu erklären. 

Ein Bruch der Neutralität kann nur dann eintreten, 
wenn ein neutraler Staat selbst die Verschiffung von Krieg-s- 
Contrebande bewerkstelliget oder eine solche unterstützt; 
sei es, dass er hiefür eine Entschädigung erhalte oder nicht. 
Eine Verletzung der Neutralität findet aber nicht statt, wenn 
der besprochene Schmuggel von Unterthanen eines neutralen 
Staates ohne Vorschubleistung Seitens des letzteren betrie- 
ben wird; denn der neutrale Staat kann wohl seinen Unter- 
thanen die Ausfuhr von Gegenständen der Kriegs-Contre- 
bande in Berücksichtigung seiner eigenen Interessen ver- 
bieten, er kann als Neutraler seine Unterthanen vor den 
Folgen der Verschiffung von Kriegs-Contrebande warnen, 
allein er ist nicht verpflichtet, den fraglichen Handel seinen 
Unterthanen zu untersagen, oder seine Angehörigen für die 
Betheiligung an demselben zu strafen. Anderseits darf er 
aber nicht Angehörige seines Staates in Schutz nehmen, 
welche diesen in Rede stehenden Verkehr betreiben; denn 
würde er diess, so macht er sich zum Mitschuldigen und hört 
auf, neutral zu sein, da er durch einen solchen Vorgang die 
feindlichen Acte seiner Unterthanen sanctioniren und selbe 
moralisch und materiell unterstützen würde. Demgemäss 
denationalisirt, so zu sagen, die Führung von Kriegs-Contre- 
bande das betreffende neutrale Schiff, so lange es dieselbe 
an Bord hat, da es sich durch einen solchen Act des Schutzes 
seiner Flagge begibt, und haben die „Krieg führenden" Par- 
theien das Recht, neutrale Schiffe anzuhalten, welche Ladun- 
gen tragen, die ganz oder zum Theile Gegenstände der 
Kriegs-Contrebande mit der Bestimmung für 
den Gegner enthalten. Durch Ausübung dieses Rechtes 
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begehen die „Krieg führenden" Parteien durchaus keine 
Feindseligkeit gegen den Staat, welchem das betreffende Schiff 
angehört, da die ünterthanen des neutralen Staates diese Art 
des Handels nur auf ihre eigene Gefahr betreiben können. 

Ein Staat verlässt den Boden der Neutralität auch dann 
nicht, wenn er ohne Unterschied jedcder „Krieg führenden" 
Partheien — Regierungen und Private — auf seinen Märkten 
zulässt, um unmittelbar zu kriegerischem Gebrauche geeig- 
nete Gegenstände an sich zu bringen, und selbe auf ihren 
eigenen Schiffen, auf eigene Kosten und auf 
eigene Gefahr zu transportiren; — denn er, als Neu- 
traler, tritt hiebei nicht aus dem freundschaftlichen Verhält- 
nisse heraus , in welchem er sich vor dem Kriege zu beiden 
„Krieg führenden" Partheien befand. Was mit den Waaren 
nachträglich geschieht, für wen sie bestimmt sind, das kann 
ihm gleichgültig sein. So lange der Handel mit Kriegs-Con- 
trebande nicht durch directe oder indirecte Betheiligung von 
Seite des Staates den privativen Character verliert, liegt 
kein stichhältiger Anlass vor, die Neutralität als verletzt 
anzusehen. 

Zu den Gegenständen der Kriegs-Contre- 
b an de gehört vor Allem und unter jeder Bedingung alF 
das, was directe zur Kriegführung verwendet werden 
kann, wie: Waffen, Kriegs-Munition, Panzerplatten. Anders 
verhält es sich betreffs jener Objecte, welche zu Kriegs- wie 
Friedenszwecken dienen können, wie Schiffsausrüstungs- 
Gegenstände, Masten, Segel, Anker u. s. w. Bezüglich der 
Materiale der letzteren Kathegorie herrschte nicht selten 
Seitens „Krieg führender" Staaten eine grosse Willkür, und 
wurden z. B. Metalle , selbst Gold und Silber , geprägt oder 
in Barren , ja sogar Lebensmittel und Getreide als Kriegs- 
Contrebande erklärt. Letzteres geschah speciell von Seiten 
Englands, das für seine Zwecke auch eine „zufällige 
Contrebande", „Contrebande de guerre par 
accide7it^ — „Quasi - Contrebande" erfand. Quasi- 
Contrebande können nämlich nach solcher Anschauung 
selbst die friedlichsten Gegenstände werden, wenn sie 
zur Instandsetzung oder Erhaltung einer feindlichen 
Armee oder Flotte gebraucht werden können. Getreide, 
welches in einen Hafen gebracht werden soll , wo sich eine 
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Armee oder Flotte sammelt, welches daher zur Erhaltung 
der Mannschaften derselben dienen kann, wäre demgemäss 
als Quasi-Contrebande zu betrachten. Die Vertreter dieser 
Ansicht gehen noch weiter, Sie sehen in dem Transporte von 
Gegenständen, welche für gewöhnliche Lebensbedürfnisse 
wie zur Kriegführung nöthig sind, nach einem Kriegshafen 
bereits eine Kriegs-Contrebande, mag sich nun in dem frag- 
lichen Hafen eine Flotte oder Armee befinden oder nicht. 
Andere begnügen sich selbst damit nicht, und zählen den 
Transport von derlei Gegenständen nach irgend einem Hafen 
der feindlichen Küste schon zu Kriegs-Contrebande, denn 
selbe können dort zur Instandsetzung einzelner Kriegsschiffe, 
Kaper, Festungen und Truppen verwendet, oder vom Handels- 
hafen nach einem Kriegshafen überführt, werden. Wie zu 
ersehen, wäre nach derartigen Principien der Handel der 
Neutralen völlig der Willkür der „Krieg führenden" See- 
mächte anheim gegeben; denn es wäre ganz in ihrer Hand, 
je nach den Wechselfällen des Krieges, je nachdem es ihr 
Interesse erheischt, diesen oder jenen Gegenstand in die Zahl 
der als Kriegs-Contrebande zu betrachtenden Objecte aufzu- 
nehmen. Die neutralen Staaten wären der Laune der „Krieg 
führenden" unterworfen, statt berufen zu sein, in Angelegen- 
heiten, welche gerade ihre Interessen so nahe berühren, 
über die Zulässigkeit derartiger Prätensionen zu Gerichte 
zu sitzen. 

Es können Fälle vorkommen , wo vertragsmässig zwi- 
schen zwei Mächten diess oder jenes als Kriegs-Contrebande 
erklärt wird, wenn es auch Gegenstände sind, welche Frie- 
dens- wie Kriegszwecken dienen können; doch in diesen 
Fällen hat der Vertrag nur für die betreffenden Vertrags- 
partheien Kraft, und auch da nur bezüglich der in demselben 
Vertrage angeführten Objecte, und ist mit Recht anzunehmen, 
dass die Unterthanen dieser Staaten hie von in Kenntniss 
sind. 

Die Ansicht willkürlicher Auffassung wird auch auf 
das Recht der Noth wendigkeit gestützt, indem man behauptet, 
der „Krieg führende'^ Staat könne durch die Verhältnisse 
gezwungen werden, die Bedeutung „Kriegs-Contrebande" auf 
mannigfache Gegenstände auszudehnen, \xm den Gegner zur 
Nachgiebigkeit zu drängen,, und ihm die Mittel zum Kriege 
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ZU entziehen. Allein ein Recht der Noth könnte nur allen- 
falls angenommen werden im Gegensatze zur Pflicht der 
Hülfeleistung, und es mag die Noth, einer dringenden 
Gefahr zu entgehen , eine Entschuldigung für die 
Verletzung der Rechte Anderer abgeben; an und für 
sich aber gibt die Noth kein Recht, sondern nur 
eine begründete Entschuldigung für begangenes 
Unrecht. 

Diess scheint auch manchen Anhängern der besprochenen 
Doctrin nicht entgangen zu sein, denn sie unterwerfen jene, 
welche nach ihrer Ansicht Quasi-Contrebande treiben, nicht 
den Strafen, denen solche unterliegen, die effective Kriegs- 
Contrebande führen , sondern sind nach ihrem Dafürhalten 
die Schiffe mit Quasi-Contrebande mit dem Reste der Ladung, 
insoweit letztere unverfänglich ist, zu entlassen, nachdem 
denselben die Objecte der Quasi-Kriegs-Contrebande gegen 
Entschädigung abgenommen wurden. 

Eine solche Ueber treibung, wie sie durch die Auf- 
stellung des Begriffes einer zufälligen Kriegs-Contrebande 
sich breit macht, ist daher völlig unstatthaft. Objecte des 
Verkehres von weittragendstem Belange für das Leben 
und den friedlichen Betrieb der Völker könnten auf diese 
Weise dem Handel entzogen werden. Was als Kriegs- 
Contrebande gelte, muss klar definirt sein, und darf nicht 
willkürlichen Deutungen ausgesetzt sein. Nur dann kann 
man auch von einem Rechte sprechen, jene zu bestra- 
fen, welche sich der Führung und Verfrachtung von Kriegs- 
Contrebande schuldig machen, weil die V^oraussetzung 
begründet ist, dass die Schuldigen ihrer Handlung bewusst 
gewesen , dass man sie daher auch für selbe verantwortlicli 
machen darf. 

Um eine Uebersicht zu gestatten, andererseits aber aucli 
um den Begriff „Kriegs-Contrebande" vorkommenden Falles 
möglichst dehnen zu können, hat man wiederholt versucht, 
die verschiedenen Artikel, welche als Kriegs-Contrebande 
betrachtet werden dürfen , zu classificiren , und verschiedene 
Grade der Kriegs-Contrebande aufzustellen. — Das war, ist 
und bleibt aber überflüssig ; denn zweifellos sind Ge- 
genstände der Kriegs - Contrebande nur jene , welche 
unmittelbar zur Kriegführung und zu nichts Anderem 
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gebraucht werden, wie Waffen und Kriegs-Munition, Objecte, 
welche zur Ausrüstung von Truppen und Kriegsschiffen 
solchen absolut noth wendig sind. — Materialien, welche zur 
Herstellung von Offensiv- oder Defensiv- Waffen, oder zur 
Bereitung von Kriegsmunition überhaupt, zur Instandsetzung 
und Verwendung von Kriegsmitteln allenfalls benützt wer- 
den können, dürfen nur in speciellen Fällen als Kriegs-Con- 
trebande erklärt werden. Es wird hierbei naturgemäss dem 
betreffenden Staate obliegen, den Neutralen gegenüber sich 
zu erklären und seine Anschauung zu rechtfertigen. Diese 
Fälle können jedoch nur Ausnahmsfälle sein, und es müssen 
die fraglichen Objecte derart sein, um deren Verführung in 
feindliches Gebiet als Kriegs-Contrebande mit vollem Eechte 
betrachten zu dürfen. Solche Ausnahmen werden sich z. B. 
ergeben , wenn Materialien , geeignet zur Herstellung von 
Waffen u. s. w., derart ausgewählt und vorbereitet, in solcher 
Masse und unter Umständen verführt werden, dass deren 
endliche Verwendung zu Kriegszwecken ausser Frage liegt. 
Materialien jedoch, welche zur Befriedigung der täglichen 
Lebensbedürfnisse dienen, wie Getreide etc., können nie 
Gegenstand der Kriegs-Contrebande sein. Wenn eine „Krieg 
führende" Parthei sich derselben bemächtiget, so kann 
diess nie desshalb geschehen, weil selbe Kriegs-Contrebande 
sind, sondern nur aus einem anderen Rechtsgrunde, wie 
z. B. jenem, der sich aus dem Blokadebruche ergibt. 

Selbst Gegenstände der Kriegs-Contrebande sind übri- 
gens nur dann als solche zu betrachten, wenn sie an Bord 
eines Schiffes in einer Menge vorhanden sind, welche die 
Annahme des eigenen Gebrauches ausschliesst und zur Vor- 
aussetzung berechtiget, dass sie Gegenstände des Handels, 
und als solche Theile der Ladung seien. 

Die Gegenstände der Kriegs-Contrebande können übri 
gens wohl auch nicht für immer im Detail festgestellt 
werden, sondern richten sich im Allgemeinen nach dem 
jeweiligen Standpunkte der Kriegstechnik. Es ist daher auch 
der Vorgang begründet, dass Staaten vor Ausbruch eines 
Krieges, den sie zu führen in die Lage kommen, die Objecte 
kund geben, welche sie als Kriegs-Contrebande erklären. 

Rücksichtlich der Frage, wie weit das Bestrafungsrecht 
des „Krieg führenden" Staates jenen Individuen gegenüber 
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reiche , welch« der Kriegs-Contrebande schuldig befunden 
und festgenommen werden, ist zu erwähnen, dass in früheren 
Zeiten nicht selten das Schiff und die gesammte Ladung der 
Confiscation unterlagen, Hiebei galt übrigens die eine oder 
andere der hier folgenden Bedingnisse als entscheidend: 
Schiff und Ladung wurden confiscirt: 

1. wenn die Kriegs-Contrebande zwei Drittel 
des Werthes der Ladung ausmachte, 

2. wenn Schiff und Ladung denselben Eigen-^ 
thümer hatten, 

3. wenn der Transport mit Zuhülfenahme 
falscher Papiere und unter falscher Angabe der 
Bestimmung geschah, 

4. wenn das Schiff einem Eigenthümer ge- 
hörte, welcher ünterthan eines Staates war, 
der vermöge Vertrages mit dem Heimatsstaate 
desCaptors seinen ünterthanen den Handel mit 
Artikeln der saisirten Ladung verboten hatte. 

Wie leicht zu ersehen, ist die Bestrafung nach solchen 
Annahmen in vielen Fällen zu weit gehend und ungerecht; 
zu weit gehend, weil der Staat nicht einem directen feind- 
seligen Acte, sondern meistens einer commerciellen Specu- 
lation gegenüber sich befindet; ungerecht, weil die Strafe 
nicht proportional zum Verbrechen fallt und steigt, da dieselbe 
Strafe eintritt, ob nur ein Theil oder die ganze Ladung Kriegs- 
Contrebande ist. Was den Fall mit den falschen Schiffspapieren 
anbelangt, so begründet er ein Verbrechen im völkerrecht- 
lichen Sinne für sich, und hat mit dem Verbrechen der 
Kriegs-Contrebande unmittelbar Nichts zu thun. Die ein- 
fache Confiscation der Kriegs-Contrebande hingegen dürfte 
eine Bestrafung sein , die genügend , ferners gerecht und 
zweckentsprechend erscheint. Sie erscheint genügend , denn 
es kann dem Handeismanne nicht gleichgültig sein, um einen 
bedeutenden Gewinn. gebracht zu werden, — gerecht, weil, 
wenn nur Objecte der Kriegs-Contrebande der Confiscation 
verfallen, die Strafe im Verhältnisse zum Vergehen oder 
Verbrechen bleibt, — zweckentsprechend, weil hiedurch 
die „Krieg führende^ Parthei selbst, welche den betref- 
fenden Kauffahrer weggenommen, in den Besitz von Kriegs- 
mitteln gelangt , die für ihre Zwecke dienen können, wah- 

6 
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rend sie dem Gregner ei^tzogea werden. Ausserdem wird 
allem Zweifel hierüber dadurch ein Ende gesetzt, dass inter- 
nationalen Rechtsbegriffen zu Folge selbst jene Schiffe, 
welche Kriegs-Contrebande geführt haben, nachträglich nicht 
mehr ohne Weiteres weggenommen werden dürfen, sobald 
sie dieselben nicht mehr an Bord haben. Nur bei sehr gra- 
virenden Umständen , z. B. bei gewaltthätigem Widerstände 
oder wenn derselbe Rheder oder Schiffsführer sich der — 
so zu sagen — systemmässig , d, i. wiederholt betriebenen 
Verschiffung von Kriegs-Contrebande schuldig macht, würde 
nämlich die Confiscation des Schiffes, aber auch ebeA nur 
aus diesen letzteren Gründen, gerechtfertiget sein. 

Durch den Transport von Individuen, die 
zum streitenden Stande einer „Krieg führenden" 
Parthei gehören, macht sich das neutrale Schiff jeden- 
falls der Kriegs-Contrebande schuldig, da es sich offen zu 
Diensten einer „Krieg führenden"- Parthei stellt. Ist diess 
gezwungen geschehen, so ist sich an jene um Entschädigung 
zu wenden, die den Zwang ausübten; die „Krieg führende '^ 
Parthei, in deren Hände es mit dem militärischen Transporte 
gefallen, hat hierauf keine Rücksicht zu nehmen. Die Grösse 
der Strafe hat übrigens selbstverständlich von der .Bedeutung 
der überführten Persönlichkeiten und der Zahl der Soldaten 
abzuhängen, welche sich im Momente der Anhaltung an 
Bord befunden haben. Wenn dieser Transport erheblich ist, 
zieht er gewöhnlich die Confiscation des Schiffes nach sich. 

Dasselbe gilt von Schiffen, die eigens gemiethet sind, 
um Depeschen zu überbringen, welche auf die Kriegführung 
Bezug haben. Gewöhnliche diplomatische Correspondenzen 
sind jedoch frei. 

Noch ist auch hier , wie diess schon in einem früheren 
Abschnitte geschehen, hervorzuheben, dass Personen und 
Gegenstände der Kriegs-Contrebande, von welcher Eigen- 
schaft und Art selbe immer sein mögen, aufhören solche zu 
sein, wenn sie thatsächlich auf der Passage nach einem neu- 
tralen Hafen betroffen werden. 

In dieser Beziehung ergab sich während des nordamerikanischen Burger- 
krieges ein in mannigfacher Richtung interessanter Fall , der nach englischen 
Berichten sich in nachstehender Weise zutrug: Das englische Paquetboot Trent 
lief Ton Havanna aus gegen St. Thomas. An Bord desselben befanden sich alt 
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Passagiere die Herren Slidell und Mason « Abgesandte der GonfSderation , der 
eine nach Frankreich , der andere nach England bestimmt. In der Nähe von 
St Thomas kam der Kreuzer St Jacinto der nordamerikanischen Union in 
Sicht Der Trent wurde angehalten , nachdem derselbe durch einen scharfen 
Schuss beschädigt worden/ und sein Capitän mit den Schiffspapieren an Bor*! 
des St. Jacinto berufen.. Der englische Capitän weigerte sich, worauf der Com- 
mandant des St Jacinto selbst an Bord des Paquetbootes kanr und die Auslie- 
ferung der Herren Slidell und Mason nebst deren zwei Secretären verlangte. 
Als auch dieses Begehren abgelehnt wurde, legten auf Signal des Gomman- 
danten fünf Boote des St. Jacinto mit bewaffneter Mannschaft an Bord des 
Trent an. Letztere drang bewaffnet an Bord des Trent ein , bemächtigte sich 
der Tier verlangten Passagiere und fährte gie als Gefangene weg. Das Benehmen 
des Gommandanten des St Jacinto war nicht nur in Bezug auf die Art .und 
Weise der Ausübung des Yisitations-Rechtes (über welches im nächsten Ab- 
schnitte gesprochen werden wird) , sondern überdiess auch desshalb gegen die 
▼ölkerrechtlichen Satzungen , weil an Bord eines neutralen Schiffes , auf der 
Passage von und nacii einem neutralen Hafen von einer Kriegs-Gontrebande 
irgend ^welcher Gattung keine Rede sein kann , mochten in dem vorliegenden 
Falle die festgenommenen Individuen zur Armee der Gonföderation gehört 
haben oder nicht, mochten sie auch in den Augen der Unionisten als Rebellen 
erscheinen oder nicht. 



XIII. 

Ueber das Yisitations-Biecht 

Im Früheren wurde über die Wegnahme von Kauf- 
fahrern feindlicher Flagge und von Kriegs-Contrebande 
gesprochen und festgestellt, welche Befugnisse in dieser 
Eichtung den ,,Krieg führenden** Mächten durch das 
Völkerrecht zugestanden sind. Es ist klar, dass — sollen 
diese Befugnisse nicht illusorisch sein — alle Acte, wodurch 
die Ausübung derselben bedingt wird, als in den Bereich 
der Rechte der „Krieg führenden" gehörig betrachtet werden 
müssen, und zwar in einer Ausdehnung , wie selbe in Bezug 
auf die Ausübung obiger Befugnisse völkerrechtlich zuer- 
kannt ist. E9 ist aber nicht erst zu erweisen, dass — wenn 
das öffentliche Kriegsrecht die Wegnahme feindlicher Kauf- 
fahrer und der Kriegs-Contrebande gestattet — es den 
„Krieg führenden** Mächten auch erlaubt sein müsse, in 

6* 



34 VisitatioBS-Recht. 

demselben Bereiche und unter denselben Bedingnissen , als 
es jene Wegnahme zulässt, fremde Schüfe zu recognosciren 
und zu visitiren, da man sich unstreitig zuerst der Nationalität 
eines Schiffes und der Natur seiner Ladung versichern muss, 
"ehe man berechtiget sein kaim , ein Handelsschiff wegzuneh- 
men, oder dessen Ladung als Kriegs-Contrebande anzusehen 
und zu behandeln. Es wird demnach zu den Rechten einer 
„Krieg führenden" Macht gehören, Schiffe auf hoher See in 
dem Bereiche des eigenen und des feindlichen Territorial- 
Meeres durch ihre Kriegsschiffe und durch ihre Kaper — 
wenn sie des Rechtes zur Ausrüstung solcher sich nicht 
begeben hat — visitiren zu lassen. 

Wie zu ersehen, ist die Ausübung dieser Befugniss 
Seitens der „Krieg führenden" für die Neutralen mit man- 
nigfachen Nachtheilen verbunden. Erstere werden sich daher 
im Allgemeinen mit der Constatirung der Nationalität eines 
Schiffes begnügen, und nur dann zur Visitation schreiten, 
wenn gegründeter Verdacht vorliegt, dass man es mit einem 
Schiffe unter falscher Flagge und mit falschen Schiffspapieren 
oder mit Kriegs-Contrebande zu thun hat , überhaupt in 
allen Fällen, wo besondere Verhältnisse eine specielle Vor- 
sicht, specielle Massregeln erfordern. So z. B. wird man 
vorzüglich jene Seewege überwachen , welche nach Küsten 
führen, die dem Kriegsschauplatze nahe liegen und die 
Seeverbindung mit demselben vermitteln. Immerhin muss 
aber der „Krieg führenden" Macht das Recht der Visitation 
in. seiner ganzen Ausdehnung gewahrt bleiben, denn wenn 
man auch dem Grundsatze huldiget: „Die Flagge deckt die 
Ladung, " so schliesst diess noch nicht die Visitation neutraler 
Schiffe aus, weil eben der erwähnte Grundsatz Anlass zum 
Missbrauche der neutralen Flagge gibt, sei es, dass man eine 
falsche Flagge hisst und falsche Papiere vorweiset, sei es, 
dass man unter neutraler Flagge Kriegs-Contrebande führt. 

Der Vorgang bei Visitirung eines Schiffes , wie zum 
Theile Conventionen , vorzügli<jh aber der internationale 
Usus selben festgestellt haben, ist folgender: Indem man auf 
entsprechende Distanz von dem gejagten , zu visitirenden 
Schiffe die Flagge hisst, wird es zuerst durch einen blinden 
Kanonenschuss , dann durch einen scharfen, — in analoger 
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Weise wie bei Recognoscirung der Schiffe betreffs ihrer 
Nationalität früher erläutert worden — zum „Segel kürzen," 
„Beidrehen," respective „Halten" aufgefordert. Wenn sieh 
der Kauffahrer aber diesem au entziehen suchen sollte, so 
wird er hiezu gezwungen. 

In der Gegenwart ist übrigens durch Einführung des internationalen 
Signal- Codex den Kriegsschiffen auch die Möglichkeit gegeben , sich in den 
fraglichen ^Fällen durch Signale mit Hand'elsschiffen in Beziehung zu setzen. 

Das Kriegsschiff wird dann in einer Entfernung von 
dem Handelsschiffe Position nehmen, wie Wind und Seegang 
solche bedingen, nahe genug, um einerseits das zu visitirende 
Schiff unter Controle zu halten und andererseits auch dem 
behufs der Visitation zu entsendenden eigenen Boote alsbald 
Unterstützung bringen zu können. 

In früheren Zeiten und mitunter auch in neuester Zeit hat man die in 
Rede stehende Entfernung auf Kanonensciiussweite oder halbe Kanonensohuss- 
weite normirt. Eine solche Norm ist jedoch theoretisch und practisch nicht 
TöUig begründet. Abgesehen davon, dass die Bedeutung Kanonenschussweite 
heut zu Tage wohl allzu vage geworden, wird durch ein solches Fernehalten 
vom Kauffahrer der Aufenthalt, welchen dieser erleidet, nur vergrössert, 
besonders wenn Wind und See die Bewegungen des Bootes nachtheilig beein- 
flussen, während das Kriegsschiff selbst, das unter solchen Umständen meistens 
unter Dampf sein dürfte, in kurzer Frist sich dem Kauffahrer nähern kann. — 
Wenn man, daher als Grund für obige Regel die Rücksicht für den Neutralen 
anführt, so erscheint derselbe nicht stichhältig, im Qegentheile fordert die 
Rücksicht für den Neutralen , denselben in seiner Fahrt nur möglichst kurze 
Zeit aufzuhalten. Schliesslich hat der Oommandant nicht allein den allenfalls 
neutralen Kauffabrer zu schonen, sondern auch für die Sicherheit der eigenen 
Leute zu sorgen, und so lange er nicht weiss, mit wem er es zu thun hat, ist 
Vorsicht seine Pflicht. Wüsste er, wer jener sei, welchen er vor sich hat, und 
was derselbe mit sich führe, so müsstejaauch die Visite selbst entfallen. 
Feindliche Acte , ausgeführt unter der Maske der Unscbeinbarkeit, sind auch 
zur See nicht so selten vorgekommen. Die besprochenen Normen dürften wohl 
kaum jemals von Seeleuten aufgestellt worden sein , und doch sind es diese, 
welche zunächst über derlei Dinge zu urtheilen berufen sein sollten. Wir kom- 
men auf den schon einmal citirten Grundsatz zurück: Nie sollen Normen 
erlassen werden, die nur in seltenen Fallen strenge einge- 
halten werden oder eingehalten werden können. 

Es wird hierauf ein Boot auf das zu untersuchende 
Schiff gesendet , und zwar wenn möglich unter Befehl eines 
Officiers. 
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Häufig gilt die Vorschrift, den Gapitäa oder Fuhrer des zu visitirenden 
Schiffes mit deii Schiffspspieren an Bord des Kreuzers kommen zu lassen, statt 
gleich Anfangs und unter allen Umständen einen Officier an Bord des erstem 
zu senden. Auch hiefür mag Rucksicht für den Neutralen als Grund angegeben 
werden; allein durch diesen Yorgiüig wird ebenfalls die Dauier des Aufent- 
haltes , welcher dem neutralen Kauffahrer durch die Visite erwächst — daher 
eben der einzige , wesentliche Nachtheil, welcher aus der Visite für ihn ent- 
springt, Tergrössert, während in dem Falle , als ein Officier an Bord des Kauf- 
fahrers kommt, die ganze Procedur der Visite an Sicherheit gewinnen, und 
unter allen Umständen schneller zum Ziele führen dürfte. 

Der Boots-Commandant begibt sicli mit höchstens zwei 
Mann an Bord des fraglichen Fahrzeuges , wo er Von den 
Schiffspapieren Einsicht nimmt , und über Abfahrts- und Be- 
stimmungsort sich instruirt. Nur wenn es die Umstände 
dringend erheischen, wird er zur Visitation von Schiff 
und Ladung selbst schreiten, sich h'iebei aber keinesfalls der 
eigenen Leute zum etwa nothwendigen Oeffhen der Lucken, 
der Colli, Kisten etc. bedienen, sondern solches durch die 
Schiffsbemannung selbst bewerkstelligen lassen. Ein solches 
Vorgehen bei der Visitation ist durch die den Neutralen 
gegenüber gebotenen Rücksichten umsomehr empfehlens- 
werth, als ja der erst zu untersuchende Cargo auch völlig 
unverfängliches, neutrales Privat- oder Staatseigenthum sein 
kann. Auf diese Weise wird sich auch am ehesten heraus- 
stellen, ob das betreffende Schiff als verdächtig angesehen 
werden darf oder nicht. Hat dasselbe Nichts an Bord , was 
Gegenstand der Wegnahme sein kann, so liegt es im 
Interesse der Bemannung, durch freiwilliges Oeffnen der 
Ladungsräume dem visitirenden OflScier jeden Verdacht zu 
benehmen und die Visitation in kürzester Frist zu Ende zu 
bringen, — eine Weigerung hingegen oder eine Zögerung 
w^ird nur Verdacht erregen und Anlass bieten, das Schiff 
festzunehmen, in einen Hafen des Captors zu fähren, und 
dasselbe dort dem XJrtheile der Prisengerichte zu über- 
antworten. 



Von mehreren Schriftstellern, z.B. vonHautefeuille; wird der Grundsatz 
aufgestellt, dass sich hei der Visite durohgehends mit der Einsicht in die 
Sohiffspapiere zu hegnügen sei. Häufig wird auch das Visitationsrecht {droit 
de Visite — right of visitationj getrennt aufgefasst von dem Durchsuchungs- 
Tcchte /droit de reeherche — right of searehjj indem man unter ersterem 
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aasscUiessüeh das Beoht zUr Besiehtigung and Prüfung der Schiffspapiere, 
anter letzterem das Recht zar Durchsachang von Schiff und Ladang begreift. 
Wir sind in unseren Darstellungen der AjAschauung Ortolan's gefolgt, der 
anter dem Titel droit de eisite auch das droit de reeherehe einbezieht Wenn 
mit dem Rechte zur Einsicht in die Schiffspapiere nicht auch jenes znr 
Durchsuchung von Schiff und Ladung verbunden ist» dürfte ja in vielen 
Fällen das Visitationsrecht ganz oder nahezu iUasorisch werden; denn gerade 
von jenen Schiffen, welche ihre Nationalität oder die Natur ihrer Ladung 
zu verheimlichen Ursache haben, wird zumeist der Versuch gemacht werden, 
die Schiffspapiere zu fälschen. Diese als gefälscht zu erkennen, ist aber 
schwierig, und daher wird eine wirkliche Einsichtnshme in Schiff und 
Ladung selbst der beste Ausweg sein, die Zweifel zu verscheuchen. Wird der 
Kauffahrer nach kurzem Augenscheine unverdächtig erkannt, so ist er entlassen, 
und es ist ihm hiemit unstreitig ein grösserer Dienst gethan, als dadurch, 
dass man sein Schiff und seine Ladung zwar unbehelliget lässt , aber beide 
dafür als verdächtig in weiss Gott welchen Hafen schleppt, um sie dem Prisen* 
gerichte zu übergeben. 

Wie aus dem Gesagten zu entnehmen, unterscheidet 
sich der Act der Visitation wesentlich von jenem der 
blossen Constatirung der Nationalität eines Schiffes. In letz- 
terem Falle handelt der Commandant des jagenden Schiffes 
auf eigene Verantwortung; — er hält mitten im Frieden 
ein Schiff an, weil es ihm eines Verbrechens verdächtig 
erscheint, welches in die Classe des Seeraubes gehörig eine 
Verletzung der allgenoieinen , zur Zeit des Krieges wie des 
Friedens geltenden Satzungen des Völkerrechtes involvirt ; — 
er handelt so, weil es Aufgabe der Kriegsschiffe jedweder 
Nationalität ist, die See für den Völkerverkehr frei zu erhal- 
ten, und gegen Individuen einzuschreiten, welche denselben 
auf eigene Faust stören oder thatsächlich zu stören trachten. 
Hat die Anhaltung des Schiffes unter solchen Umständen als 
Resultat ergeben , dass der Verdacht sich nicht bewahrheitet, 
so ist der betreffende Schiffscommandant und nicht der Staat, 
dem er angehört, verantwortlich für die allfälhgen Folgen. 
Das Schiff, welches in solcher Weise in seiner Fahrt belä- 
stiget worden ist, kann demgemäss, wenn es nachweist, dass 
der Verdacht ungegründet war, Vergütung für Zeitverlust 
oder erlittene anderweitige Havarie verlangen. 

Das Schiff dagegen , welches in Kriegszeiten von dem 
Kreuzer einer „Krieg führenden" Macht gejagt, sich der 
Visitation entziehen will, und hiebei durch die Kanonen- 



g^ VisitafioiM-Reebt 

schlisse des Jägers*) Havarie erleidet, wird zwar, wenn es 
sich in jeder Beziehung unverdächtig erweist, der Wegnahme 
nicht verfallen , da es durch die fragliche Handlungsweise 
keinen Act der Feindseligkeit begeht, sondern nur dem 
natürlichen Drange folgt, einem lästigen Aufenthalte in der 
Fahrt zu entgehen; es wird aber auch keinerlei Entschädi- 
gung beanspruchen können, denn der Commandant des Kreu- 
zers handelte nicht, weil ihm eben dieses Schiff verdächtig 
schien, daher auf eigenes Risico, sondern kraft eines seinem 
Staate zukommenden Kriegsrechtes, dessen Consequenzen 
sich der Neutrale unterwerfen muss. 

Bei Constatirung der Nationalität in Friedenszeit basirt 
sich die Action des Kriegsschiffes auf die Pflichten desselben 
als Kriegsschiff gegenüber den allgemeinen Interessen des 
Völkerverkehres, — bei Ausübung des Visitation s-Reehtes 
in Kriegszeiten auf seine Pflichten als Kriegsschiff eines 
bestimmten Staates gegenüber den Interessen dieses Staates. 

Eben wurde erwähnt, dass ein neutrales Schiff, welches 
sich der Visitation zu entziehen sucht, aus diesem Grunde 
zwar nicht weggenommen werden darf, die in Folge seines 
Benehmens allenfalls erlittenen Havarien aber selbst zu 
tragen habe. Es gilt nun noch den Fall zu erwägen, dass 
das fragliche Schiff sich der Visitation nicht nur durch die 
Flucht — mittelst Segelpressen oder Anspannung all' seiner 
Heizkraft etc. — zu entziehen strebe , sondern der in Rede 
stehenden Operation mit Gewalt sich zu erwehren bemüht 
ist. Ein Schiff übt durch einen derartigen Vorgang unzwei- 
felhaft einen Act der Feindseligkeit aus, indem es den Kreu- 
zer einer „Krieg führenden^ Macht in der Ausführung eines 
dieser zustehenden Kriegsrechtes hindert. Es verfällt daher 



*) Der Ausdruck „Jagd machen", englisch: to gite chasey französisch: 
donner chassej italienisch: dar eacciaf spanisch und portugiesisch: dar eaea 
8chwe<li8ch: göra jagt, dänisch: gjöre J<igft, holländisch: jagt maken — fär die 
Verfolgung eines feindlichen oder verdächtigen Schiffes — wie das Subst. ^JSger" 
sind unter allen Seeleuten so bekannt und für den Gegenstand so einzig und 
ausschliesslich im Gebrauche, dabei auch so bündig und bezeichnend, dass wir 
selbe auch hier beibehalten zu müssen glaubten. Nichtseemännischen Lesern, 
denen der nötiger im Ocean^ vielleicht komisch klingen mag, wolle diese Recht- 
fertigung genügen« 
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der Wegnahme -und ist, wenn nicht besondere Verhältnisse 
den Sachverhalt anders gestalten, als gute Prise zu betrach- 
ten. Dieses ist durch den internationalen Usus sanctionirt, 
und in mannigfachen particulären Reglements ausgesprochen, 
wenn auch besondere Verträge hierüber nicht bestehen. Ob 
aber in diesem Falle auch die Ladung verfalle, wird davon 
abhängen, in wieferne die Eigenthümer derselben von der 
Absicht des allfälligen bewafl&ieten Widerstandes in Kenntniss 
und mit •selbem einverstanden gewesen sind , und ob die 
Güter verfänglicher Natur sind oder nicht. 

Die Frage, welche Befugnisse den Kreuzern einer 
^ Krieg führenden" Macht gegenüber neutralen Schiffen zu- 
stehen, welche unter Geleit eines oder mehrerer Kriegs- 
schiffe desselben neutralen Staates fahren, dem die erwähn- 
ten Kauffahrer angehören, findet ihre Beantwortung in dem 
durch den internationalen Gebrauch und zum Theile auch 
durch Verträge neuerer Zeit anerkannten Grundsatze, dass 
die mündliche Versicherung von Seite des Convoi-Com- 
mandanten ein es neutralen Staates , es seien die unter 
seinen Befehlen und unter seinem Schutze 
befindlichen Schiffe derselben Nationalität 
wie er selbst, und bezüglich der Ladung frei 
von Kriegs-Contrebande^ — genüge, um jede Visita- 
tion der Schiffe des Cpnvoi durch Kreuzer einer „Krieg 
führenden" Macht hintanzuhalten. 

Sollte der Kreuzer der „Krieg führenden" Macht Ver- 
dacht hegen, dass trotz der Erklärung des Convoi-Comman- 
danten sich die Sache anders verhalte, dass sich z. B. ein 
fremdes Schiff in das Convoi eingeschlichen habe, so hat 
er diese seine Bedenken dem Convoi-Commandanten mitzu- 
theilen, und wird es Obliegenheit des letzteren sein, die 
betreffende Untersuchung anzuordnen, und das Ergebniss 
derselben dem in Rede stehenden Kreuzer bekannt zu geben. 
Letzterer hat sich aber jeder Einmischung zu enthalten. Der 
Convoi-Commandant kann als einfachen Zeugen einen Offi- 
cier des Kreuzers zu der zu vollführenden Visitation ein- 
laden, ist aber nicht zu dieser Einladung verpflichtet. 

Das eben geschilderte Verfahren findet seine Recht- 
fertigung darin, dass die Schiffe, welche unter Geleit eines 
Kriegsschiffes derselben Nationalität fahren, der sie selbst 
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anffehören, nicht jenen gleichzustellen sind, die vereinzelt 
segehi. Für letztere tritt der betreffende Staat, dem sie 
zustehen , nur insofeme ein , als die Schiffspapiere durch 
seine Organe legalisirt sind , sonst ist aber dem Kreuzer 
einer im Kriege begriffenen Macht keinerlei Garantie 
geboten, da der neutrale Staat den Handel seiner Unter- 
thancn directe nicht zu controUren verpflichtet, und über 
seine Kauffahrer, ferne von seinen Küsten, auch keine nach- 
haltige Controle zu üben in der Lage ist. Anders ist aber 
der Sachverhalt, wenn Kauffahrer durch Kriegsschiffe ihrer 
Nationalität geleitet werden. Durch einen solchen Act tritt 
der Staat selbst als Bürge seiner Unterthanen auf gegenüber 
den „Krieg führenden" Mächten; denn der Commandant 
des Kriegsschiffes ist ein Functionär seiner öffentlichen 
Gewalt und ein Repräsentant seiner Hoheitsrechte. Es muss 
daher auch Sorge des Seeofficiers, welcher mit der Führung 
eines Convoi's betraut ist , sein , sich , ehe er die Kauffahrer 
unter seinen Schutz nimmt, davon zu überzeugen, dass er 
hiedurch nicht einen Handel begünstige, den die Kriegs- 
gesetze verbieten, und durch dessen Deckung er die Neu- 
tralität seines Staates compromittirt. 

Wie zu ersehen, wird den „Krieg führenden" Mächten 
auf diese Art der Convoirung mehr Sicherheit gegen allfäl- 
lige Missbräuche Seitens neutraler Handelsschiffe geboten, 
als ihnen durch die Ausübung des Visitations- Rechtes 
gewährt sein mag. 

Dass übrigens neutrale Kriegsschiffe nur Schiffe ihrer 
eigenen Nationalität geleiten dürfen, ergibt sich daraus, dass 
der Staat wohl berechtiget ist , für die eigenen Unterthanen 
einzustehen, aber nicht für Unterthanen eines anderen 
Staates. 

Die Grundsätze bezüglich der Convors waren Jahrhunderte lang Gegen- 
stand der Zwietracht and des Kampfes zwischen den Seestaaten. Während des 
Krieges zwischen England und Holland gegen die Mitte des 17. Jahrfaundertes 
proclamirte Christine von Schweden die Absicht, mittelst Geleit- 
schiffen sich jeder Visitirung der Handelsschiffe zu widersetzen. Holland 
machte ähnliche Forderungen geltend , doch England versagte denselben die 
Anerkennung. Zur Zeit des ilordamerikanischen Ünabhangigkeits-Krieges ward 
Contre^Admiral Byland der holländischen Marine , als er die Visitation des 
ihm unterstehenden Convoi^s zurückwies, von den Engländern angegriffen 
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Katharina die II. von Russland erklärte , dass dasPrin- 
cip, wonach das Geleit eines neutralen Kriegs- 
schiffes die unter selbem befindlichen neutralen 
Handelsschi ^fege gen die Visitation durch Kreuzer 
„Krieg führender" Mächte schützt, auf den Grund- 
sätzen der bewaffneten Neutralität basire, und Achlos» 
mehrere Handelsverträge, welche Artikel in diesem Sinne enthielten. Die 
Gonvoi*s der Nordmächte wurden auch bis zum Jahre. 1799 nicht weiter 
belästiget. Später erneuerten die Britten ihre Ansprüche. Eine englische 
Escadre nahm nach heftiger Gegenwehr die Fregatte Freya, welche dänische 
Kauffahrer escortlrte, und die Zulassung einer Visitation derselben durch 
die Britten verweigerte. Der Streit endete 1800 damit, dass die weggenom- 
menen dänischen Schiffe zurückgestellt wurden gegen das Versprechen 
Seitens der Dänen, in Hinkunft ihre Kauffahrer nicht mehr durch Kriegs- 
schiffe geleiten zu lassen. Die Quadruple-Allianz, bekannt, unter dem 
Namen der zweiten bewaffneten Neutralität, ergänzte die von der ersten auf- 
gestellten Grundsätze: »die Versicherung des Gommandanten 
eines oder mehrerer Geleitschiffe von Kauffahrern habe zu 
genügen, um die Visitation hintanzuhalten.'* In der See- 
Convention von St. Petersburg, 17. Juni 1801, setzten es die Britten durch^ 
da88 festgestellt wurde: Schiffe unter Convoi ein,es neutralen 
Kriegsschiffes seien durch Kriegsschiffe „Krieg führender** 
. Mächte visitirbar, doch nacht durch ihre Kaper.** Letztere Clause! 
war die einzige Conoession^ die England zuliess. Seit 1815 dürften endlich 
die oben besprochenen Principien in Bezug auf Convoi's allgemeine Geltung 
erlangt haben; denn es ist zu hoffen, dass auch Grossbrittannien denselben 
die Anerkennung vorkommenden Falles nicht versagen wird. Die Pariser 
Declaration schweigt über diesen, wie manchen anderen, wichtigen 
Punkt des internationalen Seerechtes*). 

Noch ist der Fall ^u erwägen, dass sich neutrale 
Schiffe unter Convoi von Kriegsschiffen einer „Krieg 
führenden" Macht begeben. Dass solche Schiffe der Un- 
tersuchung zu unterwerfen sind, dürfte — vorausgesetzt, 
dass eine solche thatsächlich möglich ist — keine Beweis- 
führung fordern, indem sie ja unter dem Schutze eines feind- 
lichen Kriegsschiffes fahren. Es handelt sich aber darum, ob 
solche Schiffe im Falle der Wegnahme als gute Prise ver- 
fallen. Im Allgemeinen ist anzunehmen, dass sich ein neu- 



*) Im Anhange F ist der Vertrag enthalten , womit Oesterreich der bewaffneten 
Neutralität beitrat, sowie einige Artikel des im Jahre 1785 mit Russland, geschlossenen 
Handelsvertrages , deren Inhalt auf den Grundsätzen der bewaffneten Neutralität 
beruht 
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trales Schiff nur zufällig einem Kreuzer oder Conyoi feind- 
licher Flagge und wohl auch nur vorübergehend anschliesst, 
um öfteren Vexationen auszuweichen. Diess wird" vornehm- 
lich dann geschehen, wenn das neutrale Schiff einem Convoi 
eines „Krieg führenden" Staates begegnet, welcher zur See 
übermächtig oder doch stärker ist, als sein Gegner, und 
dessen Kreuzern in hoher See oftmals zu begegnen es mit 
Eecht voraussetzen darf. Es kann demnach ein neutraler 
Kauffahrer, welcher im Momente «der Wegnahme unter 
Convoi eines feindlichen Kriegsschiffes gesegelt ist, wohl 
nur dann verurtheilt werden , wenn man eine feindselige 
Tendenz mit diesem Umstände in Verbindung zu bringen und 
nachzuweisen im Stande ist. 

Falle dieser Art gaben zu Beginn dieses Jabrhundertes Anlass zu einem 
langen Zwiste zwischen Dänemark und der amerikanischen Union, indem 
Handelsschiffe der letzteren , welche unter Convoi englischer Kriegsschiffe das 
baltische und atlantische Meer durchsegelten, von den Dänen weggenommen 
wurden. Der Streit endete 1830 damit, dass an Amerik£^ eine Entschädigungs- 
summe gezahlt wurde. 



XIV. 



üeber das Blokade-Recht 

Das wirksamste Mittel, den Feind zur Nachgiebigkeit 
zu zwingen, besteht zweifellos darin, dass man sein Ge- 
biet oder Theile desselben occupirt, seine Festen und 
Knotenpunkte des Verkehres erobert oder cernirt und 
isolirt, seinen Verkehr nach Aussen allerwärts oder an 
den wichtigsten Plätzen unterbindet. Diess gilt zu Lande, 
und ist dort rechtlich möglich; . es hat auch Geltung zur 
See, insofeme es zur See in der That durchführbar er- 
scheint, die Territorial-Ge Wässer des Feindes in ihrer gan- 
zen Ausdehnung oder theilweise derart mit den eigenen 
Kriegsschiffen zu besetzen, dass keine Annäherung zu oder 
Entfernung von der Küste möglich ist , ohne die Linie der 
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Kreuzer des „Krieg führenden" Staates zu durchbrechen. 
Der betreffende Staat kann und darf in Folge dessen in 
den Territorial-Gewässem des Feindes dieselben Hoheits- 
rechte geltend machen und ausüben, welche dieser früher 
besessen hat, da, der erstere Staat nunmehr in den besagten 
Gewässern die Herrschaftsrechte durch Occupation und - 
Eroberung erlangt hat, und es folglich auch iu/ seiner 
Macht steht, Fremde von der, Benützung dieser Gewässer 
zum Behufe des Verkehres mit der Küste auszuschliessen 
oder den Verkehr ganz und für Alle zu verbieten. Es tritt 
hier derselbe Fall ein, wie bei einer^Cernirung, einer 
Blokade zu Lande , mag die Zahl der cernirenden Truppen, 
respective Schiffe gross genug sein, den Platz selbst anzu- 
greifen und zu erobern oder nicht. Sowie aber das aus der 
Occupation und Eroberung erwachsende Recht ein Ende 
erreicht mit der freiwilligen oder unfreiwilligen Eäumung 
des occupirten oder eroberten Terrains , weil selbes nur auf 
thatsächlich besetztes Gebiet sich beschränkt, ebenso müssen 
die Eechte, welche sich eine „Kriegführende" Macht in den 
Territorial-Ge wässern oines Feindes durch Occupirung der- 
selben mittelst ihrer Kreuzer und Geschwader erringt, für 
die in Eede stehende Macht von dem Momente an aufhören, 
als ihre Kreuzer sich spontan oder gezwungen aus diesen 
Territorial-Gewässern zurückziehen. Die Territorial-Ge- 
wässer eines Staates in ihrer ganzen Ausdehnung in der 
oben beschriebenen Weise zu besetzen, ist wohl in den sel- 
tensten Fällen möglich; die „Kriegführenden" Staaten wer- 
den sich daher je nach der Stärke und Beschaffenheit ihrer 
maritimen Kräfte mit der Occupation eines bestimmten Th-ei- 
les oder mehrerer Theile der feindlichen Territorial-Ge wässer 
begnügen müssen, und zwar werden sie jenen Theil oder 
jene Theile besetzen, welche für ihre kriegerischen Absichten 
die günstigst gelegenen sind. Bei dieser Wahl werden sie 
ebenfalls völkerrechtlich frei sein, wie ein „Krieg führender" 
Staat zu Landa frei in der Bestimmung des feindlichen 
Territoriums ist, das Object seiner Eroberung werden solL 
Sowie zu Lande nicht allein befestigte Städte Ziel der 
feindlichen Operationen sind, sondern auch in erster Linie 
die Stapelplätze und Hauptherde der Industrie und des 
Handels, die Pulsadern des Verkehres und des inneren 
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Lebens der 'gegnerischen Nation, ebenso werden sich die 
Operationen zur See nicht auf befestigte Seeplätze rechtlich 
beschränken lassen . sondern sich auch gegen jene Punkte 
der Küste richten dürfen, welche fiir den anzugreifenden 
Staat die grösste Wichtigkeit haben, und den bedeutendsten 
Verkehr nach Aussen besitzen. Sowie femers zu Lande die 
feindliche Action gegen Plätze der fraglichen Art nicht 
nothwendig in einer Occupation besteht, sondern sich auch 
auf eine völlige oder theilweise Cemirung beschränkt, eben- 
sowenig brauchen zur See Operationen gegen freie Küsten- 
orte in der Besetzung derselben zu bestehen, sondern es 
genügt deren Cemirung von der Seeseite. Wenn der maritime 
Handel auch frei 'gegeben sein sollte , so dass jedes Schiff 
und jedes Gut — mit Ausnahme der Kriegs-Contrebande — 
unbelästigt zur See verkehren kann, so ist es hiedurch nicht 
bedingt, dass Seehandelsplätze nicht von „seewärts" cemirt 
werden dürfen, denn es treten hier dieselben Rechte und 
Nothwendigkeiten ein, wie zu Lande. Innerhalb des Cemi- 
rungskreises, innerhalb der occupirten Gewässer kann und 
darf und muss der Verkehr gesperrt werden. Offene See- 
plätze sind im Allgemeinen durch das allgemeine Völkerrecht 
vor dem Bombardement geschützt, wenn nicht Verhältnisse 
eintreten und bestimmend wirken, welche diess absolut 
nothwendig machen ; aber ihren Seeverkehr abzuschliessen, 
welcher dem gegnerischen Staate die reichsten Hülfsquellen 
für den Krieg und dessen Fortführung zu eröflfnen vermag, 
dazu ist man berechtiget und oft gezwungen. 

Die Rücksichten für den Neutralen können hier nicht 
in Betracht kommen. Das Eecht, welches in Rede steht, 
ist ein noth wendiges Kriegsrecht, und überdiess berühren 
Acte der fraglichen Art Seitens der „Krieg führen- 
den" Partheien den Handel der Neutralen nur indirecte, 
insofeme letztere ihren Verkehr nach anderen als den cer- 
nirten Orten desselben oder eines anderen Landes dirigiren 
müssen. Diess wird aber fär die Neutralen um so eher ohne 
Verlust zu bewerkstelligen sein, als eine diplomatische Noti- 
fication der Cernirung eines Seeplatzes meist vorauszugehen 
pflegt. Das Recht, einen beliebigen Theil der feindlichen 
Ktistengewässer zu occupiren und den Verkehr fiir andere 
Schiffe und Fahrzeuge, als Kriegsschiffe der cernirenden 
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Macht in denselben zu sperren, heisat das Blokade 
Recht; der Act der fraglichen Occupation und Ausschlies- 
sung „blokiren." 

Aus dem bisher Gesagten ergibt sich nun: 

1. Eine Blokade ist nur dann rechtsgültig, 
wenn sie durch eine genügende Anzahl von 
Schiffen aufrecht erhalten wird,, und zwar 
haben besagte Schiffe in bestimmter Nähe des 
blokirten Ortes und derart disponirt zu sein, 
dass jede Zufuhr, überhaupt jede Communica- 
tion mit diesem Orte für Dritte unmöglich oder 
doch so erschwert ist, dass die Chancen für das 
Gelingen eines Blokadebruches nur geringe sind. 

Wenn man daher auch nicht fordern kann, dass die 
blokirenden Kriegsschiffe sich überall und stets innerhalb 
der Gränzen des Territorial-Wassers des Feindes befinden, 
was oft nicht möglich ist, ohne beständig im Bereiche des 
feindlichen Feuers zu bleiben, so ist es doch rechtlich noth-^ 
wendig, dass sich die blokirenden Kriegsschiffe in Sicht der 
Küste und so nahe der fraglichen Gränzen halten, um mit 
ihrer Artillerie die feindlichen Gewässer bestreichen zu 
können. Die Zahl der Schiffe lässt sich selbstverständlich 
nicht immer normiren, da die Zahl von den localen Verhält- 
nissen des blokirten Platzes, von der grösseren oder gerin- 
geren Zugänglichkeit desselben abhängt; das aber ist grund- 
sätzlich anerkannt, dass eine Blokade durch Kreuzer auf 
hoher See, ferne vom Lande — blocus pa?- croisiere — 
völkerrechtswidrig und für Neutrale nicht bindend ist. 

2. Eine Blokade ist nur so lange von den 
Neutralen zu respectiren, als sie thatsächlich 
durchgeführt wird. Selbst durch ein nur vorüber- 
gehendes Absein der blokirenden Schiffe von dem zu blo- 
kirenden Hafen, wie etwa in Folge schlechten Wetters, 
wird für die Neutralen die Blokade rechtlos, und für die 
Dauer dieses Abseins ist sie thatsächlich erloschen. Letztere 
machen sich daher durch den Verkehr mit dem blokirteti 
Orte während des Abseins auch nicht des Blokadebruches 
schuldig. 
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3. Eine blosse diplomatische Kundmachung 
genüget nicht, um diesen oder jenen Hafen als 
blokirt zu erklären. 

Wenn die diplomatische Notification nicht mit einer 
wirklichen Ausführung der notificirten Massregel verknüpft 
ist, so ist selbe an und für sich werthlos und für Niemanden 
rechtlich bindend. Blokaden werden nicht rechtsgültig durch 
die diplomatische Notification, sondern dadurch, dass sie that- 
sächlich aufrechterhalten werden. Blokaden, wenn effectiv, 
sind rechtskräftig auch ohne diplomatische Notification, 
welche rechtzeitig zu erlassen oft unmöglich ist, da oftmals 
die Verhältnisse des Krieges oder die Entfernung vom 
Heimathsstaate und dergleichen eine solche Bekanntmachung 
im richtigen Momente nicht gestatten. Die Befehlshaber der 
Streitkräfte können und dürfen durch solche formelle Acte 
nicht gebunden sein. Der sogenannte Cabinets-Blokus 
hingegen — die Blokade auf dem Papiere, — welche auf 
der diplomatischen Notification beruht, ist völkerrechtlich 
ungültig in allen Formen, wie selbe immer auftauchen mag. 
Es gibt daher kein Recht der Prävention, welches den Kauf- 
fahrer als gute Prise erklärt, der irgendwo auf der Fahrt 
nach einer als in Blokadestand befindlich notificirten Küste 
betroffen wird, und ebensowenig gibt es ein Recht der Folge 
Droit de suite^ — welches jene Handelsschiffe als verfallen 
erkennt, welche auf der Reise von einer als blokirt notificir- 
ten Küste angehalten werden, ehe sie den Bestimmungshafen 
erreicht haben. 

4. Nicht nur Forts und befestigte Städte 
der feindlichen Küste, sondern jeder Ort der- 
selben kann Gegenstand der Blokade sein; denn 
die Besetzung der feindlichen Territorial-Gewässer und die 
Blokirung eines Ortes ist ein Act feindlicher Occupation, 
und hat wie dieser nicht immer den Zweck, den Ort durch 
Einschliessung zur Uebergabe zu zwingen. Der „Krieg 
führenden" Macht muss es aber frei stehen, dieses oder jenes 
Territorium des Feindes zu besetzen; jede Einmischung der 
Neutralen in dieser Richtung wäre eine Verletzung der 
Kriegsrechte. Vertragsmässig kann hierin eine Beschränkung 
eintreten, selbe ist aber nur bindend zwischen den Staaten, 
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welche den Vertrag geschlossen haben. Eine Beeinträchti- 
gung der freien Wahl des Blokade-Objectes kann nur dana 
statthaben, wenn der zu blokirende feindliche Ort derart 
gelegen ist , dass er einem neutralen Staate ausschliesslich 
zur Vermittlung seines maritimen Verkehres dient, z. B. 
wenn derselbe an einer Flussmündung liegt, dessen gesamm- 
ter Lauf in dem Bereiche eines neutralen Staates sich befindet. 
Die blokirende Macht hat den Handel des betreffenden 
neutralen Staates zu respectiren, indem sie Personen, Waaren 
und Schiffe, bei denen sich erweiset, dass sie dem fraglichen 
neutralen Staate angehören , oder die Bestimmung füt den- 
selben haben, die Passage gestattet. 

Die Blokade von Flusshäfen, die nicht 
Mündungshäfen sind, kann ebenfalls nur dann rechtliche 
Geltung haben, wenn jene Macht, welche die Blokade erklärt,, 
im Stande ist. den Verkehr auf dem betreffenden Flusse zu 
sperren, und wenn sie diess auch mit ausgiebigen Mitteln 
thut. 

Die völkerrechtlich anerkannten Befugnisse, welche 
der blokirenden Macht jenen Schiffen gegenüber zustehen^ 
welche in einen blokirten Hafen einlaufen oder einzulaufen 
trachten, d. h. welche eine Blokade brechen oder zu brechen 
offenbar bestrebt gewesen, aber daran gehindert worden 
sind, bestimmen, dass solche Schiffe sammt Ladung der 
Confiscation unterliegen, ob letztere Kriegs-Contrebande 
enthält oder nicht, und nur vorausgesetzt, es werde nach- 
gewieselt, dass die Blokade des betreffenden Ortes dem 
Schiffe bekannt gewesen, und die Absicht des Blokade- 
bruches sich unzweifelhaft ergibt. Treten letztere zwei 
Bedingnisse ein, so bleibt das Schiff nach allgemeinem Usus 
confiscirbar bis zu dem Momente, in welchelm es an seinem 
wirklichen Bestimmungsorte angekommen ist. Ein zufälliger 
oder gezwungener Aufenthalt in einem Hafen während der 
Fahrt nach dem eigentlichen Restimmungsorte befreit 
nicht von der gedachten Bestrafung, wenn das Schiff noch 
vor Beendigung der Reise weggenommen wird. Die 
Befreiung von der Confiscation tritt nur dann ein, wenn 
während der Reise des Schiffes, welches die Blokade gebro- 
chen, letztere förmlich aufgehoben wird, weil hiemit der 
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Thatbestand — so zu sagen — entfällt, und kein bestim- 
mender Grund zu einer solchen rückwirkenden Massregel 
mehr vorliegt. 

Straflosigkeit für Blokadebruch wurde auch dann zuerkannt, wenn 
nachträglich einzelnen feindlichen Schiffen die Passage von oder nach einem 
blokirten Hafen gestattet worden war. Als z. B. während des Krieges im 
Jahre 1854 russischen Schiffen von der brittischen Regierang erlaubt ward, 
ihre Ladungen aus russischen Häfen im baltischen und weissen Meere an 
ihre Bestimmungsorte zu yerführen, obwohl diese bereits blokirt waren, so 
wurde auch das dänische Handelsschiff „Francisca'^, welches früher wegen 
Blokadebruches vor Riga weggenommen worden war, jedoch ohne Entschädi- 
gung für Zeit- und GewinnTerlüst frei gegeben. 

Dafür zu sorgen, dass die neutralen Schiffe zu rechter 
Zeit in Kenntniss davon gelangen , wenn ein Punkt blokirt 
werden soll, muss nothwendigerweise Pflicht jener sein, 
welche zu blokiren beabsichtigen. Es gilt als Obliegen- 
heit der letzteren Staaten, auf diplomatischem Wege die vor- 
habende Blokade den neutralen Staaten zu notificiren. Wird 
die so notificirte Blokade späterhin in Folge kriegerischer 
Ereignisse , in Folge eines Eiickzuges oder einer Schlacht 
aufgehoben, so ist diese Aufhebung nicht als eine vorüber- 
gehende Thatsache zu betrachten ; sondern es wird für den 
Fall, als die Blokade erneuert werden sollte, dieser Act 
abermals zu notificiren sein. Nur wenn die Aufhebung eine 
vorübergehende, kurz dauernde ist, z. B. durch schlechtes 
Wetter verursacht, kann eine wiederholte Notification unter- 
bleiben. Im Allgemeinen wird aber auch diese diplomatische 
Notification nicht für genügend anzusehen sein , selbst dann 
nicht, wenn das im Blokadebruche begriffene und hiebei 
angehaltene Schiff aus einem neutralen Hafen kommt, der 
dem blokirten nahe liegt, und daher auch anzunehmen wäre, 
dass dasselbe rechtzeitig von der Blokade in Kenntniss ge- 
setzt worden sein konnte. Das Schiff muss eben nicht n o t li- 
w endig hie von Kenntniss erhalten haben. Wenn jeder 
Zweifel beseitigt erscheinen soll, so ist den vor dem blokir- 
ten Orte ankommenden Schiffen von einem blokirenden 
Kriegsschiffe die Blokade mitzutheilen ; (häufig wird diese 
Mittheilung auch in den Schiffspapieren eingetragen) und 
erst -dann, wenn ein auf solche Art avisirtes Schiff trotzdem 
in den Hafen zu gelangen sucht, oder in kurzepFrist wieder- 
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kehrt, wird es als Blokadebrecher zu behandeln sein , weil 
man dann mit Sicherheit ani^ehmen kann , dass es von der 
JBlokade miterrichtet war, und dass eine böse Absicht vor- 
liegt. Letztere wird sich zwar auch aus anderen Umständen 
nachweisen lassen, aber in den berührten Fällen dürfte sie 
v7ohl selten irgend einem Zweifel unterliegen. 

Selbstverständlich wird es zur absoluten Pflicht 
der blokirenden Schiffe, die gegen den blokirten Hafen* 
herankommenden Fahrzeuge von der Blokade in allen 
jenen Fällen zu unterrichten, in welchen die Blokade nicht 
diplomatisch notificirt worden ist. 

Kücksichtlich des Auslaufens aus einem blokirten Hafen 
gilt als Kegel, dass Schiffe, die mit einer Ladung auslaufen, 
welche sie in dem blokirten Hafen, nachdem die Blokade 
erklärt und in Wirksamkeit getreten ist, an Bord genommen 
haben, als Blokadebrecher zu betrachten sind, dass hingegen 
neutrale Schiffe mit Ballast oder mit. Ladungen , die vor der 
Blokade an Bord gekommen sind, oder die als neutrale 
Waaren eingeführt und später auf Anordnung der neutralen 
Eigenthümer — weil z. B. unverkaufbar — wieder aus- 
geführt werden, frei sind. 

Ein kurzer historischer Rückblick über das Blokadewesen sei mit dem 
im Jahre 1689 zwischen England und Holland bei Ausbruch des Krieges gegen 
Frankreich geschlossenen Vertrage eingeleitet, der den Gabinets-Blocus im 
Grossen zur Qeltung bringen sollte. Nach diesem Vertrage sollten neutrale 
Unterthanen, welche mit französischen Unterthänen Handel treiben, dann 
neutrale Schiffe auf der Reise nach franzosischen Häfen unter Verdacht des 
erwähnten Handels oder geladen mit französisphem oder für Frankreich 
bestimmtem Gute — wenn genommen — auch verurtheilt werden. Im Jahre 
1756 dehnte England ebenfalls die Blokade über sämmtliche Häfen Frank- 
reichs aus, um den neutralen Holländern aÜfällige Vortheile zu entziehen. 
1806 erklärte England sämmtliche Küsten, Häfen und Flussmündungen von 
der Elbe bis Brest für blokirt. Napoleon der Erste antwortete, indem er die 
brittischen Inseln in Blokadestand erklärte. England decretirte hierauf , dass 
alle Häfen und Plätze Frankreichs, seiner AUiirten und aller Staaten im Kriege 
mit England, sowie jener Länder Europa^s, welche , obwohl im Frieden mit 
Grössbrittannien , die englische Flagge «usschliessen, dann alle Häfen und 
Rheden in den Oolonien, welche Englands Feinden gehören, denselben Be- 
schränkungen in Bezug auf Handel und Schifffahrt unterliegen sollten, als 
wenn sie thatsächlioh strengstens blokirt wären; dass ferner aller Handel mit 
Artikeln, Bodenproducte und Manufacturen , welche aus den gedachten Län- 
dern stammen, illegal sei, und dass endlich alle Schiffe, welche von diesen^ 
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Ländern kommen oder dahin gehen, sammt der Ladung verfallen. Napoleon» 
erliess hierauf die Entschliessung, .wonach die englischen Inseln zu Wasser 
und zu Lande hlokirt^ und alle ScMffe, welcher Nationalität sie seien, dena- 
tionalisirt und als gute Prise erklärt wurden, welche die Yisitation eines 
Dritten geduldet, oder irgend eine Auflage dem brittischen Gouvernement 
gezahlt hatten. Erst der Pariser Vertrag im Jahre 1856 setzte in Bezug auf 
die Rechtmässigkeit der Blokaden endlich fest: „Die Blokaden, um obli- 
gatorisch zu sein, haben effectiv zu sein." Diesem' Artikel traten 
alle die schon oben erwiihnten Staaten bei, welche den Artikeln II und III 
der besagten Declaration beigetreten waren. Trotzdem ist diese Bedingniss in 
den neuesten Kriegen nicht immer oder wenigi^tens nicht genügend erfüllt wor- 
den. Insbesondere die nordamerikanische Union dürfte derselben nicht völlig 
entsprochen haben, weil wohl durch längere Zeit die Blokade der Küsten der 
Confoderation nur den Character eines JB locus par eroiaikre haben 
mochte, indem die Zahl der Schiffe nicht hinreichte, um die angekündigte Blo- 
kade der vielen Küstenorte der Gonföderirten auch wirklich durchzuführen. 
Man hat die Blokade auch als Repressalie angeführt, und als Beispiel jene an 
der mexikanischen Küste von Seite des französischen Admirals Baudin eitirt. 
Nach richtigerer Anschauung aber ist die Blokade stets ein feindlicher Act, 
ein Act des Krieges; denn nur durch den Krie<^ dürfen die Interessen der 
Neutralen, wie es bei einer Blokade der Fall ist, unmittelbar berührt werden, 
aber nicht durch eine Repressalie, welche in Priedenszeiten angewendet wird. 
Es wäre ein Mittel mehr, der Willkür der Uebefmächtigen eine Gasse zu 
öffnen. 
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TIebep Asyl-Recht 

Asyl-Recht (in maritimer Bedeutung) heisst das im 
Wesen der Souverainität begründete Recht der Staaten, 
fremde Schiffe im Inneren ihrer Häfen zuzulassen, den- 
selben all das zuzugestehen was ihnen nothwendig, nützlich 
oder erwünscht ist, dann die Schiffe so lange, als es 
ihnen beliebt, verweilen, und nach ihrem eigenen Gutdünken 
in See gehen zu lassen. Kein Staat darf einem anderen dieses 
Recht zu entziehen suchen oder streitig machen ; hingegen 
liegt es an den Staaten , dasselbe auszuüben , je nachdem es 
ihre Interessen erheischen. Wenn es diese Interessen und 
jspeciell ihre Sicherheit verlangen , können die Staaten den 
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Schiffen dieser oder jener Nationalität das Einlaufen in ihre 
Gewässer verweigern, oder solches an Bedingnisse knüpfen. 
Das Princip der Verkehrsnothwendigkeit kann hier nicht als 
massgebend angefahrt werden. Dieses Princip der Nothwen- 
digkeit, welches häufig nichts Anderes als der juridische 
Deckmantel für die Gewaltthätigkeit des Stärkeren ist, 
würde nur dann allenfalls geltend gemacht werden kön- 
nen, wenn ein Staat sich ganz oder nahezu ganz isoliren 
wollte. 

Aus dieser Definition des Asyl-Rechtes ergibt sich von 
selbst der Unterschied desselben mit dem Rechte der Zu- 
flucht — droit de refuge. — Schiffe in Seegefahr, Schiffe, 
welche vor Piraten oder feindlichen Schiffen fliehen , sind 
stets in die Häfen zuzulassen, es ist ihnen jeder Beistand zu 
leisten, dernothwendig, um sich wieder seefähig zu machen; 
allein, sowie die Gefahr vorüber ist, hört auch die Ver- 
pflichtung auf, solche Schiffe innerhalb des eigenen Terri- 
toriums zu dulden. 

Wie zu ersehen, ist die Basis dieses Rechtes ausschliess- 
lich die Humanität. Von grossem Belange wird das Asyl- 
Recht in Kriegszeiten. Da der neutrale Staat mit jeder der 
„Krieg führenden" Partheien in Frieden und Freundschaft 
lebt, so wird er jeder derselben ein Asyl bieten, hingegen 
wird es Pflicht der „Krieg führenden'^ sein, auf dem Terri- 
torium der Neutralen jede kriegerische Operation und 
Alles zu unterlassen, was einer kriegerischen Operation 
gleichkommt. 

Schiffe „Krieg führender" Partheien wer- 
den daher in neutralen Häfen und an neutraler 
Küste: 

1. In Frieden leben mit Allen, welche sich im 
Hafen befinden, selbst mit ihren Feinden, 

2. Sie dürfen ihre Bemannung nicht ergänzen 
oder verstärken. 

3. Dürfen sie an ihrer Artillerie in ZahLund 
Kaliber, dessgleich^n an ihrer Widerstands- 
kraft, wie an der Bepanzerung keine Aenderung 
vornehmen, welche eine Vermehrung der militä- 
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Im Jahre 1759 suchte De la Clue seine Escadre Ton* vier Schiffen nach 
langem und hartem Kampfe zu retten, indem er sie zwischen. Sagres und Lagos, 
u. z. unter den Batterien der Forts Almandona^ Exavier und Lagos an der 
Küste Portugals stranden Hess. Seinen Gegner Boscawen hinderte diess aber 
nicht, unter den portugiesischen Batterien, deren erstgenannte selbst das Feuer 
' gegen das englische Flaggenschiff ^yNewark*^ eröffnete, zwei Schiffe der Fran- 
zosen, „Modeste'^ und „Temeraire,^ zunehmen, die zwei anderen, „Ocean^ 
und^Redoutable,*^ zu verbrennen. Die portugiesische Regierung leitete gegen 
die Commandanten der Batterien eine Untersuchung ein und verlangte von 
England wegen Verletzung neutralen Bodens Genugthuung, die auch insoferne 
geleistet wurde, als der König von England durch einen ausserordentlichen 
Gesandten in Gegenwart des diplomatischen Corps dem Könige von Portugal 
Entschuldigungen ausdrücken Hess. Frankreich aber erhielt die zwei genom- 
menen Schiffe nicht wieder zurück. 

Nebst den neutralen „offenen Küstengewässern" sind 
noch die „neutralen Binnengewässer," wie Häfen, 
Rheden, Buchten und Flussmündungen zu berücksichtigen. 
'Diese sind stets frei verfügbares Eigenthum des betreffenden 
Staates. Was über das internationale Verbot der Ausübung 
der Kriegsrechte und der Yornahme von Feindseligkeiten in 
dem Bereiche offener neutraler Gewässer so eben gesagt 
worden, muss daher selbstverständliclv ' umsomehr in Bezug 
auf die oben erwähnten Küstengewässer Geltung haben. 

Im Allgemeinen werden Schiffe und Geschwader 
„Krieg führender" Staaten für einen vorübergehenden Auf- 
enthalt, wie im Falle der reläcke forgie^ oder um sich 
mit Bedürfnissen zu versehen, welche zum Lebensunterhalte 
oder für die Fortsetzung der Navigation nothwendig sind, 
in neutralen Seehäfen zugelassen; doch dürfen letztere nicht 
in irgend einer Art als eine bleibende oder zeitweilige Ope- 
rationsbasis fiir Schiffe oder Geschwader eines „Krieg fuh- 
renden" Staates werden, und müssen unter gleichen Moda- 
litäten für beide Partheien offen bleiben. 

So liefen die österr. Schiffe im Jahre 1864 während der Fahrt nach der 
Nordseo spanische, französische undhoUandische; auch englische Häfen und Rhe- 
den an, um sich mit Kohlen und Proviant zu versehen. — Würde übrigens in 
Kriegszeiten den Flotten und Schiffen »Krieg führender" Staaten von den 
Neutralen ein Asyl verweigert, so dürften maritime Kriegs-Operationen überhaupt 
häufig in Frage gestellt sein, — in jedem Falle aber und zumal wenn die 
„Krieg führenden*^ Staaten nicht gerade Nachbarstaaten sind, sehr erschwert 
werden. 
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Wenn Schiffe zweier feindlicher Partheien in einem 
neutralen Hafen zusammentreffen, so steht es dem betreffen- 
den neutralen Staate zu, jene Massregeln zu treffen, welche 
Tzur Hintanhaltung feindlicher Acte im Bereiche seines Ter- 
ritoriums geeignet sind. Eine Massregel dieser Art ist die 
Festsetzung einer Frist, welche zwischen der Abfahrt des 
einen und der des anderen zu verlaufen hat. Die gewöhnliche 
Dauer dieser Frist ist, wie bereits erwähnt, vier imd zwanzig 
Stunden. 

Eine andere Masisregel der fraglichen Art ist, Schiffe der „Krieg füh- 
renden^ Partheien beim Verlassen des Hafens durch eigene Kriegsschiffe bis 
-ausser den Bereich des eigenen Territorial- Wassers geleiten zu lassen. Diess 
fand Anwendung beim Auslaufen der „ Alabama*' und „Kearsage,^ die von 
-einem französischen Panzerschiffe in See geleitet wurden. Ein Zwischenfall 
während /les nordamerikanischen Bürgerkrieges beweg England zur Beschrän- 
kung des den „Krie? führenden" Partheien zuzuerkennenden Asylrechtes. Das 
Kriegsschiff derConfSderirten „Nashville" war in Southampton eingelaufen, um 
Ausbesserungen vorzunehmen. Die Corvette der Union „Turcarora" legte sich 
ebenfalls in Southampton vor Anker, um erstere zu beobachten. Auf Verlangen 
der Local- Autoritäten verliess die „Turcarora'* den Hafen, um sich mit der glei- 
chen Absicht nicht ferne von dem früheren Platze in dem Bereiche der englischen 
Gewässer zuhalten. Die englische Regierung verordnete hierauf am 31. Jänner 
1862, dass es keinem Kriegsschiffe oder Kaper der „Krieg führenden" Partheien 
g;estattet sei^ die der englischen Hoheit unterstehenden Häfen und Gewässer an- 
zulaufen und länger als vier und zwanzig Stunden hieselbst zu verweilen, mit Aus- 
nahi!nedes Falles von Sturm^ Hunger oder Havarie. Auch in diesem Falle sollen 
die Schiffe den Ankerplatz verlassen, sowie die Gefahr vorüber ist, und vier und 
zwanzig Stunden, nachdem sie die Reparaturen ausgeführt , oder die unmittel- 
bar nothwendigen Proviaionen sich verschafft haben. Diese. Frist von vier und 
zwanzig Stunden darf nicht überschritten werden, ausser, um feindlichen 
Schiffen, welche an demselben Orte sich befinden, den durch den völker* 
rechtlichen Usus stipulirten Vorsprung zu belassen. Kriegsschiffe und Kaper 
der „Krieg führenden" dürfen in englischen Häfen nur so viel Kohlen ein- 
schiffen als ndthig, um den nächsten Hafen ihres Landes zu erreichen, und 
mit Ausnahme specieller Erlaubniss ist es ihnen verboten, an demselben Orte 
vor Ablauf von drei Monaten sich nochmals mit Kohlen zu versehen. 

Dem entwickelten Grundsatze gemäss, dass sich „Krieg 
führende" Mächte in neutralen Gewässern der Ausübung der 
Kriegsrechte zu begeben haben, sind ferners auch Prisen, 
welche inneutralemTerritorium gemacht \vorden 
sind, völkerrechtlich illegal. Beider Unbestimmtheit 
der Gränzen der Territorial-Gewässer wird aber die Illegalität 
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der Prise nur dann als festgestellt zu betrachten sein , wenn 
der Neutrale, in dessen Bereiche die Prise gemacht worden, 
gegründete Einsprache erhebt; denn dem Neutralen kommt 
es zu, hierüber zu urtheilen, da durch den in Rede stehenden 
Act seine Rechte zunächst verletzt erscheinen. 

Ans diesem folgt aber auch , dass der neutrale Staat 
das Recht hat, wenn eine Prise der fraglichen Art nach der 
Wegnahme in seine Häfen gebracht wird, selbe frei zu er- 
klären und zu reclamiren; denn die Prise ist, abgesehen da- 
von, ob sie in anderen Beziehungen als solche gelten dürfe 
oder nicht, wegen des Ortes, an welchem sie genommen 
worden , ungültig. Dem neutralen Staate muss vom recht- 
lichen Standpunkte die Befugniss zuerkannt werden, eine 
trotz seiner Reclamation verurtheilte Prise für den Fall, 
als selbe später in sein Territorium gelangt , den ursprüng- 
lichen Eigenthümern zurückzustellen, da er sich einem frem- 
den Richterspruche unter allen Umständen, wo sein eigenes, 
heiligstes Recht verletzt worden, nicht zu , unterwerfen 
braucht. Der augenblickliche Besitzer mag sich an jene 
halten, von denen er die Prise erstanden hat. Hieraus folgt 
auch weiter, dass alle Prisen, welche in Folge eines Aufent- 
haltes von Kriegsscliiffen „Krieg führender" Mächte in 
neutralen Häfen, Rheden, Flussmündungen und Buchten 
gemacht werden , illegal sind , da in diesem Falle neutraler 
Boden als Basis ihrer Operationen dient. Befindet sich z. B. 
ein solches Schiff innerhalb der Territorial-Gewässer eines 
neutralen Staates, und bemächtiget es sich eines anderen ausser- 
halb dieser Gewässer befindlichen Schiffes, indem es die 
Boote zur Wegnahme desselben entsendet, so ist diess ein 
illegaler Act, und die Prise illegal. Prisen ausserhalb des 
Territoriums eines neutralen Staates weggenommen, werden 
im Allgemeinen in neutralen Häfen zugelassen, wenn es sich 
nur darum handelt, für die Weiterreise sich vorzusehen,, 
oder vor dringender Seegefahr eine Zuflucht zu finden. Diess 
geschieht, weil der neutrale Staat mit der Rechtsgültigkeit 
der Prise, durch deren Wegnahme seine Hoheitsrechte 
nicht verletzt erscheinen, sich nicht zu befassen hat, und die 
Flagge, welche die Prise führt, für ihn als legale gelten 
muss. Wenn der neutrale Staat feindliche Kriegsßchiffe zu- 
Jässt, so ist wohl keine Ursache vorhanden, Prisen in der- 
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selben Weise einen vorübergehenden Aufenthalt zu verwei- 
gern. Es ist jedoch selbstverständlich Pflicht des neutralen 
Staates, gleiche Zugeständnisse beiden ,,Krieg führenden^ 
Mächten zu machen. 

Ueber Zulas.sung von Prisen existiren mannigfache Conventionen und. 
particuläre Reglements. So ist in Portugal den Prisen nur eine bestimmt» 
Anzahl von Tagen zum Aufenthalte gestattet. — England und Frankreich ver-^ 
weigerten während des nordamerikanischen Bürgerkrieges den Prisen der 
„Krieg führenden'^ Partheien die Aufnahme in ihren Häfen. Ob diess human 
gewesen, mag nicht ganz zweifellos sein. Gekapert wurde doch, aber ein Qrund 
mehr dürfte es vielleicht gewesen sein , die gemachten Prisen ohne Weiterem 
auf hoher See zu zerstören *). 

Dass Prisen in neutralen Häfen zugelassen werden, 
involvirt nicht das weitere Zugeständniss, dass der ^ Kriege 
führende" Staat selbe in dem neutralen Hafen durch seine 
Bevollmächtigten und Agenten aburtheilen lasse. Ein neu-^ 
traler Staat, der solches gestattet, macht sich des Bruches 
der Neutralität schuldig, denn der neutrale Hafen wird in 
diesem Falle wirkKcher Stützpunkt feindseliger Operationen, 
und geschehen in demselben Acte, welche der anderen 
„Krieg führenden" Macht directe zum Nachtheile gereichen. 
Der neutrale Staat kann es zugeben, dass Erhebungen 
gepflogen worden, welche dazu dienen, die Rechtmässigkeit 
einer Prise vor den nur im eigenen Länderbereiche compe- 
tenten* Gerichten des „Krieg führenden" Staates darzuthun, 
er darf aber nicht gestatten, dass die Aburtheilung innerhalb 
seines Gebietes statthabe. 

Den Verkauf einer Prise, \velche von den competenten 
Gerichten innerhalb eines „Krieg führenden" Staates ver- 
urtheilt worden, kann der neutrale Staat geschehen lassen, 
insofeme seine eigenen Reehte hiedurch nicht berührt werden, 
aber er muss diese Erlaubniss auf beide „Krieg führende" 
Partheien ausdehnen. Einen Verkauf vor Aburtheilung 
durch die Prisengerichte des betreffenden „Krieg führenden" 



•) Bezäglich österreichischer Verfügungen über Zulassung von Prisen, siehe 
Anhang X 
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Staates darf der neutrale Staat aber nur dann gestatten, 
wenn wegen Havarien etc. die Unmöglichkeit erwiesen ist, 
die Prise in einen Hafen des besagten „Krieg führenden^ 
Staates zu bringen. In diesem Falle erscheint durch den 
Verkauf keine der betheiligten Partheien , weder der Eigen- 
thiimer der Prise, noch der Captor, in ihren Interessen ver- 
letzt , da der Erlös je nach der EntTScheidung des compe- 
tenten Prisengerichtes dem einen oder anderen zu Gute 
kommen kann. Der neutrale Staat greift daher, indem er 
unter solchen Umständen den Verkauf gestattet, nicht in den 
Bereich ihm fremder Interessen ein. 

AUiirte Mächte können nach gegenseitigem Ueberein- 
kommen die Verfügung treffen, dass Prisen von den Cap- 
toren ihrer Flagge nicht nur in den jeweiligen eigenen, son- 
dern in allen Häfen der alliirten Eeiche eingebracht, dort- 
selbst abgeurtheilt und eventuell verkauft werden. — *■ Den 
Alliirten steht dieses Recht zu ob der Gemeinsamkeit der 
kriegerischen Action gegen den gemeinsamen Feind. 

Noch möge ein Fall Erwähnung finden, nämlich der, 
dass sich ein Schiff wegen dringender Seegefahr und aus 
Noth in einen feindlichen Hafen flüchten muss, oder an feind- 
licher Küste scheitert oder strandet. In diesem Falle ist der 
Feind allerdings nicht verpflichtet , ein Asyl zu gewähren, 
oder vielmehr ein droit de refuge anzuerkennen; er hat im 
Gegentheile das Recht, des Gegners sich zu bemächtigen, 
da er vom Rechtsstandpimkte aus nicht die Umstände zu 
berücksichtigen braucht, welche ihm denselben in die Hände 
gegeben haben. Wenn man bei derartigen Gelegenheiten 
das Recht bei Seite setzt, so ist diess ein Act der Grossmuth, 
der Humanität, aber kein Act, dem eine absolute Ver- 
pflichtung zu Grunde liegt. 



Zum Schlüsse möge die Bemerkung gestattet sein, dass 
die Pflichten und Rechte der „Krieg führenden" und 
Neutralen einer allseits anerkannten, genaueren, 
mehr positiven Definition, als es dermalen der Fall ist, be- 
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därfen, um der Willkür und dem Missbrauche der Macht ein 
Ziel zu setzen, und dass zu der Gleichheit der Rechte 
auch die Gleichheit oder doch ein Gleichgewicht 
der Kräfte vorhergedacht werden müsste. Bei dem Be- 
streben der Völker, sich in grossen Gemeinwesen nebenein- 
ander zu gruppiren, wird auch diese letztere „Gleichheit'' 
dereinst anzuhoffen sein. 
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Anhang A. 



Sammlung authentischer Acten über die staats- 
rechtlichen Verhältnisse der Enclaven Kiek und 

Suttorina. 
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Die staatsrechtlichen Y erhältnisse der Enclaven 

Kiek und Suttorina. 

Einzig in ihrer Art sind die Besitzrechts- Eigenthüm- 
liehkeiten von Kiek und Suttorina. Eine eingehende Prü- 
fung und Darstellung ihrer Entwicklung ginge weit über 
den Rahmen dieses Werkes hinaus, denn in dem langen 
Zeiträume von 997 nach Christi Geburt, in welchem Jahre 
nach der mörderischen Schlacht vor Lesina eine Sonder- 
i^tellung des Narentinergebietes von den Yenetianern trotz 
ihres entschiedenen Sieges anerkannt wurde, hat sich eine 
enorme Masse von historischem Material e angesammelt, 
welches in den österreichischen und venetianischen Staats- 
archiven noch des kundigen Forschers harrt. Die heutigen 
staatsrechtlichen Verhältnisse der Suttorina ergaben sich 
weit später, und zwar meist j9er analogiam aus denen von 
Kiek. 

In den Buchten von Kiek und Topla bildet der Ufer- 
saum die Besitzthumsgränze zwischen Oesterreich-Ungarn 
und der Türkei ; aber weder auf der einen noch auf der 
andern Seite ist das Besitzrecht ein unbeschränktes. Die hohe 
Pforte hat zu wiederholten Malen und feierlichst Verbind- 
lichkeiten anerkannt, Tvelche in den am Schlüsse dieses 
Abschnittes folgenden -ilnstructionen des Näheren erörtert 
sind. Oesterreich-Ungarn dagegen ist theils durch staats- 
rechtlich stipulirte G egen Verbindlichkeiten , zumeist aber 
durch die dem internationalen Rechte entspringenden Rück- 
sichten an der vollen und freien Ausübung seines Besitz- 
rechtes behindert. 

8 
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Man findet einen Anhaltspunkt zur Beurtheilung der 
bestehenden Verhältnisse und vielleicht auch den Schlüssel 
zu ihrer beiderseits befriedigenden Lösung, wenn man sie 
als eine über gegenseitiges Uebereinkommen fortbestehende 
Blokade *) auifasst. Diesem Sinne entsprechen die Darstel- 
lungen in allen diplomatischen Acten vom Carlowitzer 
Friedenstractate bis zu der durch den Bevollmächtigten 
Grafen Leiningen im Jahre 1853 mit der hohen Pforte 
abgeschlossenen Convention. 

Was die weiter unten folgenden Original-Documente 
anbelangt, so sei hier erwähnt, dass die Bearbeitung des 
Gegenstandes durch Ljubiö den Standpunkt kennzeichnet, 
von welchem aus und wie die Venetianer ihr Recht zu 
behaupten trachteten. Die nachfolgenden Noten datiren aus 
der Zeit der österreichischen Herrschaft in Dalmatien und 
zeigen, dass die Angelegenheit in steigender Progression 
einen acuten Character annahm, welcher im Februar 1853 
kurz vor Ausbruch des Krimkrieges zu der sogenannten 
Convention Leiningen den Anlass gab. 

Den Bedingungen dieser Convention entsprechen die 
im Jahre 1853 erlassenen und im August 1871 erneuerten 
Instructionen für die Hafen- Wachschiffe in Kiek und Sutto- 
rina, welche im Allgemeinen und zumal in den das inter- 
nationale Recht berührenden Pimkten identisch sind, wess- 
halb auch jene für die Suttorina hier nicht aufgenommen 
erscheinen. 



*) „Eine über gegenseitiges Uebereinkommen fortbestehende 
ßlokade** — dieser Ausdruck war, so monströs er auch klingen mag, in diesem 
Falle nicht zu umschreiben. Die effective Absperrung eines fremden 
Küstentheiles gegen allen Verkehr von Aussen durch bewaffnete 
M a e h t , das Charaoteristicum der Blokade ist hier unleugbar vorhanden ; was 
Ursache und Zweck anbelangt, so liegt in selben wohl das Ausserordentliche 
dieses Zustandes, was aber bei Feststellung des Begriffes erst in zweiter Linie in 
die Wagsohale fallt. — Dem Juristen von Fach weniger mund- und ohrgerecht 
dürfte die gewählte Bezeichnung dem an der Sache botheiligten Seemanne ein 
möglichst richtiges Bild liefern. 
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Officielles Besume der Arbeit des Professors Simeon Qlmbich.'') 

Dass das Fort IQek mit seinem ganzea Hafeogebiete nach Been- 
digung der Gränzregulirungs-Verhandlungen (Juni 1698 bis October 
1699), welche dem Carlowitzer Frieden vorhergingen, venetianisch 
geblieben, und dass daher den Türken jedes Anlanden mit Schiffen 
daselbst untersagt gewesen sei, beweist GZ i üb ich dadurch, dass er 
den Wortlaut des betreffenden Passus anfuhrt^ welcher in dem Instru- 
mente enthalten ist, das der türkische Gränzregulirungs - Commissär 
am 5. November 1700 dem venetianischen Commissär einhändigte. 
Dieser Passus lautet wie folgt: „Von dort (Hügel Cerstar) 
;,h in ab steigend in gerader Richtung gegen die See ist am 
„Ufer bei dem Orte,' genannt: Surduk mali, ein Stein- 
„haufen errichtet worden, wo die gerade Linie g^egen die 
;,See selbst ihr Ende findet, welcher Linie gegenüber die 
;,Halbinsel von Kiek vollständig unter der Herrschaft 
„derPforte zuvor bleiben hat, — und von da gelangt man 
«directe dem Meeresufer entlang zu demBesitzthume der 
^Herren von Ragusa.^ 

Aus diesem Passus geht hervor: 

1* dass sich die Türkei die Souverainität über diejenige Strecke 
Landes vorbehielt, welche zwischen der oben bezeichneten Linie 
(Cerstar-Surduk mali) und. dem Staate Ragusa liegt, und von dem 
Berge Zaba den Namen Zazabia erhalten hat, — dann auch über die 
Halbinsel Kiek, längs deren äusserem Ufer man zu dem Gebiete von 
Ragusa gelangt; 

2. dass hingegen das venetianische Dalmatien bis zur mehrge- 
nannten Linie (Cerstar-Surduk mali) mit Inbegriff des Forts und des 



^) Der Weltpriester, Professor Simeon Gliabich oder Ljabio, wie er sich auch 
nennt; \vurde zur Zeit, als er bei dem kais. General- Archive zu Venedig in Verwen- 
dung stand, Yon dem damaligen Minister des Innern, Alexander Freiherrn von Bach 
mit der Verfassung eines auf yerlässliche historische Nachforschungen gegrSndeten 
Elaborates über die staatsrechtlichen Verhältnisse der Enclaven Kiek und Suttorina 
beauftragt. Die von ihm gelieferte, umfangreiche Arbeit gelangte leider nie in die 
Oeffentlichkeit, und auch das Original-Manascript war trotz mehrfachen Nachsuchens 
aus dem Archive des auswärtigen Amtes nicht zu erlangen. Es kann daher von «diesem 
in staatsrechtlicher und historischer Beziehung hochinteressanten Elaborate nur das 
vorstehende Resume geboten werden, welches sich zumeist nur mit dem speciellen 
Punkte der Nichtzulassung tflrkischer Schiffe in diesen Enclaven befasst, und in die- 
sem Sinne auch laut Note des auswärtigen Amtes vom 30. December 1861 als 
Kichtschnur für die an der Aufrechterhaltung des mare <7^att«t4?» betheiligten und inter- 
<>88irten Centralstellen hinausgegeben wurde. 

8* 
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ganzen Ilafengebietes von Kiek, d. i, jener Gewässer, welche einen 
kleinen Meerbusen zwischen Surduk mali einerseits und der äussersteii 
Spitze der Halbinsel Kiek andererseits bilden, — im Besitze der 
Republik Venedig blieb. 

Dem Schlüsse des oben citirten Passus w^rde nämlich offenbar 
die Bedeutung beigelegt, dass nebst der Enclave nur die Halbinsel 
Kiek und deren äusseres Ufer, welches bis zum Staate von Ragusa 
reicht, nicht aber auch der Hafen von Kiek unter türkischer Herrschaft 
zu bleiben habe. Das Gränzregulirungs-Operat wurde von der Pforte 
im December 1703 ratificirt. 

Ueber diese Gränzberichtigung drückt sich der venetianische 
Commissär Grimani in seinem im October 1699 erstatteten Berichte 
folgendermassen aus: 

^I c h ni u s s es als ein Werk der g ö 1 1 ii c li e n Vorsehung 
„betrachten, dass die gerade Linie bis zur See geneli- 
„miget und bezeichnet worden ist. Kiek mit seinem Hafen 
,,bleibt unter der Botmässigkeit der Republik Venedig 
^und zur Ueber wach ung der Narenta.*' 

Grimani fügt jedoch bei, j^dass er dieses Resultat erlailgt 
„habe ungeachtet der vielen Gegenbemerkungen und 
„Vorstellungen der an den Verhandlungen theilnehmen- 
^den Ragusäer, welche es im Interesse ihrer Sicherhei t 
„vorgezogen hätten, dass jene Festung (Kiek) *) und ihr 
„Hafen im Besitze der Pforte geblieben wären." 

Die weiteren in der Gliubich'schen Arbeit erwähnten Berichte 
der Provveditori und die Decrete des Senates über Kiek dienen dazu, 
die Wichtigkeit dessen, was Grimani erreichte, anschaulich zu 
machen. 

Von einem Versuche der Türken mit ihren Schiffen, sei es in den 
Hafen von Kiek, sei es in die Gewässer zwischen den Halbinseln Kiek 
und Sabioncello einzulaufen, macht der Verfasser durchaus keine 
Erwähnung, so dass also anzunehmen ist, däss die Bestimmungen de> 
Gränzregulirungs-ProtocoUes hingereicht haben, um von dem Zeit- 
punkte an, wo dieselben ins Leben traten , bis zum Sturze der 
venetianischen Republik jeden Gedanken an eine solche Landung 
fernzuhalten. 

Was dagegen die Suttorina betrifft, so ist durch den Friedens- 
vertrag von Carlowitz und die darauf erfolgte Gränzberichtigungs- 
Operation den Venetlanern kein bestimmtes Recht auf die Herrschaft 



^) Voti dieser Festung sind noch die auf hohem und steilem Felsabhange im 
Hintergrunde des Thaies -von Kiek bei dem Orte Smerdan gelegenen Ruinen vorhan- 
den. Die nahe dem Meeresstrande liegende, jetzt als Wohnhaus benützte Torre Non- 
koTic im Orte Kiek gehörte als Vorwerk oder detachirtes Werk ebenfalls zur Festang- 
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über das die Küste der Suttorina bespülende Seegebiet ausdrücklich 
zugestanden worden. Um türkische Schiffe von der letztgenannten 
Küste entfernt zu halten^ mussten daher die Venctianer immer eigens 
einschreiten, und durch Geltendmachung rücksichtswürdiger Billig- 
keitsgründe im Wege entsprechender Vorstellungen der Pforte gegen- 
über ihr Ziel zu erreichen suchen. 

Wie diess geschehen , erzahlt der Verfasser in Kurzem wie 

folgt: 

„Nach erfolgter Abreise des Comniissärs Grimani 

„von Cattaro nach Venedig wurde von den Türken ein 

^Agha in Suttorina mit dem Auftrage aufgestellt, eine 
Compagnie von 25 Mann dort als Wachposten zu beor- 
dern, den Chan *) für Beherbergung der Passagiere in 
gehörigen Stand zu setzen und die Magazine am Meere 

„Behufs des dort zu trei*benden Seehandels wieder her- 

,,zustellen.*' 

Der Proweditore Estraordinario von Cattaro schreibt in seinem 
dicssfalligen Berichte an den Senat: „dass derartige Vorgänge 
;,den Handel und die Schi ff fahrt beeinträchtigen, und mit 
,,IIinblick auf die Sanitäts-Rücksichten und die Sicher- 
,heit von Castelnuovo als nachtheilig anzusehen scien.^ 
(28. April 170r.) 

Hierauf antwortete der Senat: „Der Proweditore solle der 
-Absicht der Türken, obgedachte Magazine am Meere zu 
„errichten, sein fortgesetztes Augenmerk zuwenden.*' 
1^18. Juni 1701.) 

Mittlerweile langten einige türkische Barken von Dulcigno 
(Albanien) an der Küste von Suttorina an, worauf der Proweditore, 
— nachdem er sich vergeblich an den Agha wegen Entfernung der 
gedachten Barken von dort gewendet hatte, die Strasse von Castel- 
nuovo in die Suttorina sperren liess, und jede Communication mit den 
Türken den Dalmatinern untersagte. — Letztere, welche sich durch 
dieses Verbot in Bezug auf Handel und Verkehr sehr beeinträchtiget 
fanden, schritten bei den osmanischen Local- Autoritäten von Trebigne 
zu dem Ende ein, damit selbe die Entfernung der gedachten Barken 
anordnen, und sich sodann zu einer Unterredung mit dem Prowedi- 
tore an die Schranken von Suttorina behufs deren Aufhebung verfügen 
mögen. In der That wurden die Fahrzeuge von der Küste der Sutto- 
rina entfernt, und die gewünschte Unterredung fand am 10. August 
1701 statt. 



*) Die für den Kauf- und Tauschhandel bestimmte gedeckte Halle , gleich der 
dicht daneben von den Yenetianern gebauten und an der Strasse bcilgalo noch befind- 
lichen, welche jetzt zur Unterbringung des Grenz-Wachpostens und eventuell zu 
sanitätsämtlicficr Behandlung der Passagiere und Waaren dient. 
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Die Türken verpflichteten sich hiebei: ^für die Zukunft den 
^Handel und das Landen jeder Barke am Gestade von 
^Suttorina zu verbieten, und von den projectirten Bauten 
^daselbst abzustehen. '^ 

Der Bey von Trebigne bestätigte hierauf dieses Uebereinkommen 
mittelst des folgenden, ursprünglich in serbischer Sprache abgefassten 
Documentes *) , worauf die Communication zwischen Türken und 
Venetianern unter allgemeinem Jubel wieder freigegeben wurde. 

Nach drei Jahren trat neuerdings der Fall einer Landung tür- 
kischer Schiffe an der Küste von Suttorina ein. — Auch diessmal 
wurden über Einschreiten der Venetianer auf Befehl des Agha jene 
Schiffe allsogleich entfernt, — und es fand gleichfalls wieder eine 
Unterredung zwischen dem Bey und Capitano von Trebigne mit dem 
Provveditore Estraordinario statt, bei welcher Gelegenheit Letzterem 
von dem Bey ein Schreiben eingehändiget wurde des Inhaltes: „dass 
er bewillige, dass die türkischen Schiffe von Albanien 
weder bei Suttorina anlegen, noch in Cas'telnuovo ohne 
„überstandene Contumaz anlandeu sollen **). 

Ein letzter Fall einer Landung türkischer Schiffe an der Küste 
der Suttorina trat endlich im Jahre 1709 ein. — Kaum angekommen, 
wurden selbe sogleich von dort entfernt. (28. August 1709.) 

Seit jener Zeit wurde kein weiterer derartiger Landungsversuch 
gemacht , wodurch auch jede fernere Verhandlung zwischen den 
Türken und Venetianern in dieser Angelegenheit entfiel. 



ff 



Der nach Beendigung des darauf folgenden Krieges mit der 
l^forte (1715 — 1718) abgeschlossene Friede von Passarowitz und der 
von dem Archivar Fiedler seinem bezüglichen Elaborate beigefügte 
Auszug aus dem Gränzbestimmungs- Vertrage vom 6. Octoberl721 ***) 
zeigen, dass an der damals bestehenden Begränzung der venetianischen 
Lande in Dalmatien keine oder doch keine wesentliche Modification 
vorgenommen wurde. 

Aus dem obigen Auszuge geht hervor, dass die Commissäre 
Alvise Mocenigo und Hadschi Mehemed Efendi den oberwähnten 
ersten Steinhaufen bei Surduk mali am Meere gegenüber der Spitze 
der Halbinsel Kiek erneuern Hessen, und von da ihre Arbeit den 
Anfang genommen hat, so dass jener Steinhaufen, der früher die 
Nummer XXIV hatte, jetzt die Nummer I erhielt. Bei dieser Gelegen- 



*) Allegat a. 

**) Allegat b. 

***) Allegat c. 
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heit wui'de auch die Stadt Metkovich nach vielen Discussionen der 
Republik Venedig erhalten. 

Um aber zu beweisen, dass die zu Anfang des achtzehnten Jahr- 
.hundertes festgesetzte Abgränzung der in Rede stehenden Enclaven 
Mch bis auf den heutigen Tag ohne wesentliche Aenderungen erhalten 
hat, finden sich hier zwei Auszüge aus den nach den neuesten topo- 
graphischen Aufnahmen des k. k. Generalquartiermeister-Stabes an- 
gefertigten Landkarten beigeschlossen, aufweichen die neuhergestellte, 
alte Strasse, welche dem ganzen dalmatinischen Gebiete entlang läuft, 
ersichtlich ist. 

In der Kiek darstellenden Karte findet sich die neue Strasse 
verzeichnet, welche die Türken, in Folge des ihnen von der kais. und 
kön. Regierung mit Rücksicht auf den damaligen Insurrections-Kampf 
in der Herzegowina gemachten ausnahmsweisen Zugeständnisses des 
Landens an jener Küste, vom Orte Neum bis an das Ufer hergestellt 
haben. — Der Anker bezeichnet die Station des kais. und kön. Wach- 
schiffes. 

Aus der, die Suttorina darstellenden Karte ist leicht zu ersehen, 
dass die vom Professor Gliubich erwähnte, an der Gränze gezogene 
Schranke (Juni 1701) sict auf dem Punkte befand, wo die Gränze 
von der Strasse durchschnitten wird (in der Nähe von Igalo). 

Die Arbeit des Weltpricsters Gliubich liefert, wie aus dem 
Vorausgehenden zu entnehmen, historische Notizen von unläugbarem 
praktischem Werthe; denn es wird durch die von ihm angestellten 
Nachforschungen und die beigebrachten Documente dargethan, dass 
die Republik Venedig, — als deren Rechtsnachfolger Oesterreich in 
dem Besitze jener Ostküsten der Adria sich befindet, — auf Grundlage 
von Uebereinkünften mit der Pforte und Verabredungen mit den tür- 
kischen Gränzbehörden , welche freilich in Bezug auf Deutlichkeit 
Manches zu wünschen übrig lassen, wäiirend eines ganzen Jahrhun- 
dertes bis zum Untergange der venetianischen Herrschaft, 

1. in dem Besitze des Forts Kiek und des nach dem- 
selben benannten Hafens, somit auch des, die türkisehe 
Landzunge bespülenden Meeres,. und 

2. im Besitze der Seeufer der Suttorina in der Art 
sich befand, dass aller und jeder Seeverkehr an den 
Ufern der beiden Enclaven durchaus verboten war und 
blieb, und dass die Türkei nicht nur diese Sperre zugab, 
sondern auch durch ihre eigenen Agenten bei wiederhol- 
ten Anlässen die dawider Handelnden zurückwies. 
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(Uebersetzung aus dem serbischen, in dem ^enetianischen Staatsarchive befindlichen 

Originale.) 

Von mir, dem in Trebigne aratirenden Kassyra Aghä Umsich, dem 
Knechte des Grossherren an den Edlen und Erlauchten Herrn und Gebieter, den 
tapferen und einsichtsvollen Sopra - Provveditore, Commandanten von Cattaro, 
Albanien und Castelnuovo, den Herrn Bartolo Moro meinen elirerbiethigsten 
Gruss. Und nach diesem sollt Ihr wissen, dass ich aus Rucksicht gegen Euer 
Excellenz nach Suttorina gekommen bin, um immerfort zu sorgen, dass zwischen 
Uns in dieser Gegend gute Uebcreinstimmung und Freundschaft herrsche. Hier 
angekommen, nahm ich die Gelegenheit wahr, zu beobachten, in welcher Wfeisie 
Euere ünterthanen mit den unseren in Verkehr treten, denn ich habe den Auf- 
trag des Grossherrn und des Vezir von Bosnien, Aali Pascha, darob zu wachen, 
dass ununterbrochene Verbindung gewahrt bleibe zwischen den Ünterthanen der 
einen und der anderen Seite. 

Der eigentliche Beweggrund meiner Hieherkuuft aber ist der gewesen, 
um die Ehre zu haben. Euer Excelleuz zu sehen, und um die Mittel zu erwägen 
und festzutelleu , durch welche Freundschaft und Friede an dieser Gränze 
zwischen Uns aufrecht erhalten werden mögen. Wir haben uns nun mit Euer 
Excellenz geeinigt nach mehrstündiger Unterredung, wofür ich, sowie für das 
Geschenk Euch unendlichen Dank sage. 

Was Wir nun wegen der Contumaz besprochen haben, so bitte ich Euch, 
da doch nach des Herrn Gottes Willen alle Gegenden, so Bosnien wie Belgrad, 
Kossowo, Uskopie, Novi-Pazar und Herzegowina von der Pestkrankheit frei sind^ 
zu gestatten, dass unsere und Euere Ünterthanen ungestört verkehren dürfen, und 
dass dieser Verköhr auf jeder öffentlichen Strasse erlaubt sei. Und jene Leute, 
welche aus Albanien, der Festung Dulcigno, Antivari und Scutari, allwo, wie 
den Briefen jener Befehlshaber zu entnehmen, Krankheit jetzt nicht herrscht, 
kommen, und an Euere Excellenz die Bitte richten werden, sie eine längere als 
cinundzwanzigtägige Contumaz halten zu lassen, und wenn jemand Anderer aus 
anderen Theilen Albaniens sich einfände, und die Absicht hätte, sich der voll- 
ständigen Quarantäne zu unterziehen, so sollen auch diese den Uebertritt in 
unser Gebiet frei haben, wie es Euer Commissär mit dem unseren ;9 0sman Agha** 
festgestellt haben, dass den Kaufleutcn die Contumaz in den Lazarethen von 
Castelnuovo nicht erschwert werde ; und so ersuchen wir, Euer Excellenz mögen 
dasselbe thun, was jene vereinbart haben. Und bezüglich dessen, was wir 
besprochen, dass, wenn eine Person Uebles thäte, und dass entweder ein unserer 
zu Euch oder ein Euerer zu uns flüchtete, so ist es billig, dass man trachte, 
selbe, ausfindig zu machen und festzuhalten, bis Bekanntgabe und briefliche Mit- 
theilung zwischen Uns vor sich gehe. Und im Uebrigen, was Wir vereinbart, ist 
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es am besten, dass es so erfolge, wie unsere Vorgesetzten es anordnen, und dasfs 
Alles friedlich sei z\\ischen Uns, und dass wir in Allem thuen, wie es der Herr 
Gott befiehlt, und seine göttliche Barmherzigkeit möge Euch beistehen. 

Suttorina, im Monate August, am 10. 1701. 



(Uebersetzung aus dem serbischen, in dem Tenetianischen Staatsarchive befindlichen 

Originale.) 

Erhalten am letzten August 1704. 

Von mir Kassym, IJoy von Trebigne und der ganzen Gränze der Herzego- 
wina, an Unseren theuersten Freund und Nachbar, Herrn Ferigo Badoer, . Sopra- 
Provveditore von.Cattaro, Albanien und Castelnuovo, sehr herzlichen Gruss. 
Und hernach wisset, dass ich, — nachdem ich aus der Unterredung, die ich mit 
Euch gehalten, Euere Güte erkannte, — zustimme, dass die türkischen Schiffe 
aus Albanien sich nicht in Suttorina eindrängen, noch ohhe Contumaz landen 
sollen, und dass Euere Männer und Kaufleute mit Eueren Pässen das Gebiet des 
Grossherrn frei durchziehen und ungestört Handel treiben können u. s. w. und 
Gott erhalte Euch in Gesundheit und in der Herrschaft. 



Auszug aus dem Gränz vertrage vom 6. October 1721. 

(Uebersetzung aus dem zweisprachigen (italienischen und serbischen), in dem vene- 

tinhischen Staatsarchive befindlichen Originale.) 

In. dem Districte von Zazabije, sechs Stunden seewärts von Utovo, wo die 
Halbinsel von Kiek mit dem Festlande zusanmienhängt, dort war eine Schanze 
(Meteriz), welche in dem Räume zwischen den Ländern der Herren von Ragusa 
und jenen der Republik (Venedig) in den Bereich des Kaiserthumes (Türkei) fiel. 
Diese Schanze wollte der (venezianische) General -Conmissär nicht aufgeben, 
indem er sagte, sie müsse dort verbleiben, und dass dort Nichts die Verbindung 
der Gebiete der Herren von Ragusa und jener des Kaiserthumes hindert. 
Mehemed Efendi aber bestand darauf, dass die Grenze von jenem Punkte aus 
bestimmt werden müsse, wo im Frieden von Carlöwitz der erwähnte Anschluss 
festgesetzt worden war ; dass dem Kaiserthume- jene Ortschaften und Strecken 
verbleiben müssten, welche innerhalb der geraden Linie liegen, die von dem am 
Meeresstrande, bei dem Orte, genannt Surduk mali errichteten Gränzzeicheu 
(Meta) nach der Spitze der Halbinsel Kiek gegen das Meer zu gezogen wird, — 
und dass es daher nothwendig sei, zuerst jenes Gränzzeichen so herzustellen, wie 
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es im Frieden von Carlowitz bestimmt war. Da aber über diesen Punkt zwischen 
ihnen sich viel Disput erhob, so bestimmten sie, sowohl über Feststellung der 
Gränze voii Torre di Tersana*) nächst Gabella, wie über die Bestimmung der 
Verbindungslinie mit einander zu unterhandeln und zu beschliessen. Am 29. des 
oberwähuten Monates begab sich der Efendi nach der Torre di Tersana, welche 
am Ufer der Narenta gegenüber von Gabella liegt, und auch der General- 
Commissär yerfügte sich mit der Galeere auf dem Flusse Narenta in die Nähe 
der Stadt Metkovich, welche in ihrem Besitze, westlich von Gabella gelegen ist. 
Dort vereinigten sie sich und der obgedachte Mehemed Efendi brachte vor: 
„Der Weisung meines Instructions - Ferman gemäss, verlange ich für die Torre 
di Tersana, die sich augenblicklich im Besitze des Eaiserthumes befindet, eine 
Distanzstundß Vorterrain (un hora dz fronte\ und weil die Stadt Metkovich in 
dieser Strecke inbegriffen ist, so muss auch diese selbe Stadt dem Eaiserthume 
verbleiben. " 

Der General-Commissär aber widersetzte sich dem und sagte: „In meinen, 
wie in Eueren Instructionen wird erklärt, dass die Festungen, Vorwerke 
(Palanche **) und Schlosder, die geschlossenen wie offenen Orte, welche sich in 
dem Besitze der Republik befinden, auch in solchem zu verbleiben haben: über- 
diess haben wir in der genannten Stadt drei Thürme und ein Reduit (Sarampö), 
bemannt mit mehreren Compagnien Soldaten. Durch zwei, drei Jahre hat die 
Stadt in Kriegszeit ausgehalten und widerstanden gegen vier Plätze des Kaiser* 
thumes, welche sie nie zu bezwingen vermochten, — alle Gränzbe wohner 
wissen dieses." 

Mehemed Efendi befrug hierauf ob der Wahrheit über die Stadt alle 
Befehlshaber und Aeltesten und die bejahrten GränzVorsteher, welche er bei sich 
hatte und welche bei der Verhandlung gegenwärtig waren , und sie Alle 
berichteten, dass die besagte Stadt ein Reduit (Sarampö***) und Thürme habe, 
dass dort einige Compagnien Soldaten seien, dass in Kriegszeiten mehrere Male 
starke Truppenabtheilungen gegen sie auszogen, dass die Stadt durch fünf, sechs 
Stunden gekämpft, sich immer vertheidiget und jederzeit widerstanden habe. 
Mehemed Efendi liatte nun zwar die Forderung der genannten Stadt zurück- 
gezogen ; da er aber wusste, dass Osman Pascha, der hochherzige und glückliche 
oberste Vezir in Bosnien, mit dieser Sache vollkommen vertraut sei und dann in 
Berücksichtigung von dessen Oberhoheit, schrieb sowohl er, Mehemed Efendi, 
als wie auch der General - Commissär dem erwähnten Vezir , indem sie ihn 
ersuchten, er wolle in der besagten Differenz seine Entscheidung abgeben. 

Nachdem der obbemerkte Vezir es für rechtmässig erkannt hatte, dass ein- 
zig nur die Stadt Metkovich der Republik bleibe, und dass man von dem Vor- 
sprunge oder der Spitze des dahinterliegenderi Meeres eine gerade Gränzlinie 



*) Die heutige Torre di Norino. 

^*) Palanche nennt man auch die Sturmpfähle und alle fortificatorischen festen > 
Annäherungshindernisse. 

*••) Sarampö ist eigentlich ein Pallisadenwerk , und auch die gemauerten Cour* 
tinen bastionirter Werke nennt man so. 
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ziehe, deren Endpunkte einerseits an der geraden Linie gegen die Festung 
Vergorac und anderseits an der gleichfalls geraden Linie, Vielehe v<)ni Berge 
Zaba sich gegen das Meer erstreckt, liegen sollen, — so entschied er auch in 
diesem Sinne, und schrieb diess in einem eigenen Briefe. 

Auf dieses beruhigte sich der General - Comraissär, er fuhr aber fort zu 
verlangen, dass die Schanze (Meteriz) Polazza, über die sie sich sthon geeiniget 
hatten, ihr (der Venetianer) Eigenthum bleibe, und desshalb ergaben sich noch 
viel Controversen. 

Endlich, nachdem er von der Forderunig abstand, gab er auch zu, dass 
man von dem früheren Gränzzeichen (Meta) oder Steinhaufen (Gromila) beginne, 
welches Gränzzeichen an dem Orte, genannt „ Surduk mali, * am Ufer des Meeres 
gerade gegenüber von der Spitze der Halbinsel Kiek gelegen war. Demnach 
begann man am 10. des Mondes Dachumädi el ewwel im Jahre 1131 der 
Hidschraa (2. April 1719) beisdem oben bezeichneten Ausgangspunkte mit der 
Erneuerung der Gränzzeichen (Mete) in der drei und eine halbe Stunde langen 
Linie von dem ersten Steinhaufen (Gromila), genannt Morazva — d. h. am Ufer des 
Meeres — nahe dem „Surduk mali* benanilten Orte, gegenüber der in das Meer 
sich erstreckenden Halbinsel Kiek und von da in der Richtung gegen den Berg 
Zaba. 

An der Stelle, die man Morazva nennt, wurde die GrSnzmarke wieder her- 
gestellt, welche vorher auf festem Stein gründe fsopra un aasso vivo) angelegt 
war, — und dieses ist das Erste Gränzzeichen. 



Note 

des österreichischen Internuntius Baron O ttenfels an den Kanzler des ottomanischen 
Reiches (Heia ülhytah) datirt: Gonstantinopel, den 18. Februar 1833. 

> 
Längs der Ostkuste des adriatischen Meeres, vom Golfe von Fiume bis an 
die Gränze des türkischen Albaniens erstrecken sich in einer Ausdehnung von 
nahezu 150 Meilen die Provinz Dalmatien mit Ragusa und dem, Golfe von 
Cattaro, welche dem österreichischen Staatengebiete angehören. Nur an zwei 
Punkten im Norden und im Süden von Ragusa ist der Zusammenhang unter- 
brochen durch unbebaute^ unbewohnte, steinige Landzungen, deren nördliche 
nicht mehr als eine Meile, deren südliche kaum eine halbe Meile breit ist, und 
welche von der bosnischen Gränze ausgehend bis an das Meer reichen. Die 
beiden Landzungen gehörten einst, gleichwie Dalmatien und die Bocche di 
Cattaro, deren Theile sie waren, der Republik Venedig. Die Art und Weise^ 
wie sie von selber getrennt und unter die Herrschaft der hohen Pforte gebracht 
wurden, ist folgende : 

Die kleine . Republik Ragusa, einerseits zwischen Bosnien und das 

adriatische Meer und von den beiden anderen Seiten zwischen venetianische 

* 

(iebiete eingeengt, gerieth mit ihrer grösseren und mächtigeren Nachbarin, der 
Republik Venedig, einigemale in Zwistigkeiten. In der Furcht, überrumpelt zu 
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^verden, benützten die liagusäer einen unglücklichen Krieg, welchen Venedig 
gegen die hohe Pforte zu bestehen h^Jtte, um vott Letzterer zu erlangen, dass 
gelegentlich dies Friedensschlusses die zwei Streifen, welche eben jene Land- 
zungen bilden, vom venetianischen Gebiete losgetrennt und dem ottomanischen 
Dominiam einverleibt wurden, so dass nunmehr das Gebiet der Republik Ragusa 
von allen Seit-en mit Ausnahme^ der Meeresküste durch ottomanisches Gebiet 
bcgränzt war. 

So verblieb es durch nahe zwei Jahrhunderte bis zur Epoche der 
französischen Revolutionskriege (1597 — 1797). Die Franzosen bemächtigten 
sich, nachdem sie die Republik Venedig wie jene von Ragusa vernichtet, und 
Dalmaticn , Ragusa , wie die Bocche di Cattaro besetzt hatten , auch der 
oberwähnten beiden Landzungen, und blieben in deren Besitz, bissieim Jahre 1814 
^lureU die Truppen Sr. Majestät des Kaisers von Oesterreich verdrängt wiurden. 

Die hohe Pforte, weit entfernt, die mindeste Klage zu erheben gegen die 
zeitweilige Besetzung zweier Stücke ihres Territoriums durch die Franzosen^ Hess 
diess willig geschehen, und schien es gänzlich zu ignoriren, aus dem einfachen 
Grunde, weil diese unwirthbaren S(yrecken ihr weder in militärischer noch in 
finanzieller Hinsicht von Nutzen waren, und weil dort weder eine Qrtschaft, noch 
eine Moschee, noch auch irgend welche Bevölkerung existirte. 

Nachdsm Se. Majestät der Kaiser von Oesterreich Besitz ergriffen hatte 
von den an der Adria gelegenen, vormals venetianischen Provinzen, welche ihm 
durch den Bcschluss der europäischen Grossmächte zuerkannt worden waren, 
Hess sich derselbe die Karte jener Länder vorlegen. In der Erkenntniss, dass 
<liese schon erwähnten beiden Landzungen vorher zu Rechte der hohen Pforte 
angehört hatten, und geleitet von den Gefühlen der Gerechtigkeit, welche stets 
die Grundlage seiner Politik gebildet haben, wollte Er sich fremden Gutes nicht 
bemächtigen. 

Verzichtend auf das Ihm diessfalls zustehende Recht des Berufens auf 
Rückerhalt dessen , was die Franzosen während mehrerer Jahre ungestört 
besessen, Hess Se. Majestät der Kaiser von Oesterreich der Pforte jene beiden 
Landzungen zurückerstatten, und gab nur dem Wunsche Ausdruck, sich mit der 
ottomanischen Regierung über die Mittel verständigen zw können, um in gesetz- 
licher und vollkommen freundschaftlicher Weise die Terrainstriche zu erlangen, 
welche den Zusammenhang seines Besitzes unterbrechen, und um auf diese Art 
die unzähligen Unzukömmlichkeiten zu beseitigen, welche die Vermengung der 
Territorien dem österreichischen Staate rücksichtlich der sanitären Maassregeln, 
rücksichtlich der Gefällsübertretungen und endlich rücksichtlich der Aufrechthal- 
tnng der öffentlichen Sicherheit verursachen. 

Der Ernst und die Wichtigkeit der Abmachungen, welche seit jener 
Epoche ununterbrochen die Aufmerksamkeit der hohen Pforte beansprucht haben, 
veranlassten Se. Majestät den Kaiser von Oesterreich die Reproduction dieses 
Gegenstandes zu verschieben. Jetzt aber, da der Unterzeichnete, nachdem er 
über zehn Jahre bei Seiner Hoheit beglaubiget, die Erlaubniss erhielt, sich mit 
Urlaub nach Wien zu begeben, wurde ihm der Auftrag, die Unterredungen zum 
endlichen Abschlüsse zu bringen, welche seit mehr als einem Jahre mit dem 
ottomanischen Ministerium über die Frage der Abtretung besagter Landzungen 
:^epflogen werden. 
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Der Unterzeichnete hatte die Ehre, der hohen Pforte zu wiederholten 
Malen die sehr triftigen Beweggründe zur Kenntniss zu bringen, welche der 
kaiserlichen Regierang, die Erwerbung dieser Landestheile gegen eine angemes- 
sene und Tollstäadige Entschädigung wünschenswerth machen^ wie nicht minder 
die nicht unbedeutenden Yortheile, welche der hohen Pforte selbst aus einem 
gleichartigen Entgegenkommen erwachsen würden. Er hatte die Ehre, officiell 
zu erklären, dass seine Regierung bereit ist, der hohen Pforte für die Abtretung 
dieser Strecken eine vollkommene Schadloshaltung im Gelde anzubieten, deren 
Höhe durch gemeinsames Uebereinkommen nach einer von den Abgesandten 
beider Partheien an Ort und Stelle bewirkten Schätzung bemessen werden soll. 

Nunmehr erhielt der Unterzeichnete von seiner Regierung die Berech- 
tigung, einen zweiten Weg vorzuschlagen, um diese Angelegenheit in Freund- 
schaft abzuschliessen, ein Vorschlag, welcher dem ottomanischen Ministerium 
beweisen wird, vrie sehr der Kaiser wünscht, sich in dieser Angelegenheit mit 
dem Divan in einer annehmbaren und beiden Theilen gleich vortheilhaften 
Weise zu verständigen. 

Seine Majestät haben in Anbetracht dessen, dass etwa die geringe Aus- 
dehnung und der unbedeutende innere Werth der fraglichen Terrainstrecken 
Seine Hoheit hindern dürften, in die Cession der Landzungen gegen eine Geld- 
entschädigung einzugehen, sich entschieden, der hohen Pforte einen Terrain- 
austausch anzubieten , das heisst , derselben seinerseits einen Theil des 
österreichischen Territoriums zu überlassen von derselben Grösse, Ausdehnung 
und Oberfläche, wie das Gesammt- Areal der beiden Landzungen. Dieses Stück 
Landes befindet sich an dem äusserstcn Ende der Bocche di Cattaro, dicht am 
Meere und angränzend an das ottomanische Gebiet, wie diess die beiliegende 
Karte ersichtlich macht. 

Indem der Unterzeichnete diesen Vorschlag zur Kenntniss des ottoraa- 
nischen Ministeriums bringt, richtet er seinem Auftrage gemäss an selbes die 
Frage, welche von den beiden, durch die österreichische Regierung beantragten 
Alternativen der hohen Pforte zweckdienlicher erscheint, damit von Seiten 
Oesterreichs den Behörden rücksichtlich der .erwähnten Küstenstriche die nöthi- 
gen Instructionen zugestellt werden können. Zunächst aber würde der kaiserlich 
Österreichischen Regierung daran liegen, zu erfahren, ob die hohe Pforte über- 
haupt in der Lage ist, sich mit ihr auf freundschaftlichem Wege zu verständigen^ 
um zu einer Vereinbarung auf der einen oder anderen Basis zu gelangen. 

Der Unterzeichnete, eigens mit dieser Uebereinkunft betraut, würde sich 
glücklich schätzen, wenn er, diese Residenz verlassend, um sich nach Wien zu 
begeben, der Ueberbringer eines bestimmten „Ja" der hohen Pforte sein 
könnte, und wenn er auf diese Art an den Stufen des Thrones Seiner kaiserlichen 
Majestät den thatsächlichen Beweis der vollkommenen Gegenseitigkeit jener 
freundschaftlichen Gefühle niederzulegen vermöchte, welche Seine Majestät der 
Kaiser gegen Seine Hoheit an den Tag zu legen niemals unterlassen hat. 
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welche durch den Vertreter Oesterrelchs in^ Jänner 1853 an die hohe Pforte gerichtet 

wurde. 

Obwohl die Lage der beiden türkischen Enclaven in Dalmatien zu wieder- 
holten Malen den Ministern der hohen Pforte dargestellt wurde, und obwohl, 
abgesehen von dem, was die hohe Pforte schon früher bezüglich der Wiederher- 
stellung des guten Einvernehmens zwischen den beiden Kaiserreichen erklärt 
hat^ auch Fuad Efendi, der gegenwärtige Minister der auswärtigen Angelegen- 
heiten, der österreichischen Hegierung die Versicherung gibt, dass die hohe 
Pforte nie daran denken würde, den status quo in den erwähnten Enclaven 
gewaltsam ändern zu wollen, so glaubt dieser Minister nichtsdestoweniger, dass 
eine Regierung eine schriftliche Erklärung in dem Sinne nicht zu geben ver- 
möge, dass selbe dort auf das Besitzrecht verzichte. 

Bei dieser Sachlage hält sich die österreichische Regierung für verpflichtet, 
nunmehr ihrerseits der hohen Pforte schriftlich und in officieller Weise zu 
erklären, dass die Frage, um die es sich handelt^ für Oesterreich vollkommen 
klar ist, wenn auch der Divan, indem er zugleich den Gedanken eines Schieds- 
gerichtes durchblicken lässt, selbe für zweifelhaft halten möge. 

Als Dalmatien von der französischen Occupatio n in Oesterreichs Herr- 
schergebiet überkam, waren die beiden Enclaven, welche die Republik Ragusa 
früher der Türkei abgetreten hatte, gänzlich dem dalndatischen Territorium 
einverleibt. Die kaiserliche österreichische Regierung hat sie sofort ausgeschie- 
den, um sie der hohen Pforte zu überlassen. Wenn also Oesterreich es war, 
welches im wahren Sinne des Wortes mit diesen Landestheilen dem ottomani- 
schen Nachbarstaate ein Geschenk machte, so musste es auch besser als jeder 
Andere wissen, wie weit es seine Freigebigkeit ausdehnen wollte. Gewiss ist es 
auch, dass nie von dem Aufgeben des maritimen Territoriums die Rede war, 
welches die beiden Landzungen bespült; notorisch ist es, dass Oesterreich jeder- 
zeit seine Wachschiffe in jenen Gewässern stationirte, um, wie es auch immer 
gethan, die Seeverbindung mit besagten Enclaven zu verhindern, und zwar in 
derselben Weise, wie diess bereits die Republik Venedig, die frühere Beherr- 
scherin Dalmatiens, von dem Augenblicke an gethan hat, als die zwei Terrain- 
strecken den Osmanen abgetreten worden waren. 

Der Rechtsstandpunkt ist also wohl ganz evident, welcher es Oesterreich 
anheimstellt, jede Discussion, in die man etwa einzugehen beabsichtigen sollte, 
und in gleicher Weise auch jedes Anerbieten zu Unterhandlungen abzulehnen, 
deren Prämissen jener Art wären, wie solche bis jetzt der hohen Pforte als Aus- 
gangspunkte gedient haben. 

Fest entschlossen, die gegenwärtige, zu Recht bestehende Lage der Dinge 
aufrecht zu erhalten, wird die kaiserliche Regierung, falls die Türkei es unter- 
lassen sollte, den Thatsachen Rechnung zu tragen, jede so gestaltete Zumuthung 
mit der vollen Kraft der ihr zu Gebote stehenden Mittel zurückzuweisen. 
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des aasserordentUohen Gesandten Oesterreichs , Grafen y. Lein ingen, an die hohe 

ottomanisehe Pforte , ddo. Februar 1853. 

Bezüglich der Frage der beiden Enclaven von Kiek und von Suttorina ist 
der Unterzeichnete beauftragt, zu erklären, dass die Regierung Oesterreichs bei 
der mittelst der letzten Note des kaiserlichen Geschäftsträgers dem Divan 
bekannt gegebenen Meinung und hiedurch bedingten Haltung beharrt, und dass 
sie auf einer Antwort besteht, welchö godgnet ist, jedweden Zweifel betreffs der 
diessbezüglichen Absichten der hohen Pforte zu beseitigen. 



Instruction für das L k. Stationsschilf in Elek. 

§. 1. (Status quo,) Die k. k. österreichische Regie- 
rung ist mit der öttomanischen Regierung im Jahre 1853 
erneuert übereingekommen, dass in den Gewassepi von Kiek 
und der Suttorina der Status quo unberührt zu erhalten ist. 

Nach diesem Tractate darf in der Bucht von Kiek kein 
fremdes Kriegsschiff, dann überhaupt kein Handelsschiff, 
weder gross noch klein, die reldche forc4e ausgenommen, 
einlaufen, oder irgendwie mit der türkischen Küste in 
Berührung kommen. 

§. 2. (Verbot jeder Schifffahrt in der Bucht 
von Kiek.) Das Küstengebiet von Kiek ist als mare 
clausuni unter Ausschluss jeder Schifffahrt, mithin auch 
der österreichischen zu behandeln, indem sich nur auf diese 
Weise die Ausschliessung der fremden Flaggen und nament- 
lich jener, die Vertrags massig den österreichischen gleich- 
gestellt sind, gegen etwaige Reclamationen wirksam aufrecht 
erhalten lässt. 

§. 3. (Verbot des Besitzes von Fahrzeugen 
seitens der türkischen Bewohner,) Den Tractaten 
zufolge darf von den türkischen Küstenbewohnern in Kiek 
kein Fahrzeug, sei es noch so klein, zu Gommunicationen, 
zur Fischerei oder zu sonstigen Privatzwecken gehalten oder 
auch nur gebaut werden. 

9* 
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§. 4. (Aufstellung des k. k. Stationsschiffes.) 
Zur strengen Durchführung und Aufrechthaltung dieser Ver- 
fügungen hat sich das k. k, Stationsschiff derart in einer der 
Buchten von Kiek zu vertäuen, dass es allen diesen Oblie- 
genheiten am leichtesten nachkommen kann, wobei immer 
auf die Sicherheit des Schiffes Bedacht zu nehmen ist. In 
keinem Falle darf aber vom Stationsschiffe eine Gommunica- 
tion mit türkischem Gebiete unterhalten werden. 

§. 5. (Behandlung fremder Kriegsschiffe.) 
Die Circular-Verordnung des Reichskriegsministeriums vom 
14. Juni 1866, C. K./M. S. Nr. 1080*) bildet die Grundlage 
für das Verhalten des k. k. Stations-Schiffscommandos. 
gegenüber fremden Kriegsschiffen. 

§. 6. (Belache forc^e.) Es darf somit kein fremdes^ 
Kriegsschiff, reldche forc4e ausgenommen, ohne früher einge-^ 
holte Bewilligung in der Bucht von Kiek einlaufen. 

Sollten Seeunfalle oder grössere Havarien an Maschine 
oder Körper ein Schiff zwingen , die Bucht von Kiek an- 
zulaufen, so ist diesem der Aufenthalt daselbst nur solange zu 
gestatten, als zur Vornahme der nothwendigen Reparaturen 
unbedingt erforderlich ist. Demselben ist aber der Verkehr 
mit dem türkischen Gebiete auf das Strengste untersagt, und es 
ist die Pflicht des Stationsschiffs-Commandos, das betreffende 
Schiff rechtzeitig über die erfolgten Anordnungen zu instrui-^ 
ren, und dasselbe in seinen Bewegungen zu überwachen. 

§. 7. (Verhalten gegen Schiffe, welche den 
Status quo nicht achten.) Der Einfahrt türkischer oder 
überhaupt fremder Schiffe ist ein mündlicher Protest, und 
wenn dieser nichts nützen sollte, ein solcher schriftlich 
gegen Uebernahmsbestätigung des Commandänten des ein« 
dringenden Schiffes bekannt zu geben und nur im äussersten 
Nothfalle von den Waffen Gebrauch zu machen; jedenfalls 
kömmt aber ein derartiger Fall dem k. k. Militär- und dem 
Brigade -Commando, eventuell Festungs - Commando zu 
Ragusa augenblicklich telegraphisch anzuzeigen. 



^) Ueher Zulass and BehAndltmg fremder Kriegsschiffe in Österreichlflchen 
Häfen, siehe Anhang B. 
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§. 8. (Wortlaut des Protestes.) Der einem fremden 
Schiffe entgegenzusetzende Protest hat ungefähr wie folgt zu 
lauten, und ist die Auswahl der Sprache dem Gutdünken 
des k. k. Schiffs-Commandos überlassen. 

A Monsieur le commandant etc. etc. 

Sa Majest^ VEmpereur (VAutriche ayant notifi4 aux 
Puissances amies le trait4 conclu avec* la Sublime Porte^ qui 
declare les enclaves de Suttorina et Kiek comme territoires 
neutres interdit aux nav'ires de guerre des puissances etran- 
gdres Venir4e dans la baie de Kiek ; il est pour cela de mon 
devoir de prostester au nom de mon Gouvernement contre 
Tentr^e ei le mouiUage du bätiment sous vos ordreSj dans 
la sus dite bäte. 

§. 9. (Nothwendige Unterstützung durch 
andere Schiffe.) Sollte der äusserste Fall der Anwen- 
dung von Waffengewalt eintreten, und wäre die Assistenz 
eines anderen k. k* Kriegsschiffes erforderlich, oder falls es 
angezeigt erscheint durch Entfalten grösserer maritimer 
Streitkräfte den Forderungen mehr Nachdruck zu geben, so 
sind nach Umständen die Commanden der in den nahen 
Gewässern anwesenden k. k. Kriegsschiffe, eventuell ein 
Escadre-Commando directe um Unterstüzung anzugehen, 
jedenfalls aber die vorschriftsmässige Relation an das Militär- 
Commando vorzulegen, und vom Geschehenen auch dem 
Brigade-Commando Meldung zu erstatten. 

§. 10. (Landen türkischer Schiffe.) Das Landen 
türkischer oder anderer fremder Schiffe, seien es Kriegs- 
oder Mercantilschiffe, geschieht nur ausnahmsweise, und 
zwar über speciell ergangene Bewilligung des k. k. Ministe- 
riums des Aeussern, welche dem Schiffs-Commando für jeden 
einzelnen ausnahms weisen Fall durch das Militär-Commando 
bekannt gegeben wird. Insolange daher eine solche Bewil- 
ligung nicht vorliegt, ist keinem Schiffe das Landen zu 
gestatten, und ist dasselbe anzuweisen, die ausnahmsweise 
Bewilligung bei der k* k. Regierung anzusuchen, bis zu 
deren Herablangen dem Schiffe ein geeigneter Ankerplatz 
in unmittelbarer Nähe des Stationsschiffes anzuweisen 
sein wird. ^ 
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§. 11. (Aufrechthaltung der Ordnung und 
Sicherheit auf dem österreichischen Küsten- 
und Seegebiete in militärischer und politischer 
Beziehung.) Auf die Ordnung und Sicherheit im ganzen 
österreichischen Küsten- und speciell Seegebiete, also unmit- 
telbar bis an das türkische Ufer, hat das Stations-Schiffs- 
Commando das besondere Augenmerk zu richten und Alles, 
was ßich in seinem Gesichtskreise sowohl zu Lande als zu 
Wasser ereignen und von irgend einer militärischen oder 
politischen Wichtigkeit erscheinen sollte, dem Brigade- 
Commando anzuzeigen. 

Auch sind zur Hintanhaltung des Verkehres mit der 
türkischen Küste zeitweise bei Nacht Eonden mit Booten 
vorzunehmen. 

Besonders wichtige Angelegenheiten sind directe an da» 
Militär - Commando zu telegrafiren, nöthigenfalls mit 
Benützung des Chiffernschlüssels für das Militär- Commando 
zu Zara, welcher mit der Instruction an den Ablöser immer 
zu übergeben ist. Das Nähere kommt schriftlich, und zwar 
nebst dem Militär-Commando auch dem Brigade-Commando 
bekannt zu geben. 

§• 12. (Nicht militärische Vorfallenheiten.) 
Nicht militärische Vorfallenheiten specieller Natur sollen 
nach Massgabe dem nächsten Seesanitäts-, dem Finanz- oder 
Bezirksamte bekannt gegeben werden. 

Ausserdem gehört es auch zu den Obliegenheiten desSfci- 
tionsschiffes, da nach Landes-Gen.-Com.-Verordnung Präsid^ 
Nr. 380.598 vom Jahre 1862 und Präsd. Nr. % vom Jahre 
1863 den k. k. Finanzschiffen das Einlaufen in der Bucht 
van Kiek über die österreichische Gränze nicht gestattet ist, 
den Sabmuggel von Salz, Tabak und anderen Contrebande- 
wa^fren nach Möglichkeit hintanzuhalten und den betreffenden 
Organen auf Ansuchen die nöthige Assistenz zu gewähuen. 

§. 13. (Frachten, welche die Narenta auf- 
wärts gebracht werden sollen.) Türkische und über- 
haupt fremde Schiffe, deren Ladung die Narenta aufwärts 
bestimmt ist, sind nach Visnica zu weisen, um dort ihre 
Ladung auf österreichische Fahrzeuge umzuladen, da die 
Narenta-Schifffahrt nur österreichischen Schiffen gestattet ist. 
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'§.'14. (Begünstigung hinsichtlich der öster- 
reichischen ünterthanen.) Obschon auch den öster- 
reichischen Schiffen das Einlaufen in Kiek untersagt ist,. so 
kann doch den österreichischen Booten und kleinen Fischer- 
Fahrzeugen die Fischerei gestattet werden, sobald man sich 
die Ueberzeugang verschaffen kann, dass von denselben 
kein Verkehr mit dem türkischen Gebiete stattfindet. 

§. 15. (Dienstliche Stellung des k.k. Stations- 
schiffes.) Das k. k. Stationsschiff in Kiek untersteht in 
operativer und militärischer Hinsicht dem k. k. Militär-Com- 
mando für Dalmatien; da aber das Brigade-Commando von 
allen Vorfallenheiteh in seinem Bezirke in steter Kenntniss 
sein muss, so sind alle Berichte, Meldungen und sonstige 
Obrrespondenzen durch dasselbe an das Militär-Commando 
einzusenden, sowie auch alle höheren Anordnungen von 
hier aüö im Wege des Brigade- Commandös zugemittelt 
werden. 

In militärisch-administrativer Beziehung untersteht das 
k. k. Stations- und Hafen-Wachschiff dem k. k. Hafen- Admi- 
ralate zu Pola. 

§. 16. (Eingaben.) Bei Uebernahine der Station von 
Seite eines k. k. Kriegsschiffes ist je ein Ausweis an das 
k. k. Miiitär-Obmmando und an das Brigade-Gommando ein- 
züisenden, in welchem folgeüde Punkte angeführt zu sein 
haben : 

1. ^ame unä öattung des Schiffes; 2. Maschinenkraft; 
3. Schnelligkeit des Schiffes bei gutem Wötter; 4. Beman- 
nurigisstand bei Detaillirung des Stabes; 5. Bestückung und 
Waffen; 6. Kriegsmunition; 7. für wie viele Tage das 
Schiff Lebensmittel und Wasser fassen kann ; 8. auf wie viele 
Stunden Kohlenvorrath bei ganzer Kraft; 9. wie viel Trup- 
pen und ungefähr wiö viel Gepäck das Schiff auf längere 
Zeit au&ehmen kton (Röise in die Provinz oder nachTriest) ; 
10. wie viel äuf'lcurzen Fahrten (von Spalatto an); 11. wie 
viel Marin die an Bord befindlichen Boote eveötuell traris- 
pörtirdh oder aufnehmen körineh; 1^. Tiefgang des Schiffes. 

§. 17, (Maschinen- und Schiffsr eparat ureu.) 
Das k. k. Coinmando ha^t alle Schäden an Maschine oder 
Schiffskörper, durch Welche die momentane 'Schlagfertigteit 
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^nd Seetüchtigkeit des Schiffes beeinträchtigt wird, ausser 
der.gewö^inliQhen vorschriftsmässigen Meldung an das k, k. 
JBiafen-Admiralat, auch an das Lk. Militär- Commando durch 
das Brigade -Commando anzuzeigen, damit diese beiden 
Commanden immer und genau vom Stande der Verwend- 
barkeit dieses Schiffes unterrichtet sind. 

§. 18. (Aufenthalt des Stationsschiffes.) Ohne 
höhere Anordnung darf das Stationsschiff Kiek nicht ver- 
lassen, wenn jedoch in den dortigen Gewässern Seeunfälle 
oder grössere Unordnungen das Verlassen von Kiek, bezie- 
hungsweise das Erscheinen des k. k. Schiffes in dem von 
Unordnung bedrohten Hafen bedingen, ist dem Comman- 
danten gestattet, jedes Mal nach eigenem Ermessen zu 
handeln, wenn die Dringlichkeit des Falles eine Anfrage 
nicht mehr gestattet. 

Die jeweilig in Kiek obwaltenden militärischen und 
politischen Verhältnisse sind jedoch in solchen Fällen stets 
zu berücksichtigen, und kann in Abwesenheit des Schiffes 
dasselbe durch ein auf Kriegsfuss bemanntes Boot ersetzt 
werden. 

Von jedem derartigen Falle sind sobald als thunlich 
die gehörigen Meldungen zu erstatten. 

§. 19. (Kohlenvorrath und Ergänzung.) Den 
Vorrath an Kohlen ergänzt das Stationsschiff aus dem eigens 
aufgestellten Depot zu Kiek; es ist daher Sorge zu tragen, 
dass der dortige Vorrath von betreffender Seite immer recht- 
zeitig ergänzt werde, da das Schiff zur Vervollständigung 
des eigenen Kohlenvorrathes seihen Posten nicht verlassen 
darf. 

§. 20. (Verhalten des k. k. Stationsschiffes 
bei einem eventuellen Kampfe auf türkischem 
Gebiete.) Wenn auf dem türkischen Gebiete von Kiek 
ein Kampf zwischen Aufständischen und türkischen Truppen 
ausbricht, so hat von Seite des Stationsschiffes keine Inter- 
vention stattzufinden, daher auch keine beobachtende 
Stellung mit Ausschiffungstruppen des Stationsschiffes auf 
fremdem Gebiete eingenommen zu werden. 

Die Hauptobsorge besteht darin, die eigenen Gränzen 
und Küstenpunkte gegen jede Verletzung oder Ueberschrei- 
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tung durch die. Kämpf endeii zu schütten, zu welchena 
Zwecke auch wenn möglich k. k. Landtruppen von Kagusa 
dahin disponirt werden würden. 

Sind diese genöthigt, thätig einzugreifen, oder erhalten 
diese die Bestimmung- selbst auf fremdem Gebiete mit Waf-^ 
fengewalt einzuwirken, dann erst, und zwar nur in sol- 
chen Fällen wird auch von Seite des Stationsschijffes oder 
der gerade anwesenden k. k. Kriegsschiffe die nach Umstän- 
den mögliche thatsächliche Unterstützung zu leisten sein. 

§. 21. (Verhalten gegen türkische Aufstän- 
dische und sonstige Freischärler, welche zur 
See eindringen.) Wenn feindliche Freischärler in Kiek 
oder im nahen Eayon des Stationsschiffes, sei es auf tür- 
kischem oder k. k. Gebiete eine Landung versuchen sollten, 
so sind deren Schiffe, was immer für einer Flagge sie ange- 
hören mögen, in den Grund zu bohren. 

Sollte jedoch eine Landung, und zwar auf Österrei- 
chischem Gebiete bewerkstelliget worden sein, so sind die- 
selben allsogleich anzugreifen und zu bekämpfen. 

§.* 22. (Vorlagen über eventuell geboten er- 
scheinende Veränderungen dieser Instruction.) 
Das k. k. Stationsschiff hat diese Instruction strengstens ein- 
zuhalten; es bleibt aber dem Commando desselben vorbe- 
halten, wohlbegründete, den Zeitumständen angemessene 
Vereinbarungen in Vorschlag zu bringen und im Dienstwege 
durch^das Brigade-Commando dem Militär-Commando> vor- 
zulegen. 
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Das Reglement über den Zulass fremder Kriegs- 
schiffe in österreichischen Häfen , Organisation des 
Hafen- und Sanitätsdienstes, dann Gesetz tiber 
Tonnen- und Schifffahrts-GebUhren. 
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Vorschrift 

tber den Zulass und die Beliandlung der Eriegsschiffe befreundeter 

Nationen an den österreichischen Küsten. 

§. 1. Mit Vorbehalt der, jedem souveränen Staate zuste- 
henden Befugniss, die Zulassung fremder Kriegsschiffe zu den 
eigenen Küsten eintretenden Falls nach Massgabe des Völ- 
kerrechtes zu verweigern, gestattet die kaiserlich österreichi- 
sche Regierung den Kriegsschiffen befreundeter Nationen 
das Ankern an der ganzen österreichischen Küste. 

§. 2. Eine Ausnahme bildet der Hafen von Kiek, der 
weder von Kauffahrern, noch von Kriegsschiffen fremder 
Flagge berührt werden darf. 

Femer ist die Communication mit dem im Bereiche des 
Kriegshafens von Cattaro gelegenen türkischem Küsten- 
gebiete Suttorina Kraft der bestehenden Verträge jedem 
Schiffe einer fremden Nation unter allen Umständen unter- 
sagt. 

§. 3. Die Anzahl der Kriegsschiffe einer und derselben 
Flagge , welche in einem österreichischen Hafen einlaufen 
können, ist nicht beschränkt. 

§. 4. Die fremden Kriegsschiffe sind gleich den k. k. 
Kriegsschiffen gehalten, den in österreichischen Häfen beste- 
henden Hafen-, Sanitäts- und Finanz-Gesetzen Rechnung zu 
tragen, und dem diessfälligen Ansuchen der competenten Be- 
hörden nachzukommen, und können unter dieser Bedingung 
auf die den Gebräuchen gesitteter Nationen entsprechende 
gastfreundliche Aufnahme und bereitwilligste Unterstützung 
rechnen. 
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§. 5* Zu diesem Behufe hat der Vertreter des k.k.Hafen- 
und Sanitäts-Amtes sich an Bord eines jeden einlaufenden 
Kriegsschiffes zu begeben, dem Commandanten zur Aus- 
füllung und eigenhändigen Fertigung ein gedrucktes Con- 
stituts-Formulare zuzustellen, und demselben nach ertheilter 
Pratioa seine Dienste anzubieten, sowie diejenigen Auskünfte 
zu ertheilen, welche in Bezug auf Vertäuung des Schiffes 
und in hafenpolizeilicher Beziehung dem Commandanten des 
fremden Kriegsschiffes zu wissen nothwendig sind. 

§. 6- Das Constituts-Formularehat nachstehende Daten zu 
enthalten : Flagge , Gattung , Name , Mannschaftsstand und 
Kanonenzahl des Schiffes, Grad und Name des Comman- 
danten, Abfahrtsort, Dauer der Fahrt, Dauer des beabsich- 
tigten Aufenthaltes, ob imd welche Passagiere sich an Bord 
befinden, Gesundheitszustand der Bemannung. 

§. 7. Von diesem Constitute ist sowohl die höchste poK- 
tische, als auch Armee- und Marine-Behörde des Ortes von 
Seite des constituirenden Hafenamtes in Kenntniss zu setzen. 

§. 8.1n den k. k. Häfen, wo Befestigungen bestehen, hat 
die k.k. Flagge auf dem Hauptwerke von 8 Uhr Morgens bis 
zum Sonnenuntergänge gehisst zu sein, und wäre dieses bei 
Annäherung eines Kriegsschiffes nicht der Fall, und die 
Tageshelle zur Wahrnehmung der National-Flagge ausrei- 
chend, so ist dieselbe allsogleich zu hissen und bis zur 
Ankunft des einlaufenden Schiffes oder Einbruch der Nacht 
gehisst zu halten. 

§. 9. Sollte ein auf Kanonenschussweite angekommenes 
Kriegsschiff seine Flagge nicht hissen, so hat das nächst 
gelegene Werk einen blinden Kanonenschuss , nach zwei 
Minuten einen scharfen Schuss vor den Bug des Schiffes als 
Warnung abzufeuern , und soUte auch diesem binnen drei 
Minuten eine Folge nicht gegeben worden sein, so ist scharf 
auf das betreffende Schiff zu feuern. 

§. 10. Fremden Kriegsschiffen ist es nicht gestattet, 
Lothungen mit Booten und Aufnahmen in jenen Gewässern 
vorzunehmen, welche im Schussbereiche eines österreichi- 
schen befestigten Werkes liegen. 

Sollte ein fremdes Kriegsschiff eine solche Operation 
vornehmen, so ist dem betreffenden k. k. Stationscomman- 
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danten unver weilt die Anzeige zu erstatten und dieser hat 
den Commandanten jenes Schiffes durch einen seiner Officiere 
zu ersuchen, die begonnenen Arbeiten allsogleich einzustellen, 
widrigenfalls er mit Waffengewalt daran zu verhindern wäre, 
welchem Acte ein dem betreffenden Commandanten einzu- 
händigender schriftlicher Protest voranzugehen hätte. 

In Plätzen, deren Vertheidigungsmittel ungenügend 
sind, um die Befolgung der bestehenden Gesetze von einem 
fremden Schiffe zu erzwingen, ist sich auf den blossen Protest 
zu beschränken, unverzüglich aber an die vorgesetzte Behörde 
die Meldung zu erstatten. 

§.11. Im Schussbereiche eines befestigten Hafens sind 
Schiessübungen Seitens fremder Kriegsschiffe nicht gestattet, 
und auch in anderen Häfen erst nach gepflogenem Einver- 
nehmen mit der politischen Behörde. 

§.12. Mit Ausnahme höherer Unterofficiere, denen das 
Tragen des Seitengewehres für gewöhnlich gestattet wird, 
hat die Mannschaft eines fremden Kriegsschiffes stets unbe^ 
waffnet das Land zu betreten. 

§. 13. Sollte ein fremdes Kriegsschiff wegen vorzuneh- 
mender Reparaturen, oder aus anderen Gründen sich in das 
Innere eines Hafens vertäuen müssen, wo wegen der Nähe von 
andern Schiffen oder Häusern gegen Feuersgefahr Vorsichts- 
massregeln nothwendig wären , so hat dasselbe seine Muni- 
tion und adjustirten Hohlgeschosse vorher auszuschiffen, und 
an einem im Einvernehmen mit der politischen Behörde zu 
bestimmenden sicheren Orte unterzubringen. 

§. 14. Auf die übliche Begrüssung eines angekommenen 
fremden Kriegsschiffes, welche unter gleichzeitigem Aufhissen 
der österreichischen Flagge am Grosstopp in einer Salve von 
einundzwanzig Kanonenschuss zu bestehen hat, hat der 
Gegengruss Seitens der k. k. Befestigungen unverweilt durch 
eine gleiche Anzahl Kanonenschüsse geleistet zu werden. 

§. 15. In österreichischen Häfen ist es nicht gestattet, dass 
zwei oder mehrere Schiffe fremder Nationen thätliche Feind- 
seligkeiten gegeneinander unternehmen, und diejenigen, 
welche zuerst den Frieden brechen, sind nach vorhergegan- 
gen em und fruchtlos gebliebenem schriftlichen Proteste wie 
feindliche Schiffe zu behandeln. 



244 Anhang B. Zulus fremder Kriegsschiffe. 

§.16. In Kriegshäfen können fremde Kriegsschiffe eben- 
falls einlaufen, jedoch hat sich ihr Aufenthalt bloss auf den 
Zeitraum zu beschränken, welcher zur Deckung ihrer 
etwaigen Bedürfnisse erforderlich ist. 

In einem solchen Falle ist der Festungs-Commandant 
verpflichtet, dem fremden Schiffe jede thunliche Unterstützung 
angedeihen zu lassen. 

§.17. Als Kriegshäfen sind erklärt: 

a) Der Hafen Pola mit den nebenliegenden Ankerplätzen 
vom Cap Promontore bis zur nördlichen Spitze der 
brionischen Inseln. 

b) Die Insel Lissa mit allen ihren Buchten. 

c) Der Hafen von Cattaro innerhalb der Linie, welche Punta 
d'Ostro mit der Punta Xanizza oder d' Arsa verbindet. 

§.18. In Pola dürfen fremde Kriegsschiffe nur ausser-^ 
halb der Hafen-Insel S. Pietro ankern. 

§. 19. Wäre die Aufnahme des fremden Schiffes in eines 
der k. k. See-Arsenale nothwendig, so hat der Arsenals-Com- 
mandant das bezügliche Ansuchen des fremden Commandanten 
der vorgesetzten Central-Stelle zur Entscheidung zu melden, 
und nach erfolgter Genehmigung die Aufnahme jenes Schiffes 
ins k. k. Arsenal zu veranlassen , und zwar unter denselben 
Vorsichtsmassregeln, wie für k. k. Schiffe. 

Es wird daher nicht nur sämmthche feuergefährliche 
Munition und die Mannschaft auszuschiffen sein, sondern das 
Schiff selbst steht während seiner Anwesenheit im Arsenale 
unter der Oberaufsicht des Arsenals-Commandanten. 

§. 20. Diejenigen Vorschriften, welche für die übrigen 
österreichischen Häfen oben in den §§. 4, 5, 6, 7, 8, 9, 10, 
11, 12, 13 und 14 angeführt wurden, sind selbstverständlich 
auch für Kriegshäfen giltig. 



^ 
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Organisation des Hafen- und See -Sanitätsdienstes 
im österreichisch - illyrischen Und dalmatinischen 

Küstengebiete. 



Hauptstock I. 

Von der Leitung des Hafen- und See-Sanitätsdienstes. 



Ton der Seebehörde. 

§. 1, (Eigene Amtswirksamkeit.) Der Gesammt- 
Wirkungskreis der Seebehörde ist in dey A. h. Entschliessung 
vom 30. Jänner 1850 vorgezeichnet, mit welcher deren 
Gründung als Reichsbehörde angeordnet wurde. In Folge 
der Trennung der Hafen- und See-Sanitätsverwaltung der 
österreichischen Küste von jener der ungarisch-croatischen 
Küste wurden zwei Seebehörden , die eine in Triest , die 
andere in Fiume, beide mit gleichem Wirkungskreise 
eingesetzt. Zum Wirkungskreise der k. k. Seebehörde 
gehört insbesondere die Leitung und Ueberwachung des 
Hafen-Dienstes, insoferne derselbe unmittelbar die Bedürf- 
nisse der Seeschiflffahrt, die Ausübung derselben und die 
Rechte und Pflichten der Seefahrer als solche betrifft, — 
sowie ' die Regelung und Beaufsichtigung des See-Sanitäts- 
dienstes in allen seinen Beziehungen; — fenner die Erfor- 
schung undBeurtheilung der Bedürfnisse jener beiden Dienst- 
zweige und der Maassregeln zu ihrer gedeihlichen, den jetzi- 
gen Anforderungen entsprechenden Ausbildung, — endlich 
die Durchführung dieser Maassregeln und aller jene Verwal- 
tungszweige betreffenden Vorschriften und Vorkehrungen. 

§. 2. Der Dienstbereich der Seebehörde in hafen- und 
öanitätsämtlichen Angelegenheiten fasst folglich in sich : 

10 
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a) Die Beaufsichtigung des See-Schiffbaues , die Einfluss- 
nahme auf dessen gedeihliche Fortbildung, die Hand- 
habung der Aichungsvorschriften und die Bestellung 
geeigneter Schiffs-Baumeister; 

h) die leitende Fürsorge zur Herstellung, Verbesserung 
und Instandhaltung aller Anstalten, welche als materielle 
Erfordernisse, Schutz- oder Förderungsmittel zum See- 
Schifffahrtsbetriebe dienen, oder zum See-Sani täts- und 
Contumazdienste bestimmt sind; 

c) die Ertheilung der See-Schifffahrtsbefugnisse, die Ueber- 
wachung der nautischen Schulen und die Verleihung 
eines bestimmten Grades in der Handelsmarine ; 

d) die Einflussnahme auf diejenigen Belange der See- 
fischerei, welche den Betrieb derselben mit See-Schiff- 
fahrtsmitteln betreffen ; 

e) die Handhabung und Ueberwachung aller Gesetze und 
Vorschriften mit Einschluss der Hafenpolizei- Verord- 
nungen, welche unmittelbar die Bedürfnisse der See- 
schiflffahrt, die Ausübung derselben und die Rechte und 
Pflichten der Seefahrer als solche betreffen, — sowie 
der See-Sanitäts- und Contumazvorschriften; 

f) die Entscheidung über die Anwendung der suh e) bezeich- 
neten Gesetze und Vorschriften auf zweifelhafte Fälle, 
insoweit damit an dem grundsätzlichen Principe nichts 
geändert wird; 

g) die Straffälle in zweiter Instanz wegen Vergehen gegen 
die oborwähnten Gesetze und Vorschriften (e)^ inso- 
fern sie nicht zugleich solche Gesetzesübertretungen in 
sich schliessen, welche zur Competenz anderer Behörden 
gehören; 

h) die Evidenthaltung des Personales der Handelsmarine 
und die Verwaltunof der Marine-Ünterstützurio^sfonde : 

i) Anträge auf Belobungen oder Anerkennungen, sowie 
Belohnungen und andere Aufmunterungen für ausge- 
zeichnete oder einer besonderen Berücksichtigung wür- 
dige Handlungen der Rheder und Seefahrer und anderer 
Personen , welche sich um die Handelsmarine verdient 
gemacht, wie auch solcher, welche im See-Sanitäts- 
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dienste Ausgezeichnetes geleistet haben, daher in der 
ersteren Beziehung auchi die Verhandlungen wegen Ver- 
leihung der Ehrenflagge an verdiente Capitäne der 
Handelsmarine ; 

k) die Personal- und Disciplinar-Angelegenheiten sämmt- 
licher für den Hafen-, Sanitäts- und Contumazdienst 
bestimmten Aemter und Organe, die Prüfung und Be- 
fähigung der Dienstwörber bei denselben, die üeber- 
wachung ihrer Amtsverrichtungen mit besonderer Be- 
dachtnahme auf die ihnen übertragenen Geldgeschäfte, 
ferner die Verwaltung und Verrechnung aller Einnah- 
men undx\usgaben des Hafen- und See-Sanitätsdienstes; 

l) die Einholung, Verbreitung und Benützung der empfan- 
genen für die nationale Seeschififahrt und für das See- 
Sanitätswesen wichtigen ^Nachrichten , sowie derjenigen 
Anordnungen in fremden Staaten, welche in einer der 
erwähnten beiden Beziehungen vonEinfluss sein können, 
daher auch der Geschäftsverkehr mit den nationalen 
Consularämtern in See-Sanitäts-Angelegenheiten , insbe- 
sondere über den Gesundheitszustand im Auslande; 

m) die Prüfung der Einrichtungen, gesetzlichen Bestim- 
mungen und Vorschriften in See-Schifffahrtssachen, so- 
wie imSee-Sanitäts- und Contumazwesen mitEinschluss 
der jeweiligen Feststellung der Quarantaine-Fristen, — 
die Vorsorge für Abstellung der Mängel, Ausfüllung 
der Lücken oder sonstige Verbesserungen und Abände- 
rungen in denselben, entweder durch Verfügungen inner- 
halb der Grenzen der eigenen Amtsbefugnisse * oder 
durch Erstattung von Gutachten und V^orschlägen ; 

n) die Einholung und geeignete Benützung aller von den 
Organen der Hafen- und See-Sanitätsverwaltung zu 
liefel-nden periodischen Nachweisungen und Notizen 
über den Stand , die Bewegung und den Verkehr der 
nationalen, sowie über Bewegung und Verkehr der 
fremden Handelsfahrzeuge, und über die Ergebnisse 
des inländischen Schiffbaues, endlich die Vorsorge für 
die Zusammenstellung jener periodischen Nachweisun- 
gen Behufs ihres weiteren Gebrauches. 
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§. 3. Die Art und Weise, wie die Seebehörde diese Auf- 
gaben durch zufüliren hat, wird durcli ihre Dienst-Instruction 
vom Handelsministerium festgestellt, welchem es auch über- 
lassen bleibt, die in Bezug auf diese Durchführung bereite 
erlassenen Bestimmungen nach Bedarf abzuändern. 



Hauptstock II. 

Von den Hafen- und See-Sanitats-Anstalten. 



Abschnitt L 
y«ii den Hafen- vnd See-Sanit&ts-Anstalten im Allffemeinen. 

§. 4. (Allgemeine Amtswirksamkeit.) Der spe- 
cielle Dienstbereich jeder einzelnen Kategorie von Aemtern 
und Organen der Hafen- und See-Sanitätsverwaltung wird 
in den nachfolgenden Abschnitten II — V festgesetzt. Als 
allgemein gesetzliche und Die^nstesnorm gelten im Hafen- 
und See-Sanitätsdienste für die unten bezeichneten 
Aemter und Organe: das politische Navigationsedict, das 
allgemeine Reglement für die Sanitätsverwaltung, die bezüg- 
lichen Nachtrags Verordnungen, vorbehaltlich der künftig an 
deren Stelle tretenden Gesetze und Verordnungen. 

l)ie Art und Weise der Ausübung des Dienstes soll fiir 
jede der in den Abschnitten II — V angeführten Cathegorien 
durch besondere Instructionen geregelt werden. 

Wo Gefahr auf dem Verzuge ist, kann übrigens jedes 
Amt oder Organ der Hafen- und See-Sanitätsverwaltung in 
dem ihm zugewiesenen Gebiete die augenblicklich nothwen- 
digen ausserordentlichen Vorkehrungen im Sinne der beste- 
henden gesetzlichen Vorschriften unter eigener Verantwort- 
lichkeit treffen , es liegt ihm jedoch die Verpflichtung ob, in 
einem solchen Falle und bei Seeunfällen oder anderen drin- 
genden Vorkommnissen, ausser dem unmittelbar vorgesetzten 
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-Amte auch die k. k. Seebehörde und, wo es nöthig ist, auch 
die bezügliche politische Behörde in die Kenntniss des Vor- 
falles und der getroffenen Verfügungen zu setzen. 

§. 5, Jedes Amt oder Organ der Hafen- und See-Sanitäts- 
verwaltung ohne Unterschied ist verpflichtet, allen Schiffen, 
welche an der Küste sich in Gefahr befinden , gleichviel mit 
welchem Sanitätspasse sie versehen sind, das Einlaufen in 
•den eigenen oder in den nächsten Hafen zu gestatten, sie 
während 'ihres Aufenthaltes in demselben vorschriftmässig zu 
überwachen, und erst nach vorübergegangener Gefahr an 
ihren Bestimmungsort zu verweisen. 

Jedes der erwähnten Aemter und Organe ist ferner 
befugt, den mit freien oder unfreien Sanitätspässen (patente 
libera oder non libera) in den ihrer Aufsicht überwiesenen 
Häfen einlaufenden Fahrzeugen, auch wenn sie nicht zum 
freien Verkehre zugelassen werden können oder wollen, 
•unter gehöriger Aufsicht Lebensmittel, Heilmittel, Briefe etc. 
verabfolgen zu lassen, die Einschiffung von Matrosen oder 
Lootsen zur Fortsetzung der Reise, sowie jene der Familien 
•der Capitäne etc. zu gestatten, ehe das Schiff zur Abreise 
nach dem Hafen seiner Bestimmung verhalten wird. 

§. 6. (Eintheilung der Anstalten.) Die Hafen- 
und See-Sanitäts- Anstalten, deren sich die Seebehörde zur 
Durchführung der im §. 2 bezeichneten Aufgaben bedient^ 
theilen sich in: 

a) Hafen- und See-Sanitäts-Capitanate, 
h) Hafen- und See-Sanitäts-Deputationen, 
c) Hafen- und See-Sanitäts-Agentien, 
4) Hafen- und See-Sahitäts-Exposituren, 
e) See-Lazarethe. 

§. 7. (Bezirke und Unterbezirke.) Die österrei- 
chische Seeküste mit den dazu gehörigen Inseln wird in 
hafen- und sanitätsämtlicher Beziehung in Bezirke eingetheilt, 
und jeder derselben zerfällt in eine angemessene Zahl von 
Unterbezirken. ^ 

Die Feststellung der Gränzen der Hafen-Unterbezirke 
bleibt dem Händelsministerium überlassen, es ist jedoch 
dabei nach Möglichkeit auf Uebereinstimmung mit der poli- 
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tischen Eintheilung Bedacht zu nehmen. Wo es unbeschadet 
dieser Rücksicht geschehen kann, sollen die Küstenstrecken 
und Inseln so abgegrenzt werden, wie es die örtliche Lage^ 
die Gestaltung des Ufers oder die schnellere und leichtere 
Zuffänfflichkeit erfordern. 

Diese letzteren Umstände haben auch dort zu entschei- 
den, wo es sich um eine weitere Abtheilung der Unterbezirke 
(als Dienstbereich der Exposituren, §. 20) handelt. 

§.8. (Aufstellungsorte derAomter und Organe.) 
Jeder Hafenbezirk bildet den Bereich der Amts Wirksamkeit 
eines Hafen- und See-Sanitäts-Capitanates und jeder Unter- 
bezirk den Bereich der Amtswirksamkeit einer Hafen- und 
See-Sanitäts-Deputation, welche die Bezeichnung „Agentie* 
führen wird , wenn der Hafen- und See-Sanitätsdienst einem 
Zollamte übertragen ist. Das Capitanat wird jederzeit in dem 
wichtigsten Hafen des ganzen Hafenbezirkes, die Depu-^ 
tationen utidAgentien in den bedeutendsten Orten des Unter- 
bezirkes aufgestellt werden. 

In dem Unterbezirke, in dem sich ein Capitanat befindet, 
wird keine Deputation oder Agentie aufgestellt, sondern 
deren Verrichtungen dem Capitanate selbst übertragen. 

Die See-Exposituren kommen an jene Punkte von gerin^ 
gerer Wichtigkeit zu stehen , an welchen das Anlaufen von 
Schiffen en reläcke und der locale Seehandel die Anwesenheit 
eines. Organes erheischt. 

Die Standpunkte der Lazarethe richten sich nach dem 
Bedürfnisse des Handelsverkehres. 

Die Aufstellungsorte der obenerwähnten Aemter und 
Organe sind aus der anliegenden Tabelle Seite 151 ersichtlich. 
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Tabelle 

«■thaltend die AifstellHssarte der lafen- ud See-Saaitits-erfsie !■ 
SsterreicUgeh-illyrigeheB m»i dalaatiniseh^B ilstenfeMete. 



1 

a) österreichisch-illyrisohes Küstengebiet 


I. 

Hafen- 

Capitanate 


IL 

Depu- 
tationen 


III. 

Agentien 


IV. 

Exposituren 


V. 

See-La- 
zarethe 


Trieste 


Capodittria, 
Pirano 


Duino, Monfalcone, 
Orado, Portobuso 


Senrola, Maggia, Isola, 
Portorose 


Yalle San 

Bartolomeo 

bei 

Maggia 


Rovig^no 


Umago, Val- 

ditorre, 

Parelizo 




Cittanuova, Orsera, 
Lerne 


Pola 


Volosca 




Fasana, Medolino, Car- 

nizza, Traghetto, Porto- 

Rabaz, Fianona, Mo- 

schienizze, Ika 


Lussinpic- 
colo 


Cherso, 
Veglia 


«1 


Faresina, Ustrine, Os- 
sero, Oastelmuschio, 

Halinsca, Cllmno, Yer- 
benico, Bescanuova, 

Ponte, Unie, Sansego, 

Lussingrande, Cigale, 

S. Pietro dei Nembi 


b) dalmatinisohes Küstengebiet 


Zara 


Sebenico 


Növaglift, Pago, Selve, 

Melada, Nona, Noyegradi, 

ObbroTazzo, Säle, 

Zaravecchia, Stretto di 

Morter, Vodizze, Zlarin, 

Rogosnizza 


Arbe, Ulbo^ S. Nicol6 

di Morter, Capocesto, 

Zapnntello 


• 

Megline, 
mit dem 
Hafen- 
Capitanat 
vereinigt 


Spalato 


Trau, 

S. Pietro 

della Brazza, 

Lissa, Lesina, 

CittaTecchia, 

Macareca 

• 


Castelvittare, Solta- 

Carober, S. Giovanni 

della Brasza, Postire, 

Pocischie, S. Martino 

della Brazza, Bol, Milni, 

BoYOYisehie (Baboro- 

vischU), Gelsa, 

S. Giorgio, Dervenik, 

Port'Opne 


Olivetto, Comisa, 
Almissa 


Ragusa 


Cnrzola, 
Gravoea 


Vallegraade, Lagosta, 
Rosario (Cuciste), 

Trappano, Tarstenik, 

Meleda, Gioppana, 

Slavo 


Berna, Stagnogrande, 

Calamotta, Ragnsa- 

Tecchia*) 


Megline 


Budoa 







•) Einer neueren Verordnung zu Folge auch Kiek. 
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Die Bestimmung der Orte, wo die Hafen- und See- 
Sanitäts-Agentien , sowie die See-Exposituren aufgestellt 
werden sollen, wird dem Handelsministerium überlassen, 
welchem auch jene Aenderungen in der Aufstellung der 
Aemter überhaupt und demzufolge in der Abgränzung der 
Bezirke (§. 7) zustehen, deren Noth wendigkeit sich allenfalls 
in der Folge durch die Zunahme der Handels- und Schifi- 
fährtsbewegung und durch das hieraus entstehende Bedürfniss 
der Errichtung neuer Hafen- und See-Sanitätsämter heraus- 
stellen kann. 

Bei solchen späteren Aenderungen, sowie bei der ersten 
Aufstellung der Agentien wird übrigens das Handelsministe- 
rium auf die den zollamtlichen Verhältnissen gebührenden 
Rücksichten Bedacht zu nehmen, und desshalb im Einver- 
ständnisse mit dem Finanzministerium vorzugehen haben. 

§. 9. Nach beendeter Aufstellung der Hafen- und Sani- 
täts^Organe, sowie bei eintretenden wichtigen Aenderungen 
in denselben, ist ein Verzeichniss dieser Organe mit Andeu- 
tung der jeder einzelnen Categorie' in Bezug auf die An- 
nahme von Fahrzeugen eingeräumten Befugnisse, und der 
Gränzen ihres Dienstbereiches vom Handelsministerium 
öffentlich kundzumachen , und diesem Verzeichnisse auch in 
Auslande die geeignete Veröffentlichung zu verschaffen, 
damit jeder Seefahrer wisse, in welchen, österreichischen 
Häfen die Zulassung zum Verkehre unter Beobachtung der 
gesetzlichen Bestimmungen gestattet ist. 

§. 10. (Unterordnung und üeberwachung.) Das 
Verhältniss der Unterordnung der Hafen- und See-Sanitäts- 
Aemter und Organe in den Beziehungen jedes einzelnen 
dieser beiden Dienstzweige ist in den nachfolgenden Ab- 
schnitten n — V festgesetzt. 

Ueber den vorschriftmässigen Geschäftsgang bei den 
unterstehenden Dienstorganen vergewissert sich das vorge- 
setzte Amt oder Organ durch die Einsicht der Geschäfts- 
protocoUe und Register, nach Umstanden und namentlich 
bei wichtigen Vorkommnissen auch mit persönlicher Dazwi- 
schenkunft. 
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Abschnitt IL 
T«ii des Hafen- and See-Sanitäts-Capitanaten. 

§. 11. (Am ts Wirksamkeit.) Im Hafendienste umfasst 
die Amts Wirksamkeit der Hafen- und See-Sanitäts-Capi- 
tanate : 

<zj den gesammten See- und Hafenpolizeidienst mit Ein- 
schluss der Geschäfte des Marine-Pensionsfondes im 
•eigenen Standorte, auf der Grundlage der jetzt bestehen- 
den oder künftig Geltung erhaltenden Vorschriften; 
ferner das Erkenntniss in erster Instanz bei vorkom- 
menden üebertretungen jener Vorschriften ; 

S) die Ausübung der nämlichen Dienstes Verrichtungen für 
die übrigen innerhalb des eigenen Unterbezirkes gele- 
genen Häfen und die Leitung undUeberwachung der den 
Deputationen, Agentienund Exposituren in den ünter- 
bezirken anvertrautei;i gleichen Dienstesverrichtungen; 

c) die Ueberwachung sämmtlicher Organe des Hafen- und 
See-Sanitätsdienstes des eigenen Bezirkes in Personal- 
und Disciplinar-Angelegenbeiten, mit Einschluss der 
Leuchtthurm Wächter ; . 

d) die Einhebung und Abfuhr der Hafen- und Sanitäts- 
gebühren von den im eigenen Unterbezirke ankommen- 
den Schiffen, daher auch die Ueberwachung der Depu- 
tationen, Agentien und anderer Organe des ganzen 
Bezirkes in den Geschäften, welche sich auf Einhebung 
und Abfuhr der genannten Gebühren beziehen; 

e) die Sammlung der Daten und die Zusammenstellung 
der Nachweisungen über Stand, Verkehr und Bewe- 
gung der Handelsmarine, sowie der übrigen statistischen 
und sonstigen periodischen Eingaben für den ganzen 
Bezirk; 

f) die Erstattung aller jener Vorschläge und Gutachten, 
7U welchen sie auch ohne vorausgegangene Aufforderung 
der Oberbehörde zur Ausbildung der see- und hafen- 
polizeilichen Gesetze , oder zur Verbesserung des aus- 
übenden Dienstes und zur Vervollkommnung der An- 
stalten sich veranlasst finden; 
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g) die Besorgung jener Geschäfte, welche auf Grund 
besonderer Vorschriften denselben anvertraut sind oder 
in Zukunft sollten zugewiesen werden. 

§. 12. Im See-Sanitätsdienste umfasst die Amtwirksam- 
keit der Hafen- und See-Sanitäts-Capitanate : 

a) die üeberwachung der Küstenstrecke des Unterbezirkes» 
in welchem das Amt seinen Sitz hat, theils mittelst des 
im Qrte selbst befindlichen eigenen Dienstpersonales^ 
theile mittelst der an geeigneten Punkten aufgestellten 
Lootsen- Wächter (Exposituren) ; 

h) die Beaufsichtigung der Deputationen, Agentien und 
Exposituren des eigenen Bezirkes in ihren sanitätsämt- 
liehen Dienst Verrichtungen ; 

c) die geeignete Behandlung der in dem eigenen. Hafen 
mit freiem Sanitätspasse (patente libera) einlaufenden 
Schiffe; 

d) die sanitätsämtliche üeberwachung und Behandlung 
der im nämlichen Hafen mit reinem Sanitätspasse 
(patente nettaj ankommenden Fahrzeuge, vorausgesetzt, 
dass sie nach dem bestehenden Contumaz-Regulativ 
nicht zul* Ausladung von Waaren verpflichtet sind, und 
wenn nicht im nämlichen Orte ein Lazareth besteht, 
weil in diesem Falle die Fahrzeuge dorthin gewiesen 
werden müssten; 

e) die Ausstellung oder Attergirung der Sanitätspässe für 
alle aus den Häfen des eigenen Bezirkes absegelnden 
Fahrzeuge ; 

fj die Erstattung von Vorschlägen zur gedeihlichen Aus- 
bildung der See-Sanitätsgesetze und der für diesen 
Verwaltungszweig bestimmten Anstalten und Dientein- 
richtungen ; 

ff) die Mitwirkung zur allgemeinen Aufrechthaltung der 
See-Sanitätsvorschriften und das Erkenntnies in erster 
Instanz bei Vergehen gegen dieselben , welche im Be- 
reiche des Unterbezirkes , in dem das Amt seinen Sitz 
hat, vorkommen; 

h) die Besorgung jener Geschäfte, welche auf Grund beson- 
derer Vorschriften denselben anvertraut sind oder in 
Zukunft sollten zugewiesen werden. 
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§. 13. Durch eine eigene Dienstinstruetion werden die 
verschiedenen Obliegenheiten der Aemter sowohl in Hafen- 
ais See - Sanitäts- Angelegenheiten eingehend festgesetzt 
werden. 

§. 14. (Unterordnung.) Die Hafen- und See-Sanitäts- 
Capitanate unterstehen für beide Dienstzweige unmittelbar 
der k. k. Seebehörde. 

§. 15. Das Personal der Hafen- »und See-Sanitäts-Capi- 
tanate besteht aus dem Hafencapitän und aus der für die 
Besorgung der Amtsgeschäfte je nach den einzelnen Orten 
erforderlichen Anzahl von Beamten (Adjuncten, Officials). 
Sie erhalten übrigens einen oder mehrere Practikanten und 
die erforderliche Anzahl von Lootsen- Wächtern und Lootsen. 

Wo die grössere Ausdehnung des Dienstes es nöthig^ 
macht, soll dem Capitän für den technischen Theil der Amts^ 
Verrichtungen ein Hafenlieutenant beigegeben, und zur Lei- 
tung der Hafenlootsen die Aufstellung von Bootsmännern 
bewilliget werden. Auch kann , wenn die Dienstverhältnisse 
es erfordern, die Bestellung von einem oder zwei Amtsdienem 
stattfinden. 

Der ärztliche Dienst bei den Hafen- und See-Sanitäts- 
Capitanaten wird, woferne sich in demselben Orte nicht ein 
Lazarethsarzt befindet, dem dann derselbe obliegt, von dem 
Bezirksarzte und sollte ein solcher nicht vorhanden sein^ 
von einem anderen Arzte des Ortes gegen eine angemessene 
Remuneration oder eine andere den Verhältnissen entspre- 
chende Entschädigung, versehen werden. 



Abschnitt HI. 
T«ii den läfen- und See-SanitAts-Depiitationeii und igentien. 

§. 16. (Amtswirksamkeit.) Die Amts Wirksamkeit 
der Hafen- und See-Sanitäts-Deputationen und Agentien 
sowohl in Hafen- als in Sanitäts-Angelegenheiten sind 
dieselben, wie jene der Capitanate, mit Ausnahme der Per- 
sonal- und Disciplinar- Angelegenheiten und werden in der 
bezüglichen Dienstinstruetion des Näheren erörtert. 
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§.17. (Unterordnung.) Die Hafen- und See-Sanitäts- 
Deputationen und Agentien unterstehen fiir beide Dieust- 
zweige dem Capitanate, in dessem Bezirke sie sich befinden. 

§. 18. (Personalstand.) Das Personale der Hafen- 
und See-Sanitäts-Deputationen besteht aus einem Deputirten 
und je nach dem Erfordernisse des Dienstes aus einem Offi- 
cial, einem Lootsen-Wächter und aus einem oder zwei 
Lootsen. 

Bei den Hafen- und See-Sanitäts-Agentien werden die 
Geschäfte des Deputirten von dem Zolleinnehmer und jene 
der Lootsen-Wächter von einem Finanzwächter versehen. 

Die ärztlichen Verrichtungen werden bei den Hafeh- 
und See-Sanitäts-Deputationen vom Bezirksarzte besorgt, 
wenn im Orte selbst ein solcher sich befindet; im Ermang- 
kmgsfalle werden jene Verrichtungen einem anderen geeig- 
neten Arzte des Ortes gegen eine angemessene Remuneration 
oder eine andere den Verhältnissen entsprechende Entschädi- 
gung übertragen. 



Abschnitt IV. 
Yon den lafea- and See-Sanitäts-ExposUnren. 

§. 19. Sowohl im Hafen- als See-Sanitätsdienste liegt 
den Hafen- und See-Sanitäts-Exposituren als stätige Dienst- 
verpflichtung die Ueberwaehung des ihrfer Aufsicht zuge- 
wiesenen Theiles der KUstenstrecke ob, zugleich mit der 
Wahrnehmung jener Geschäfte, welche dieselben im Inter- 
esse der Sehifffahrt' an Ort und Stelle selbst zu versehen 
haben. 

Diese Geschäfte sind ausführlich in der Dienstiustruction 
enthalten. 

§. 20. (Unterordnung.) Die Hafen- und See-Sanitäts- 
Exposituren gehören unmittelbar zu den Capitanaten, Depu- 
tationen oder Agentien, in deren Unterbezirke sie gelegen 
sind, und bilden einen Theil des eigenen Personalstandes 
derselben, weshalb sie mittelst dieser sowohl im Hafen- als 
im See-Sanitätsdienste in jenes Verhältniss der Unterord- 



Anhang B* Hufen- und SanitStsdienst. ]^&7^ 

nung treten, welches für die erwähnten Aemter und Organe 
selbst in den vorstehenden Paragraphen festgestellt wor-. 
den ist. 

Für den ordnungs massigen Geschäftsgang bei den Ex- 
posituren sind auch jene Aemter und Organe verantwortlich,, 
denen dieselben angehören. ' 

§.21. (Personalstand.) Jede Hafen- und See-Sani- 
täts-Expositur hat nur einen Lootsen- Wächter. 

In Betreff der etwaigen Verrichtung, von ärztlichen 
Obliegenheiten gelten die bezüglichen Bestimmutigen des. 
§.18. 



Abschnitt V. 
y%n den See*laiarethe]i. 

« 

§. 22. (Amts Wirksamkeit.) Im Hafendienste steht 
den See-Lazarethen in der Regel keine selbststäijdige Amts- 
wirksamkeit zu, sondern es sollen die bezüglichen Verrieb-' 
tungen von demCapitanate, von der Deputation oder Agentie 
ausgeübt werden, welches oder welche mit dem Lazarethe 
im nämlichen Hafen sich befindet. Nur wo keines der 
erwähnten Organe, Wohl aber ein See-Lazareth besteht, 
können und sollen diesem die im §. 16 bezeichneten Rec^hte 
und Verpflichtungen im Hafendienste gleich den Deputa- 
tionen und Agentien übertragen und soll der Anstalt die^ 
Benennung: „See-Lazareth und Hafen-Deputation" gegeben 
werden. 

§. 23. Im See-Sanitätsdienste besteht die Aufgabe der 
See-Lazarethe vorzugsweise in der sanitätsämtlichen Beob- 
achtungderaus seuohenverdächtigen Ländern ankommenden 
Personen , und in der contumazmässigen Reinigung der aus 
solchen Ländern einlangenden Waaren, Effecten und Thiere. 
Es erstreckt sich daher die Amtswirksamkeit der Lazarethe 
nicht gleich jener der übrigen Organe der See-Sanitätsver- 
waltung über eine gewisse Küstenstrecke, sondern es igt 
dieselbe auf den Bereich der Anstalt selbst beschränkt. Dabei, 
liegt es den Lazarethen ob: 
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a) Fiir die Aufrechthaltung der See-Sanitätsvorschriften 
im Bereiche der Anstalt Sorge zu tragen, und in üeber- 
tretungsfällen das Erkenntniss in erster Instanz zu 
schöpfen. 

b) Alle jene Vorschläge zu erstatten, welche zur gedeih- 
, liehen Ausbildung der See-Sanitätsgesetze oder zur 

Verbesserung des materiellen Zustandes und der Dienst- 
einrichtungen der Anstalt förderlich sein können. 

c) Die Ausmittlung und Zurechnung der Aerarial-See- 
Sanitätsgebühren zu besorgen. 

§. 24. (Auf8tellungsT)rte.) Für das österreichische 
Küstengebiet gibt es zwei Lazarethe: in Triest und Megline. 

In diesen Lazarethen sollen verdächtige Fahrzeuge 
jeder Gattung — auch solche mit erschwert unreinem Ge- 
sundheitspasse (patente hrutta aggravata) nicht ausgenom- 
men — zur Bestellung der Contumaz oder Reserve zugelassen 
werden. 

§. 25. Weni\ einem See-Lazarethe die Hafengeschäfte 
übertragen sind (§• 22), so untersteht dasselbe im Hafen- 
dienste dem Capitanate, in dessem Bezirke es gelegen ist. 

Im See-Sanitätsdienste unterstehen die See-Lazarethe 
unmittelbar der k. k. Seebehörde. 

§. 26. Die See-Lazarethe haben folgendes Personal: 
einen Director. 
einen Official, 

einen Arzt, der zugleich auch Chirurg sein muss, 
einen Caplan, 

4 Lootsen Wächter, die erforderliche Anzahl von eventuellen 
Wächtern, die erforderliche Anzahl von Reinigungadienern. 



Abschnitt VI. 

Ton dm Beiiehaageii der lafen- and See-SanitAts-instaltea in aaderea 

Behördea. 

§. 27. (Zu den politischen Verwaltungs-Orga- 
nen.) In allen die Bedürfnisse der SeeschiflEfahrt, die Aus- 
übung derselben und die Rechte und Pflichten der Seefahrer 
als solche betreffenden Beziehungen des Hafendienstes sind 
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die im §. 6 bezeichneten Aemter und Organe von dem bis- 
herigen Einfliftse der politischen Behörden oder der Gemein- 
den unabhängig, indem sie in diesen Belangen ausschliesslich 
der Seebehörde unterstehen. 

Dadurch soll jedoch der ämtliche Einfluss, welcher den 
Leitern der politischen Verwaltung in den einzelnen Kron- 
ländern rücksichtlich der in ihren Geschäftskreis gehörigen 
politischen oder polizeilichen Angelegenheiten des Amtsbe- 
reiches auf die hafenämtlichen Anstalten zukommt, nicht 
beeinträchtiget werden, und daher der Grundsatz auch fer- 
nerhin gelten, dass die gedachten Anstalten in Beziehung 
auf alle jene Dienstesgegenstände, die zum Geschäftskreise 
der politischen Verwaltung gehören, deren Weisim'gen nach- 
zukommen, und denselben alle mit der politischen Verwal- 
tung im Zusammenhange stehenden Berichte und Aufklä- 
rungen zu erstatten haben. 

Auch soll jene Unabhängigkeit die gegenseitige Mit- 
wirkung und Unterstützung in allen das Beste des öffent- 
lichen Dienstes bezweckenden Vorkehrungen nicht auflieben 
oder beirren. 

§. 28. Durch die unmittelbare Unterordnung der im 
§. 6 bezeichneten Aemter und Organe unter die Seebehörde 
wird die Einflussnahmeder politischen Verwaltungsorgane 
im See-Sanitätsdienste sich auf die blosse Mitwirkung in 
jenen Fällen beschränken, wo von der Seebehörde selbst 
oder von ihren Unterorganen darum angesucht wird. 

Diese Gestaltung des Abhängigkeitsverhältnisses be- 
dingt übrigens keine Aenderung in der Vepflichtung der 
Organe beider Verwaltungszweige, alle jene Nachrichten 
welche ihrer Natur nach zur Kenntniss beider zu komn^en 
haben, weil sie sowohl von Seite der politischen Behörden 
als der See-Sanitäfsverwaltung Verfügungen erheischen, 
sich wechselseitig auf das Schleunigste mitzutheilen, und 
überhaupt in allen den Schutz der öffentlichen Gesundheit 
bezweckenden oder sonst die gemeinschaftliche Mitwirkung 
in Anspruch nehmenden Vorkehrungen einverständlich vor- 
zugehen, und sich innerhalb der Gränzen der eigenen Amts- 
befugnisse gegenseitig zu unterstützen. 

§. 29. (Zu den Pinanzbehörden.) Die Vereinigung 
der Hafen- und See-Sanitätsgeschäfte mit dem Zolldienste 
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soll Dur dort statthaben, wo die geringe Ausdehnung der 
beiderseitigen Geschäfte die gleichzeitige Besorgung dersel- 
ben durch Einen Beamten oder Diener zulässt.Die Beurthei- 
lung, wo nach dieser Bedingung eine solche Vereinigung^ 
künftig statthaben kann, und wo umgekehrt zu Folge der 
Neugestaltung der Geschäftsverhältnisse die früher verfügte- 
Vereinigung des Sanitäts- und Zolldienstes, wieder aufgelöst- 
werden soll, bleibt dem Handelsministerium überlassen^ 
welches in beiden Beziehungen einverständlich mit den^ 
Finanzministerium vorgehen wird. 

Im Falle der Vereinigung soll übrigens an den oben» 
festgestellten Verhältnissen der Unterordnung des bezüglicheiii 
Organes in allen Belangen des Hafen und See-Sanitats* 
dienstes nichts geändert, auch der disciplinäre Einfluss der 
Seebehörde oder der ihr unterstehenden Zwischenorgane- 
nicht aufgehoben werden. 

Jedenfalls muss auoh dort, wo keine Vereinigung statt- 
findet, zwischen den Hafen- und See-S?tnitäts-Organen einer- 
seits und den Zollbehörden anderseits, die zum Besten des 
Dienstes erforderliche gegenseitige Unterstützung a^ufrecht 
erhalten werden. 



Hauptstock III. 

Von dem Hafen- und See-Sanitäts-Personalei. 



Abschnitt L 
T«ii dem lafea- vnd See-SanitAts-Personale im Allgemeineii. 

§. 30. Das Hafen- und See-Sanitäts-Personale bei- 
steht aus : 

a) Hafen- und See-Sanitäts-Beamten, 

bj Bootsmännern, Lootsenwächtern und Lootsen, 

c) Amtsdienern, 

d) eventuellen Sanitätswächtern und Lazareth-Reinigungs- 
dienern. 
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§. 31. (Rang- und Besoldungs Status.) Rang und 
Gehalt des gesammten stabilen Hafen- und 8ee-Sanitäts-Per- 
sonales werden besonders festgesetzt. 

§. 32. (Ernennung, Besetzungs-Vorschläge etc.) 
Die Anstellung der Hafen- und See-Sanitäts-Beamten, der 
Bootsmänner, Lootsen Wächter , Lootsen und Amtsdiener 
steht der Seebehörde zu, nur jene der Hafen- und See-Sani- 
täts-Capitäne und Directoren der Lazarethe, wie auch aller 
andern Bediensteten, deren Gehalt 1000 fl; übersteigt, ist 
dem Handelsministerium vorbehalten. Die nämliche Gränz- 
linie gilt für das Recht der Versetzung oder Suspension, der 
Pensionirung oder Entlassung des Personales , wobei es je- 
doch der Seebehörde unbenommen bleibt, in augenblicklich 
dringenden Fällen auch über die erwähnten Vorsteher und 
höher besoldeten Beamten die Versetzung oder Suspension 
provisorisch zu verhängen. 

Alle Vorschläge zu Dienstbesetzungen im Hafen- und 
See-Sanitätsfache sind an die Seebehörde zu leiten, und von 
ihr in den geeigneten Fällen dem Handelsministerium vor- 
zulegen. 

Für die Erstattung der Vorschläge selbst gelten fol- 
gende Normen: 

a) Die Vorschläge für ünterbeamte mit Einschluss des ärzt- 
lichen Personales, sowie für Bootsmänner, Lootsen Wäch- 
ter, Lootsen und Amtsdiener gehen von dem Vorsteher 
der Anstalt aus, welcher der zu besetzende Posten an- 
gehört. Wenn solche Vorschläge von Deputationen 
ausgehen, so werden dieselben durch das bezügliche 
Capitanat an die k. k. Seebehörde weiter befördert; 

b) die Vorschläge für Deputirte erstattet das Capitanat, 
dem der Dienstposten untersteht; 

c) die Vorschläge für die Vorsteher der Capitanate und 
Lazarethe erstattet die k. k. Seebehörde selbst. 

In Betreff der Ernennung und sonstigen Disciplinar- 
behandlung der Lazarethscapläne hat die Seebehörde mit 
den bezüglichen bischöflichen Ordinariaten, hinsichtlich der 
Bediensteten bei den mit Zollämtern vereinigten Hafen- und 
See-Sanitäts- Anstalten aber mit den competenten Landes- 

11 
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Finanzbehörden das Einvernehmen zu pflegen, und es findet 
für solche Dienstposten eine Vorschlagserstattung von Seite 
der untergeordneten Organe der Seebehörde nicht statt. 

§.33. Die eventuellen Wächter und Reinigungsdiener 
ernennt und entlässt das Capitanat, die Deputation oder 
Lazarethsdirection, wohin jene gehören. Alle solche Ernen- 
nungen und Entlassungen werden blos in periodischen Be- 
richten der Oberbehörde angezeigt, an welche auch die 
Recurse der entlassenen eventuellen Diener zu richten sind. 

Es sollen nicht mehr eventuelle Wächter und Reini- 
gungsdiener aufgenommen werden, als deren für den ge- 
wohnlichen umfang des Contumazdienstes wirklich noth- 
wendig sind. 

§. 34. (Prüfungen.) Jedermann, der eineBedienstung- 
im Hafen- und See-Sanitätsfache erhalten will, hat sowohl, 
wenn . es sich um die Stelle eines wirklichen Beamten, als 
auch um die eines Lootsenwächters oder eines eventuellen 
Wächters handelt, sich einer der relativen Wichtigkeit des 
Dienstpostens angemessenen Prüfung aus den Hafen- und 
See-Sanitätsvorschriften zu unterziehen, nach den durch die 
Dienstinstruction festgesetzten Bestimmungen. 

§. 35. (Besondere Dienstverpflichtungen.) Alle 
ständigen Beamten und Diener per Hafen- un.d See-Sanitäts- 
verwaltung sind verpflichtet , bei Tag und Nacht im Erfor- 
dernissfalle für den Dienst zur Verfügung zu sein, wesshalb 
sie , wenn Naturalquartiere für sie ausgemittelt sind, diese 
wirklich bewohnen, und wenn sie Quartierentschädigung 
gemessen, die Wohnungen möglichst in der Nähe der An- 
stalt nehmen sollen. 

Es ist, wo die Verhältnisse es nur immer gestatten, da- 
für zu soi^^en, und soll namentlich bei Errichtung neuer 
Hafen- und See-Sanitätsgebäude die entsprechende materielle 
Vorkehrung getroffen werden, dass bei jedem Capitanate 
die Unterkunft einer angemessenen Zahl von Hafenlootsen. 
überall aber die Unterbringung der Lootsenwächter, oder 
wenigstens Eines derselben im Amtsgebäude selbst ermög- 
licht werde, damit es auch zur Nachtzeit nicht an der ent- 
sprechenden Aufsicht und, wo es Noth thut, am Beistande 
fehle. 
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Keiner der Angestellten darf ohüe besondere Erlaubniss 
des Vorstehers und beziehungsweise der vorgesetzten Be- 
hörde seinen Posten verlassen, und im Dienste soll stets auf 
eine den Bedürfnissen des seefahrenden Publikums voll- 
kommen entsprechende Weise abgewechselt werden. 

Das ärztliche Personale der Lazarethe hat die Ver- 
pflichtung, bei eintretender dringender Noth wendigkeit, und 
namentlich im Falle wirklicher Pestgefahr die Wohnung in 
der Anstalt zu nehmen, wenn ihm eine solche auch nicht 
systemmässig angewiesen ist, ebenso müssen die Aerzte und 
Wundärzte, wenn es zum wirksamen Beistande eines Con- 
tumazisten unerlässlich nöthig ist, sich mit dem Kranken 
contaminiren. 

§. 36. (Verantwortlichkeit.) Bei den Capitanaten 
ist der Vorsteher für die Hafen- wie für die See-Sanitätsge- 
schäfte gleichmässig und ungetheilt verantwortlich. Mit 
Wahrung dieser Vorschrift steht es dem Vorsteher frei, die 
anderen untergeordneten Beamten (Adjuncten und Officiale) 
nach Maassgabe der Erfordernisse des Dienstes bei einer wie 
bei der anderen Geschäftsabtheilung zu verwenden. 

Die nämliche ungetheilte Verantwortlichkeit trifft die 
Vorsteher der Hafen- und See-Sanitäts-Deputationen. 

Für die Einhebung und Abfuhr »der Hafen- und See- 
Sanitätsgebühren haften diejenigen Individuen, welchen die- 
selbe instructionsmässig übertragen ist. 

§. 37. (Cautionen.) Alle Hafen- und See-Sanitäts- 
Beamten, welche ander Einhebung und Verrechnung der 
Aerarialtaxen Theil nehmen, haben eine Caution zu erlegen, 
welche im Betrage des Jahresgehaltes des Beamten zu be- 
messen ist. Nur bei jenen Deputationen, Agentien und Ex- 
posituren, deren Geldgebahrung von so geringer Bedeutxmg 
ist, dass sie den Betrag eines Jahresgehaltes nicht erreicht, 
kann vom Handelsministerium die Caution auf den beiläu- 
figen Betrag der nach einem dreijährigen Durchschnitte ent- 
fallenden Semestraleinnahme, jedoch niemals unter 50 fl. 
festgesetzt werden. 

Im Falle der Vereinigung einerAgentie mit einem Zoll amte 
hat die im Zolldienste bedungene Caution auch zur Deckung 
der Hafen- und See-Sanitätsgefälle zu dienen und es tritt der 
Erlag einer besonderen Caution für die letzteren nicht ein. 

11* 
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Die Directoren undOfficiale der Lazarethe haben, wenn 
sie auch keine Aerarialgelder einheben, zur Sicherstellung 
des Staatsschatzes fUr die richtige Gebührenausmittlung so- 
wohl, als zur Garantie der Waareneigenthümer eine Caution 
im Betrage des Jahresgehaltes zu erlegen. 

§. 38. (Versetzung.) Die Hafen- und See-Sanitäts- 
ßeamten, Bootsmänner, Lootsenwächter, Löotsen und Amts- 
diener können nicht nur auf eigenes Ansuchen, sondern jedes- 
mal, wenn Dienstesrücksiehten es erfordern , von einem 

Posten auf den anderen übersetzt werden. ' 

• 

§. 39. (^Strafbehandlung.) Jeder Hafen- und See- 
Sanitäts-Beamte, Bootsmann, Lootsenwächter, Lootse oder 
Amtsdiener kann und soll, in soweit nicht das Strafgesetz 
gegen ihn in Anwendung kommt, bei gegründetem Verdachte 
der Dienstvernachlässigung, Bestechlichkeit oder untreue^ 
augenblicklich anders wohin versetzt, — bei erwiesenen Ver- 
gehen der gedachten Art aber sogleich und für immer vom 
Dienste entfernt werden. 

Diese Vorschrift ist jedem Neuanzustellenden noch vor 
der Eidesabiegung bekannt zu machen. 

Eventuelle Wächter und Reinigungsdiener, über deren 
Verlässlichkeit sich gegründete Zweifel ergeben, sind ohne- 
weiters zu entlassen. 



Abschnitt II. 
?•■ den lafeB- and See-SanitAts-Beamten. 

§. 40. (Befugnisse.) Die Hafen- und See-Sanitäts- 
Beamten sind k. k. Beamte. Sie geniessen mit diesen gleiche 
Rechte, und werden wie diese durch den Diensteid an die 
strenge und gewissenhafte Erfüllung ihrer Amtspflichten ge- 
bunden. Sie sind alle pensionsfähig. 

§. 41. (Speci eile Erfordernisse zurAnstellung.) 
Bei allen Anstellungen und Beförderungen von Hafen- 
und See-Sanitäts-Beamten ist auf strenge Moralität und 
Rechtlichkeit, auf Sprachkenntnisse, gründliche Vertr^tutheit 
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mit allen jene Verwaltungszweige regelnden Gesetzen und 
Vorschriften, und auf praktische Erfahrung Rücksicht zu 
nehmen. 

Die Hafencapitäne, sowie die Hafenlieutenants sollen 
aus dem Stande des Seedienstes, vorzüglich unter den ge- 
prüften und erprobten Schiflfecapitänen gewählt, upd bei 
sonst gleichen Verhältnissen, die Offieiere.der k. k. Kriegs- 
marine und die mit der Ehrenflagge ausgezeichneten -Mer- 
eantilcapitäne bevorzugt werden. 

§. 42. (Uniform im Dienste.) Alle Hafen- und See- 
•Sanitäts-Beamte tragen im Dienste die vorgeschriebene 
Uniform, mit den für die einzelnen Diätenclassen bestimmten 
Abzeichen. 



Abschnitt HI. 
Yon den Bootsnännern, Lootsenwächtern, Lootsen und Amtsdienern. 

§. 43. (Befugnisse.) Die Bootsmänner, Lootsen- 
wächter, Lootsen und Amtsdiener auf systemisirten Posten 
bei den Capitanaten, Deputationen, Agentien und Exposi- 
turen, welche alle mittelst formlichen Decretes und mit Eid 
angestellt werden, sind pensionsfähig. 

§. 44. (Speci eile Erfordernisse zurAnstellung.) 
Zu Bootsmännern, Lootsenwächtern und Lootsen können 
nur solche Individuen gewählt werden, welche bereits durch 
längere Zeit auf nationalen Schiffen gedient, und als voll- 
kommen brauchbar und verlässlich sich erprobt haben, auch 
sowohl der italienischen, als, wo eine andere Sprache üblich, 
der Landessprache mächtig sind. Das Lesen und Schreiben 
der italienischen Sprache wird für die Bootsmänner und 
Lootsenwächter als nothwendiges, für die Lootsen als ein 
wünschenswerthes Erforderniss festgesetzt. 

Die Lootsenwächter haben sich übrigens der im §. 34 
erwähnten Prüfung zu unterziehen. 

Gewesenen Matrosen der k. k. Kriegsmarine und 
solchen Individuen, welche auch einer fremden Sprache 
mächtig sind, soll, bei sonst gleichen Verhältnissen, der Vor- 
zug vor anderen Bewerbern gegeben werden. 
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§. 45. (Montur.) Als Moutur des gesammten niederen 
Dienstpersonales, mit Ausnahme der Amtsdiener, welche die 
gewöhnliche Dienstlivr^e tragen , ist eine passende See- 
inamistracht zu wählen. Zur Bezeichnung der Grade der 
Bootsmänner sind geeignete Abzeichen zu bestimmen. 

Die ]\Iontur wird in den nach der Dauerzeit für die ein^ 
zelnen Stücke vom Handelsministerium festzusetzenden 
Fristen in natura verabreicht. 



Abschnitt IV. 
Ton den efentaellen Sanitätswächteni and Laiareth - teinlgnngsdienern. 

§. 46. (Art der Aufnahme.) Die eventuellen Sanitäts- 
wächter werden von Fall zu Fall, so oft sie in Contumaz 
treten/ beeidet. Bei ihrer Aufnahme erhalten sie von dem 
Capitanate, von der Deputation, Agentie oder Lazaretlis- 
Direction, wohin sie gehören, ein Decret, damit aber weder 
das Recht auf eine definitive Anstellung, noch den Anspruch 
auf Pension oder Provision ; die Provisionirung könnte nur 
dann eintreten, wenn sie selbst (aus zurückzulassenden Per- 
centen ihres Lohnes) einen eigenen Fond gegründet hätten, 
oder in der Folge bilden würden. 

Dasselbe ist der Fall mit den Lazareth-Reinigungs- 
dienern, deren Aufnahme übrigens ohne Decret durch blosse 
Eintrao-unof in die Dienstrolle stattzufinden hat. 

Die in diesem Abschnitte angeführten Individuen erhal- 
ten keinen fixen Gehalt oder Lohn vom Aerar, sondern sie 
werden nur für die Tage ihrer wirklichen Dienstleistung von 
denjenigen bezahlt, in deren Interesse sie sich verwenden. 

§. 47. (SpecielleErforderhisse zur Aufnahme.) 
Bei der Aufnahme von Lazareth-Reinigurgsdifenern ist bei 
sonstiger Tauglichkeit auf ausgediente Militärs vorzugsweise 
Bedacht zunehmen. Die fähigsten, des Lesens und Schreibens 
in italienischer Sprache kundigen, jedenfalls der Landes- 
sprache mächtigen und in den Vorschriften ihres Dienstes 
gehörig bewanderten Reinigungsdiener werden zu even- 
tuellen Sanitäts Wächtern bei den Lazarethen ernarmt, so oft 
eine Vermehrung derselben wirklich noth wendig ist. 
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Die Capitanate, Deputationen und Agentien erwählen 
ihre eventuellen Wächter aus solchen Individuen, deren 
Moralität und Eechtlichkeit erwiesen, und deren sonstige 
Brauchbarkeit für den Dienst durch eine Prüfung (§. 34) dar- 
gethan ist. 

§. 48. (Abzeichen im Dienste.) Die eventuellen 
Wächter und ßeinigungsdiener tragen, wenn sie in Contumaz 
sind, eine orangegelbe Schärpe, als Aufsichts wächter in freier 
<jlemeinschaft ein S (Sanität) von gelbem Metalle auf der 
Kopfbedeckupg als Abzeichen. 



Hauptstuck IV. 



Von den Auslagen fior den Hafen- und See-Sanitatsdienst und den 

bezüglichen Gebühren. 



Abschnitt I. 

Ton den Anslageil 4eg Staatsgekaties und deren ledeckang nittelst der 

AerarialgebUren and Taxen. 

§. 49. (Auslagen, welche der Staatsschatz 
trägt.) Die Auslagen für den Hafendienst, insbesondere in 
den Haupthäfen der österreichischen Küste, in soferne diese 
Errichtung und Erhaltung der als materielle Erfordernisse, 
als Schutz- oder Förderungsmittel zum Seeschiffahrtsbetriebe 
dienenden Anstalten, Baulichkeiten und Vorrichtungen, 
namentlich in den vorzüglicheren Häfen der österreichischen 
Seeküste, betreffen, — sowie jene für die See-Sanitätsverwal- 
tung, in soferne sie auf die Errichtung und Erhaltung der Ge- 
bäude, oder auf die Vorkehrungen bei ausserordentlichen An- 
lässen von allgemeiner Wichtigkeit sich beziehen, — endlich 
die Auslagen für die Gehalte und sonstigen persönlichen 
Gebühren aller ständig angestellten Hafen- und See-Sanitäts- 
bediensteten, trägt der Staatsschatz. Ob und in wiefern in 
den Häfen von untergeordneter Wichtigkeit die Gemeinden 
oder die zunächst ßetheiligten, wenn sie Hafenbaulichkeiten 
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ansprechen, zu den bezüglichen Auslagen beizutragen haben, 
wird mit Rücksicht auf den Grad der Nothwendigkeit und 
auf die mehr oder minder allgemeine Nützlichkeit des Baues 
Ton Fall zu Fall durch das Handelsministerium bestimmt 
werden. 

§. 50, (Tonnengebühr.) Um die Kosten (§. 49) 
wenigstens theil weise zu decken, hat die Seeschifffahrt, zu 
deren Vortheile jene Anstalten vorzugsweise gereichen, 
mittelst einer in allen dem Verkehre geöffneten Häfen der 
österreichischen Seeküste zu entrichtenden Tonnengebülir 
beizutragen. 

§. 51. (Aerarial-See-Sanitätsgebühren.) Zu dem- 
selben Zwecke und aus demselben Grunde werden dem See- 
verkehre die Aerarial-See-Sanitätsgebühren auferlegt, welche 
sich: 

a) in die Gebühr von allen in freier Gemeinschaft oder 
unter Contumaz von der österreichischen Küste abfah- 
renden Schiffen, und 

b) in die Gebühr von allen unter Contumaz oder Reserve 
in österreichischen Häfen einlangenden Schiffsladungen 
(Waaren, Gelder etc.) eintheijen. 

§. 52. (Tarif.) Für die Tonnen- und See-Sanitätsgebüh- 
ren gilt das Gesetz vom 25. Februar 1865 und die damit 
zusammenhängende Verordnung des bestandenen k. k. 
Marineministeriums von gleichen Datum.*) 

§. 53. (Taxe für Flaggenpatente, Seepässe 
und Schifffahrts - Licenzen.) Hinsichtlich der Taxen für 
Flaggenpatente, Seepässe und Schifffahrts-Licenzen bleibt es 
bis die angemessene Erhöhung derselben durch ein besonderes, 
Gesetz geregelt werden wird, sowohl was die Ziffer, als die 
Zeit der Zahlungspflicht betrifft, bei der bisherigen Vorschrift. 

§. 54. (Lootsen-, Leuchtthurm- und Canalge- 
bühren.) Die in Triest zur Erhaltung des Lootseninstitutes 
und zu anderen Zwecken bestimmten Lootsen-, Leuchtthurm- 
und Canalgebühren bleiben vor der Hand unverändert, 
können aber nach Maass der Umstände und mit Zustimmung 
des Handelsministeriums geändert werden. 



*) Anmerkung. Dieses Gesetz wurde der Vollständigkeit halber auch dem 
vorliegenden Werke einverleibt. (Seite 170 u. ff.) 
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§. 55. (Bedeckung des Abganges.) Die Abgänge 
an den Mitteln zur Bestreitung des Aufwandes für die Hafen- 
und See-Sanftätsver waltung deckt der Staatsschatz^ an welchen 
auch die in einzelnen Perioden und an einzelnen Orten sich 
etwa ergebenden Ueberschüsse abzufliessen haben. 

§. 56. (Marine-Instituts-Gebühren.) Der in Tri est 
von allen nationalen und fremden Schiffen zu Gunsten des 
Marine-Ünterstützungsfondes ^u entrichtende Zuschlag von 
I2V0 zur Tonnengebühr bleibt bis auf weitere Anordnung 
bestehen. 

§. 57. (Einhebung, Verrechnung und Abfuhr.) 
üeber die Einhebung, Verrechnung, Abfuhr und Controle 
der in diesem Abschnitte bezeichneten Gebühren gelten die 
in den bezüglichen Instructionen gegebenen Vorschriften. 



Abschnitt II. 
Ton den See-Contnmaigebflhren. 

§. 58. (Gebühren, welche beibehalten werden.) 
Ausser den in dem vorstehenden Abschnitte I. angeführten 
Abgaben müssen die Tageslöhnungen der eventuellen Wächter 
und Reinigungsdiener, welche den unter Contumaz ankom- 
menden Schiffen, Personen, Waaren etc. zugewiesen sind, 
ferner die Gebühren der Lootsenwächter für die Ueber- 
wachung der sanitätsämtlichen Operationen und des Verkehres 
in den Contumaz- Anstalten, dann die Auslagen für ärztlichen 
Beistand und Krankenwärter während der Quarantaine von 
den Partheien unmittelbar getragen werden. 

§. 59. (Tarif.) Für alle im vorstehenden Paragraphe 
erwähnten Gebühren, welche sich unter dem allgemeinen 
Titel „See-ContumazgebOhren" zusammenfassen lassen, gilt 
der bestehende Tarif vom 21. September 18G6 über die 
See-Contumazgebühren für eventuelle Wächter, Keinigungs- 
diener, Aerzte und Krankenwärter. 
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Abschnitt III. 
¥•■ dei fiebihrei Im Allg;eneiiien. 

§. 60. (Kundmachung der Tarife und Festhal- 
tung derselben.) Ausser den in den obigen Abschnitten 
gesetzlich bestimmten Gebühren, worüber die Tarife zur 
Verhinderung jeder Ueberbürdung der Partheien in allen 
Hafen- und See-Sanitäts-Anstalten an einer Jedermann in die 
Augen fallenden Stelle angesehlagen und auch auf anderen 
Wegen zur möglichst allgemeinen Kenntniss gebracht werden 
sollen, darf von dem Hafen- und See-Sanitäts-Personale bei 
Strafe der augenblicklichen Dienstesentlassung unter keinem 
Vor wände und unter keinem Titel irgend eine Zahlung oder 
Belohnung angesprochen werden. 

Auch sind alle auf Grundlage der Tarife zu berichti- 
genden Gebühren nur im Amtslocale selbst einzuheben, und 
den Partheien vom Amte regelmässig zu quittiren, daher ohne 
eine solche Quittung und ausserhalb des Amtes Niemand zur 
Zahlung einer, \Ncenn auch gesetzlichen Gebühr, ver- 
pflichtet ist. 



Gesetz yom 15. Februar 1865, 

betreffend die in den Häfen der österreichischen Seeküste za zahlenden Tonnen-, 

See-Sanitüts- und Gontumazgebühren. 

Mit Zustimmung der beiden Häuser Meines Reichs- 
rathes finde Ich anzuordnen, wie folgt: 

Für die Bemessung und Einhebung der in den dem 
Verkehre geöffneten Häfen der österreichischen Seeküste 
zu zahlenden Tonnen-, See-Sanitäts- und Gontumazgebühren 
haben nachstehende Vorschriften zu gelten. 

Allgemeine Bestimmungen. 

§. 1. Jedes österreichische oder fremde Schiff, welches 
einen österreichischen Hafen anläuft, hat die Tonnen-, See- 
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Sanitäts- und Contumazgebiihren nach den Bestimmungen 
dieses Gesetzes an die zuständigen k. k. Hafen- und See- 
Sanitäts-Organe zu entrichten. 

§. 2. Die Bemessung der Tonnen- und der See-Sanitäts- 
gebiihr von Schiffen geschieht auf Grundlage der Tragfähig- 
keit, d, i. des Tonnengehaltes derselben; bei Dampfschiffen 
nach Abzug des Maschinen- und Kohlenraumes, welcher bei 
Schraubendampfern auf 30 Percent, bei Raddampfern auf 
40 Percent des gesammten Tonnengehaltes angeschlagen wird. 

§. 3. Die Berechnung der von jedem einzelnen Schiffe 
zu zahlenden Tonnen- und See-Sanitätsgebühren erfolgt: 

a) bei einheimischen Fahrzeugen auf Grund des in den 
Schifffahrtsurkunden angegebenen Tonnengehaltes; 

b) bei fremden Fahrzeugen auf Grundlage des Ergebnisses 
der nach den österreichischen Vorschriften vorzu- 
nehmenden Aichung. 

Wenn ein fremdes Fahrzeug nicht geaicht werdeti 
könnte, so ist der in seinen Schifffahrts Urkunden angegebene 
Tonnengehalt (bei Dampfschiffen mit Rücksicht auf den Per- 
centualabzug §. 2) auf das Mass österreichischer Tonnen zu 
reduciren. 

Bruchtheile bis zu einer halben Tonne werden nicht 
berechnet, wenn sie aber dieses Mass überschreiten, als eine 
ganze Tonne angesetzt. 

§. 4. Oesterreichische Dampfschiffe, welche nach in 
vorhinein angekündigtem Fahrplane periodische Reisen aus 
österreichischen Häfen nach bestimmten österreichischen 
Häfen ohne Berührung fremder Zwischenhäfen behufs des 
Güter- oder Personentransportes unternehmen, entrichten 
die Tpnnen- und die See-Sanitätsgebühr von Schiffen für jede 
solche periodische Fahrt nur bei der Rückkehr in den ersten 
Abfahrtshafen,, ohne Rücksicht auf die Anzahl der von ihnen 
angelaufenen Häfen und nur mit der Hälfte der Tarifsätze. 

§. 5. Oesterreichische Dampfschiffe, welche zwischen 
österreichischen Häfen mit Einhaltung von in vorhinein an- 
gekündigten Fahrplänen einen periodischen Localverkehr 
unterhalten, entrichten die Tonnen- und die See-Sanitäts- 
gebühr von Schiffen nur bei jedesmaliger Rückkehr in den 
ersten Abfahrtshafen mit einem Viertel der Tarifsätze. 
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Als Localverkehr wird eine Verbindung zwischen zwei 
österreichischen Häfen betrachtet, wenn die Entfernung vom 
Abfahrtshafen bis zum Bestimmungshafen einschliesslich der 
Zwischenstationen nicht mehr als 85 Seemeilen beträgt. 

§. 6. Die Verpflichtung zur Entrichtung der Tonnen- 
und See-Sanitätsgebühren tritt von dem Augenblicke der An- 
kunft des Schiffes im Hafen ein; es ist jedoch gestattet, die- 
selben erst bei der Abfahrt des Schiffes, und zwar an jene 
k. k. Hafen- und See-Sanitäts-Organe zu bezahlen, welche zur 
Einhebung derselben berufen sind. 

Für Schiffe, welche in einem Hafen abgetakelt werden 
oder aus anderen Gründen binnen drei Monaten nicht wieder 
abreisen, sind die Tonnen- und See-Sanitätsgebühren mit dem 
Ablaufe von drei Monaten, vom Ankunftstage an gerechnet, 
zu berichtigen. 

Die Abreise des Schiffes darf vor geschehener Bezah- 
lung der Gebühren nicht erfolgen. 



Artikel I. 

Von der Tonnengebühr. 

§. 1. Die Tounengebühr beträgt: 

aj Für einheimische und diesen gleichgestellte fremde 
Schiffe im Gehalte: 

1. von 11 bis einschliesslich 50 Tonnen 4 Nkr. für jede 
Tonne ; 

2. von 51 bis einschliesslich 100 Tonnen 7 Nkr. für 
jede Tonne: 

3. von 101 bis einschliesslich 200 Tonnen 12 Nkr. für 
jede Tonne; 

4. von 201 bis einschliesslich 400 Tonnen 15 Nkr. für 
jede Tonne; 

5. von mehr als 400 Tonnen 20 Nkr. für jede Tonne: 

b) für fremde, den einheimischen nicht gleichgestellte 
Fahrzeuge ohne Unterschied der Tragfähigkeit 1 fl. 
10 Nkr. für jede Tonne. 
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Der von allen einheimischen, wie fremden Fahrzeugen 
zu Gunsten der Marine -Unterstützungsfonde zu zahlende 
Zuschlag von 12 Percent zur Tonnengebiihr ist bis auf 
anderweitige gesetzliche Anordnung nach den gegenwärtig 
bestehenden Vorschriften zu bemessen und einzuheben. 

§. 8, Von der Entrichtung der Tonnengebtthr sind 
befreit: 

a) Alle einheimischen Schiffe, deren Tragfähigkeit 10 
Tonnen nicht übersteigt; ferner die einheimischen zum 
Lichtern, zur Ausübung des Fischereigewerbes, zur 
Verführung frischer Fische oder des Köders verwen- 
deten Fahrzeuge und die zur inneren Schifffahrt auf 
Canälen oder Flüssen bestimmten, in das Meer nicht 
auslaufenden Barken; 

h) die den Localschleppdienst von und nach österreichi- 
schen Häfen vermittelnden österreichischen Dampf- 
schiffe ; 

c) österreichische Aerarial- Fahrzeuge, sowie alle öster- 
reichischen und fremden Kriegsschiffe und die mittelst 
bestehender Verordnungen und unter besonderen Be- 
dingungen von der Gebühren-Entrichtung enthobenen 
Fahrzeuge, wie z. B. die Schiffe der Yacht- Clubs 
u. s. w. ; 

d) einheimische und fremde Fahrzeuge, welche in Folge 
einer Strandung oder eines sonstigen Unglücksfalles 
zur ferneren Schifffahrt untauglich geworden, in einem 
österreichischen Hafen anlangen; 

e) einheimische und fremde Fahrzeuge, welche durch 
nachgewiesenen Zwang der Umstände genöthigt sind, 
in einen österreichischen Hafen einzulaufen oder zurück- 
zukehren, wenn sie keine Handels-Operationen (§. 12) 
vornehmen und gleich nach dem Aufhören der Ursache 
ihres Einlaufens wieder abfahren, auch wenn sie zur 
freien Gemeinschaft zugelassen worden wären ; 

f) einheimische und fremde Fahrzeuge, welche auch ohne 
durch Zwang der Umstände dazu genöthigt zu^ sein, in 
österreichischen Häfen anlegen, blos um zu über- 
nachten, wenn sie, ohne Handels-Operationen (§. 12) 
vorzunehmen, am nächsten Morgen ihre Reise fortsetzen ; 
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g) einheimieche und fremde Fahrzeuge; welche einen 
österreichischen Hafen blos desshalb anlaufen, um aus- 
gebessert zu werden, oder die im §. 12 bezeichneten 
Operationen auszuführen, ohne Unterschied, ob sie v^on 
einem österreichischen oder von einem fremden Hafen 
kommen, vorausgesetzt, dass sie keine Handels-Opera- 
tionen vornehmen; 
h) einheimische und fremde Fahrzeuge, welche in einen 
österreichischen Hafen von einem anderen österreichi- 
schen Hafen, nach welchem sie sich blos zur Vornahme 
von Schiffsausbesserungen begeben hatten, leer zurück- 
kehren; 
i) alle auf österreichischen Werften erbauten Fahrzeuge 
in dem ersten österreichischen Hafen, in welchem sie 
unmittelbar nach der Abreise aus dem Ausrüstung-s- 
hafen einlaufen; 
k) die einheimischen Fahrzeuge, welche leer in einem 
österreichis(*hen Hafen einlaufen, um zerlegt zu werden, 
jedoch nur, wenn der Schiffer oder Eigenthümer dieses 
Vorhaben gleich bei der Ankunft des Schiffes im Hafen 
der zuständigenHafen-und See-Sanitäts-Behörde bekannt 
gibt, und die Zerlegung innerhalb des Termines von 
drei Monaten bewerkstelligt wird. 

§. 9. Einheimischen Fahrzeugen von 11 bis einschliess- 
lich 25 Tonnen, deren Fahrten sich nicht über die Gränzen 
des österreichischen Küstengebietes erstrecken, ist es frei- 
gestellt, die Tonnengebühr entweder bei jedem Einlaufen in 
einen Hafen oder mittelst eines jährlichen Aversualbetrages, 
welcher mitlfl. für jede Tonne bemessen wird, zu entrichten. 
Für die Bezahlung des Aversualbetrages dürfen vierteljährige 
Anticipat-Raten bewilligt werden. 

§. 10. Einheimische und fremde Fahrzeuge, welche die 
Tonnengebühr bereits in einem österreichischen Hafen be- 
zahlten, ohne daselbst Handelsoperationen vorgenommen zu 
haben, bleiben sowohl in den Häfen, welche sie auf der 
nämlichen Fahrt imd unter gleichen Bedingungen später 
berühren, als auch in demjenigen Hafen, in welchem sie die 
Handelsoperationen wirklieh ausführen, von der Gebühren- 
entrichtung frei, vorausgesetzt, dass sie in der Zwischenzeit 
nicht einen ausländischen Hafen besucht haben. 
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§.11. Jedes einheimische oder fremde Schiff^ welches 
^uf derselben Reise mehrere österreichische Häfen nach ein- 
ander, und, ohne einen fremden Zwischenhafen zu berühren, 
anläuft, blos um Ladung einzunehmen, oder blos um La- 
dung zu löschen, zahlt die Tonnengebyhr nur in dem ersten 
-dieser Häfen. Diese Begünstigung tritt jedoch nicht ein, wenn 
das Schiff neben der Einladung auch eine Ausladung oder 
neben der Ausladung auch eine Einladung yornahm. 

§. 12. Nachfolgende Operationen werden nicht als 
Handelsoperationen angesehen: 

aj die Einnahme von Lebensmitteln und Arzneien zum 
Schiffsgebrauche und überhaupt der zur Fortsetzung 
der Eeise erforderlichen Schiffsbedürfnisse und sonstigen 
Gegenstände; 

bj die Ein- oder Ausschiffung von Lootsen oder von zur 
Schiffsbesatzung gehörigen Personen; 

c) die Einholung oder Abwartung von Weisungen über 
die weitere Richtung der Reise ; 

.dj die Abgabe oder üebernahme von Briefen undWaaren- 
mustern ; 

^J die Ein- und Ausschiffung von Reisenden, wenn der 
Transport derselben nicht den eigentlichen Zweck der 
Reise bildet. 



Artikel II. 

Von der See-Sanitätsgebühr. 

§. 13. Die See-Sanitätsgebühr ist zu entrichten: 
L Für das Schiff; 
II. für Waaren, Gelder und sonstige VerkehrsartikeL 

L See-Sanitätsgebühr von Schiffen. 

§, 14. Die See-Sanitätsgebühr von Schiffen beträigt: 
^J bei Fahrzeugen von 11 bis einschliesslieh lOü Tonnen 
2 Nkr. für jede Tonne; 
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b) bei Fahrzeugen von 101 bis einschliesslich 400 Tonnen 
4 Nkr. für jede Tonne; 

c) bei Fahrzeugen von mehr als 400 Tonnen 5 Nkr. für 
jede Tonne. 

§. 15. Von der Entrichtung der See-Sanitätsgebühr sind 
befreit : 

a) alle einheimischen Schiffe, deren Tragfähigkeit 10 
Tonnen nicht übersteigt und die zur inneren Schifffahrt 
auf. Flüssen und Ganälen bestimmten, in das Meer nicht 
auslaufenden Barken; 

b) die im §. 8, lit. 6, c, d bezeichneten Fahrzeuge; 

c) die im §. 8, lit e bezeichneten Fahrzeuge, wenn sie 
keine Handelsoperationen (§. 12) vornehmen, und ohne 
zur freien Gemeinschaft zugelassen worden zu sein 
oder die Contumazbehandlung begonnen zu haben, 
binnen 48 Stunden wieder abfahren. 

§. 16. Die einheimischen Barken, welche zur Ausübung 
des Seefischereigewerbes und die zur Verführung frischer 
Fische oder des Köders verwendet werden, entrichten die 
See-Sanitätsgebühp nach dem im §. 14 enthaltenen Aus- 
maasse nur bei derjedesmaligen Erneuerung des See-Sanitäts- 
patentes , welches solchen Fahrzeugen für die Dauer von 
sechs Monaten ausgestellt wird. 

Dieselbe Erleichterung kann von der Central- Seebe- 
hörde denjenigen einheimischen Barken zugestanden werden, 
für welche die Zufuhr von Bausteinen oder Sand den aus- 
schliessliclien Erwerb bildet. 

§.17. Die im §. 9 bezeichneten einheimischen Fahr- 
zeuge zahlen die See-Sanitätsgebühr ebenfalls nach §.16 nur 
bei der jedesmaligen Erneuerung des See-Sanitätspatentes, 
welches solchen Fahrzeugen auf die Dauer eines Monates 
ausgestellt wird. 

11. See-Sanitätsgebühr von Waaren, Geldern und sonstigen 

Verkehrsartikeln. 

! §. 1 8. Alle Waaren, Gelder und sonstigen Verkehrsartikel, 
welche auf Fahrzeugen verladen sind, die in einem öster- 
reichischen Hafen die Contumaz oder Reserve bestehen oder 
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auch nur begonnen haben, unterliegen dort, wo die Con- 
tumazbehandlung stattfindet, der^Entrichtung der See-Sanitäts- 
gebühr. 

§.19. Die See-Sanitätsgebühr von Waaren, Geldern und 
sonstigen Verkehrsartikeln wird nach dem Werthe derselben 
bemessen, und zwar: 

a) für die in die Lazarethmagazine zur Reinigung ausge- 
ladenen Waaren u. s. w. mit 2V2 per Mille vom Werthe; 

h) für die auf dem Schiffe bleibenden oder von diesem 
unmittelbar in die freie Gemeinschaft ausgefolgten 
Waaren u. s. w. mit V/^ per Mille vom Werthe; 

c) für Gelder die Hälfte obiger Gebühren. 

§. 20. Von der Entrichtung dieser Gebühr sind befreit: 

a) Waaren, Gelder u. s. w., die von einem österreichischen 
unter Contumaz gesetzten Hafen ankommen, wenn sie 
nicht vermöge ihrer ursprünglichen Herkunft aus einem 
gesundheitsverdächtigen fremden Hafen schon an und 
für sich die Contumaz zu bestehen gehabt hätten; 

b) Waaren, Gelder u. s. w., welche unter Contumaz und 
Reserve auf dem nändichen Schiffe, sei es nach einem 
österreichischen oder nach einem fremden Hafen, wieder 
ausgeführt werden; 

c) die in den Häfen di patente libera und aus freier Gemein- 
schaft auf ein Contumazschiff verladenen, gehörig ver- 
siegelten und mit ämtlichen Certificaten begleiteten 
Collien ; 

d) alles Aerarialgut und die für Staatsanstalten bestimmten 
, Gegenstände ; 

e) die nicht zum Handelsverkehre bestimmten Paccotiglien 
und Gelder der Schiffsleute und Reisenden. 

§.21. Die Berechnung des Werthes der Waaren u.s. w. 
geschieht auf Grundlage der in den Ladungsdocumenteu 
(Frachtbriefen) angegebenen Mengen und Gattungen, und 
nach den von der Central-Seebehörde unter Mitwirkung der 
Börsedeputation in Triest in angemessenen Zeitabschnitten 
festgestellten und den zuständigen Hafen- und See-Sanitäts- 
Aemtern mitgetheilten Preistarifen. 

12 



]^ 7 8 Anbangp B. Schifffahi tt^ebuhren. 

Beschädigte Waaren sind nach den von den Empfän- 
gern von Fall zu Fall glaubwürdig nachzuweisenden niedri- 
geren Preisen zu bewerthen. 

§. 22. Die See^Sanitätsgebühr von Waaren ist vor der 
Zulassung derselben zur freien Gemeinschaft zu entrichten 
oder in geeigneter Weise sicherzustellen. 



Artikel II. 



Von den See-Contumazgebiihren. 

§. 23. Wo die Contumazbehandlung von Schiffen oder 
Waaren stattfindet (§. 20), sind ausser der See-Sanitätsgebühr 
auch die See-Contumazgebühren fiirdie Inspectionsguardiane, 
für die eventuellen Wächter und ßeinigungsdiener, dann 
für die Aerzte und Krankendiener, jedoch nur in soweit zu 
entrichten, als die Leistungen derselben wirklich in Anspruch 
i^enommen worden sind. 

§. 24. Auch die See-Contumazgebühren sind von den 
Zahlungspflichtigen vor Beendigung der Contumazbehand- 
lung, folglich vor der Zulassung zur freien Gemeinschaft, 
beziehungsweise vor der Abfahrt, und zwar gegen ämtlich 
gefertigte Quittung an die zuständigen k. k. Hafen- und See- 
Sanitäts-Organe (§. 6) zu berichtigen oder auf geeignete Art 
sicherzustellen. 

§.25. Das Ausmass der See-Contumazgebühren wird 
mit Rücksicht auf dieLocalverhältnisse im Verordnungswege 
festgestellt, und mittelst Tarifes, welcher in allen See- Sanitäts- 
Anstalten, wo Schiffe zur Bestehung der Contumaz oder Re- 
serve angenommen werden, zur Einsicht der Partheien offen 
zu halten ist, zur allgemeinen Kenntniss gebrächt. 

Allgemeine Schlussbestimmung. 

§. 26. Das gegenwärtige Gesetz; tritt mit 1. März 1865 
in Wirksamkeit; mit dem gleichen Tage ödeten alle gegen- 
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wärtig bestellenden Vorschriften über die Bemessung und 
Entrichtung der Tonnen-, See-Sanitäts- und Contuniazge- 
l)ühren ausser Kraft. 

§.27. Der Minister der Marine ist mit dem Vollzuge 
dieses Gesetzes beauftragt. 

Wien, am 25. Februar 1865. 



Vranz Joseph m. p. 

Erzherzog ftffiner m. p. Freiherr von Barger m. p. 

Auf Allerhöchste Anordnung 
Freiherr von Ransonnet m. p. 
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Das internationale Seerecht in neueren Verträgen. 
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Staatsyertrag, 

geschlossen zu Paris am 30. März 1856. 



Im Namen des allmächtigen Gottes ! 

Ihre Majestäten der Kaiser der Franzosen, die Königin 
des vereinigten Königreiches von Grossbritannien und Ir 
land , der Kaiser aller Reussen , der König von Sardinien 
und der Kaiser der Ottomanen, von dem Wimsche beseelt, 
den Drangsalen des Krieges ein Ende zu machen, sowie um 
der Wiederkehr der Verwicklungen , die denselben hervor- 
gerufen, vorzubeugen, haben beschlossen. Sich mit Sein er 
Majestät dem Kaiser von Oesterreich über die der Wied er-: 
herstellung und Befestigung des Friedens zu gebenden 
Grundlagen unter Sicherung der Unabhängigkeit und Inte- 
grität des ottomanischen Reiches vermittelst wirksamer und 
gegenseitiger Bürgschaften, einzuverstehen. 

Zu diesem Behufe haben die vorerwähnten Majestäten 
zu Ihren Bevollmächtigten ernannt die P;T. Unterfertigten, 
welche zu einem Congresse in Paris zusammen getreten sind. 

Nachdem das Einvernehmen zwischen ihnen glücklicli 
hergestellt war, haben Ihre Majestäten der Kaiser von 
Oesterreich, der Kaiser der Franzosen, die Königin des ver- 
einigten Königreiches von Grossbritannien und Irland , der 
Kaiser aller Reussen, der König von Sardinien und der 
Kaiser der Ottomanen , in Erwägung , dass in einem euro- 
päischen Interesse Seine Majestät der König von Preussen 
als Unterzeichner der Convention vom 13. Juli 1841 zur 
Theilnahme an den neu zu treflfenden Vereinbarungen be- 
rufen werden müsse , und in Würdigung des erhöhten Wer- 
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thes, den die Theilnahme der gedachten Majestät einem all- 
gemeinen Friedenswerke gewähren würde , Dieselbe einge- 
laden, Bevollmächtigte an den Congress zu senden. 

In Folge dessen haben Seine Majestät der König von 
Preussen zu Seinen Bevollmächtigten ernannt die Mitun- 
terzeichneten. 

Die Bevollmächtigten sind, nachdem dieselben ihre 
Vollmachten wechselseitig ausgetauscht und in gehöriger 
Form befunden hatten , über folgende Punkte übereinge- 
kommen : 

Art. 1. Von dem Tage des Austausches der Ratifica- 
tionen des gegenwärtigen Vertrages wird zwischen Seiner 
Majestät dem Kaiser der Franzosen, Ihrer Majestät der 
Königin des vereinigten Reiches von Grossbritannien und 
Irland, Seiner Majestät dem Könige von Sardinien, Seiner 
Majestät dem Sultan einerseits , 'und Seiner Majestät dem 
Kaiser aller Reussen andererseits, sowie zwischen Ihren 
Erben und Nachfolgern, Ihren respectiven Staaten undUnter- 
thanen für ewige Zeiten Friede und Freundschaft bestehen. 

Art. 2. Da der Friede zwischen den vorerwähnten 
Majestäten glücklich wieder hergestellt ist, so werden die 
während des Krieges von Ihren Armeen eroberten oder 
besetzten Gebietstheile gegenseitig geräumt werden. 

Besondere Vereinbarungen werden die Modalitäten der 
Räumung bestimmen, welche so rasch als möglich bewerk- 
stelliget werden muss. 

Art. 3. Seine Majestät der Kaiser aller Reussen ver- 
pflichtet Sich, Seiner Majestät dem Sultan die Stadt. imd 
Citadelle von Kars , sowie die anderen Theile des ottomani- 
schen Gebietes, in deren Besitz sich die russischen Truppen 
befinden, zurückzugeben. 

Art. 4. Ihre Majestäten der Kaiser der Franzosen, die 
Königin des vereinigten Reiches von Grossbritannien und 
Irland, der König von Sardinien und der Sultan verpflich- 
ten Sich, Seiner Majestät dem Kaiser aller Reussen die 
Städte und Häfen von Sebastopol, Balaklawa, Kamiesch, 
Eupatoria, Kertsch , Jenikale , Kimburn , sowie alle anderen 
von den alliirten Truppen besetzten Gebietstheile zurück- 
zugeben. 
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Art. 5. Ilire Majestäten der Kaiser der Franzosen, die 
Königin des vereinigten Iveiches von Grossbritannien und 
Irland, der Kaiser aller Reussen, der König von Sardinien 
und der Sultan gewähren allen jenen Ihrer Unterthanen, 
welche sich irgendwie zu Gunsten der feindlichen Sache 
einer Theilnahme an den Kriegsereignissen schuldig gemacht 
hätten, volle Amnestie. 

Es ist dabei ausdrücklich verstanden, dass diese Amne- 
stie sich auch auf diejenigen ünterthaneu einer jeden Krieg 
führenden Macht ausdehnt , welche während des Krieges in 
den Diensten einer der anderen Krieg führenden Mächte 
verblieben wären. 

Art. 6. Die Kriegsgefangenen werden unverweilt von 
beiden Seiten zurückgegeben werden. 

Art. 7. Seine Majestät der Kaiser von Oesterreich, 
Seine Majestät der Kaiser der Franzosen, Ihre Majestät die 
Königin des vereinigten Königreiches von Grossbritannien 
und Irland, Seine Majestät der König von Preussen , Seine 
Majestät der Kaiser aller lleussen und Seine Majestät der 
König von Sardinien erklären hiermit die Zulassung der 
hohen Pforte zur Theilnahme an den Vortheilen der euro- 
päischen Staatengemeinschaft und des europäischen Völker- 
rechtes. Ihre Majestäten verpflichten Sich, jede von Ihrer 
Seite die Unabhängigkeit und territoriale Integrität dejs otto- 
manischen Reiches zu achten, garantiren gemeinschaftlich die 
strenge Beobachtung dieser Verbindlichkeit und werden 
dem zu Folge jeden Act, der geeignet wäre, dieselbe zu ver- 
letzen, als eine Frage von allgemeinem Interesse betrachten. 

Art. 8. Wenn zwischen der hohen Pforte und einer 
oder mehreren der anderen Vertrag schliessenden Mächte 
eine Misshelhgkeit entstände, welche die Aufrechthaltung 
ihrer gegenseitigen Beziehungen gefährden könnte, so wird 
die hohe Pforte und jede dieser Mächte, bevor dieselben 
zur Anwendung der Waffengewalt schreiten, die anderen 
Vertrag schliessenden Mächte in den Stand setzen, durch 
ihr vermittelndes Einschreiten der Anwendung dieses äusser- 
sten Mittels vorzubeugen. 

Art. 9. Da Seine kaiserliche Majestät der Sultan, in 
Seiner beharrlichen Fürsorge für das Wohl Seiner IJnterth^;- 
iien einen Ferman erlassen hat , welcher , indem Er das 
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Schicksal d(?rselben ohne Unterschied des Religionsbekennt- 
nisses und der Nationalität verbessert , Seine grossmüthi- 
gen Absichten gegen die christlichen Völkerschaften Seines 
Reiches bekräftiget, — und da Derselbe einen neuen 
Beweis Seiner Gesinnungen in dieser Beziehung zu geben 
gedenkt, so hat Er beschlossen , den contrahirenden Mäch- 
ten den vorgedachten aus Seinem freien souveränen Willen 
orflossenen Ferman mitzutheilen. 

Die Vertrag schliessenden Mächte beurkunden den 
hohen Werth dieser Mittheilung. Es ist -wohlverstanden, 
dass dieselbe in keinem Falle den vorgedachten Mächten 
das Recht einräumt, sich, sei es gemeinschaftlich oder ein- 
zeln^ in die Beziehungen Seiner Majestät des Sultans zu 
Seinen Untcrthanen oder in die innere Verwaltung Seines 
Reiches einzumischen. 

Art. 10. Die Convention vom 13. Juli 1841, welche 
das alte Grundgesetz des ottomanischen Reiches in BetreJBf 
der Schliessung der Meeresengen des Bosphorus und der 
Dardanellen aufrecht hält, ist in gemeinsamer IJeberein- 
stimmung rcvidirt worden. 

Der zu diesem Zwecke und in Gemässheit dieses Prin- 
cipes zwischen den contrahirenden Mächten vereinbarte Act 
ist und bleibt dem gegenwärtigen Vertrage angeschlossen, 
und wird dieselbe bindende Kraft und Giltigkeit haben, als 
ob er einen Theil desselben ausmachte. 

Art. 11 *). Das schwarze Meer ist neutralisirt; — der 
Handelsmarine, aller Nationen geöffnet, bleiben seine Gewäs- 
ser und Häfen ausdrücklich und auf ewige Zeiten der 
Kriegsflagge, sowohl der Uferstaaten als jeder anderen 
Macht, vorbehaltlich der in den' Artikeln 14 und 19 des 
gegenwärtigen Vertrages enthaltenen Ausnahmen ver- 
schlossen. 

Art. 12. Frei von allen Hemmnissen wird der Handel 
in den Häfen und Gewässern des schwarzen Meeres nur den 
Quarantäne-, Zoll- und Polizeivorschriften, welche in einem 
der Entwicklung der Handelsverbindungen günstigen Geiste 
abgefasst sein werden, unterworfen bleiben. 



*; Diesem Artikel ward 1870 von Hussland die fernere Anerkennung verweigert. 
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Um den Handels- und Scliiffalirts - Interessen aller Na- 
tionen die wünsclienswerthe SicherTieit zu gewähren, werden 
Eussland und die hohe Pforte , in Gemässheit der Grund- 
sätze des Völkerrechtes , Consuln in den an dem Ufer des 
schwarzen Meeres gelegenen Häfen zulassen, 

Art. 13*). Da das schwarze Meer nach dem Wort- 
laute des Artikels 11 neutralisirt ist, so wird die Erhaltung 
oder die Errichtung von militärischen See- Arsenalen an den 
Ufern desselben unnöthig und zwecklos. Dem zu Folge ver- 
pflichten Sich Seine Majestät der Kaiser aller Reussen und 
Seine kaiserliche Majestät der Sultan, an den gedachten 
Ufern Militär-See-Arsenale weder zu errichten, noch zu 
erhalten. 

Art. 14 *). Da Ihre Majestäten der Kaiser aller Eeussen 
und der Sultan eine Convention behufs der Bestimmung der 
Stärke und Zahl derjenigen zum Küstendienste erforder- 
lichen leichten Fahrzeuge geschlossen haben, deren Unter- 
haltung im schwarzen Meere Sie Sich vorbehalten , so wird 
diese Convention dem gegenwärtigen Vertrage angeschlossen 
und wird dieselbe Kraft und Giltigkeit haben , als wxnn sie 
ein integrirender Theil desselben wäre. Sie kann daher 
ohne Zustimmimg der den vorliegenden Vertrag unter- 
zeichnenden Mächte weder aufgehoben^ noch verändert 
werden. 

Art. 15. Da durch die Wiener Congress - Acte die 
Grundsätze für die Regelung der Schiffahrt auf denjenigen 
Flüssen, die mehrere Staaten trennen oder durchlaufen, 
festgestellt worden sind, so kommen die Vertrag schliessen- 
den Theile unter sich überein , dass diese Grundsätze in 
Zukunft gleicher Massen auf die Donau und ihre Mün- 
dungen Anwendung finden sollen. Sie erklären diese Be- 
stimmung von nun an als zum öffentlichen europäischen 
Rechte gehörend, und stellen dieselbe unter ihre Garantie. 

Die Schiffahrt auf der Donau darf künftig weder irgend 
einer Hemmniss noch einer Abgabe unterworfen werden, 
welche durch die' in den nachfolgenden Artikeln enthaltenen 
Bestimmungen nicht ausdrücklich vorgesehen wären. — 



*j Diesen Artikeln ward 1870 von Kussland die fernere Anerkennung ver\Yeigerl, 
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Es wird daher auch weder ein Zoll, welcher allein auf die 
Thatsache der Beschiffung des Flusses gegründet wäre, noch 
irgend eine Abgabe von den Waaren erhoben werden , die 
sich am Bord der SchiflFe befinden. — Die für die Sicherheit 
der durch diesen Fluss getrennten oder durchlaufenen Staa- 
ten zu erlassenden Polizei- und Quarantäne- Vorschriften 
werden in einer Weise abgefasst werden, um so viel als nur ' 
immer möglich , die freie Bewegung der Schiffe zu begün- 
stigen. Mit Ausnahme dieser Vorschriften wird der freien 
Schiffahrt kein Hindemiss irgend einer Art entgegengesetzt 
werden. 

Art. 16. In der Absicht, die Bestimmunoren des vor- 
stehenden Artikels in's Werk zu setzen, wird eine Commis- 
sion, in welcher Oesterreich , Frankreich, Grossbritannien, 
Preussen, Bussland, Sardinien und die Türkei je durch einen 
Abgeordneten vertreten sein werden, den Auftrag erhalten, 
die nothwendigen Arbeiten zu bezeichnen und vollführen 
zu lassen, um von Isaktcha an die Mündungen der Donau 
und die angränzenden Theile des Meeres von den Sandbän- 
ken und den übrigen die Schiffahrt erschwerenden Hinder- 
nissen, so zu befreien, dass die erwähnten Theile des Flusses 
und Meeres in den bestmöglichsten Zustand der Schiffbar- 
keit versetzt werden. 

Um die Kosten dieser Arbeiten, sowie derjenigen An- 
stalten zu decken, welche zum Zwecke haben, die Schiffahrt 
an den Mündungen der Donau zu sichern und zu erleichtern, 
können fixe , Seitens der Commission mit Stimmenmehrheit 
festgesetzte Gebühren von angemessener Höhe erhoben 
werden, jedoch unter der ausdrücklichen Bedingung, dass in 
dieser, sowie in jeder anderen Beziehung die Flaggen aller 
Nationen auf dem Fusse einer vollständigen Gleichheit zu 
behandeln sein werden. 

Art. 17. Es wird eine Commission, Bestehend aus Ab- 
geordneten von Oesterreich, Baiem, der hohen Pforte und 
Württemberg (je ein Abgeordneter fiir jede dieser Mächte) 
eingesetzt werden, mit welchen sich Commissäre der drei 
Donau-Fürstenthümer zu vereinigen haben, deren Ernen- 
nung die Bestätigung der Pforte zu erhalten hat — Diese 
Commission, die beständig sein wird, hat: 
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1. Die Schiflfahrts- und Strompolizei- Vorschriften aus- 
zuarbeiten; 

2. die Hindernisse, welcher Natur sie immer sein mögen, 
zu beseitigen , die sich der Anwendung der Bestimmungen 
des Wiener Vertrages auf die Donau noch entgegenstellen; 

3. die längs des ganzen Laufes des Flusses nothwen- 
Jigen Arbeiten anzuordnen und ausführen zu lassen, und 

4. nach Auflösung der europäischen Commission, über 
die Aufrechthaltung der Schiffbarkeit der Donaumündungen 
und der angränzenden Theile des Meeres zu wachen. 

Art. 18. Es ist wohl verstanden, dass während eines 
Zeitraumes von zwei Jahren die europäische Commission 
ihre Aufgabe erfüllt , und die Uferstaaten-Commission die 
in dem vorstehenden Artikel unter Nr. 1 und 2 bezeichneten 
Arbeiten vollendet haben wird. Sobald diese Thatsache zur 
Kenntniss der in Conferenz vereinigten unterzeichnenden 
Mächte gelangt sein wird , werden dieselben , nachdem si<3 
hievon Akt genommen haben , die Auflösung der europäi- 
schen Commission aussprechen , und von da an wird die 
beständige Uferstaaten-Commission mit denselben Befugnis- 
sen versehen sein, mit welchen bis dahin die europäische 
Commission ausgestattet gewesen ist. 

Art. 19. Um die Ausführung der Vorschriften, welche 
nach den oben ausgesprochenen Grundsätzen, durch gemein- 
same Uebereinkunft beschlossen worden sein werden, zu 
sichern, wird jede der Vertrag schliessenden Mächte das 
Recht haben, zu jeder Zeit zwei leichte Schiffe an den 
Mündungen der Donau aufzustellen. 

Art. 20. Im Austausche der Städte, Häfen und Ge- 
biete , welche sich im Artikel 4 des gegenwärtigen Vertra- 
ges aufgezählt finden , und um die Freiheit der Donau- 
schiffahrt besser zu sichern, willigen Seine Majestät der 
Kaiser aller Keussen in eine Berichtigung Ihrer Gränze in 
Bessarabien. 

Die neue Gränze wird am schwarzen Meere , Einen 
Kilometer östlich vom See Bourna-Sola , ihren Ausgangs- 
punkt nehmen, die Strasse von Ackermann senkrecht errei- 
chen, diese Strasse bis zum Trajanswall verfolgen, im Süden 
von Belgrad vorüberziehen , dem Flusse Jalpuck entlang 
bis zur Höhe von Saratsika hinaufsteigen und bei Katamori 
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den Prutli erreichen. Stromaufwärts von diesem Punkte 
wird die alte Gränze zwischen den beiden Reichen keine 
Aenderung erleiden^ 

Abgeordnete der Vertrag schliessenden Mächte werden 
den Zug der neuen Gränze im Detail festsetzen. 

Art. 21. Das voil Eussland abgetretene Gebiet wird mit 
dem Fürstenthume Moldau unter der Suzeränität der hohen 
Pforte vereiniget werden. 

Die Bewohner dieses Gebietes werden der den Fürsten- 
thümern zugesicherten Eechte und Privilegien theilhaftig 
werden, und es wird ihnen erlaubt sein, während eines Zeit- 
raumes von drei Jahren ihren Wohnsitz anderswo zu 
nehmen, unter freier Verfügung über ihr Eigenthum. 

Art. 22. Die Fürsten thümer Walachei und Moldau 
werden unter der Suzeränität der Pforte und unter Garan- 
tie der Vertrag schliessenden Theile diejenigen Privilegien 
und Vorrechte zu geniessen fortfahren, welche sie besitzen. 
Von keinem der Vertrag schliessenden Theile wird ein aus- 
schliessliches Schutzrecht über sie ausgeübt werden. — Es 
wird kein besonderes Recht der Einmischung in ihre inneren 
Angelegenheiten bestehen. 

Art. 23.. Die hohe Pforte verpflichtet sich, den ge- 
dachten Fürstenthümern eine unabhängige und nationale 
Administration, sowie die volle Freiheit des Cultus, der 
Gesetzgebung, des Handels und der Schiffahrt zu belassen. 

Die G esetze und Statuten , welche heute in Kraft sind, 
werden einer Revision unterzogen werden. — Um in dieser 
Beziehung eine völlige üeb er einst immung zu erzielen, wird 
eine besondere Commission, rücksichtlich deren Zusammen- 
setzung die hohen Vertrag schliessenden Mächte sich ein- 
verstehen werden, ohne Zeitverlust mit einem Commissär 
der hohen Pforte in Bukarest sich vereinigen. Die Aufgabe 
dieser Commission wird sein , über den gegenwärtigen Zu- 
stand der Fürstenthümer Erhebungen zu pflegen und über 
die Grundlagen ihrer künftigen Organisation Vorschläge zu 
erstatten. 

Art. 24. Seine Majestät der Sultan versprechen, in 
jeder der beiden Provinzen unverzüglich einen Divan ad 
hoc zusammenzuberufen, der in einer Weise zusammen- 
gesetzt sein wii:d, um die genaueste Vertretung der Interes- 
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seil aller Classen der Gesellscliaft darzustellen. — Diese 
Divans werden berufen sein, die Wünsclie der Bevölkerun- 
gen in Bezug auf die definitive Organisation der Fürsten- 
thümer auszusprechen. 

Eine Instruction des Congresses wird die Beziehungen 
der Commission mit diesen Divans regeln. 

Art. 25. Die Commission wird, nachdem sie die von 
den beiden Divans ausgesprochenen Ansichten in Erwägung 
gezogen hat, dasEesultat ihrer eigenen Arbeit ohne Zeitverlust 
an den gegenwärtigen Sitz der Conferenzen übermitteln. 

Das schliessliche Einverständniss mit der Süzeränen 
Macht wird durch eine zu Paris zwischen den Vertrag 
schliessenden Theilen abgeschlossene Convention bekräftiget 
werden, und ein mit den Bestimmungen der Convention im 
Einklänge stehender Hatti-Scheriff wird die Organisation 
dieser Provinzen, welche in Zukunft unter die gemeinsame 
Garantie aller Vertrag schliessenden Theile gestellt sein 
werden, definitiv festsetzen. 

Art. 26. Man ist übereingekommen, dass in den Für- 
stenthümem eine nationale bewaffnete Macht zu dem Zwecke 
bestehen wird, um die Sicherheit im Innern aufrecht zu 
halten, und jene der Gränzen 5{u schützen. Den ausser- 
ordentlichen Vertheidigungs-Massregelii, welche sich diesel- 
ben, einverständlich mit der hohen Pforte, zur Zurückwei- 
sung jedes fremden Angriffes zu treffen veranlasst sehen 
sollten, darf kein Hinderniss irgend einer Art entgegen 
gestellt werden. 

Art. 27. Wenn die innere Ruhe der Fürsteiithümer be- 
droht oder gefährdet sein sollte, wird sich die hohe Pforte 
mit den übrigen Vertrag schliessenden Mächten über die 
geeigneten Massregeln ins Einvernehmen setzen, um die 
gesetzliche Ordnung zu erhalten, oder wieder herzustellen. 
Eine bewaffnete Intervention kann ohne ein vorläufig zwischen 
den Mächten getroffenes Einverständniss nicht stattfinden. 

Art. 28. Das Fürstenthum Serbien wird in seinem 
Abhängigkeitsverhältniss zu der hohen Pforte verbleiben, in 
Gemässheit der kaiserlichen IJats , welche seinen von uun 
an imter die gemeinsame Garantie der Vertrag schliessenden 
Theile gestellten Rechte und Freiheiten festsetzen und be- 
stimmen. 
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Das gedachte Fürstenthum wird demnach seine unabhän- 
gige und nationale Verwaltung, sowie die volle Freiheit des Cul- 
tus, der Gesetzgebung, des Handels und der Schiffahrt behalten. 

Art. 29. Das Garnisonsreeht der hohen Pforte, in der 
Art, wie sieh dasselbe durch die früheren Bestimmungen 
festgesetzt findet, ist aufrecht erhalten. Keine bewaffiiete 
Intervention kann ohne vorläufige Verständigung der hohen 
Vertrag schliessenden Theile in Serbien stattfinden. 

Art. 30. Seine Majestät der Kaiser aller Eeussen und 
Seine Majestät der Sultan halten ihren Besitzstand in Asien , 
so wie derselbe vor dem Ausbruche der Feindseligkeiten 
gesetzlich bestand, in seiner Integrität aufrecht. 

Um jedem örtlichen Streite vorzubeugen, wird jedoch 
der Zug der Gränze erhoben, und, falls es nothwendig sein 
sollte, berichtiget werden , jedoch so , dass hieraus weder 
für den einen noch den anderen der beiden Theile, ein Xach- 
theil für den Gebietsumfang erwachsen kann. 

Zu diesem Ende wird eine gemischte Commission, zu- 
sammengesetzt aus zwei russischen, zwei türkischen, einem 
französischen und einem englischen Commissäre, un- 
mittelbar nach Wiederherstellung der diplomatischen Be- 
ziehungen zwischen dem kaiserlich-russischeji Hofe und der 
hohen Pforte an Ort und Stelle gesendet werden. Ihre Arbeit 
soll binnen eines Zeitraumes von acht Monaten, von dem 
Austausche der Ratificationen des gegenwärtigen Vertrages 
an zu rechnen, vollendet sein. 

Art. 31. Die von den Truppen Ihrer Majestäten des 
Kaisers von Oesterreich, des Kaisers der Franzosen, der 
Königin des vereinigten Königreiches von Grossbritannien 
und Irland und des Königes von Sardinien, kraft der zu 
Constantinopel am 12. März 1854 zwischen Frankreich, 
Grossbritannien und der hohen Pforte, den 14. Juni des- 
selben Jahres zwischen Oesterreich und der hohen Pforte, 
dann den 15. März 1855 zwischen Sardinien und der hohen 
Pforte abgeschlossenen Verträge, besetzt gehaltenen Gebiete 
werden nach Austausch der Ratificationen des gegenwärtigen 
Vertrages sobald als möglich geräumt werden. Die Fristen 
und die Mittel der Ausführung werden den Gegenstand einer 
Vereinbarung zwischen der hohen Pforte und den Mächten 
ausmachen, deren Truppen ihr Gebiet besetzt haben. 
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Art. 32. Bis die zwischen den Krieg führenden Mäch- 
ten vor dem Kriege bestandenen Verträge und Conventio- 
nen erneuert oder durch neue diessfällige XJebereinkommen 
ersetzt worden sein werden wird der Einfuhr- und Aus- 
fuhrhandel wechselseitig nach Massgabe der vor dem Kriege 
in Kraft gestandenen Bestimmungen stattfinden, und ihre 
ünterthanen werden gegenseitig in jeder anderen Beziehung 
auf demselben Fusse, wie jene der am meisten begünstigten 
Nation behandelt werden. 

Art. 33. Die an diesem Tage zwischen Ihren Maje- 
stäten dem Kaiser der Franzosen, der Königin des vereinig- 
ten Königreiches von Grossbrittannien und Irland einerseits 
und Seiner Majestät dem Kaiser aller Reussen andererseits, 
in betreff der Aland-Inseln geschlossene Convention ist und 
bleibt dem gegenwärtigen Vertrage angeschlossen und wird 
dieselbe Kraft und Giltigkeit haben, als wenn sie einen Be- 
ätandtheil desselben ausmachen würde. 

Art. 34. Der gegenwärtige Vertrag wird ratificirt und 
die Katificationen werden zu Paris binnen vier Wochen — 
oder wenn möglich — früher ausgewechselt werden. 

ürkund dessen haben die respectiven Bevollmächtigten 
<lenselben unterzeichnet und mit ihrem Wapensiegel versehen. 

So geschehen zu Paris den dreissigsten Tag des Mona- 
tes März des Jahres Eintausend achthundert sechsundfünfzig. 



(L. S.) Bnol-Sehanenstein 

(L. S.) Bftbner 

(L. S.) A. Walewski 

(L. S.) Bonrqneney 

(L. 8.) Clarendon 

(L. 8.) Cowley 

(L. 8.) Mantenffel 

(L. S.) Hatzfeldt 

(L. 8.) Orloff 

(L. 8.) Brnnnow 

(L. 8.) €• Cavonr 

(L. 8.) De Villamarina 

(L. 8.) Aali 

(L. 8.) MeheMMed Djemil 



'für Oesterreich. 



für Frankreioii. 



für Grossbrittannien. 



für Preussen, 
> für Kussland. 



\ 



für Sardinien. 



für die Türkei. 



•» 
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Transitorischer Zusatz-Artikel. Die Bestiiii- 
mungen des am heutigen Tage unterzeichneten Vertrages 
über die Meerengen, werden auf die von den Krieg fuh- 
renden Mächten zur Eäumung der von Ihren Armeen be- 
setzten Gebietstheile verwendeten Kriegsschiffe keine An- 
wendung finden; die vorgedachten Bestimmungen werden 
jedoch unmittelbar nach Beendigung dieser Eäumung wieder 
in volle Kraft treten. 

So geschehen zu Paris den dreissigsten Tag desMonate.«? 
März des Jahres Eintausend achthundert sechsundfünfzig. 

Unterschriften wie oben. 



SeilAgfe I. 

Im Namen des allmächtigen Gottes. 

Nachdem Ihre Majestäten der Kaiser von Oesterreicb. 
der Kaiser der Franzosen, die Königin des vereinigten Kö- 
nigreiches von Grossbrittannien und Irland, der König von 
Preussen, der Kaiser aller Reussen . Allerhöchst welche die 
üebereinkunft vom dreizehjiten Juli des Jahres Eintausend 
achthundert Einundvierzig unterzeichnet haben, und Seine 
Majestät der König von Sardinien Ihren einmöthigen 
Entschluss, Sich an die von Alters her bestehende Eegel 
des osmanischen lleiehes zu halten, welcher zufolge die 
Meerengen der Dardanellen und der ßosphorus für fremde 
Kriegsschiffe geschlossen sind, .so lange die Pforte sich im 
Frieden befindet, gemeinschaftlich bekunden wollten; 

so sind Ihre genannten Majestäten einerseits und Seine 
Majestät der Sultan andererseits übereingekommen, die zu 
London am dreizehnten Juli Eintausend achthundert Ein- 
undvierzig abgeschlossene Convention mit einigen Abände- 
rungen in Nebenbestimmungen, welche dem ihr zum Grunde 
liegenden Principe keinen Eintrag thun. zu erneuern. 

Ihre gedachten Majestäten haben sonach zu diesem 
Ende die Nachbenannten zu Ihren Bevollmächtigten ernannt 
die P. T, Unterfertigten, welche, nach Ausw^echlung ihrer in 
gehöriger Form befundenen Vollmachten, sich über nach- 
stehende Artikel geeiniget haben: 
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: Art. 1. Seine Majestät der Sultan einerseits erklärt 
Seinen festen Entschluss, den als althergebraclite Kegel 
Seines Eeiches unveränderlich feststehenden Grundsatz, kraft 
dessen von jeher den Kriegschiffen fremder Mächte das 
Einlaufen in die Meerengen der Dardanellen und des 
Bosphorus untersagt war, in Zukunft aufrecht zu halten, 
und, so lange die Pforte sich im Frieden befindet, kein 
fremdes Kriegsschiff in die genannten Meerengen zuzulassen. 

Und andererseits verpflichten Sich Ihre Majestäten der 
Kaiser von Oesterreich, der Kaiser der Franzosen, die Kö- 
nigin des vereinigtenKönigreichesGrrossbrittannienundIrland, 
der König von Preussen, der Kaiser aller Reussen und der 
König von Sardinien diesen Entschluss des Sultans zu ach- 
ten und nach dem oben ausgesprochenen Grundsatze Sicli 
zu richten. 

Art. 2. Der Sultan behält Sich vor, wie bisher, den 
herkömmlicher Weise für den Dienst der Gesandtschaften 
befreundeter Mächte verwendeten leichten Kriegsfahrzeugen 
Fermane zur JDurchfahrt auszustellen. 

Art- 3. Dieselbe Ausnahme gilt von den unter Kriegs- 
flagge segelnden leichten Fahrzeugen, welche jede der 
Vertrag scliessenden Mächte berechtiget ist, an den Mün- 
dungen der Donau zur Sicherung der Ausführung der auf 
die Freiheit des Stromes bezüglichen Vorschriften zu unter- 
halten, und deren Zahl zwei für jede Macht nicht über- 
schreiten darf. 

Art, 4. Die gegenwärtige Uebereinkimft, welche eine 
Beilage des am heutigen Tage zu Paris unterzeichneten 
Hauptvertrages bildet, wird ratificirt und die Ratificationen 
werden binnen vier Wochen oder, wenn möglich, noch 
früher ausgewechselt werden. 

XJrkund dessen haben die betreffenden Bevollmächtigten, 
selbe unterzeichnet und ihr Wapensiegel beigedrückt. 

Geschehen zu Paris, am dreissigsten Tage des Monates 
März des Jahres Eintausend achthundert sechsundfunfzig. 

Unterschriften wie oben. 



t,j* 



[9G Anhang: C. Stnatsv^ertrag von Paris, 30. März iSr»6. 



Im Namen des allmächtigen Gottes *). 

Seine Majestät der Kaiser aller Keussen und Seine kai- 
serliche Majestät der Sultan haben in Anbetracht des Grund- 
satzes der Neutralisirung des schwarzen Meeres, welcher 
durch die in dem Protokolle Nr. 1 , unterzeichnet zu Paris 
am 25. Februar des laufenden Jahres, enthaltenen Prälimi- 
narien festgestellt ist, und in der Absicht hiernach im ge- 
meinschaftlichen Einverständnisse die Zahl und die Stärke 
der leichten Fahrzeuge zu bestimmen, die Sie Sich Yorbe- 
halten haben, im schwarzen Meere zum Behufe des Dienstes 
an Ihren Küsten zu unterhalten, — beschlossen, zu diesem 
Knde eine besondere üebereinkunft zu unterzeichnen und 
liierzu ernannt die P. T. Unterfertigten, welche nach Aus- 
tausch ihrer in gehöriger Form befundenen Vollmachten 
sich über folgende Artikel geeiniget haben: 

Art. 1. Die hohen Vertrag schliessenden Theile ver- 
pflichten Sich gegenseitig, im schwarzen Meere keine anderen 
Kriegsfahrzeuge zu unterhalten, als jene, deren Anzahl. 
Stärke und Ausmass hier unten festgesetzt sind. 

Art. 2. Die hohen Vertrag schliessenden Theile behal- 
ten Sich vor, jeder in dem genannten Meere sechs Dampf- 
schiffe von fünfzig Meter Länge über dem Wasserspiegel und 
von einem Tonnengehalte von höchstens achthundert Ton- 
nen, und vier leichte Dampf- oder Segelschiffe von je einem 
zweihundert Tonnen nicht überschreitenden Tonnengehalte 
zu unterhalten. 

Art. 3. Die gegenwärtige üebereinkunft, welche eine 
Beilage des am heutigen Tage zu Paris unterzeichneten 
Hauptvertrages bildet, wird ratificirt imd die Ratificationen 
werden binnen vier Wochen oder, wenn thunlich. früher 
ausgewechselt werden. 

ürkund dessen haben die betreffenden Bevollmächtig- 
ten selbe unterfertiget und mit ihrem Wapensiegel versehen. 



) Dieser Separat vertrag wurde 1870 von Kussland «gekündigt. 
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Gesckehen zu Paris, am dreissigsten Tage des Monates 
März im Jahre Eintausend achthundert sechsundfunfzig. 

(L. SJ Orloff } 4^- jy ^ A 

}t a \ n } iwr liussiand, 

(L. S.) Brnnnow j ' 

(L. S.) Aali I £^^ ^.^ Türkei 

(L. S.) MehemmedDjenilj 



Im Namen des allmächtigen Gottes. 

Seine Majestät der Kaiser der Franzosen, Ihre Majestät 
die Königin des vereinigten Königreiches Grossbrittannien 
und Irland und Seine Majestät der Kaiser aller Reussen, 
haben in der Absicht , das zwischen Ihnen so glücklicher 
Weise wieder hergestellte Einverständniss im Oriente auf 
die Ostsee auszudehnen und dadurch die Segnungen des all- 
gemeinen Friedens zu befestigen, beschlossen, eine lieber- 
einkunffc zu treffen und zu diesem Ende ernannt die P. T. 
Unterfertigten, welche, nach Auswechslung ihrer YoUkommen 
richtig befundenen Vollmachten, über die nachstehenden 
Artikel übereingekommen sind: 

Art. 1. Seine Majestät der Kaiser aller Eeussen , um 
dem Ihm von Ihren Majestäten dem Kaiser der Franzosen 
und der Königin des vereinigten Königreiches Grossbrittan- 
nien und Irland geäusserten Wunsche zu entsprechen, er- 
klärt, dass die Aland-Inseln nicht werden befestiget und 
daselbst weder ein militärisches noch ein See-Etablissement 
werde erhalten oder gegründet werden. 

Art. 2. Die gegenwärtige üebereinkunft , welche eine 
Beilage des zu Paris am heutigen Tage unterzeichneten 
Hauptvertrages bildet, wird ratificirt und die Ratificationen 
werden innerhalb vier Wochen oder, wenn möglich, noch 
früher ausgewechselt werden. 

ürkund dessen haben diebetreffenden Bevollmächtigten 
selbe unterfertiget und mit ihrem Wapensiegel versehen. 
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Geschehen zu Paris, am dreissigsten Tage des Monates 
März im Jahre Eintausend achthundert sechsundfunfzig. 

(L. S.) A. Walewski ) p.. -r. i . ■• 

;t o \ o } ™r J^ rankreich, 

(L. 8.) Bonrqmney ) ■ 

(L. S.) Clarendon )/... ^ i. -xx • 
(L: S.) Cowley jfurGrossbnttanmeD, 

(L. S.) Orloff ) ^ Russland 

(L. S.) Brunow ^ *'''' Kussland. 



Declaratioii 

vom 16. April 1856 über die Bechte der Neutralen. 

Die BevollmächtigteUj welche den Pariser Vertrag vom 
dreissigsten März Eintausend achthundert sechsundfunfzig 
unterzeichnet haben, 

in Erwägung, 

dass das Seerecht in Kriegszeiten durch lange Zeit der 
Gegenstand bedauerlicher Streitigkeiten gewesen ist; 

dass die üngewissheit des Rechtes und der Pflichten in 
dieser Beziehung zu Meinungsverschiedenheiten zwischen 
den Neutralen und den Kriegführenden Anlass gibt, aus wel- 
chen ernste Schwierigkeiten und selbst Gonflicte entstehen 
könnten ; 

dass es folglich vortheilhaft ist, eine gleichmässige 
Rechtsanschauung in einem so wichtigen Punkte festzu- 
stellen ; 

dass die auf dem Congresse zu Paris versammelten Be- 
vollmächtigten den Absichten, von welchen ihre Regierun- 
gen beseelt sind, nicht besser zu entsprechen vermögen , als 
indem sie in dieser Hinsiclit in die völkerrechtlichen Be- 
ziehungen feststehende Grundsätze einzuführen trachten; 

sind, hierzu mit der gehörigen Vollmacht versehen, 
übereingekommen, sich über die Mittel zur Erreichung dieses 
Zweckes zu verständigen, und haben nach erzieltem Einver- 
ständnisse folgende feierliche Erklärung erlassen : 
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1. Die Caperei ist und bleibt abgeschafft. 

2, Die neutrale Flagge deckt die feindliche Waare, mit 
Ausnahme der Kriegs-Contrebande. 

3. Die neutrale Waare kann mit Ausnahme derKriegs- 
<Jontrebande unter feindlicher Flagge nicht init Beschlag be- 
legt werden. 

4, Die Blokaden müssen, um rechtsverbindlich zu sein, 
wirksam sein, das heisst^ durch eine Streitmacht aufrecht er- 
halten w^erden, welche hinreichend stark ist, um dem Feinde 
die Annäherung an das Ufer wirklich verwehren zu können. 

Die Regierungen, der unterzeichneten Bevollmächtigten 
verpflichten sich, diese Erklärung zur Kenntniss derjenigen 
Staaten zu bringen, die nicht zur Theilnahme an dem Pa- 
riser Congresse berufen waren, und dieselben zum Beitritte 
einzuladen. 

In der Ueberzeugung, dass die so eben kundgegebenen 
Urundsätze von der ganzen Welt nur mit Dankbarkeit auf- 
irenommen werden können, zweifeln die unterzeichneten 
Bevollmächtigten nicht,, dass die Bemühungen ihrer Regie- 
rungen, um die Annahme derselben allgemein zu machen, 
von vollständigem Erfolge gekrönt sein werden. 

Die gegenwärtige Erklärung ist und wird nur zwischen 
denjenigen Mächten verbindende Kraft haben, die derselben 
beigetreten sind oder beitreten werden. 

So geschehen zu Paris den 16. April 1856. 

Unterzeichnet *) : 

Bvol-Sehaiienstein, Hfibner, für Oesterreich, 
A. Walewski, Boorqneney, für Frankreich, 
Clarendon, Cowley, für Grossbrittannien, 
Mantenffel) Hatzfeldt, für Preussen, 
Orloff, Brnnnow, für Russland, 
€• CaTonr, De Villanarina, für Sardinien, 
Aali, Mehemned Djimil, fiir die Türkei. 



*; Ausser diesen vertragschliessenden Mächten traten auch noch naQ,hfolgcnde 
Staaten der Deelaration vom 16. April 1856 hei: Baden, Baiern, Belgien, Bremen, 
l^rasilicn. Herzogthum Braunschweig, Chili, die Argentinische Oonfod^ration, der 
<Ieutsche Bund (nach dem Bestände im Jahre 1856), Dänemark, beide Sicilieiv, dio 
liopuhlik Eguador, die päpstlichen Staaten , Griechenland, Guatemala, Hayti^ H^ira- 
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Staatsrertrag Yom 18. März 1871, 

über die SchifByurt auf dem schwanen Meere und der Donati» 



Im Namen Gottes des AUmächtigen. 

Se. 3[aje8tät der Kaiser von Oesterreich , König vou 
Böhmen etc. und Apostolischer König von Ungarn; Se. 
Majestät der deutsche Kaiser. König von Preussen ; der Chef 
der executiven Gewalt der französischen Republik; Ihre 
Majestät die Königin des vereinigten Königreiches von 
Grossbrittannien und Irland; Se. Majestät der König von 
Italien: Se. Majestät der Kaiser aller Eeussen und Se. 
Majestät der Kaiser der Ottomanen: 

haben für nöthig erachtet, ihre Bevollmächtigten zu einer 
Conferenz in London zusammentreten zu lassen, um sich im 
Geiste der Eintracht über die Revision derjenigen Bestim- 
mungen des zu Paris am 30. März 1856 abgeschlossenen 
Vertrages zu verständigen, welche die Schifffahrt auf dem 
schwarzen Meere so wie auf der Donau betreffen ; von dem 
Wunsche beseelt, gleichzeitig in jenen Gegenden der Ent- 
wicklung der commerciellen Thätigkeit aller Nationen neue 
Erleichterungen zu sichern, haben die hohen vertragschlies- 
senden Theile beschlossen, einen Vertrag abzuschliessen und 



bürg, Hannover, die beiden Hessen, Lübeck, Mecklenbarg-Strelitz, Mecklenburg- 
Schwerin, Nassau, Oldenburg, Parma, die Niederlande, Peru, Portugal, Sachsen. 
Sachsen-Altcnburg, Sachsen-Coburg-Gotha, Sachsen-Meiningen, Sachsen- Weimar, 
Schweden, Schweiz und Württemberg. Auch die Regierung von Uruguay trat vorbe- 
haltlich der nun erfolgten Genehmigung der gesetzgebenden Gewalt sofort vollständig 
bei; Spanien, ohne der Dedaration vom 16. April wegen des ersten Punktes, welcher 
die Abschaffung der Caperei betrifft, beizutreten, erwiderte, dass es die drei anderen 
Punkte annehme; Mexico gab dieselbe Antwort. Die Vereinigten Staaten von Nord- 
amerika ihrerseits wären zum Beitritte bereit gewesen, wenn man der Abschaffung 
der Gaperei noch anzufügen sich entschlossen hatte, dass das Privat-Eigenthum der 
Unterthanen oder Büiger der „Krieg führenden** Nationen Seitens der respectiveii 
Kriegsflotten nicht weggenommen werden kann, ausser es bestände in Kriegs- 
Oontrebande. 
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ZU diesem Beliufe zu ihren Bevollmächtigten ernani;it die 
P. T. Unterfertigten, welche nach Auswechslung ihrer in 
guter und gehöriger Form befundenen Vollmachten über 
folgende Artikel übereingekommen sind: 

Art. 1. Die Artikel 11, 13 und 14 des Pariser Vertrages 
vom 30. März 1856, so wie die zwischen der hohen Pforte 
und Russland abgeschlossene und dem besagten Art. 14 bei- 
gefügte Specialcpnvention sind aufgehoben und werden durcli 
die folgenden Artikel ersetzt: 

Art. 2. Das Princip der Schliessung der Meerengen der 
Dardanellen imd des ßosphorus , wie es in der Specialcon- 
vention vom 30. März 1856 festgesetzt wurde, bleibt auf- 
recht erhalten ; es steht jedoch Sr. Majestät dem Sultan frei. 
die besagten Meerengen in Friedenszeit den Kriegsschiffen 
der befreundeten und verbündeten Mächte in ^ dem Falle zu 
öffnen, als es die hohe Pforte zum Schutze der Ausführung 
der Bestinunungen des Pariser Vertrages vom 30. März 1856 
für nöthig erachten würde. 

Art. 3. Das schwarze Meer bleibt, wie bisher, der 
Handelsmarine aller Nationen offen. 

Art. 4. Die durch den Artikel 1 6 des Pariser Vertrages 
eingesetzte Commission, in welcher jede der mitunterzeich- 
neten Mächte durch einen Delegirten vertreten ist und 
welche beauftragt wurde , die von Isaktcha an nöthigen 
Arbeiten zu bezeichnen und ausführen zu lassen, um die 
Donau-Mündungen so wie die angrenzenden Theile des 
schwarzen Meeres von Sand und anderen sie verlegenden 
Hindernissen frei zu machen, um diesen Theil des Stromes 
und die besagten Theile des schwarzen Meeres in den 
bestschiffbaren Stand zu setzen, wird in ihrer gegenwärtigen 
Zusammensetzung aufrecht erhalten. Die Dauer dieser Com- 
mission wird für einen ferneren Zeitraum von zwölf Jahren 
festgesetzt, vom 24. April 1871 an gerechnet, d. h. bis zum 
24. April 1883, dem Amortisirungstermine des von dieser 
Commission unter der Garantie von Oesterreich-Üngarn. 
Deutschland, Frankreich, Grossbrittannien , Italien und der 
Türkei aufgenommenen Anlehens. 

Art. 5. Die Bedingungen des Wiederzusammentrittes 
der durch den Art. 17 des Pariser Vertrages vom 30. März 
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1856 eingesetzten Üferstaaten-Comnaission werden durch 
ein vorläufiges Einvernehmen der üfermächte festgesetzt 
werden, ohne die auf die drei Donau-Fürstenthümer bezüg- 
liche Clausel zu präjudiciren, und so weit es sich um eine 
Modification des Art. 17 des besagten Vertrages handeln 
würde, wird diese letztere den Gegenstand einer besonderen 
Convention der mitunterzeichneten Mächte bilden. 

Art. 6. Da die Ufermächte jenes Theiles der Donau, wo 
die Stromschnellen und das Eiserne Thor der Schifffahrt 
Hindernisse bereiten, sieh vorbehalten, zum Behufe der 
Beseitigung dieser Hindemisse unter einander ein üeberein- 
konunen zu treffen, gestehen ihnen die hohen vertragschlies- 
senden Theile schon jetzt das Eecht zu, eine provisorische 
Taxe von den Handelsschiffen jeder Flagge , welche fortan 
von den hieraus entspringenden Vortheilen Gebrauch machen 
werden, insolange einzuheben, bis die zur Ausführung der 
Arbeit contrahirte Schuld getilgt sein wird, und sie erklären, 
dass der Art. 15 des Pariser Vertrages vom Jahre 1856 auf 
diesen Theilen des Flusses für den zur Kückzahlung der in 
-Rede stehenden Schuld nöthigen Zeitraum nicht anwend- 
])ar sei. 

Art. 7. Alle von der europäischen Commission in Aus- 
führung des Pariser Vertrages vom Jahre 1856 oder des 
gegenwärtigen Vertrages in's Werk gesetzten Arbeiten und 
Anstalten jeder Art werden fortfahren, dieselbe Neutralität 
zu gemessen, unter deren Schutze sie bisher gestanden sind 
und welche ebenso in Hinkunft unter allen Umständen von 
den vertragschliessenden Theilen geachtet werden wird. 

Die hieraus sich ergebenden Vortheile der Ausnahms- 
stellung werden sich auf das ganze Verwaltungs- und tech- 
nische Personale der Commission erstrecken. Es ist jedoch 
Avohlverstanden, dass durch die Bestimmungen dieses Artikels 
das Recht der hohen Pforte , wie von jeher auf Grund ihrer 
Landeshoheit ihre Kriegsschiffe in die Donau einlaufen zu 
lassen, in keiner Weise berührt wird. 

Art. 8. Die hohen vertragschliessenden Theile erneuern 
und bestätigen alle jene Bestimmungen des Vertrages vom 
30. März 1856 so wie seiner Beilagen, welche nicht durch 
gegenwärtigen Vertrag aufgehoben und abgeändert werden. 
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Art. 9. Der gegenwärtige Vertrag* wird ratificirt und 
die ]\atificationen desselben werden in London binnen sechsi 
AVoelien oder, w^enn es thunlich ist, früher ausgetauscht 
TNerden. 

Urkund de^sseu haben die betreffenden BevoUmäclitigten 
cleiisselben gefertigt und ihre Wapensiegei beigedrüekt. 

Geschehen in l^ondon den dreizehnten Tag des Monats 
März des Jahres eintausendachthunderteinundsiebenzig. 

(L. S.) Apponyi m. p., für Oesterreich. 

(L. 'S.) Broglie m. p.. für Frankreich. 

(L. 8. ) Cad^rna m. p., für Italien. 

(L. 8.) Bernstorff ni. p., für Deutschland. 

(L. 8.) Chranville m. p». für Grossbrittannien. 

(L. 8.) BrVMOW m. p.. für Russland. 

(L, 8.1 Nnsnr«^ m. ]).. für die Türkei. 
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Anhang D 



internationale Verträge zur Unterdrückung des 

Negerhandels. 



Anhang 0. 20 



Declaratioii der Mächte ddo. 8. Februar 1815. 

Les plenipotentiaires des puissances qui ont signele traue 
de Paris du 30 Mai 1814^ reunis en Conference, ayant pris en 
consideration qtie le commerce connue sous le no7)i de traue des 
Negres d!Afrique a ete mvisage par les hommes^ justes et 
eclodres de tous les temps, comme repugnant aux prindpes 
(VJitimanite et de morah universelle ; 

Que les circonstances particidieres auxquelles ce commerce 
a du sa naissance^ et la difficulte d!en interrompre brusquement 
le cours^ ont pu couvrir jusqvHa un certain point ce qvlil y 
avait d!odieux dans sa conversation , mais qvüenfin la voix 
publique s^est elevee dans tous les pays civilis4s pour demander 
qv!il sott supprime le plutöt possible ; 

Que depuls que le caractere et les d4tails de ce commerce 
ont ete mieux connus^ et les maux de toute espece qui Vaccom- 
pagnent, completement devoiles, plusieurs des gouvemementif 
europeens ont pris en effet la r^solution de le faire cesser, et 
que successivement toutes les puissances posaedant des colonies 
dans les differentes parties du monde ont reconnuj soitpar des 
actes legislatifs soit par des trait^s et autres engagements 
formeis, P Obligation et la necessit4 de V abolir : 

Qu£, par un artich separe du dernier traite de Paris , la 
Gxande-Bretagne et la Fraiftce se soni engagees d reunir leurs 
(ßorts at6 congres de Vienne pour faire prononcer , par toutes 
les puissances de la chretiente Vabolition universelle et definitive 
de la traite des Negres; 

Que les plenipotentiaires rassembl^s dans ce congrhs ne 
sauraient mieux honore leur missimi, remplir leur devoir, et 
manifester les principes qui guident leurs augustes souverains. 
qulen travaiUant a realiser cet engagement: et en proclamant^ 
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au nom de leurs souverains le voue de m^ftre un terrae a un 
fl4au qui a si long-temps d4^oU VAfrique^ d^grddd VEurope^et 
offlige Vhumanite; 

Les dits plenvpotentiaires sont convenus d^ouvrir leurs 
(kUberations sur les moyens d^accomplir un objet aussi salutaire^ 
par une d4claration solennelle des principes qui les ont dirig4s 
dans ce travail. 

En co7isequence , et duement autoris^e ä cet acte par 
Tadhesion unanime de leurs cours respectwesy au principe 
enonce dans le dit article separ4 du traite de Paris, ils declarent 
a la face d!Europe^ que^ regardant Vabolition universelle de 
la trait4 des l^egres comme une mesure particulierement digne 
de leur attention^ conforme h Vesprit du siede et aux principes 
gin4reux de leurs augustes souverains^ ils sont anim4s du d4sir 
sincere de concourir a Vexecution la plus prompte et la plus 
officace de cette mesure^ par tous les moyens^ avec tout le zUe 
et toute la pers4verance qu^ils doivent ä une aussi grande et 
belle cause. 

Trop instruits toutefois des sentiments de leurs souverains^ 
pour ne pas prevoir que , quelque konorable que soit leur bui^ 
ils ne le poursuivront pas sans de justes menagements pour les 
mt^r^ts. les habitudes et les preventions mSmes de leurs sujets^ 
les dits pUnipotentiaires reconnaissent en meme temps que cette 
d4claration generale ne saurait pr4juger le terme que chaque 
puissance en particulier pourrait ^ envisagcr comme le plus 
convenable pour Vabolition definitive du commerce des Negres : 
par consequent^ la determinaJtion de Tepoque oü ce commerce 
doit universellement cesser^ sera un objet de negotiatiofi entre 
les puissances] bien entendu que Von ne n4gligera aucun moyen 
propre a en assurer et a en acceUrer la mar che; et que 
Hengagement r4ciproque contracte par la pr4sente declaration 
entre les Souverains qui y ont pris part^ ne sera consid4re 
ccmme rempli qulau moment oic un succes complet au?*a 
couronn4 leurs efforts r4unis. 

Enpo7'tant cette D4claration ä la connaissance de VEurope 
et de toutes les Nations civilis4es de la terre^ les dits Plenipoten- 
tiaires se ßattent d!engager tous les autres Gouvernements , et 
notamment ceux qul^ en abolissant la traite des Negres, ont 
manifeste dejä les mSmes sentiments. a les ajypuyer de leur 
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suffrage dans une cause , dont le triomphe final sera un des 
plus heaux monumens du stiele qui Ta emhrass4e et qui Vaura 
glorieusement termin4e. 

Vi enne le huit Fevrier mä-liuit-cenUquinze. 

Sign4: 



Casttereagh. Gomez Labrador. 

Stewart. Pal/meUa. 

WeUmgton. Saldanha. 

Nesselrode. Zobo. 

Lowenhielfn. Humboldt. 

TaUeyrand. Mettemich. 



Beschlüsse des Congresses in Verona Yom 

28. November 1822. 

Les pUnipotentiaires d! Autriche^ de France^ de la Grande- 
Bretagne^ de Prasse et de Bicsste^ r4unis en congres ä V4rone^ 
consid4Tant que leurs augustes souverains ont pris pari a la 
d4claration du 8 Fevrier 1815 , par laquelle les puissances 
reunies au congrhs de Vtenne ont proclam4 h la face de 
rJEurope leur r4solution invariable de faire cesser le commerce 
connu sous le nom de la traue des negres d'Afrique. 

Gonsid4rant de plus que , malgr4 cette declaration et en 
d4pit des mesures legislatives dont eile a 4te suivie dans 
plusieurs pays , et des differens trait^s conclus deputs la dite 
epoque entre les puissances maritimes , ce comm,erce^ solennelle" 
ment proscrit a Continus jusqvH h ce jour^ qv!il a gagn4 en 
irUensit^ ce quHl peut avoir perdu en 4tendue\ quHl a m^ihe 
un caracthre plus odieux et plus funeste par la nature des 
moyens aiixquels ceux qui texercent sont forces dlavoir 
recours; - 

14 
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Que les causes ä!un abus atissi revoltant se trouvent 
2>rtncipalement ddns les 'pratiques fraiiduleuses ^ moyermanl 
lesquelles les entrepreneurs de ces sp4culations condamnables 
Student les lots de leurs pccys^ d^'ouent la surveülance des 
hdtimens employ4s pour arr^ter le cours de leurs mtquites , et 
couvrent les op^cüions criminelles dont des milliers dStres 
humains deviennent^ d!ann4e en ann4e^ les innocentes victimes: 

Que les puissances de T Europe sont appeUes par leurs 
engagements ant^rieursj aiUant que par un devoir sdcr^^ ä 
chercker les moyens les plus efficaces pour pr4venir un traffic 
que d4ja les lois de la presque totalü4 des pays civilis^s ont 
declar^ illicite et coupable , et pour punir irigoureusement ceux 
qui le poursuivent en contravention manifeste de ces lois^ 

Ont reconnu la necessite de vouer P attention la plus s^rieuse 
a un objet d'au^si grande importance pour le bien et Vhonneur 
de T humanit4 et d^larent , en cons4quence , au nom de leurs 
augustes souverains^ 

Qu^ils persistent invariablement dans les principe^ et les 
sentimens que ces souverazns ont manifeste par la declaration du 
8 Fevrier 1815 , qwüils ri ont pas cess4^ et quHls ne cesseront 
jamais de regarder le commerce des n^gres comme unfl^au qui 
a trop long-temps d4sol4 TAfrique^ degrad4 V Europe et afflige 
Vhumanit^^ et qu^ils sont prSts ä concourir ä taut ce que poufra 
assurer et acceUrer V abolHmn complete et definitive de ce 
commerce ; 

Qü^afin de donner effet a cette declaration renouveUe. 
leurs cabinets respectifs se livreroni avec empressement a 
lexamen de tonte mesure compatible avec leurs droits et les 
int4r&ts de leurs sujets^ pour amener un r4sultat consttztant 
auz yeux du monde la sinc4rit4 de leurs voeux et de leurs 
efforts^ en faveur d^ne cau^se digne de leur soUicitude 
commune. 
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Xondoner Tractat rom 20. December 1841*). 



Im Namen der allerheiligsten und untheilbaren 

Dreieinigkeit! 

Ihre Majestäten der Kaiser von Oesterr'eich, König von 
Ungarn und Böhmen, der König von Preussen und der 
Kaiser aller Reussen, von dem Wunsche beseelt, jene 
Grundsätze unbeschränkt und vollständig in Vollzug zu 
setzen, welche bereits in den feierlichen Erklärungen Oester- 
reichs, Preussens und Russlands, gemeinschaftlich mit anderen 
europäischen Machten, im Congresse zu Wien am 8. P^ebruar 
1815 und im Congresse zu Verona am 28. November 1822 
ausgesprochen wurden; — Erklärungen, wodurch die genann- 
ten Mächte kundgegeben , dass sie in Allem , was immer die 
vollständige und endliche Abstellung des Sclavenhandels 
zu sichern und zu beschleunigen vermöchte, mitzuwirken 
bereit seien, und da Ihre Majestäten, von Ihrer Majestät der 
Königin des vereinigten Königreiches von Grossbritannien 
und Irland und' von Seiner Majestät dem Könige der Fran- 
zosen eingeladen wurden , einen Tractat wegen wirksamer 
Unterdrückung des Sclavenhandels abzuschliessen ; so haben 
besagt Ihre Majestäten beschlossen, einen Vertrag zur end- 
lichen Abstellung dieses Handels zu unterhandeln Und einzu- 
gehen und zu diesem Ende folgende Bevollmächtigte zu 
ernennen, und zwar: 

Seine Majestät der Kaiser von Oesterreich, König von 
Ungarn und Böhmen, den Herrn August Baron v. Koller etc. 

Seine Majetät der König von Frankreich, den Herrn 
Ludwig de Beaupoil, Grafen von St. Aulaire etc. 



*) Dieser Tractat wurde yon der französischen Regierung, obwohl von ihrem 
BcToUmächtigten bereits unterfertiget, doch nicht ratificirt. Für Frankreich ist der 
Vertrag somit nicht bindend. 

14* 
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Ihre Majestät die Königin des vereinigten Königreiches 
von Grossbritannien und Irland den ehrenwerthen Georg 
Earl V. Aberdeen etc. 

Seine Majestät der König von Preussen den Herrn 
Alexander Adolf Gustav Baron v. Schleinitz etc. 

Seine Majestät der Kaiser aller Reussen, den Herrn 
Philipp Baron v. Brunnow etc. 

Welche, nachdem sie ihre in guter und gehöriger Form 
befundenen Vollmachten sich gegenseitig mitgetheilt, nach- 
stehende Artikel festgesetzt und unterzeichnet haben : 

' Art. 1. Ihre Majestäten der Kaiser von Oesterreich, 
König von Ungarn und Böhmen, der König von Preussen 
und der Kaiser aller Reussen verpflichten sich, allen Sclaven- 
handel zu verbieten , er mag von ihren respectiven Unter^ 
thanen oder unter ihren respectiven Flaggen, oder mittelst 
Capitalien, die ihren respectiven ünterthanen gehören, aus- 
geübt werden, und solchen Handel als Seeräuberei zu 
erklären. 

Ihre Majestäten erklären femer, dass jedes Schiff, 
welches den Sclavenhandel zu treiben versuchen wird, 
schon durch dieses Factum allein alles Recht auf den Schutz 
seiner Flagge verlieren soll. 

Art. 2. Um den Zweck des gegenwärtigen Tractates 
vollständiger zu erreichen, kommen die hohen contrahiren- 
den Theile durch gemeinschaftlichen Beschluss überein, 
dass diejenigen ihrer Kriegsschiffe, welche mit speciellen 
Ermächtigungen und Befehlen nach dem Formulare der 
Beilage A des gegenwärtigen Tractates abgefasst versehen 
sein werden, jedes einem der contrahirenden Theile gehörige 
Kauffahrtheischiff durchsuchen können, gegen welches aus 
zureichenden Gründen der Verdacht besteht , sich mit dem 
Sclavenhandel zu befassen , oder sich mit diesem Handel 
während der Fahrt, wo es von den obbezeichneten Kreuzern 
begegnet wurde, befasst zu haben — und dass diese Kreuzer 
solche Schiffe anhalten, wegführen lassen oder selbst mitneh- 
men können , damit sie einer gerichtlichen Untersuchung auf 
die weiter unten beseichnete Weise unterzogen werden können. 
Immerhin soll das oberwähnte Recht, Kauffahrtheischiffe 
von einem oder dem andern der hohen contrahirenden 
Theile zu durchsuchen, nur von Kriegsschiffen ausgeübt 
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iverden, deren Befehlshaber den Rang eines Capitäns oder 
den eines Lieutenants in der kaiserlichen oder königlichen 
Marine bekleiden, wenn nicht das Commando in Folge eines 
Todesfalles oder wegen einer andern Ursache an einen OflGcier 
•untergeordneten Ranges übertragen worden ist. Der Com- 
mandant eines solchen Kriegsschiffes wird mit Vollmachten 
versehen werden, die in Gemässheit des dem gegenwärtigen 
'Traetate angeschlossenen Formulares lit. A ausgefertigt sind. 

Dieses gegenseitige Durchsuchungsrecht soll innerhalb 
des mittelländischen Meeres nicht ausgeübt werden. Ueber- 
diess soll der Raum, innerhalb dessen das besagte Recht 
beschränkt sein wird, zur Gränze haben: nördlich den zwei- 
unddreissigsten Grad der nördlichen Breite, westlich die 
östliche Küste von Amerika, von dem Punkte, wo der zwei- 
unddreissigste Grad nördlicher Breite diese Küiste berührt, 
hinunter bis zum fünfundvierzigsten Grad der südlichen 
Breite; südöstlich den fünfundvierzigsten Grad südlicher 
Breite von dem Punkte , wo dieser Grad die östliche Küste 
von Amerika berührt, bis zum achtzigsten Grad der Länge 
östlich vom Meridian von Greenwich ; und östlich den näm- 
lichen Längengrad von dem Punkte an, wo ^r durch den 
fünfundvierzigsten Grad südlicher Breite durchschnitten 
wird, bis zur Küste von Indien. 

Art. 3. Jeder der hohen contrahirenden Theile, welcher 
Kreuzer zur Unterdrückung des Sclavenhandels verwenden, 
•und das gegenseitige Recht der Durchsuchung ausüben will, 
behält es sich vor, je nach seiner Convenienz sowohl die 
Anzahl der Kriegsschiffe festzusetzen, welche zu dem im 
zweiten Artikel dieses Vertrages stipulirten Dienste verwendet 
werden sollen, als auch die Stationen zu bestimmen , . an 
welchen die besagten Schiffe kreuzen sollen. 

Die Namen der zu diesem Zwecke bestimmten Schiffe und 
jene ihrer Befehlshaber sollen durch jeden der hohen contrahi- 
renden Theile an die andern mitgetheilt werden, sc wie sie sich 
gegenseitig auch jedes Mal einer dem andern bekannt geben 
werden , dass ein Kreuzer auf eine Station gewiesen , oder 
von dieser abberufen wird, damit die erforderlichen Voll- 
machten sowohl von denjenigen Regierungen, welche die 
Durchsuchungen autorisiren, ausgestellt, als auch ihnen von 
jener Regierung , welche diese Vollmachten empfangen hat, 
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wieder zurückgestellt werden können, wann diese Voll- 
machten zum Vollzuge des gegenwärtigen Tractates nicht 
mehr nöthig sind. 

Art. 4, Gleich, nachdem die Regierung, welche die 
Kreuzer verwendet, der Regierung, welche die Durchsuchung 
zu gestatten hatte, die Anzahl imd Namen der Kreuzer, die 
sie zu verwenden beabsichtigt, bekannt gegeben haben wird, 
sollen die Vollmachten, welche zu den Durchsuchungen 
autorisiren, in Gemässheit des dem gegenwärtigen Tractate 
beigefügten Formulars lit, A ausgestellt, und von der 
Regierung, welche die Durchsuchung gestattet, an jene, 
welche die Kreuzer verwendet, Übermacht werden. 

In keinem Falle soll das gegenseitige Recht der Durch- 
suchung gegen Kriegsschiffe der hohen contrahirenden 
Theile ausgeübt werden. 

Die hohen contrahirenden Theile werden über ein 
besonderes Signal übereinkommen, welches ausschliessend 
nur von jenen Kreuzern anzuwenden ist, denen das Recht 
zur Durchsuchung übertragen wird. 

Art. 5. Die Kreuzer der hohen contrahirenden Theile, 
die in Vollziehung des gegenwärtigen Tractates autorisirt 
sind, haben sich genau an die dem erwähnten Tractate lit. B 
beigefügten Instructionen in Allem zu halten, was sich 
sowohl auf die Formalitäten der Durchsuchung und Anhal- 
tung, als auf die Maassregeln bezieht, Welche bei derUeber- 
gäbe eines des Sclavenhandels verdächtigen Schiffes an die 
competenten Gerichte zu beobachten sind. 

Die hohen contrahirenden Mächte behalten sich das^ 
Recht vor, in diesen Instructionen mit gemeinschaftlicher 
Uebereinstimmung jene Aenderungen vorzunehmen , welche 
die Umstände erheischen könnten. 

Die Kreuzer der hohen contrahirenden Theile sollen 
sich gegenseitig einer dem andern in allen jenen Fällen 
Unterstützung leisten, wo es nützrlich sein kann, dass sie in 
Uebereinstimmung handeln. 

Art. 6. Wann immer ein unter der Flagge eines der 
hohen contrahirenden Theile segelndes Kauffahrtheischiff von 
einem zu diesem Ende gehörig autorisirten Kreuzer des 
anderen Theiles angehalten wird , so sollen in Gemässheit 
der Bestimmungen des gegenwärtigen Tractates ein solches 
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KauflEialirteischiff sowohl als der Capitän, das Schiffsvolk und 
die Sclaven, welche sich an Bord befinden dürften^ an einen 
solchen Ort , welchen die hohen contrahirenden Theile für 
diesen Zweck bezeichnet haben werden, gebracht und jenen 
Behörden überliefert werden , welche in dieser Absicht von 
jener Kegierung aufgestellt sind, innerhalb deren Besitzungen 
ein solcher Ort gelegen ist, damit hiernach das Verfahren 
von den competenten BehöiHen auf die nachfolgend speci- 
iicirte Weise eintreten könne. 

Wenn der Befehlshaber des Kreuzers nicht für ange- 
messen hält, sich selbst mit dem Einbringen und dem Ueber- 
liefern des angehaltenen Schifltes zu befassen, so hat er diese 
Obliegenheit einem OflScier mit dem Range eines Lieutenants 
in der kaiserlichen oder königlichen Marine anzuvertrauen, 
oder wenigstens dem Officiere , welcher zu dieser Zeit der 
dritte im Range an Bord des Schiffes ist, welches die Anhal- 
tung machte. 

Art. 7. Wenn der Befehlshaber eines Kreuzers von 
einem der hohen contrahirenden Theile Grund zu dem Ver- 
dachte haben sollte, dass ein unter dem Geleite oder in 
Gesellschaft eines Kriegsschiffes von einem der hohen contra- 
hirenden Theile segelndes Kauffahrtheischiff sich mit dem 
Sclavenhandel befasst habe, oder für diesen Handel ausge- 
rüstet worden sei, so soll er seine Verdachtgründe dem 
Befehfehaber des Kriegsschiffes bekannt geben, welcher 
allein zur Durchsuchung des verdächtigen Schiffes zu schreiten 
hat; und im Falle der letzterwähnte Befehlshaber sich über- 
zeugen sollte, dass der Verdacht wohl gegründet ist , so soll 
er das Schiff sowohl , als den Capitän , das Schiffsvolk , die 
Ladung und die Sclaven, welche sich an Bord befinden 
könnten, in einen Hafen bringen, welcher der Nation des 
angehaltenen Schiffes gehört, um dort das Verfahren vor den 
competenten Gerichten auf die nachfolgend bezeichnete Art 
einzuleiten. 

Art. 8. Sobald ein angehaltenes und zur Aburtheilung 
eingeschicktes Kauffahrtheischiff in dem Hafen ankommt, 
wohin es in Gemässheit der Beilage B des gegenwärtigen 
Vertrages gebracht werden muss, so hat der Befehlshaber 
des Kreuzers, welcher es angehalten hat, oder der Officier, 
welcher es einbrachte, den zu jenem Zwecke bestimmten 
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Behörden, eine durch ihn unterzeichnete Copie aller Ver- 
zeichnisse, Erklärungen und anderer in den dem gegenwärti- 
gen Tractate lit. B beigefügten Instructionen aufgeführten 
Documente zu übergeben; — die genannten Behörden sollen 
dann zur Untersuchung des angehaltenen Schiffes und seiner 
Ladung , sowie zur Inspcction des Schiffsvolkes und der an 
Bord befindlichen Sclaven schreiten, nachdem der Zeitpunkt 
einer solchen Durchsuchung und Inspection dem Befehls- 
haber des Kreuzers, oder dem Officier, der das Schiff einge- 
bracht haben wird, vorläufig bekannt gegeben worden ist, 
damit er oder diejenige Person , die er zu seinem Stellver- 
treter bestimmen wird, dabei gegenwärtig sein könne, 

lieber diese Verhandlungen soU ein Protocoll in dupplo 
aufgenommen werden, welches von den Personell, die diess- 
falls Theil genommen haben, oder dabei gegenwärtig waren, 
zu unterzeichnen ist. Eine dieser Urkunden ist dem Befehls- 
haber des Kreuzers oder dem von ihm zur Einbringung des 
angehaltenen Schiffes bestimmten Officier zu geben. 

Art. 9. Von jedem Kauffahrtheischiffe der einen öder 
der andern der fünf Nationen, welches kraft der Bestimmun- 
gen des gegenwärtigen Tractateis durchsucht oder angehalten 
wird, ist — wenn nicht der Beweis des Gegentheils herge- 
stellt wird — anzunehmen, dass es sich mit dem Sclaven- 
handel befasst, oder dass es zu diesem Handel ausgerüstet 
wurde, wenn in der Ausrüstung, in der Einrichtung oder an 
Bord des besagten Schiffes während seiner Fahrt, in welcher 
es angehalten wurde, einer der nachfolgend specificirten 
Artikel aufgefunden wird, nämlich: 

1) Lucken mit offenen Gittern anstatt der geschlossenen 
Lucken, welche sich gewöhnlich auf Kauffahrtheischiffen 
befinden. 

2J Abtheilungen oder Bretterverschl^lge in dem Kiel- 
räume oder auf dem Verdecke in einer grösseren Anzahl, 
als für jene Schiffe noth wendig ist, die zu gesetzmässigem 
Handel verwendet werden. 

3) Reservebretter, welche so eingerichtet sind, um ein 
zweites Verdeck oder sogenanntes Sclavendeck zu bilden. 

4) Ringe, Fesseln oder Handschellen. 
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5J Eine grössere Menge Wasser in Tonnen oder Wasser- 
behältern, als fiir den Bedarf des Schiffsvolkes eines solchen 
Kauffahrtheischiffes nothwendig ist. 

6) Eine ausserordentliche Anzahl von Wasserfässern 
oder von anderen Behältnissen, welche geeignet sind, 
Flüssigkeiten aufzunehmen, ausgenommen, der Capitän 
producirt ein Certificat vom Zollamte des Ortes, von welchem 
er ausfuhr, des Inhaltes, daös die Eigenthümer eines solchen 
Schiffes zureichende Gewährleistung gegeben haben, dass 
eine solche Mehrzahl von Pässern oder andern Behältnissen 
nur zum Einnehmen von Palmöl oder für andere Zwecke 
erlaubten Commerces bestimmt sei. 

7J Eine grössere Anzahl von Essnäpfen oder Trink- 
gefässen, als für den Gebrauch des Schiffsvolkes eines solchen 
Kauffahrtheischiffes nothwendia: ist. 

8J Ein Kochkessel oder ein anderer Kochapparat von 
ungewöhnlicher Grösse und grösser, oder geeignet grösser 
gemacht werden zu können, als für den Gebrauch des Schiffs- 
volkes eines solchen Kauffahrtheisc^hiffes erforderlich ist, 
oder mehr als ein Kochkessel oder Kochapparat von gewöhn- 
licher Grösse. 

9J Eine ausserordentliche Quantität Eeis oder Mehl aus 
brasiKanischem Mamoc oder Cassada, gewöhnlich „I'anna" 
genannt, oder von Mais oder indischem Korn, oder von was 
immer für einem Nahrungs- Artikel, welche den wahrschein- 
lichen Bedarf der Schiffsmani: schaffe überschreitet, ausgenom- 
men, wenn eine solche Quantität von Reis, Farina, Mais, 
indischem Korn oder von anderen Nahrungsmitteln in dem 
Schiffsmanifeste als ein Theil der Handelsladung des Schiffes 
eingetragen wäre. 

lOJ Eine Quantität von Matten oder Mattengeweben, 
welche grösser ist, als es der Bedarf für ein solches Kauf- 
fahrtheischiff erheischt; ausgenommen, wenn solche Matten 
oder Mattengewebe im Schiffsmanifeste als ein die Schiffs- 
ladung bildender Theil aufgeführt sind. 

Wenn es sich gezeigt hat, dass einer oder mehrere der 
oben specificirten Gegenstände sich an Bord befinden, oder 
während der Fahrt, auf welcher das Schiff genommen wurde, 
an Bord befunden haben, so soll dieses Factum als ein prima 
facie Beweis angesehen werden, dass das Schiff zu dem 
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Sclavenhaudel verwendet wurde; dasselbe wird demnacb 
verurtheilt und als gesetzmässige Prise erklärt, wenn nicht 
der Capitän oder die Eigenthiimer den klaren, unbestreitbaren 
Beweis liefern, woraus zur Zufriedenstellung des Gerichtes 
dargethan wird , dass zur Zeit seiner Anhaltung oder Weg- 
nahme das Schiff zu einer erlaubten Unternehmung verwendet 
wurde, und dass diejenigen der oben specificirten verschie- 
denen Gegenstande, die sich zur Zeit der Anhaltung an Bord 
befanden, oder welche während der Fahrt eingeschifft wur- 
den, auf welcher das Schiff bei seiner Anhaltung begriffen 
war, zur Erfüllung des erlaubten Zweckes der Reise uner- 
lässlich nothwendig waren. 

Art. 10. Das gerichtliche Verfahren gegen ein auf oben 
bemerkte Art angehaltenes Schiff, sowie gegen den Capitän^ 
die Schiffsmannschaft und Ladung tritt sogleich vor den 
competenten Gerichtsbehörden des Landes ein, zu welchem 
das Schiff gehört, sie werden nach den bestehenden Formen 
und Gesetzen jenes Landes gerichtet und abgeurtheilt wer- 
den, und wenn aus dem Verfahren hervorgeht, dass das 
besagte Schiff zum Sclavenhandel verwendet wurde oder 
für denselben ausgerüstet war, so wird das Schiff, seine Ein- 
richtung und Waarenladung confiscirt, und über den Capitän, 
das Schiffsvolk und ihre Mitschuldigen in Gemässheit jener 
Gesetze entschieden werden, nach welchen sie in gerichtliche 
Untersuchung gezogen wurden. 

Im Falle der Confiscation wird der Erlös des Verkaufes 
des vorbesagten Schiffes innerhalb des Zeitraumes von sechs 
Monaten (vom Datum des Verkaufes an gerechnet) der Re- 
gierung des Landes, zu welchem das genommene Schiff 
gehört , zur Disposition gestellt , um sodann den Gesetzen 
jenes Landes entsprechend verwendet zu werden. 

Art. 11. Wenn irgend einer der im Artikel 9 des gegen- 
wärtigen Tractates specificirten Gegenstände an Bord eines 
Kauffahrtheischiffes gefunden wird, oder wenn bewiesen 
wird, dass er sich während der Fahrt, auf welcher er 
genommen wurde, an Bord befunden hat, so wird kein Ersatz 
für Verluste, Schaden oder Auslagen in Folge der Anhaltung 
eines, solchen Schiffes in irgend einem Falle bewilligt; weder 
dem Capitän, noch dem Eigenthümer oder irgend einer in' 
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der Ausrüstung oder Ladung betheiligten Person, selbst dann 
nicht, wenn in Folge seiner Anhaltung eine Verurtheilung 
g-egen das Schiff nicht ausgesprochen wurde. 

Art. 12. In allen Fällen, wo ein Schiff in Gemässheit 
des gegenwärtigen Tractates, weil es zum Sclavenhandel 
verwendet oder fiir dieses Geschäft ausgerüstet wurde, ange- 
halten und hienach verurtheilt und confiscirt worden ist, 
k^nn die Regierung des Kreuzers, welcher die Prise gemacht 
hat, oder die Regierung, deren Gerichtsbehörde das Schiff 
verurtheilt hat, das verurtheilte Schiff für den Dienst ihrer 
Kriegsmarine um den Preis erkaufen, welcher durch eine 
geeignete und von dem Gerichte hiezu gewählte Person fest- 
gestellt worden ist. Die Regierung, deren Kreuzer die Prise 
gemacht hat, wird das Vorzugsrecht im Ankaufe des Schiffes 
haben. Wenn aber das verurtheilte Schiff auf die oben 
erwähnte Weise nicht angekauft werden sollte, so soll es 
gleich nach dem Urtheile der Confiscation gänzlich abge- 
brochen und, nachdem es abgebrochen ist, in abgesonderten 
Abtheilungen verkauft werden. 

Art. 13. Wenn durch den Ausspruch des competenten 
Gerichtes erkannt worden ist, dass ein — kraft des gegen- 
wärtigen Tractates — angehaltenes Kauffahrtheischiff sich 
nicht mit dem Sclavenhandel befasst hat, oder für diesen 
Handel nicht ausgerüstet war, so soll es dem gesetzmässigen 
Eigenthümer oder Eigenthümern zurückgestellt werden. Und 
wenn im Laufe des gerichtlichen Verfahrens bewiesen worden 
wäre, dass das Schiff ungesetzlich oder ohne zureichenden 
Verdacht durchsucht und angehalten wurde, oder dass die 
Durchsuchung oder Anhaltung mit Missbrauch und Plackerei 
begleitet gewesen, so soll der Befehlshaber des Kreuzers 
oder der Ofiicier, welcher das besagte Schiff geentert hat, 
oder der Ofiicier, dem das Einbringen desselben übertragen 
wurde, und unter dessen Autorität, je nach der Verschieden- 
heit des Falles, der Missbrauch oder die Plackerei eingetreten 
ist, fiir die Kosten und den Schaden dem Capitän und den 
Eigenthümern des Schiffes und der Ladung ersatzpflichtig 
sein. 

Die Kosten und Schaden können von der Gerichts- 
behörde zuerkannnt werden, vor welcher das Verfahren 
wider das angehaltene Schiff, seinen Capitän, das Schiffsvolk 
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und die Ladung eingeleitet wurde, und die Regierung des 
Landes, zu welchem der Officier gehört^ der zu einem solchen 
Erkenntnisse Veranlassung gegeben , soll den Betrag der 
besagten Kosten und des Schadens innerhalb des Zeitraumes 
von sechs Monaten von dem Datum des Urtheiles an, wenn 
das Urtheil von einem in Europa befindlichen Gerichte 
gefällt wurde , und innerhalb des Zeitraumes von Einem 
Jahre, wenn das gerichtliche Verfahren ausserhalb Europa 
stattfand, bezahlen. 

Art. 14. Wenn bei dem — kraft dieses Tractates — 
bewirkten Durchsuchen oder Anhalten eines Kauffahrthei- 
Schiffes irgend ein Missbrauch oder Plackerei begangen 
wurde , und wenn das Schiff der Jurisdiction seiner eigenen 
Nation nicht überliefert worden ist, so soll der Capitän unter 
Eid, eine Erklärung sowohl hinsichtlich der Missbräuche 
und Plackereien, worüber er sich zu beklagen hat, als auch 
in Ansehung der Kosten und des Schadens abgeben , auf 
welche er einen Anspruch erhebt, und diese Declaration hat 
er vor den competenten Behörden des ersten Hafens seines 
Landes , wo er ankommen wird , oder vor dem Consular- 
Agenten seiner Nation in einem fremden Hafen abzugeben, 
wenn das Schiff zuerst in einem fremden Hafen landet , wo 
ein solcher Agent sich befindet. 

Diese Declaration soll durch eigene, mit Beeidigung 
vorgenommene Verhöre der vorzüglichsten Personen unter 
dem Schiffsvolke und der Passagiere, die bei der Durch- 
suchung und Anhaltung Zeugen waren, verificirt und ein 
förmliches ProtocoU über das Ganze aufgenommen werden, 
wovon zwei Copien dem Capitän zu übergeben sind, welcher 
eine derselben seiner Regierung zur Unterstützung seines 
Anspruches für Kosten und Schaden vorlegen wird. 

, Es versteht sich übrigens, dass, wenn der Capitän durch 
irgend einen ausser seiner Macht liegenden Umstand 
gehindert ist, seine Erklärung abzugeben, sie durch den 
Eigenthümer des Schiffes oder durch irgend eine andere 
Person, die bei der Ausrüstung oder bei der Ladung des 
Schiffes betheiligt ist, abgegeben werden kann. 

Ueber die amtliche Zusendung der Copie des erwähnten 
förmlichen ProtocoUes soll die Kegierung des Landes, wel- 
chem der Officier, dem diese Missbräuche und Plackereien 
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zugerechnet werden, angehört, allsogleich eine genaue 
Erhebung einleiten, und wenn sich die Anklage in Kraft 
bewährt , dem Capitän oder Eigenthümer oder was immer 
für einer in der Ausrüstung oder Ladung deB belästigten 
Schiffes betheiligten Person den gebührenden Betrag der 
Kosten und des Schadens auszahlen lassen. 

Art. 15. Die hohen contrahirenden Theile verbinden 
sich, über diessfälliges Verlangen, sich gegenseitig Abschriften 
der üntersuchungsacten und der ausgesprochenen Urtheile 
in Betreff der — in Vollzug der Bestimmungen dieses 
Tractates — durchsuchten und angehaltenen Schiffe kosten- 
frei mitzutheilen. 

Ar. 16. Die hohen contrahirenden Theile verpflichten 
sich, allen Sclaven, welche sich an Bord von Schiffen 
befinden , die Kraft der Bestimmungen des gegenwärtigen 
Tractates angehalten und verurtheilt wurden, die allsogleiche 
Freiheit zuzusichern. 

Art. 17. Die hohen contrahirenden Theile verbinden 
sich, diejenigen Seemächte von Europa, welche noch keine 
Verträge zur Abstellung des Sclavenhandels abgeschlossen 
haben, zu dem Beitritte zu gegenwärtigem Tractate einzu- 
laden. 

Art. 18. Die dem gögenwärtigen Vertrage beigeftigten 
Acten und Urkunden , welche , dem gegenseitigen Ueberein- 
kommen zu Folge, als ein integrirender Theil desselben zu 
betrachten sind, sind die folgenden: 

A. Formularien von Vollmachtsurkunden und Befehlen 
für die Kjreuzer jeder Nation bei den Durchsuchungen und 
Anhaltungen, welche Kraft des gegenwärtigen Tractate» 
vorzunehmen sind. 

B. Instructionen für die Kreuzer der Seemächte, welche 
in Gemässheit des gegenwärtigen Tractates zur Unterdrückung 
des Sclavenhandels verwendet werden. 

Art. 19. Der gegenwärtige aus neunzehn Artikeln 
bestehende Tractat soll ratificirt und die Ratificationen hievon 
sollen zu London binnen zwei Monaten von diesem Datum 
gerechnet, oder wenn möglich früher, ausgewechselt werden • 

Urkund dessen haben die respectiven Bevollmächtigten 
den gegenwärtigen Tractat in englischer und französischer 
Sprache unterzeichnet und ihre Insiegel beigedrückt. 
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' So geschehen zu London den zwanzigsten December 
im Jahre unseres Herrn Eintausend Achthundert und ein und 
vierzig, 

Roller. Sehleiiiti. St. Ailaire. BriiMw. Aberdeei. 



Formnlar I. 

Vollmaehi. 

Icraft welcher ein Kreuzer von einem der hohen contrahirenden Theile ein Kaaf- 
fahrtheischiff durohsuehen ond anhalten kann, welches"' einem anderen der contrahi- 
renden Theile gehSrt, oder dessen FUgge führt, und verdSchtig ist, sich mit dem 
Sclavenhandel zu befassen, oder zu diesem Handel ausgerüstet worden zu sein. 

Nachdem durch einen zwischen Oesterreich , Frank- 
reich, Grossbritannien, Preussen und Russland abgeschlosse- 
nen Tractat, unterzeichnet zu London am 20. December 
1841, wegen gänzlicher Unterdrückung des afrikanischen 
Sclavenhandels, festgetzt wurde, dass gewisse zu besagten 
respectiven Ländern gehörige Kreuzer angewiesen werden 
«ollen, Kauflfahrtheischiffe von den andern contrahirenden 
Theilen, welche sich mit Sclavenhandel befassen, oder ver- 
dächtig sind, für diesen Handel ausgerüstet zu sein, inner- 
halt) gewisser Gränzen zu durchsuchen und anzuhalten, und 

nachdem die Regierung von zu bestimmen fand, 

dass das Schiff, welches Sie befehligen, einer von den 

Kreuzern sei, welche mit den besagten spe- 

ciellen Instructionen versehen werden, Sie diesem gemäss 
von der erwähnten Regierung Instructionen erhalten, die 
Ihnen zur Richtschnur in dem bezeichneten Dienste dienen 
sollen: so werden Sie hiermit ermächtiget, kraft dieser In- 
structionen und der gegenwärtigen Vollmacht Kauffahrthei- 
schiffe unter Flagge, die verdächtig sind, Sclaven- 
handel zu treiben, innerhalb der im zweiten Artikel des be- 
sagten Tractates festgesetzten Gränzen zu durchsuchen und 
rücksichtlich solcher Schiffe, die sich mit Sclavenhandel be- 
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fassen oder verdäclitig sind, für diesen Handel ausgerüstet 
^u sein, so vorzugehen, wie es in dem erwähnten Tractate 
und in den nachfolgend beigefügten Instructionen vorge- 
schrieben ist. 

Gegeben unter unserer Unterschrift und dem Siegel 

des Amtes am an den Befehlshaber 

des • . 



Formidar 11. 

Befehle, 

welche dem Befehlshaber eines Kreuzers einer der hoben contrahirenden Mächte bei 
<dem Ünrchsuchen und Anhalten eines Kaffahrtheischiffes, welches einem anderen der 
hohen contrahirenden Theile gehört, oder dessen Flagge führt, • zur Blchtschnur zu 

dienen haben. 

Nachdem durch einen zwischen Oesterreich, Frankreich, 
<jrrossbritannien,' Preussen und Russland abgeschlossenen und 
zu London am zwanzigsten December 1841 unterzeichneten 
Tractat, zur gänzlichen Unterdrückung des afrikanischen 
Sclavenhandels, festgesetzt wurde, dass gewisse einer oder 
der anderen der genannten Mächte gehörige Kreuzer er- 
mächtiget sind, nach den darin erwähnten speciellen Instruc- 
tionen, Kauffahrtheischiffeder anderen contrahirenden Theile, 
wenn sie sioh mit dem Sclavenhandel befassen oder verdächtig 
sind, für diesen Handel ausgerüstet zu sein, innerhalb beson- 
derer Gränzen zu durchsuchen und anzuhalten, und nachdem 
Wir es angemessen finden, das Schiff, welches Sie befehligen, 
zu einem der Kreuzer zu bestimmen, und mit be- 
sagten speciellen Instructionen zu versehen, so übergeben 
üVir Ihnen hiermit eine Copie des erwähnten Tractates vom 
20. December und der obgedachten hier beigefügten Instruc- 
tionen. Sie sind somit kraft der gegenwärtigen Verordnung 
und der beiliegenden Vollmacht von der Kegierung von 
........ ermächtiget, innerhalb der im zweiten Artikel 

des besagten Tractates. festgesetzten Gränzen, Kauffahrthei- 

schiffe unter der Flagge, die verdächtig sind, 

sich mit dem Sclavenhanäel zu befassen, zu durch»uehen, 
und gegen solche Schiffe, die Sclavenhandel treiben, oder 
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für diesen Handel ausgerüstet sind, auf die Weise vorzu- 
gehen, wie es in dem erw^ähnten Tractate, der Vollmacht 
und den Instructionen vorgezeichnet ist; und Wir tragen 
Ihnen auf, und fordern von Ihnen, sich vollkommen genau 
an alle darin enthaltenen Bestimmungen und Stipulationen 
zu halten, und dafür zu sorgen , dass die Ihnen somit über- 
tragene Ermächtigung auf die mildeste Art und mit aller 
Aufmerksamkeit, die man alliirten und befreundeten Natio- 
nen schuldig ist, ausgeübt werde; — so wie Sie auch mit 
den Befehlshabern von jedem der für denselben Dienst ver- 
wendeten Kriegsschiffe freundschaftlich zusammenzuwirken 
haben. 

Gegeben unter Unserer Handschrift und dem Siegel 
des Amtes von den 

An den Befehlshaber des 



Diese Formularien von Vollmachten und Befehlen werden 
dem an diesemTage zwischen Oesterreich, Frankreich, Gross- 
britannien, Preussen und Russland zur Unterdrückung des 
afrikanischen Sclavenhandels unterzeichneten Tractate bei- 
gefügt und als ein integrirender Theil jenes Tractates ange- 
sehen werden. . 

Urkund dessen haben die Bevollmächtigten der hohen 
contrahirenden Theile diese Beilage unterzeichnet und 
darunter ihr Insiegel beigedrückt. 

Gegeben zu London den 20. Decembör im Jahre unseres 
Herrn Eintausend achthundert einundvierzig. 

Rdller. Sehleiiitz. St. AiUire. Brniow. Aberdeei. 



Instruction für die Kreuner« 



Wann immer ein Kauffahrtheischiff, welches einem der 
hohen contrahirenden Theile gehört, der dessenFlagge führt, 
von einem Kreuzer einer der hohen contrahirenden Mächte 
durchsucht wird, so soll der Befehlshaber des Kreuzers, bevor 
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er zur UntersucUuDg schreitet, dem Capitän eines solchen 
Schiffes die speciellen Befehle vorweisen^ durch welche ihm 
das ausnahmsweise liecht es zu durchsuchen eingeräumt ist, 
und er soll einem solchen Capitän ein von ihm unterfertigtes 
Certificat übergeben, welches seinen Rang in der Seemacht 
seines Landes, den Namen des Schiffes, das er commandirt, 
und die Erklärung enthält, dass der einzige Zweck seines 
Durchsuchens darin hestehe, sich zu überzeugen, ob das 
Schiff sich'mit Sclavenhandel befasse, oder zu diesem Zwecke 
ausgerüstet sei, oder sich mit diesem Handel während der 
Fahrt, auf welcher es von dem besagten Kreu:^er: getroffen 
wurde, befasst habe. 

Wenn die Durchsuchung von einem anderen Officier 
des Kreuzers als dem Befehlshaber selbst vorgenommen 
wird, so soll ein solcher Ofiicier nicht unter dem Hange eines 
Lieutenants in der Marine sein, ausgenommen , der Officier 
wäre zu dieser Zeit der zweite im Gommando des Schiffes, 
durch welches die Untersuchung vorgenommen wird,, und in 
diesem Falle soll ein solcher Officier dem Capitän des 
Kauffahrtheischiffes eine von dem Befehlshaber des Kreuzers 
unterzeichnete Copio der erwähnten speciellen Befehle vor- 
weisen, und zugleich soll et ein von ihm selbst signirtes 
Certificat übergeben, welches den Rang, den er in der Ma- 
rine seines Landes bekleidet, den Namen des Commandan- 
ten, unter dessen Befehlen er handelt, den Namen , des 
Kreuzers, zu dem er gehört, und den Zweck seiner Durch- 
suchung enthält, so wie es oben angeführt worden ist. 

Wenn aus der Untersuchung hervorgeht, dass die 
Schiffspapiere in Ordnung und das Unternehmen gesetz- 
massig ist, so soll derOfficier in demLoggbuche des Schiffes 
bestätigen, dass die Untersuchung kraft der ober wähnten 
speciellen Befehle stattgefunden habe; und wenn diese For- 
malitäten vollendet sind, so soll es dem Schiffe gestattet sein, 
seinen Lauf fortzusetzen. 

2. Wenn in Folffe der Untersuchung der den Kreuzer 
commandirende Officier der Meinung ist, dass das Schiff 
sich mit Sclavenhandel befasse, oder für diesen Handel aus- 
gerüstet wurde, oder sich damit während der Fahrt, auf 
weicher es von dem Kreuzer getroffen wurde, befasst habe, 
und er in dieser Gemässheit es anzuhalten und der Juris- 

15 
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diction der competenten Behörden zu überliefern bescliliesst^ 
soll er ohne Aufschub ein Verzeichniss in Duplo von allen 
an Bord befindlichen Papieren machen lassen , und dieses 
Verzeirhniss sammt dem Duplicate upterfertigen , indem er 
seinen Namen, seinen liang in der Marine und den Namen 
des von ihm commandirten Schiffes beifügt. 

Auf dieselbe Art soll er in Duplo eine Erklärung aus- 
stellen und unterzeichnen , welche den Ort und die Zeit der 
Anhaltung, den N?imen des Schiffes und jenen des Capitäns, 
die Namen der Personen , welche die Schiffsmannschaft aus- 
machen, und die Anzahl und Beschaffenheit der an Bord 
gefundenen Sclaven enthält. 

Diese Erklärung soll überdiess eine genaue Beschrei- 
bung des Zustandes des Schiffes und seiner Ladung ent- 
halten. 

3. Der Commandant desKreuzers soll ohne Verzug das 
angehaltene Schiff mit seinem Capitän, Schiffsvolk, Passa- 
gieren, Ladung und den an Bord gefundenen Sclaven in 
einen der \veiter unten specificirten Häfen führen oder 
schicken, damit das gerichtliche Verfahren in Gemässheit der 
Gesetze des Landes, unter dessen Flagge das Schiff segelt, 
gegen sie eingeleitet werde; und er soll dieselben an die 
competenten Behörden oder an diejenigen Personen über- 
geben, welche von der Regierung, der der Hafen gehört, 
zu diesem Zwecke speciell bestimmt sind. 

4. Kein Individuum soll aus dem angehaltenen Schiffe 
weggenommen werden; eben so wenig darf irgend ein 
Theil seiner Ladung oder irgend einer der an Bord gefun- 
denen Sclaven von demselben weggeschafft werden, als bis 
das Schiff den Behörden seiner Nation überliefert sein wird; 
ausgenommen die Entfernung des ganzen oder eines Theiles 
des Schiffsvolkes oder der an Bord gefundenen Sclaven wird 
entweder zur Erhaltung ihres Lebens, oder aus anderen 
Rücksichten der Menschlichkeit, oder wegen Sicherstellung 
der Personen, welche mit der Leitung des Schiffes nach sei- 
ner Anhaltung beauftragt werden, für nothwendig erachtet. 

In irgend einem dieser Fälle soll der Commandirende 
des Kreuzers oder der Officier, welcher bestimmt ist, daus 
angehaltene Schiff einzubringen, eine Erklärung über eine 
solche Wegschaffung verfassen, worin die Gründe derselben 
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anzuführen sind; dje auf diese Art entfernten Capitäne, Ma- 
trosen, Passagiere oder Sclaven werden in. denselben Hafen 
gebriacht und auf dieselbe Art übernommen werden, wie das 
Schiff und seine Ladung in Gemässheit der hier nachfolgen- 
den Bestimmungen. 

Wobei jedoch immer der Vorbehalt gemacht wird, dass 
keine Bestimmung dieses Paragraphen anvyendbar sein soll 
auf Sclaven, die an Bord von österreichischen, preussischen 
oder russischen Schüfen gefunden werden; über solche 
Sclaven wird so verfügt werden, wie es in den folgenden 
Paragraphen bestimmt ist. 

5. Alle österreichischen Schiffe , welche von Kreuzern 
der anderen contrahirenden Theile an den Stationen von 
Afrika oder Amerika angehalten werden, sollen nach 'J riest 
ijeführt und dort den österreichischen Gerichten überliefert 
werden. 

Wenn aber an Bcid eines solchen österreichischen 
Schiflfes zur Zeit seiner Anhaltung ScLaven vorgefunden wer- 
den, so soll das Schiff bei meiner Anhaltung zur Abgebung 
der Sclaven in jenen Hafen gesendet werden, wohin es zur 
Aburtheilung gebracht worden wäre , wenn es unter engli- 
scher oder französischer Flagge gesegelt wäre. Das Schiff 
soll hierauf an die österreichischen Gerichte in Triest gesen-^ 
det und überliefert werden, wie oben festgesetzt wurde. 

Alle französischen Schiffe, welche an der westlichen 
Küste von Afrika von Kreuzern der anderen contrahirenden 
Theile angehalten werden, sollen nach Korea (Coree) ge- 
bracht und den dortigen französischen Gerichten überliefert 
werden. 

Alle französischen Schiffe , welche von Kreuzern der 
anderen contrahirenden Theile an der östlichen Küste von 
Afrika angehalten werden, sollen nach der Insel Bourbon 
geführt und den dortigen französischen Gerichten überliefert 
werden. 

Alle französischen Schiffe, welche von Kreuzern der 
anderen contrahirenden Theile an der Küste von Amerika, 
im Süden des zehnten Grades nördlicher Breite angehalten 
werden, sollen, nach Cayenne gebracht und den dortigen 
französischen Gerichten überliefert werden. 
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Alle französisch et) Schiffe, welche von Kreuzern der 
anderen contrahirenden Theile in Westindien oder an der 
Küste von Amerika im Norden des zehnten Grades der nörd- 
lichen Breite angehalten werden, sollen nach ^lartinique ge- 
führt und den dortigen französischen Gerichten überliefert 
werden. 

Alle britischen Schiffe, welche von Kreuzern der an- 
deren contrahirenden Theüe an der westlichen Küste von 
Afrika angehalten werden , sollen nach Bathurst am Flusse 
Gambia geführt und den dortigen britischen Gerichten über- 
liefert werden. 

Alle britischen Schiffe , welche von Kreuzern der an- 
deren contrahirenden Theile an der östlichen Küste von 
Afrika angehalten werden, sollen zum Vorgebirge der guten 
Hoffnung gebracht und den dortigen britischen Gerichten 
überliefert werden. 

Alle britischen Schiffe, welche von Kreuzern der ande- 
ren contrahirenden Theile an der Küste von Amerika ange- 
halten werden, sollen entweder nach der Golonie Temerara 
oder nach Port Royal auf Jamaika gebracht und den dorti- 
gen britischen Gerichten überliefert werden, je nachdem der 
Commandant des Kreuzers es am angemessensten finden wird. 

Alle britischen Schiffe, welche von Kreuzern der an- 
deren contrahirenden Theile in Wc»stindien angehalten wer- 
den, sollen nach Port Eoyal auf Jamaika gebracht und den 
dortigen britischen Geri(*hten überliefert werden. 

Alle preussischen Schiffe, welche vonKreuzcrn der an- 
deren contrahirenden Theile an den Stationen in Afrika oder 
Amerika angehalten werden, sollen nach Stettin gebracht 
und den dortigen preussischen Gerichten übergeben werden. 

Wenn aber Sclaven an Bord eines solchen preussischen 
Schiffes zur Zeit der Anhaltung gefunden werden, so soll 
das Schiff gleich bei seinem ersten Anhalten zur Absetzung 
der Sclaven in jenen Hafen gesendet werden, wohin es zur 
Aburtheilung gebracht worden wäre, wenn es unter engli- 
scher oder französischer Flagge gesegelt wäre. Hierauf 
soll da,s Schiff nach Stettin gebracht und den dortigen 
preussischen Gerichten überliefert werden. 
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Alle russischen Schiffe, welche von den Kreuzern der 
anderen conträhirenden Theile an den Stationen von Amerika 
oder Afrika angehalten werden, sollen entweder nach Kron- 
stadt oder na(!h Reval geführfc und dort den russischen Ge- 
richten überliefert werden, je nachdem die Jahreszeit es ge- 
statten wird, den einen oder anderen jener Häfen zu er- 
reichen. 

Wenn aber an Bord eines solchen russischen Schiffes 
^ur Zeit seiner Anhaltung Sclaven gefunden werden, so soll 
das Schiff gleich bei seiner ersten Anhaltung zur Absetzung 
der Sclaven in jenen Hafen gesendet werden, wohin es zur 
Aburtheilung gebracht worden wäre, wenn es unter engli- 
scher oder französischer Flagge gesegelt wäre; das Schiff 
soll nachher nach Kronstadt oder ßeval gebracht und den 
dortigen russischen Gerichten überliefert werden . wie es 
oben festgesetzt wurde. 

6. Sobald ein Kauffahrtheisehiff, welches nuf vorer- 
wähnte Art angehalten wurde, in einem der obbezeichneten 
Häfen oder Orte ankommt, so soll der Commandant des 
Kreuzers oder der Officier, welcher beauftragt wurde, ein 
angehaltenes Schiff einzubringen, ohne Aufschub denjenigen 
Behörden, welche von der Regierung in deren Gebiete sich 
•der besagte Hafen befindet, zu diesem Zwecke regelmässig 
bestimmt sind, das Schiff sammt Ladung, so v/ie den Capi- 
tän, die Schiffsmannschaft, die Passagiere und die an Bord 
gefundenen Sclaven, ftrrner die Papiere, die an Tiord des 
Schiffes getroffen worden, und endlich eines der Dupplicat- 
Verzeichnisse der erwäJmten Papiere überliefern; — das 
andere Exemplar dieser Verzeicimisse bleibt dagegen in 
seinem Bcvsitze. 

Derselbe Officier soll gleichzeitig an die genannten Be- 
hörden eine der Originaler klärungen, wie sie oben speeificirt 
wurden, übergeben, und einen Bericht über die Veränderun- 
gen beifügen , welche von dem Zeitpunkte der Anhaltung 
des Schiffes bis zu seiner Ablieferung eingetreten sein mö- 
gen, so wie er zugleich auch eine Copie des Berichtes über 
jene Wegschaffung, welche nach den obigen Bestimmungen 
etwa stattgefunden haben, derselben Behörde zu über- 
reichen hat. 
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Der Officier, welcher diese verschiedenen Ducumente 
überoibt. soll schriftlich und unter Eid die Wahrheit dersel- 
bell bezeugen. 

7. Wenn derCommandant eines Kreuzers von einem der 
hohen contrahirenden Theile (welcher mit den vorgesag- 
ten speciellen Instructionen gehörig versehen sein wird) 
Ursache zum Verdachte haben sollte, das? ein Kauffahrthei- 
sohiff unter dem Geleite oder in Gesellschaft eines Kriegs- 
schiffes von einem der anderen contrahirenden Theile sich 
mit dem Sclavenhandel befasse, oder für diesen Handel aus- 
gerüstet wurde, oder sieh während der Fahrt, auf welcher 
es von dem Kreuzer getroffen wurde, mit dem Sclaven- 
handel befasst habe, so soll er sich darauf beschranken, dem 
Befehlshaber des Kriegsschiffes seine Verdachtsgründe mit- 
zutheilen, und es dem Letzteren überlassen, in der Durch- 
suchung des verdächtigen Schiffes allein vorzugehen, und es 
der Jurisdiction seines Landes zu überliefern, wenn Ursache 
dazu vorhanden ist. 

8. Durch den Artikel IV des Tractates ist festgesetzt, 
dass das wechselseitige Recht der Durchsuchung in keinem 
Falle gegen Kriegsschiffe der hohen contrahirenden Theile 
ausgeübt werde. 

Es wird bestimmt, dass diese Ausnahme gleichfalls auf 
Schiffe der russisch-amerikanischen Compagnie Anwendung 
finden soll, welche von OflScieren der kaiserlichen Marine 
coramandirt und durch die kaiserliche Eegierung ermächtigt 
sind, eine Flagge zu führen, welche sie von Kauffahrthei- 
schiffen unterscheidet, so wie sie auch gleich den Kriegs- 
Trans portsschiffen bewaffnet und ausgerüstet sind. 

Es versteht sich femer, dass besagte Schiffe mit einem 
russischen Patente zum Beweise ihres Ursprunges und ihrer 
Bestimmung versehen sein müssen. - — Die Form dieser Pa- 
tente soll nach einem gemeinschaftlichen Uebereinkommen 
entworfen werden. Es wird bestimmt, dass dieses Patent, 
wenn es von der competenten russischen Behörde ausgestellt 
ist, zu St. Petersburg von den dort befindlichen grossbritan- 
nischen und französischen Consulaten contrasignirtsein müsse. 

9. In dem dritten Abschnitte des Artikels IX des Trac- 
tates ist festgesetzt, dass, wenn nicht das Gegentheil bewie- 
sen werden kann, ein Schiff als mit dem Sclavenhandel sich 
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befassend angesehen werden soll, wenn ßeservebretter, 
welche dazu eingerichtet sind, um ein zweites Verdeck oder 
sogenanntes Sclavendeck zu bilden, an Bord gefunden werden* 

Um jedem Missbrauche vorzubeugen, welcher aus der 
willkürlichen Auslegung dieser Clausel entstehen könnte, 
wird den Kreuzern insbesondere empfohlen, selbe auf öster- 
reichische, preussische und russische Schiffe nicht anzuwen- 
den, welche zum Holzhandel verwendet werden und deren 
Manifeste den Beweis liefern, dass die Bretter und Balken, 
die sie führen oder geführt haben , ein Theil ihrer Handels- 
ladung sind oder waren. 

Um daher den erlaubten Handel nicht zu belästigen, 
wird den Kreuzern ausdrücklich zur Pflicht gemacht, nur 
dann nach den Bestimmungen zu handeln, die in dem dritten 
Abschnitte des Artikels IX enthalten sind, wenn an Bord 
des angehaltenen Schiffes Reservebretter vorhanden wären, 
die augenscheinlich zu einem Sclavendeck bestimmt sind. 

Die unterzeichneten Bevollmächtigten sind kraft des 
Artikels XVIII dieses von ihnen am heutigen Tage signirten 
Tractates übereingekommen, dass diese Instructionen dem 
Tractate beigefügt werden sollen, welcher an diesem Tage 
zwischen Oesterreich, Frankreich, Grossbritannien, Preussen 
und Russland zur Unterdrückung des afrikanischen Scla ven- 
hand eis* unterzeichnet wurde, und dass sie. als ein integriren- 
der Theil dieses Tractates anzusehen sind. 

Urkund dessen haben die Bevollmächtigten der hohen 
contrahirenden Theile diese Beilagen unterfertigt und ihre 
Insiegel beigedrückt. 

Gegeben zu London den zwanzigsten December im 
Jahre des Herrn Eintausend achthundert ein und vierzig. 

Kuller. Sehleiiiils. 8t. Awlaire. Rrwmnw. Aberdera. 
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Anhang E. 



Internationale Verträge zum Schutze der Verwundeten 
und Kranken, der Aerzte und ihres Hülfspersonales. 
— Declaration über die Ausschliessung der Spreng- 

geschosse kleinsten Kalibers. 
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Mini^terial-Erklärniig vom 21. Juli 1866, 

über den Beitritt der k. k. osterreiebiBchen Regierung zu der am 22. August 1864 zu 
Genf abgeschlossenen Convention wegen Verbesserung des Looses der im Kriege ver- 
wundeten Militärs; — welcher Beitritt von dem Bundesrathe der schweizerischen 
Eidgenossenschaft Namens der hiebei betheiligten contrahirenden Staaten mittelst 
Gegen-Erklärnng ddo. Bern den 30. Juli 1866 aoceptirt worden ist. 

Der unterzeichnete k. k. Minister des kaiserlichen Hauses 
und des Aeussern erklärt hiemit in Folge erhaltener Aller- 
höchster Ermächtigung Seiner k. k. Apostolischen Majestät 
und im Hinblick auf den Artikel 9 der zu Genf am 22. August 
1864 von den Regierungen Badens, Belgiens, Dänemarks, 
Frankreichs, Hessens, der Niederlande, Portugals, Preussens, 
Sardiniens, Spaniens, der Schweiz und Württembergs*) 
abgeschlossenen Convention wegen der Behandlung und 
Pflege im Felde verwundeter Krieger, dass die Regierung 
Seiner Majestät des Kaisers der besagten Convention beitritt- 

Urkund dessen hat derselbe gegenwärtige Erklärung 
eigenhändig unterzeichnet und , das Siegel des Ministeriums 
des kaiserlichen Hauses und des Aeussern beidrucken lassen* 

Wien, den 21. Juli 1866. 



Seiler k. k. ApesUl. lajestit lioister des kaUerl« laues and des leissera t 
Alexander Graf NeBsdurff-PMilly m. p., F.M.L. 



*) Nachträglich sind noch beigetreten: Schweden, Oriechenland, Grossbritan- 
Qien, Mecklenburg-Schwerin, die Türkei und Baiern. 
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Inhalt der Grenfer Convention. 

V 

Art. l.Die Ambulancen und Militärspitäler werden als 
neutral anerkannt und demgemäss von den Kriegführenden 
geschützt und geachtet werden , so lange sich Kranke oder 
Verwundete darin befinden. 

DieNeutralität würde aufhören, wenn solche Ambulancen 
oder Spitäler mit Militär besetzt wären. 

Art. 2. Das Personal der Spitäler und Ambulancen für 
die Aufsicht und den Gesundheits-, Verwaltungs- und 
Krankentransportdienst, sowie die Feldprediger haben, so 
lange sie ihren Verrichtungen obliegen, ^nd Verwundete 
aufzuheben oder zu verpflegen sind , Theil an der Wohlthat 
der Neutralität. 

Art. 3. Die im vorgehenden Artikel bezeichneten Per- 
sonen können auch nach der Besitznahme durch den Feind 
in den von ihnen besorgten Spitälern oder Ambulancen ihrem 
Amte obliegen oder sich zu dem Corps zurückziehen, dem 
sie angehören. 

Wenn diese Personen unter solchen Umständen ihre 
Verrichtungen einstellen, so sind sie den feindlichen Vor- 
posten von Seite des den Platz innehabenden Heeres zuzu- 
führen. 

Art. 4. Das Material der Militärspitälcr unterliegt den 
Krie»j:s2:esetzen , und die denselben zus^etheilten Personen 
dürfen daher bei ihrem Rückzuore nur die ihr Privateio^enthum 
bildenden Sachen mitnehmen. 

Dat»;e<^(ui verbleibt den Ambulancen unter gleichen 
Umständen ihr Material. 

Art. 5. Die Landesbewohner, welche den Verwundeten 
zu Hilfe kommen , sollen geschont werden und frei bleiben. 
Die Generäle; der Krieg führenden Mächte sind verpflichtet, 
die Einwohner von dem an ihre Menschlichkeit ergehenden 
Rufe und der daraus folgenden Neutralität in Kenntniss zu 
setzen. ' 

Jeder in einem Hause aufgenommene und verpflegte 
Verwundete soll diesem als Schutz dienen. Wer Verwundete 
bei sich aufnimmt, soll mit Truppeneinquartierungen und 
theilweise mit allfälligen Kriegscontributionen verschont 
werden. 
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Art. 6, Die verwundeten oder kranken Krieger sollen, 
gleichviel, welchem Volke sie angehören, aufgehoben und 
verpflegt werden. 

Den Feldherren soll gestattet sein^ die während des 
Kampfes Verwundeten sofort den feindlichen Vorposten zu 
übergeben, wenn die Umstände es erlauben und beide Theile 
zustimmen. 

Diejenigen, welche nach ihrer Genesung dienstuntüchtig 
befunden werden, sind heimzuschicken. 

Die Anderen können ebenfalls nach Hause entlassen 
werden, unter der Bedingung, dass sie für die Dauer des 
Krieges die Waffen nicht mehr tragen* 

Die Evacuationen und das sie leitende Personal werden 
durch unbedingte Neutralität gedeckt. 

Art. 7. Eine auszeichnende und überall gleiche Fahne 
wird für die Spitäler, Ambulancen und Evacuationen ange- 
nommen. Ihr soll unter allen Umständen die Landesfahne 
zur Seite stehen. 

Dessgleichen wird für das neutralisirte Personal ein 
Armband zugelassen, dessen Verabfolgung jedoch der 
Militärbehörde überlassen bleibt. 

Fahne und Armband tragen das rothe Kreuz auf weissem 
Grund. 

Art. 8. Die Vollziehungsdetails zur gegenwärtigen 
üebereinkunft sihd von den Oberbefehlshabern der Krieg 
führenden Heere nach den Weisungen der betreffenden 
Regierungen und in Gemässheit der in dieser Üebereinkunft 
ausgesprochenen allgemeinen Grundsätze zu ordnen. 

Art. 9. Die hohen vertrag-schliessenden Theile sind 
übereingekommen, gegenwärtige Üebereinkunft den Regie- 
runsren , welche keine Bevollmächtigten zur internationalen 
Conferenz in Genf abordnen konnten , mitzutheilen , und sie 
zum Beitritte einzuladen , zu welchem Ende das Protocoll 
offen gehalten wird. 
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Anszag ans dem Berichte Über die Besoltate der 

internationalen Conferenz 

ddo. Berlin, 22. bis 27. April 18$9. 



In Beug aaf ilt freiwillige Ulfe !■ eiiem Seekriege. 

1. „Die Hilfsvereine haben sich mit den Gesellschaften 
„zur Rettung Schiffbrüchiger" darüber zu vereinigen, dass 
diese ihre Rettungsboote und deren Bemannung gegen 
erhöhte Prämien oder Remunerationen für den Fall eines 
Krieges zur Verfügung stellen , und ausserdem noch eine 
genügende Zahl von Booten engapireu. 

2. Vor Ermiethung von Hilfsschiffen zur Rettung 
Schiffbrüchiger ist die Frage zu erle«ii!:fen: wer die Kosten 
für die Beschädigung oder den Verlust dieser Schiffe trä^t? 
Es ist für diesen Zweck bei den Versicherungs-Gesellschaften 
anzufragen: ob sie gegen eine erhöhte Prämie die Versiche- 
rung der Hilfsschiffe übernehmen. 

3. Die Hilfsschiffe müssen während und nach der 
Schlacht Hilfe leisten. — Aus diesem Grunde folgen sie der 
zu kriegerischen Zwecken auslaufenden Flotte und unter- 
stellen sich den Anordnungen des commandirenden Admirak 

4. Sie müssen während der Schlacht allen Schiffen ohne 
Unterschied der Nation auf das gehisste Nothsignal zu Hilfe 
eilen. 

5. Es sind daher die der Genfer Convention beigetre- 
tenen Staaten um Vereinbarung einer Flagge zu bitten, welche 
als Nothsignal für ein sinkendes oder brennendes Schiff 
überall in Anwendung kommt. 

(Gelbe Flagge.) 

6. Die Hilfsschiffe haben unmittelbar nach der Schlacht 
durch ein Signal zu erkennen zu geben, dass sie den Wunsch 
und den Raum zur Aufnahme von Verwundeten und Kranken 
haben. 

7. Es ist desshalb eine Vereinbarung der obengenannten 
Staaten über das sub 6 vorgeschlaL'^ene Signal wünschenswerth. 

(Gelbe Flagge mit rothem Kreuze.) 
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8. Die Auswahl der Hilfsschiffe ist auf DampfschiflFe zu 
richten, welche, bei hinreichender Seetüchtigkeit und 
Geschwindigkeit, die genügende Manövrirfähigkeit besitzen, 
und gleichzeitig auch ein geräumiges und hohes Zwischendeck 
haben. 

9. Die Bemannung, Ausrüstung und Einrichtung 
dieser Schiffe ist schon im Frieden vorzubereiten und nach 
Analogie der militärischen Verhältnisse der betreffenden 
Staaten zu organisiren. 

10. Als Führer dieser Schiffe isind ehemalige Officiere 
und geeignete Deckofficiere (Steuerleute) der Kriegs-Marine 
zu bevorzugen, und es ist ihnen von den Hilfsvereinen even- 
tuell eine Pension und diQ Fürsorge für ihre Familie zu 
sichern. 

11. Die Hülfsvereine Stationiren Delegirte an Bord, 
deren Anordnungen die Schiffsführer in Bezug auf Zweck 
und Ziel der Fahrt auszuführen haben. 

12. Das übrige Personal der Hilfsschiffe braucht nicht 
schon während des Friedens , sondern erst kurz vor Beginn 
des Krieges designirt zu werden. 

13. Das Personal (Nr. 10 und 12) ist vornehmlich durch 
die Vereine in den Seestädten auszuwählen. 

14. Das für die Hilfsschiffe nöthige Material ist in 
besonderen Etats festzustellen; jedoch sind während des 
Friedens nur Modelle zu beschaffen und die Bezugsquellen 
aufzuzeichnen. 

15. Dieses Material ist, so weit der Zweck übereinstimmt, 
nach don für die Kriegs-Marine (erlassenen Vorcshriften und 
Modellen zu beschaffen. 

1 6. Die Vereine werden ihre Hilfeleistung im Seekriege, 
insofern sie in der Lage und Willens sind, solche zu gewäh- 
ren, nach den vorstehenden Bestimmungen einrichten, aus 
welchen ihnen jedoch eine bindende Verpilichtung nicht 
erwächst. 

17. Es ist zu wünschen, dass bei Gelegenheit der 
nächsten internationalen Conferenz an dem Orte derselben 
eine Ausstellung von Gegenständen für die Pflege der/im 
Seekriege Verwundeten stattfinde,*' 



240 . Aobang E. 
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Declaratioii vom 11. Deeember 186$, 

Über dieAnsschliessung gewisser Sprenggeschosse vom Eriegsgebrauche. 

Nachdem sich auf Vorschlag des kaiserlich-russischen 
Cabinetes eine internationale Militär- Conamission in St. 
Petersburg versammelt hat, um die Frage einer Prüfung zu 
unterziehen, ob es nicht passend Wärei. die Anwendung 
gewisser Geschosse im Kriegsfälle unter ciVilisirten Nationen 
zu untersagen, 

und nachdem diese Cömmissiön inct geilneinschaftlichen 
Einverständnisse diÖ^.technischen Gi^enzdn gezogen hat, wo 
die Anforderungen dejr Menschlichkeit deh Noth wendigkeiten 
des Krieges ein Ziel setzen, 

sind die Unterzeichneten duröh Aufti^ag ihrer Regie- 
rungen zu nachstehender Erklärung ermächtigt: 

In Erwägung, dass die Portschritte der Civilisation so 
viel möglich eine Verminderung der Leiden des Krieges 
herbeiführen sollen: 

dass die Staaten in der Kriegführung berechtigter Weise 
nur Ein Ziel verfolgen sollen , nämlich die militärischen 
Kräfte des P^eindes zu schwächen; 

dass es zu diesem Zwecke hinröichend ist, eine möglichst 
grosse Zahl von Kriegern kampfunfähig zu machen ; 

dass die Anwendung von Waffen, welche die Leiden 
der kampfunfähig Gewordenen unnöthiger Weise vergrössern 
oder deren Tod nothwendig herbeiführen würden, über dieses 
Ziel hinausginge ; 

dass daher der Gebrauch solcher Waffen den Geboten 
der Menschlichkeit zuwider wäre ; 

so verpflichten sich die contrahirenden Theile gegen- 
seitrg im Falle eines Krieges unter ihnen, bei ihren Land- 
und Seetruppen auf den Gebrauch von Projectilen zu ver- 
zichten, deren Gewicht geringer wäre als 400 Gramme 
{23 Loth) und welche explodirbar odei" mit explodirenden 
oder leicht entzündlichen Stoffen gefüllt sind. 

Sie werden alle jene Staaten , welche an den Berathun- 
gen der internationalen Militär-Commission in Sti Petersburg 
durch keinen Vertreter Theil genommen haben, einladen, der 
gegenwärtigen Erklärung beizutreten. 
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Dieselbe ist nur verbindlich für die contrahireuden oder 
später beigetretenen Theile im Falle eines Krieges zwischen 
zTvei oder mehreren unter ihnen, sie findet keine Anwendung 
Denjenigen gegenüber , welche nicht contrahirende Theile 
sind, oder nicht ihren Beitritt erklärt haben. 

Diese Verpflichtung würde ferner aufhören, sobald in 
einem Kriege zwischen contrahirenden oder beigetretenen 
Theilen ein nicht contrahirender und nicht beigetretener 
TKeil auf die Seite eines der Krieg führenden treten würde. 

Die contrahirenden und die beigetretenen Theile behalten 
sich vor, in weiteres Einvernehmen zu treten, so oft in 
Absicht auf die Verbesserungen, welche die Wissenschaft in 
der Bewaffnung der Truppen künftighin einführen könnte, 
ein bestimmter Vorsehlag gemacht würde, utn die von ihnen 
aufgestellten Grundsätze festzuhalten und die Gebote der 
Menschlichkeit mit den Nothwendigkeiten des Krieges in 
Einklang zu bringen. 

So geschehen zu St. PetersburLr den "^«"»"^'^'"jg'tea Norember 
Eintausend achthundert sechzig acht. 



Vetsera m. p., für Oesterreich. 

Graf Tanffkirehf n m. p., für Baiern. 

Graf Erre mbanlt de Djidzeele m. p., für Belgien. 

E. Vind'm. p., für Dänemark. 

Talleyrand m. p., für Frankreich. 

Andreas Bnehanan m. p., für Grossbrittanien. 

S. A. Mftaia m. p., für Griechenland. 

Bela Caraeeioli m. p., für Italien. 

Br. Gfvert m. p. , für die Niederlande. 

Mirza Assedullah Khan m. p., für Persien. 

Ril?as m. p., für Portugal. 

B, VII. v.RfU8sm.p.,fürPreussenü. den norddeutschen Bund. 

Gortsehakow . m. p., für ßussland. 

O. M. Bjornstjerna m. p., für Schweden und Norwegen. 

Ad. Gliiift m. p.. für die Schweiz. 

Carathfodory m. p., für die Türkei. 

C. V. Abele m. p., für Württemberg. 
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Anhang F. 



Aeltere Verträge Oesterreichs mit Russland, ent- 
haltend die Regeln einer bewaffneten Neutralität 
und Erklärungen über Visitationsrecht und Kriegs- 

Contrebande. 
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Tractat vom 10. Juli 1781. 

Siccome attesa la guerra, che st fa attualmente sxd mare 
ira la Gran-Bretagna da una parte ^ la Francia e la Spagna 
dalV altra^ il commerdo e. la navigazione deUe Potenze neutrali 
hart sofferti e soffrono dei danni considerabili ^ quindi e che 
S. M. Vlmperatore c?e' Romani e 8. M. Ulmperairice delle 
Ritssiej in conseguema della loro assidua attemione per pro- 
curare con dignita e sollecitudine la sicürezza e prosperita de 
loro sudditij combinate con i riguardi dovuti a diritti delle 
Nazioni in generale , nelV attuale situazione degli affari hanno 
giudicato necessario dz regolare la loro condotta in vigore di 
tali principj, Vlmperatrice delle Russie per mezzo della sua 
dichiarazione del di 28 Febbraro 1780^ indirizzata a tutte le 
Potenze belligerantiy espose agliocchidituttaV Europale regole 
Jondamentali dedotte dal diritto primitivo di tutti i popoli^ da 
essa reclamate e addottate come basi della sua condotta durante 
■la presente guerra. Quest^ attenzione della M. 8. diritta ad 
invigilare al mantenimento de^ diritti communi a tutte leNazioni^ 
avendo ottenuti i voti di tutte • le Potenze neutrali^ perche con- 
cemente la difesa de^ piu esenziali loro interessij e portaia ad 
un grado da fissare^ e stabilir per sempre n^ presenÜ tempi 
efuturi un sistema permanente e invariabile^ e combtnato con 
le prerogative^ condizioni ed impegni di una esatta neutralitä^ 
ed avendo a qicesto sistema aderito 8. M. il Rh di Danimarca 
e di Norvegia^ 8. M. il Rh di 8uezia^ la Republica di Olanda 
e altre ptü rispettabili Potenze^ quindi h che h nato Vaccordo 
e Vunardmiia con le quali timperatore suddetto d^ Romani 
e TImperatrice delle Russie hanno risoluto sempre piii conva- 
Udare e assicurare la loro ferma e constante amicizia e fidwda 
reciproca , conforme al vantaggio d^ loro Regni e 8tati per 
mezzo di una formal convenzione. Con queste mire salutevoli 
ULL. MM. IL hanno stipulati e conchiusi i seguenti articoli: 
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Art. 1. Le suddette MM. LL. IL sono sinceramente 
determinate dt mantenere per sempre la "piü constante e szncera 
amicizia^ come utilissima alla Gasa du Austria^ non meno che 
alV Impero di JRusstUy e concordia e unione tra loro^ come 
pure di Stare in buona intelligema con le potenze attualmente 
belligeranti^ ed osservare la piä esaiia neutralitäy dichiarando 
nel tempo istesso di voler procurarefermamentey che la proibi- 
zione del commercio de* generi di contrabbando con gli Stati che 
si trovano invüuppati nelle ostilita e con quelli che potessero 
esaervi impegnati in avveni?'e , sia rigorosamente osservata da£ 
respettivi suddäti. 

Art. 2. Affine di scansare qualunque errore ed equivoco 
riguardo al nome di contrabbando 8. M. Tlmperatore e 8. M. 
r Imperatrice delle Bussie dichiarano^ che riconoscono unica- 
mente come generi di contrabbando quelM^ che sono compresi 
we' trattati sussistenti tra le suddette Corti, e Vuna o Valtra 
delle potenze belligeranti. 8. M. T Imperatrice di Rtissia come 
Potenza marittima si conforma in cth interamente al suo trat- 
tato di commercio esistente con la Gran-Bretagna^ ed ästende 
in oltre gVimpegni del medesimo^ che sono onninamente fondati 
sul diritto naturale^ alle corone di Francia e Spagna , le quali 
fino alla data della presente convenzione non hanrio alcun trat- 
tato di commercio col suo Impero. LHstesso fa 8. M. Vlmpe- 
ratore per quel che riguarda la Francia e ringhdterra per 
non avere concordato alcuno con esse , che determini ^eruna 
condizione sopra questo oggetto. 

Art. 3. Siccome in questa m^niera viene determinato efis- 
sato ciby che dee intendersi per contrabbando conforme ä trat- 
tdti e convenzioni tra le alte parti contraenU e le Potenze belli- 
geranti ^ e principalmente nel trattato stiptdato tra la Bus sia 
e la Gran-Bretagna del di 20 Giugno 1766; e intenzione dt 
8. M. Vlmperatore e delC Impera;trice di Bussia che ogni 
altera specie di commercio sia e rimanga libera ä respettivi 
sudditi. Giä le MM. LL. nelle dichiarazioni rimesse alle 
potenze belligeranti si sono fondate sopra i principj generali 
del diritto naturale , da cui derivano la libertä di commercio 
e della navigazione come pure i legitiimi diritti delle Nazioni 
neutrali^ ed hanno risoluto egualmente che tutte le aüre Gorti 
che hanno acceduta alla proposta neutralitä armata di non 
dipendere ulte7'io7'mente dalla spigazione arbitraria, dettata 
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dall vantaggio parziale e dalV interesse momentaneo. Gort questo 
scopo st sono accordate sopra quardo appresso. 1. Che sia per- 
messo ad ogni hastimento con handiera Hussa, che con banddera 
Imperiale e Toscana navigare da un porto alValtro , e sopra 
le coste delle potenze heUigeranti. 2. Che gli effetti appartenenti 
ai suddiii delle suddete Potenze heUigeranti saranno liberi sopra 
i legni neutralij ne potrarino esser confiscati, ne presi violente- 
mentej eccetttiato che i generi di contrabbando. 3. Che per de- 
terminare quäl regola si debba osservare relativamente a un 
porto bloccatOy quello solo potrh esser considerato come tale, 
Helle cui alture i vascelli nemici avranno presa una continua 
stazione. 4, I legni neutrali non potrarmo essere arrestati se 
non per motivi giusti e con prove evidentij e giudicati senza 
perdita di tempo ; iprocessi sifaranno spedäamente in maniera 
sempre uniforme, secondo le leggi marittime, ed ogni volta che 
avranno sofferto danno senza causa , si ckiederä d'accordo e di 
concerto per parte de LL, MM. JJ. oltre ü resarcimento de 
danni una completa soddisfazione per V insulto fatto alla loro 
handiera. 

Art, 4. Per proteggere il commercio generale de^loro sud- 
diti fondato sopra equi e certi principj , 8. M. Vlmperatrice 
di Bussia ha risoluto di equipaggiare un propörzionato numero 
di vascelli e fregatte per servir di scorta ai legni mercantili, 
secondo che lo richiederanno le ur gerne del commercio^ e questi 
jpotranno approdare e restare quanto a loro piacerä in tutti 
i porti soggetti alla Gasa dIAustria, ed in specie delle Fiandre. 

Art. 5. Nel caso che i bastimer^i mercantili delli parti 
contraenti si trovassero in mare senza la scorta dialcunvascello 
armato, e che non potessero percib ottenere nel bisogno la pro- 
tezione, il commandante de^ vascelli da guerra di 8. M. Vlm- 
peratrice delle Bussie ^ suhito che ne sara richiesto, accordera 
indistintamente tutta Vassistenza necessaria , ben inteso , che cib 
nan sia per aver fatto commercio illecito, contrario alle leggi 
della neutralitä. 

Art. 6. La presente convenzione non potra essere retroat- 
tivaj e in conseguenza non si dovrh prender parte alle diffe- 
renze che possano essere insorte prima della conclusione della 
medesimay quando perb gli aßari non riguardassero le violenze 
che durano ancora^ e che tendono ad opprimere tutte le nazioni 
neutrali. 
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Art. 7 . 8e non ostante VatterUa ed amichevol premura 
delle due parti contraenti e la pik perfetta osservanza della 
neutralita^ i legni mercantili ßusst o AtLstriaci fossero insvZtati^ 
sacheggicUi o presi da vascelli da guerra^ o dagli^armatori di 
una delle Potenze beUigeranti allora il ministro d^lla parte 
offesa^ unitamente a quello della parte confederata^ fara delle 
Serie rappresentanze aUaCorte^ i cui vascelli da guerra avranno 
eommesso VattentatOj reclamerä i bastimenti arrestati^ insisterh 
sop?'a una convenevole soddisfazione ^ e non perdera mai di 
vista la reputazione della respettiva bandiera. U ministro sud- 
detto deir altra parte sosterrä qu^ste instanze nella maniera la 
piiji, efficace e vigorosa^ e se venisse ricüsatö e differito da un 
tempo alt altro di rimediare agli inconvenienti^ in questo caso 
le LL. MM. eserciteranno il diritto di rappresaglia contro la 
potenza che loro nega il compimento di giustizia e coricerteranno 
immediatamente i mezzi piu proprj per eseguire queste rap- 
presagle. 

Art. 8. Se Vuna o V altra delle due Potenze contraenti^ 
tutte due insieme venissero attaccate in vigore di questa con- 
venzioney che non tende ad offesa di veruno^ o per qualsivoglia 
altra ragione^ che vi potesse aver rapportOj fossero inquietate^ 
molestate o attacate^ hanno risoluto di fare unitamente i loro 
sforzi per dif ender si scambievolmente cioe 8. M. Imperatrice 
delle Pussie mettendo in opera le sue forze marittime di 
concerto con le altre Corti che hanno concorso al trattato di 
neutralitä armata^ e S. M. Imperatore dando truppe di tei^a 
e danari secondo Turgenza de^ ca^i^ e cio a solo fine di pro- 
curarsi una soddisfaciente riparazione^ tanto per insulto fatto 
alla loro bandiera^ che per le perdite cagionate a loro sudditi. 

Art. 9. Questa convenzione resta conclusa e fissata per 
tutto il tempo , che durera la presente guerra , e gPimpegni in 
vigore della medesima contratti servirarmo di base a tutti i trat- 
tati posteriori^ e che potessero esser formatiin avennire secondo 
le occorrenze^ ed in occasione di nuove guerrcj che insorgessero 
per mala sorte ad intorbidare la tranquillitä di Europa. Nel 
rimanente tutto cib di cui si e convenuto^ sarä riguardato come 
permanente e invariabile^ tanto riguardo agli affari mercantili^ 
che a quelli di marina^ ed avrhforza di legge per la determt- 
nazione dei dintti delle Nazioni neutrali. 
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Art 10. Siccome ilfine e Voggetto della convenzione sud^ 
detta e di assicurare la liberta del covimercio^ e deüa navigazione^ 
le LL. MM. IL V Imperaiore de Romani e Clmperatrice di 
tutte le Ritssie hanno convenuto dHnvitarvi ad accedere tutte 
quelle Potenze^ che finora non vi hanno accedutOy e queste po- 
tranno partecipare de^ vantaggi in essa convenutij sempre 
perb a tüolo di difeßa^ e mai di offesa. 

Art 11. Affinche le Potenze impegnate nella guerra noni 
ignorino la forza delle obligazioni contratte dalle due Corti 
Imperiali di Pietrohurgo e di Vienna^ le Alte parti contraente 
cümunicheranno loro nella maniera la piic amichev ole le misuri 
stabilitej misure^ che sono tanto meno ostili^ in quanto che lung- 
dalt aver per fine di cagionare danno a veruno , tendono uni- 
camente a proteggere il commercio d^ respettivi regrd^ e popoli. 

La presente convenzione sara ratijicata dalle due parti 
contraentiy e la ratifica sarä cambiata in buona e debita forma 
dentro lo spazio di 10 settimane^ infede di che ec. 

Vienna 10 Luglio 1781. 



Znm österreichisch -russischen Handelsyertrage 

Tom Jahre 1784:. 

Kaiserliche Verordnung vom 12. November 1785 (Auszug). 

Art. XIV. (Grundsätze der bewaffneten Neu- 
tralität). Ueberzeugt von 'dem Nutzen und heilsamen 
Endzwecke der von uns, einverständiicli mit Ihrer Majestät 
der Kaiserin aller Ileussen, während des letzten Seekrieges 
angenommenen Grundsätze des armirten Neutralitäts-Systems, 
sind wir entschlossen, nicht, nur über die allgemeine Auf- 
rechthaltung derselben sorgfältig zu wachen, sondern wollen 
dieselben auch gegen die Unterthanen Ihrer russisch-kaiser- 
lichen Majestät beobachten und ausüben lassen. Sollten wir 
dennoch mit fremden Staaten in Krieg gerathen. so ist unser 
Wille, dasa desswegen der freie Handel und Wandel zwischen 
diesen Staaten und den russischen Unterthanen nicht untere 
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brochen werde, sondern ihnen in solchem, Falle diejenigen 
Vortheile zu Statten kommen sollen, welche in den nach- 
stehenden vier Hauptgrundsätzen enthalten sind: 

1. Jedes Schiff muss frei von Hafen zu Hsjfen und an 
den Küsten der kriegführenden Nationen segeln können, 

2. Güter der Unterthanen einer kriegführenden Macht 
sollen auf neutralen Schiffen frei bleiben, mit Ausnahme der 
Contrabandewaaren. 

3. Um zu bestimmen, was unter einem blokirten Hafen 
zu verstehen sei, soll diese Benennung nur danTi Platz finden, 
wann die Schiffe der Macht, die einen Hafen angreifen lässt, 
sich demselben so nahe und in einer solchen Stellung befin- 
den, dass die Einfahrt in den Hafen einer offenbaren Gefahr 
unterliegt. 

4. Neutrale Schiffe können nur aus gerechten auf offen- 
bare Thatsachen gegründeten Ursachen angehalten werden. 
Das Urtheil darüber soll ohne Verzug gefällt werden, das 
Verfahren jederzeit gleichförmig, schleunig und gesetzmässig 
sein, und nicht nur denjenigen, die ohne Schuld dabei 
Schaden gelitten, die gebührende Vergütung zuerkennet, 
sondern auch für die Beleidigung der verletzten Flagge eine 
vollkommene Genugthuung geleistet werden. 

Art. XV. (Visitation zur See). Die Schiffe russisch- 
kaiserlicher Unterthanen, welche ohne Bedeckung segeln, 
wenn sie von diessseitigen Kriegs- oder Armatörsschiffen auf 
der Küste oder auf offener See angetroffen werden, haben 
sich der Visitirung zu unterwerfen, und dürfen in solchen 
Fällen keine Schiffspapiere über Bord geworfen werden. 
Hingegen verordnen wir, dass gedachte Kriegs- und Arma- 
törsschifie von solchen stets so weit, als die Kanonen des 
russischen Handelsschiffes reichen, entfernt bleiben, auch um 
allen Anordnungen vorzubeugen, nie mehr als zwei oder drei 
Mann in ihren Böten an den Bord derselben, zur Visitirung 
derjenigen Pässe und Seebriefe, durch welche deren Eigen- 
thum und Ladung zu erheben ist, abschicken. Befinden sich 
aber diese Handelsschiffe unter dem Geleite eines oder 
mehrer Kriegsschiffe, so soll von Seiten des die Begleitung 
anführenden Oificiers die blosse Erklärung, dass sie keine 
Gontrabande bei sich haben, für vollkommen hinlänglich 
geachtet werden, und keine Visitirung mehr stattfinden. 
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Art. XVI. (Wenn das Schiff keine Contra- 
bande hat). Sobald aus den vorgelegten Urkunden oder 
der mündlichen Erklärung des Commandanten des Geleits 
erhellet, dass solche auf der See angetroffene Handelsschiffe 
mit keiner Contrabande beladen sind, sollen sie ihren Lauf 
frei und ohne ferneren Aufenthalt fortsetzen können, und 
werden diesseitig Kriegs- und Armatörsschiffe, die sich dem- 
ohngeachtet unterfingen, denselben auf irgend eine Art Be- 
schwerden oder Schaden zuzufügen, dafür, wie nicht minder 
für die wegen verletzter Flagge zu leistende Genugthuung 
mit Leib und Gut zu haften haben. 

Art. XVIL (Wenn es mit Contrabanden be- 
treten wird). Sollte ein russisches Schiff bei der Visitirung 
mit Contrabanden betreten werden, so verbieten wir dieser- 
wegen die darauf befindlichen Kisten, Verschlage, Truhen, 
Ballen oder Fässer aufzuschlagen, oder das Mindeste von 
den Waaren wegzunehmen, aber der Aufbringer ist berech- 
tiget, das Schiff in einen Seehafen zu führen, woselbst nach 
der Einleitung des Processes von den hiezu aufgestellten 
Gerichtsstellen, und nachdem den vorgeschriebenen Regeln 
und Gesetzen gemäss ein entscheidendes ürtheil gefällt 
worden, die verbotene, oder für Contrabande erkannte Waare 
confiscirt, alle übrigen Effecten und Waaren desselben 
Schiffes entgegen wieder zurückgestellt werden sollen, ohne 
dass jemals weder Schiff noch Gut unter dem Vorwanie von 
Unkosten oder Strafe zurückbehalten werden könne. Der 
Schiffscapitän, nachdem er die für Contrabande erkannte 
Waare ausgeliefert hat, soll nicht gehalten sein, das Ende 
des Processes wider seinen Willen abzuwarten, sondern wir 
wollen, dass er mit seinem Schiffe und dem übrigen Theil 
seiner Ladung, so bald er es für gut finden wird, wieder 
absegeln möge, und falls von einem diessseitigen Kriegs- 
oder Amatörsschiffe ^in russisches Handelsschiff aufgebracht 
würde, welches mit erkannten Contrabande waaren befrachtet 
wäre , soll dieses die Freiheit haben, die Contrabande- 
waare sogleich zu überlassen, und seinen Weg ungehindert 
fortzusetzen. Der Aufbringer ist gehalten, sich an dieser 
freiwilligen Ueberlassung zu begnügen, ohne weder Schiff 
noch Equipage auf irgend eine Art ferner aufzuhalten, be- 
lästigen oder beunruhigen zu können. 
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Art. XVIIL (Was Contrabande sei). Zur Eubrik 
des Seekriegs -Contrabandes sind allein folgende Gegen- 
stände zu zählen, nämlich Kanonen, Mörser, Feuergewehr, 
Pistolen, Bomben, Granaten, grosse und kleine Kugeln, 
Flinten, Feuersteine, Lunten, Pulver, Salpeter, Schwefel, 
Kürasse, Spiesse, Degen, Kuppeln, Patrontaschen, Sattel und 
Zäume , von welchen Stücken jedoch der zur Yertheidigung 
des Schiffs und der Equipage benöthigte Vorrath auszu- 
nehmen ist. Allef unter den oben genannten nicht begriffene 
Artikel aber sollen keineswegs für Kriegs- und Seemunition 
geachtet sein, noch der Confiscirung unterliegen, sondern 
ohne das geringste Hinderi;iiss vorbeigelassen werden. 

Art. XIX. (Was nicht Contrabande sei). Ob nun 
schon in dem vorstehenden Artikel die Contrabandegegen- 
stände deutlich bestinunt sind, und alles, was nicht darin 
namentlich ausgedrückt wird, für frei erkennet und gegen 
alle Beschlagnehmung gesichert sein soll, so sehen wir uns 
dennoch durch die Anstände, welche sich in dem letzten 
Seekriege über das Befugniss der neutralen Völker, von 
kriegführenden Mächten oder ihren Unterthanen Schiffe zu 
kaufen, erhoben haben, veranlasset, damit allen Zweifeln, 
welche darüber entstehen könnten, vorgebeugt werde, fol- 
gendes festzusetzen: 

Es soll nämlich in dem Falle, dass wir mit irgend einer 
fremden Macht in Krieg verwickelt würden, den Unter- 
thanen Ihrer Majestät der Kaiserin aller Reussen jederzeit 
frei stehen bei einer solchen Macht so viele Schiffe, als sie 
wollen, zu kaufen oder für ihre Rechnung bauen zu lassen, 
ohne dass ihren dagegen von uns oder von diessseitigen 
Kriegs- und Armatörsschiffen einiges Hindemi^s gelegt 
werden könne. Jedoch versteht es sich von selbst, dass der- 
gleichen Schiffe mit allen denjenigen Urkunden * versehen 
sein müssen, welche zur Bestätigung des den russischen 
Unterthanen darüber zustehenden Eigen thums- oder gesetz- 
mässigen Erwerbungsrechts erforderlich sind. 
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Formulare der Schiffspapiere für die österreichisch 

ungarischen Handeisschiffe. 
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Formulare des Flaggen- oder Schiffs-Fatentes. 



No8 Ihrandseus Josephus Divina favente de- 
mentia Austricie Imperator etc. etc. etc. 

XJniversia et $inguli8 Nostrds hasce Liiteraa patentes terra marive lecturie, aut 
legi auditurie cujuscunque s.int Status ordinie vel dignitcUis, Salutem, Benevol,&ntiam, 
Qratiamque Nostram Caesaream et Hegiam, 

Quandoguidem Nobis N, N. suhditus Noster humülime exposuit velle se Navtm 

qucs est^ ,amphorarum nominatanif N. N. ex portuhus Nostris in alios 

Nosiros vel externos porttAS et loca maritima guibuscum Nohis pcix est et amidtia^ 
Cammercii exercendi causa expedire, suh dtictu N. N", paratam, munitam, neces- 
sariaque instruetam commeatu, ao Nos proinde eandem ad humillimas ejus preces 
litteris Nostris muniendam censuimus : ifa notum testatumque facimus , Nos praeno- 
minato subdito Nostro pro sex annorum cursu facultatem concessisse , quemadmodvmi 
praesentium vi ei ienore concedimus , praediciam navim instruendi , ac liceat ipsam 
insignibus Nostris nee non apto hominum et tormentorum numero, armis, victUj aliisque 
rebus necessariis munire, mercibus etiam onerare, easque ubivis exonerare, vendere vel 
permutare, alias quoque sibi congerere , et, quolibuerit, transferre, Nos adeoque, ut 
haec omnia dictae navi ejusque supra nominato ductori ubique libe^e obtingdnt, a 
Praefeetis, Classiariis, et quaevis munera gerentibus Ministris Principum , foedere et 
amicitia Nobis junctorum, perbenigne petimus atque rogamus, Nostris vero et Regnorum 
ae Ditionum Nostrarum subditis serio mandamus et jubemus , ut nominato navis 
istius MagistrOf et apparatui ejus navali, nee non omnibus, quibus ipsa navis onerata 
erit mercibus et rebus, tarn in cursu, quam in reditu omnem praestent opem et 
cperam , nulluni autem impedimentum nullamque moram aui molestiam adferant, nee 
eum ab ullo his affici patiantur; quin potius illum benevole recipiant et congrue 
traetent, potestatemque eidem tribuant, in dito mari, non secus ac in sinibus, 
portuhus, et fluviis, jure et more gentium libere navigandi, Facturi sunt ita singuli 
Nohis non subjeeti rem Nohis imprimis gratam; Nostri vero et ditionum Nostraram 
suhditi seriam et expressam voluntatem Nostram cxsequentur, 

Harum testimonio liiterarum manu Nostra subscriptarum sigillique Nostri 
Caesareo Begü et Archiducdlis appensione munitarum, quae dahantur in Civitate 

NoUra Viennae die, „jnensis^,^,., . Anno Domini, „ , 

Regnorwn Nostrorum^,,, .-^«*e. 
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Formulare des Ministerial-Scontrins. 



Not Ministro del com/merdo di JSnu Mouestit 

Irnperkile Beale. 

A chiunqtie puö Ojppartenere. 

Permetiiamo, che ü Brigantino (Bark etcj nominato N. N. Capitano K, If. 

suddito di Sua Maetta Imp. Beaie della porlata di tonnellate, ^ 

armato eon. /. Cananif con «....«. Möwitw» 

d^JSquipoffffio dei quali du« terzi sono sudditi di ß. M, Imperiale e Beale desünato 

per il Mare^ .p<i8ai cot suo equipaggiOf merci, poBaagteri e 

carico senza quedunque oataeolo impedimento di flaggina , o molestia ; detto hrtganiino 
(BarhJ costando a Not da valida Testimonianza , appartenere ad sudditi di S, M. 
Imperiale e Beale e non a forestieri. Dato aotto aigillo di S, M, Imperiale e Beale 
e noatra firma' Vienna etc. .\ 
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Viene concesso a.. 



«■#• ■•■■»•••» »•»■»»* ■ 



»»»•■»»•■»•••■»•M»*»**»«^ 



>———•>*■■■■■■•*■■•*■»■»*■■ 







:o ESTESO LIMITR 



■ •«»»» »• ■•« »»•»•■ •*•%• 



-.^— 



. I 



appa/rtenenifs al Forto c^t^ 1» ffl Hi Hi 1 Hil 

«wm-«>?a/.......a? 3rro. :J| J| | | f I I H 

t7 ffiorno,,,,,. , .j 

dt tonellate^,„. „.4 ^wie^sV ci» 

« citr««. da [^^*"^ *** *-^ permesso dt 

munit dt lettera d'auiof^ ^*' •-* •• • — matrieolat, — al Nro. 

wo ü direttore, delle quaii due terzi sudditi fumonali, soito la 

con individtf^ aoente relatwo deereto dt a^itazione al Nro ,.,..„ , , , ,,,, 

1 

Trieste U ♦••• ^^^ presente Paasaporto, affineh^ posaa liberamentß 

Nero e d*AJsoff, e per tutti iportij rade ed aneoraggi del con- 
\e fino inclusivamente a Qibilterra e Öeuta, senza oltrepauare 
Furono pägati i avvertenza perö dt non oltrepassare queata linea sottq la pena 

f» «. dteonsi fior, , 

oome da JBolletta Nro,„,„^^i$tri delle Fotenze e Nazioni amiche ad aecordare aZ sunno- 

ed in ca$o di biaogno la loro assistenza e proteztone, mentre ii 

\To SaattTnenti ed i Loro Connazionali, 
Paaa^, anf 



ENTE 



n Gonsigllere di Ooyerno 



'»(rata fre»»o VUfficio del Forto di _ 

0' il Nro.,....„giorno„.„„jiel nute di M. 
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Vienne eoneesso a»...^ 



»*»•«*«•••*■•■••■•*•■»••••■•■«»•»••• • ■ ■ a 



difar natngare^ l„ 

denominai^ 




»■—■»•—» «■»«»» ■ mm 



apparienente tu Forto di 
il giomo 



iRISTRETTO LIMITE. 



••0 ■*•»■■■■«•■ ■ 



di tonellatei.,^ 
s dirett da 



■ AIITTIII 



■«■■•«■•■ 



munit,,,,^dt lettera d' auto 



eon^ 



Andivid\ 



»ndd a di 

^ieilicii in H vermeiso di 

ominat ..... . ..»....«..«con Bandiera austro 

;«o t7 diretiore, delle guali due terzi mdditi nüeianali, Boito la 
yiale ed avenie relativo deereto di äbiliiazione al Nro..^ , .,„ 



K 



Furono pagati 

djüonni finr. 



came da BollettaNro,.^,^ 



Fass^ ßnt\ 



•mmum»»» 



...M.».»...<26^ presente Faasaporto, affineM poaaa liheramente 
>rto di CHbilterra, per tutte le coate della Spagna, della Franda 
S880, eomineiando daZV imhoecatura dd Oolfo Adriatieo, eome 
mia mrca, per le eoate ooddentcdi deüa Livadia, per le Jaole 
avvertenza perb di non oltrep€kaaare queHa linea aotio la pena 



Ttiatri delle Foteme e Nazioni cmiehe ad aeeordare al atmno» 
\o ed in eaao di biaogno la loro aaaiatenza e proiezione, mentre ai 
oro JBaaümenti ed i Loro Connazionäli. 

k 



ENTE 



U Consigliere dl GoTerno 



gtttrato preuo VUffieio äel Porto di, 
to il Nro,,„,„^orno^„„^del meae di 



m mm »»k ■ •»• •■••»• ■• »••■• ■ » «kfti 



10 



{ 
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Vi'ene eoncetao a 



Porto e Sanitä Marittima. 



di fa/r navigare l \ 



nominato 



apparienente dl Port 



ietiio 7. ü. Minütero di Marina, eoneede lioenza 



1 



matrieolato al Nr, a portata di Tonnellate 



il giomo 



di Tonnellate 



6 äiretta da 



di far naüigare per affari di eommereio 



iirezione di 

80 il Direttorej per tutto il Mare Ädriatieo, da Ponente 

eUa Jforea e preeisamente eino al Oapo Clarenza 



eon Per$one d'equi^aii 



porto e Canale di Tiante, eolV aevertenza di non 
omminaia dal eigente Begolamento, 



TBIEBTE, 



rto e Sanüä MarUtl/ma 
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m 

m 
m 




M 




m 

|BI Viene concetü 




iiPorto e SanitäMarittima. 




di far navig^ 



denotnin-at 



kanza 7 Felhrcdo 1854 Nro, 1369 delVF o L JB, Governo 



iü 
1 





appartetioTite 




dl Nr. 



della ^ 
sotto la direzione 



jito Au9triaco con 



Persone d'equtpaggio 



matricolato aJk 

■ 

1»^ il giorno 

M 

IB k,l Fromontorio di Otranto, e verso Levante fino dl Oapo Lin- 

Sgl di Tonnellat^ 

fiteZdcenza sotto lapena comminottta dal vigente regolamento, 
e diretta da j 

■ 

I 
I 

con Fersone < 





Tri^s ,j^ g Sanitä Marittima 





@|lg|glBM ilBIBMMlBMIllH aiBlBIgl iliaiiUai^ 
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Fonniilare derSee-Licenz far den Bereich eines einzigen Seebezirkes. 




L' I. R. üfficio di Porto e Sanitä Marittima, 



2n eonformita aHVßutorizzctzione impartita dalVOrdinamaNro, 12194 anno 182$ 
concede lieenza al suddit Austriac 
di far natjigar'e per affari di commereio l nominat 

della partata di ionnellate matrieolat in data 

Nfo, sotto la diresdone di 

iuddito Au$tri€keo eon persone d^equipoggio eompreso ilDiretiore, entro il Oircon^ 

dario mariitimo delVL B, Luogotenenza di Trieste, colV avvertenza di non oltrepassare 
questa linea, e di non obfMare della preaenie Lieenza sotio la pena eomminata dal < 
tngente Segolamento, 



li 18 



l/I. B. CapUano di Porto e SanUä MaritUma. 



17 
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Formiüare des Mes&briefes« 




I. R. Ufficio Centrale di Porto e Sanitä Marittima 



li Triesle. 



lA sottoicritti avendo tn$itato denominato 

— E. han trovato cK eaao d di cosirueione 

Direitore 

ehe ha alBeri , ponti , eon Z. L. y e le eui Ire dimemioni sono: 

bagli in stiva 

Iin eoperta, dalVintemo dell' Asta di prora sino alV in- 1 L/unghezea 
terno dell'Asia di poppa pii parig, > media 

Bul falao ponie, o sui bagli di stiva ....,» « )pie parig. . . 

^ 

JLa/rghezza al haglio mosstro, da fuori infuori delle memhrature . . . . „ „ 

Altezza totale ?J. daldisotto della eopertatino alpanezelo „ y, 

pelcanale dellepompe, 

dalle quali miaurej rilevato öonforme il Begolamenio di Stasatura N.ro 28928, 6 Di- 
cemhre 1841 riiulta che il naviglio contiene tonella , diconsi 



TRIESTE, li 18 



tJI. H, Tenenie dei JPorto Lo staxoiUyre giuraio 



V !• It. IspeUare Marittimo e Ca/pUa/no dl l^arto. 



fonniilare des Beilbriefes. 



Certificato di Costruzione. 



J6 soitoaeritta certifico d^avere eostrutio (raddohhatoj nel .^ 

(epoca deUa costruzione o del raddohhoj per conto di, 

(hofne, eognome e domicüio del Proprietario fstU cantiere iK H 

hagtimento che ^ un , ^ Cqualita del hastimento) denominaio 

(home del bastimentoj con „„Alberi, Ponti^ 

I 

2a dt cui lunghezza deUla ruota di prorcc a quella di poppa h di piedi 

pariffini. „ Ja sua masiima larghezza di piedi parigini, 

Valtezza tra i ponti di, jia profondiia della stiva (s^esso non 

ba ehe un pontej ^ di. .eontigne. tonnellate, ed ha 

(non ha) galleria, ed attesto che io ne $ono stato intieramenie soddisfato, n^ ho 
alcurC aJtra preteaa sul detto hastimento. 

Ciocch^ intendo e dichiaro sotto il vincolo di giuramento. 



Jl di^ 18 



Ooatruttore. 



17* 
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Formulare der Musterrolle. 



Estratto del Ruolo d'equipaggio. 



al 



miaseiaio $oUo il JSTrq, Jk dcUVL B. 

cofnandat ...^ ^ ^ dal^ 



che in oggi levd presao queßt^Uffieio le tpedisioni di partenza per^. 



1 

1 


Permeseo 
dUmhareo 


O 


Nome 
eognome 

e 
paterniiä 


Po- 
iria 

■ 


Domicilio 


Eth 


I ng ag g io 


1 


Data 


• 


O 

'S» 


.1 

'S» 




Äceor- 

do 

a 

mese 


Osser- 
vazioni 












1 


N 






















s 






•■ 








t 






» 












. 










V 




• 




' 
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Formulare des provisorischen See-Passes (Passavanti) für Schiffe, 

welche im Auslände gebaut oder angekauft sind, und n^h einem 

österreichischen Hafen gebracht werden sollen. 



Passavanti. 



jyeduto Vatto autenWco, con cni la proprieta del rBrigantino , della Nave, 

Polacca, Qoeletta ecc. ecc.*^ fino ad ora nominaf. „ .A''., copert, 

di Bandiera N.j construit, ; a N,, della portata dt fonneüate, 

ed armat json canoni, passo alVaqiiirenie N. iV., snddiio 

ausfriaco, nativo dt N. e constderando ^ che ii proprietario di quesio legno desidera 
di farlo condurre in un porto austriaco con bandiera pure austriaca per procurare , 
a 8U0 favore i regolari sotrani ricapiti di navigazione concede a N, N, suddito 
austriaco, nativo di N., Capitano del suddetto Brigantino eoc. ecc. che portn ora il 
nome di N,, il presente Passavanti, perche effeiiuare possa V immi^iente viaggio 
da questo porto per quello di K. 

Si ricercano perciö i Signori Commandanti delle forze navdli e le Autorita 
di iutte le potente amiche di' Sua Maesta Imp. Jieal. Apostolica di voler dare al 

bastimentOj Equipaggio eonsistente in persone l..^„P<i8saggieri e carico 

libero passaggio, ed in caso di bisogno la loro assistenza e protezione. II capitano ha 
s(flennemente promesso di non dieiare arbiirariamente dal prescritto tiaggio. 

In fede di cid gli renne rilasciato il presente Passo ßrmato e munifo del 
sigillo eonsolare. 

K N" li 18 



(Sigillo Wuffido) Jf K 

I, i?. Consolsp 
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Notizen über das Consularwesen, insbesondere 

das österreichisch- ungarische. 

(Nach Dr. P i sk u r.) 

Das Institut der Consuln hat den Zweck, im Auslande 
die Handels- und Schifffahrts-Interessen der eigenen ünter- 
thanen wahrzunehmen, diesen Unterthanen Schutz und Bei- 
stand zu leisten, und an den bedeutendsten Stapelplätzen 
auf die internationalen Verkehrsverhältnisse des eigenen 
Staates zu achten, selbe zu erweitern und zu sichern. 

Die Consularämter üben als öffentliche Regierungsorgane 
im Namen und im Auftrage der Regierung, welche sie be- 
stellt hat, ihr Amt aus. 

Der Bereich des consularämtlichen Wirkungskreises 
wird durch den völkerrechtlichen Usus, durch besondere 
Landes-Instructionen und Staatsverträge abgegränzt. Selbe 
ist durch die Anerkennung (das Exequatur) des Souverains 
bedingt, in dessen Territorium sie geübt werden soll. 

Was die Stellunsf der Consuln in den christlichen Län- 
dern betrifft, so haben sie da keinen diplomatischen Character 
und sind, wenn nicht ihre Eigenschaft als Agenten einer 
fremden Regierung eine Ausnahme mit sich bringt, den 
Landesgesetzen unterworfen. Im Allgemeinen gilt übrigens 
als Grundsatz, dass Consuln nur im Falle eines schweren 
Verbrechens verhaftet ^verden dürfen. 

Consulatspapiere und Archive werden allgemein als un- 
verletzlich ancresehen. 

Im Orient, d. h. in den Ländern der hohen Pforte stehen 
den Consular-Functionären besondere Vorrechte zu. Die wich- 
tigsten, deren sich die Consularvertreter Oesterreich-Ungarns 
alldort zu erfreuen haben, sind: 

1) Die Repräsentanz der österreichischen Colonie als 
Eegierungsorgane gegenüber den Landesautoritäten inner- 
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halb ihres Amtssprengels sowohl in Geschäften als bei 
feierlichen Anlässen; 

2J die vollständige Exemtion von aller Landesgerichts- 
barkeit in Civil- und Strafsachen für siSh und das Personale; 

3) das Becht des Aufhissens der kaiserlich-königlichen 
Flagge am Consulatsgebäude; 

4J die . Immunität des Consulatsgebäudes vor jeder 
Durchsuchung und vor dem Eintritte der bewafl&ieten Macht ; 

5J das Recht, Couriere und Estafetten zu versenden; 

6) das Kecht, Schutz wachen zu unterhalten; 

7> das Recht den Gottesdienst im Consulatsgebäude 
abhalten zu lassen ; 

SJ das Recht zum zollfreien Bezüge der zum Hausge- 
brauche nöthigen Einrichtungsstücke und Consumtionsgegen- 
stände. 

Auch in Persien ist den österreichischen Consular-Func- 
tionären die ünverletzlichkeit des Consularsitzes zuge- 
standen. 

Die k. und k. Consularämter sind dem Bange nach: 
General-Consulate, Consulate, Vice-Consulate; ausserdem be- 
stehen als untergeordnete Organe Consularagentien. 

Nach ihrer Stellung zu den Regierungsbehörden theilen 
sich die Consularämter in selbstständige und untergeordnete, 
in leitende und abhängige. Nicht jedes selbstständige Amt 
ist ein leitendes, d. h. ein solches, dem andere Consularämter 
untergeordnet sind, von dem also andere abhängen. 

Nach der Quälification der Consular-Functionäre gibt es 
solche Aemter, welche von wirklichen Staatsbeamten verseheu 
werden, undHonorar-Consulate. Nach der Oertlichkeit unter- 
scheidet man See-Consulate und Binnen-Consulate, die Con- 
sulate in der Levante und jeneimPonente; erstere begreifen 
die Consulate in allen Ländern, welche unter türkischer 
Oberhoheit stehen, und sind mit ausgedehnten Befugnissen 
ausgerüstet; unter letzteren versteht man im Allgemeinen 
die übrigen Consulate. 

Die Consularämter unterstehen dem k. und k. Mini- 
sterium des Aeussern und daher in den einzelnen Staaten 
des Auslandes unmittelbar den diplomatischen Vertretungen 
Oesterreich-Ungarns, bezüglich maritimer und commercieller 
Angelegenheiten jedoch den Seebehörden, respective den 
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Handelsministerien. In der Rechtspflege sind die ievantini- 
sehen Consuiarämter von den Justizministerien abhängig. 

Jedes Amt hat seine Thatigkeit auf ein bestimmtes Ge- 
biet zu erstrecken. 

Im Personale unterscheidet man ausser den Amtschefs 
— den General-Consuln, Consuln, Vice-Consuln, — noch die 
als Kanzler, Dolmetscher und Eleven zugetheilten Staats- 
beamten, die aus dem Staatsschatze besoldeten Hilfsindivi- 
duen, welche, nicht Staatsbeamte sind, und Privatbeamte. 

Bei Honorar- Consulaten bestehen meist zur Besorgung 
der Amtsgeschäfte nur Privatangestellte des Honorar-Func- 
tionärs, welche den betreffenden Titel „Kanzler", „Dol- 
metsch" u. dgl. führen können, ohne jedoch Staatsbeamte 
zu sein. 

In Egypten gibt es endlich noch halbamtliche Agenten 
(Wekil)^^) welche mit Ausführung einzelner Aufträge betraut 
werden, die ihnen von den Consularämtern in Alexandrien, 
Kairo und Chartum ertheilt werden. 

Zu dem Berufe der k. und k. Consuiarämter gehört es, 
dass sie jenen Individuen, welche sich als österreichisch- 
ungarische Staatsangehörige ausweisen, Beistand und Vor- 
schub leisten, wenn sie dessen bedürfen, und sich für sie 
verwenden im Falle als ihnen Unrecht wiederfährt, und sie 
thatsächlich den Schutz benöthigen. Selbstständige Consulate 
können unter dringenden Umständen hilfsbedürftigen Indi- 
viduen österreichisch-ungarischer Nationalität, die nicht dem 
Schifferstande angehören, auch Unterstützungen bieten, 
welche mit Auslagen für das Aerar verbunden sind, jedoch 
nur zum Zwecke der Eückbeförderung derselben in die 
k. und Ic. Staaten. Obliegenheit der k. und k. Consuiarämter 
im Allgemeinen ist ferners die Evidenthaltung der österrei- 
chisch-ungarischen Unterthanen in dem ihrer Wirksamkeit 
zugewiesenen Bezirke. 

Die Unterthanschafts- Verhältnisse auf türkischem Ge- 
biete sind in den diessbezüglichen Vorschriften für die kaiser- 
lichen Consuiarämter in der Türkei vom 2. December 1857 
ausführlich erörtert. 



♦) Za deutsch: Stellvertreter. 
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In Streitsachen von Angehörigen der k. und k. Staaten 
haben die Gonsularämter im Bereiche der christlichen Län- 
der keinerlei Gerichtsbarkeit, doch können sie auf Verlang-en 
als Vermittler und Schiedsrichter fungiren; im Uebrigen 
haben sie sich damit zu begnügen, den besagten Angehö- 
rigen bei Processen mit ihrem Rathe beizustehen. 

In Strafsachen beschränkt sich in dem erwähnten Länder- 
bereiche die Wirksamkeit der k. undk. Gonsularämter darauf, 
im Falle eines an Bord eines österreichisch -ungarischen 
Kauffahrers während der Seereise begangenen Vergehens oder 
Verbrechens die Erhebung des Thatbestandes vorzunehmen, 
und den Beinzichtigten durch ein nach Oesterreich-Ungam 
segelndes nationales Schiff zur Uebergabe desselben an die 
competenten Behörden in die Heimat zu instradiren. 

Im Inneren nationaler Schiffe ist denselben überdiess im 
Allgemeinen das Aufsichtsrecht und die Handhabung des 
Disciplinarverfahrens gestattet. 

Bei Verlassenschafts - Anofeleo:enheiten österreichisch- 
ungarischer Unterthanen steht den.Consuln keinerlei gericht- 
liche Thätigkeit zu, sondern können selbe nur als Mittels- 
person interveniren. 

Die k. und k. Consulate sind verpflichtet, unter Rück- 
sichtnahme auf die bestehenden gesetzlichen Bedingnisse 
Urkunden auszufertigen, zu legalisiren und zu vidiren. Die 
richterliche Wirksamkeit der k. und k. Consulate in der Le- 
vante ist ausführlich erörtert in der kaiserlichen Verordnung 
vom 29. Jänner 1855 und in der Ministerial-Verordnung vom 
31. März 1855, betreffend die Ausübung der Givil-Gerichts- 
barkeit der k. und k. Consulate über österreichische Unter- 
thanen und Schutzgenossen im osmanischen Reiche.*) 

Pässe können von leitenden selbstständigen Consulaten 
unter Einhaltung der gesetzlichen Erfordernisse österrei- 
chisch-ungarischen Unterthanen im Falle des Verlustes oder 
schlechten Zustandes des Documenta neu ausgestellt, in Be- 
zug auf Richtung der Reise und Dauer abgeändert und vidirt 
werden. Statt einzelner Pässe steht es diesen Behörden auch. 
zu, vorkommenden Falles einen Collectivpass und umge- 
kehrt auszufertigen. 



*) Siehe Seite 2S0 u. ff. 
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Abhängige Gonsulate und Vice-Consulate dürfen nur 
unter dringenden Umständen bis zum nächsten selbststäodigen 
Gonsulate Visa*ertheilen. 

Bei Assentcommissionen, wie solche in der Levante in 
grösseren Hafenorteu zeitweise statuirt werden, haben die 
betreffenden Consuln als Vertreter der Civilbehörde zu inter- 
veniren. 

Die Obliegenheiten der Gonsulate in Schiffifahrts-Ange- 
legenheiten sind mannigfacher Natur. Nach Ankunft eines 
Kauffahrers ist beim Gonsalaramte, bei welchem sich inner-' 
halb vierundzwanzig Stunden nach Erhalt der freien Pratica 
der Schiffsführer (bei Lloyddampfern genügt ein Schiffs- 
officier) einzufinden hat, das Constitut aufzunehmen, und 
zwar in der Weise, wie bei den Hafenämtern des Inlandes 
diess üblich ist. 

Während der Anwesenheit des nationalen Kauffahrers 
hat das Consulat in Bezug auf die Schiffsurkunden und das 
Bordjournal, in Bezug auf ällfällige Lohnvorschüsse an die 
Mannschaften, auf Ausschiffung von Matrosen und Ergänzung 
der Equipage die Gontrole zu üben, damit den nationalen 
Gesetzen Genüge geschehe und Missbräuche hintangehalten 
werden. Ist der Schiffsführer zu ersetzen, oder will dieser 
ersetzt werden, so haben die Gonsulate darauf zu achten, 
dass die staatlichen Normen und die Interessen der Rheder 
gewahrt bleiben. 

Bei Streitigkeiten zwischen Gapitän und Mannschaft 
hat das Gonsulat selbe zu schlichten, in Fällen von Unord^ 
nung und Pflichtvernachlässigung von Seite des Schiffs- 
iiihrers oder der Bemannung oder einzelner dieser letzteren 
hat es im Sinne der bestehenden Gesetze — wenn nicht jene 
des fremden Staates eingreifen — die Disciplin zu handhaben. 
Die Gonsulate haben österreichische Matrosen, welche be- 
schäftigungslos und ausweislos am Lande betroffen werden, 
nachThunlichkeit mit nationalen, sonst mit fremden Schiffen 
in die Heinaat zu senden, wenn nöthig unter Ertheilung 
eines später hereinzubringenden Vorschusses. 

Dessgleichen haben sie solchen Matrosen, welche Natio- 
nale sind und sich zur Rückkehr in die Heimat melden» thun-r 
liehst unentgeltliche Eückfahrt, sonst aber solche auf Kosten 
des Aerars zu verschaffen. Sie haben für die Auf- und 
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Einbringung der Flaggenflüchtlinge Sorge zu tragen, indem 
sie hiebei den allfällig hierüber bestehenden Staats vertragen 
gemäss vorgehen. 

Sollte die Reise eines Schiffes vor Ankunft in dem 
eigentlichen Löschungsort als beendet zu erklären sein, so 
wird es Aufgabe des Consulates sein, den Fall mit Beihilfe 
Sachverständiger zu untersuchen, die hiebei in Frage kom- 
menden Interessen möglichst äu wahren und thunlichst bei- 
zutragen, dass das betreffende Schiff zur Weiterfahrt mit der 
ganzen oder doch dem unversehrten Theile der Ladung in 
den Stand gesetzt werde. 

Vor der Abfahrt eines nationalen Kauffahrers, welche 
der Schiffsführer beim Consulate anzumelden hat, sind die 
Frachtbriefe und Ladungspolicen von dem Consulate zu 
vidiren, und ist von demselben in kriegerischen Zeiten, wenn 
es gilt, den neutralen Character zweifellos zu documentiren , 
auf Grund des Connossements auch ein förmliches Manifest 
auszustellen. 

Ferner wird dem Schiffsführer von dem Consulate der 
Gesundheitspass ausgefertigt, die Schiffsrolle controlirt und 
vidirt, und ein bis zur Abreise rectificirter Auszug der Muster- 
rolle beim Consulate zurückbehalten. 

Wenn ein, bis dahin fremdes Schiff im Auslande in das 
Eigenthum von Unterthanen Oesterreich-Ungarns überge- 
gangen ist, und diese wünschen, dass es unter der k. undk. 
Flagge segle, so haben die k. und k. Consulate nach Aus- 
forschung des wirklichen Thatbestandes einen provisorischen 
Seepass — passavanti — zur Fahrt in einen österreichischen 
Hafen zu ertheilen, respective auch einen solchen zu ver- 
längern. Aehnliches tritt ein, wenn ein Schiff mit Seeurkun- 
den fährt, die erloschen oder dem Erlöschen nahe sind, ohne 
dass es demselben möglich war, zu rechter Zeit die Er- 
neuerunof dieser Urkunden zu bewirken. 

Bei Todesfällen Österreich-ungarischer Seeleute an Bord 
der Schiffe oder am Lande, wird es Sorge der Consulate 
sein, den Todesfall zu constatiren, das Testament und 
Effecten des Verstorbenen, sowie dessen allenfalls rückstän- 
dige Forderungen zu eruiren und der gesetzmässigen Be- 
handlung zuzuführen. 
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' Bei Seeunfällen von Nationalen haben sie nach Thun- 
lichkeit ihren Einfluss geltend zu machen, um Hilfe zu 
schaffen: es steht ihnen zu, die Anzeigen einer Seeverkla- 
rung und diese selbst auf Verlangen — in Schiffbruchfallen 
— wenn nicht die betreffenden Landesgesetze es anders be- 
stimmen — letztern Act auch ohne ein solches Verlangen auf- 
zunehmen und die allfällig nöthigen Erhebungen zu pflegen^ 
insoweit diess nicht durch die Landesgesetze den Localbe- 
Lörden vorbehalten ist. 

In diesem letzteren Falle wird es Sache des Oonsulates 
sein, dem Gange der Dinge aufmerksam zu folgen, und 
wenn es geboten und forderlich erscheint, zu interveniren. 

Dieses Verfahren wird das Consulat auch bei der 
Havarie - Aufmachung (Dispache) beobachten, da solche 
gerichtliche Acte, ausser im ösmauischen Eeiche, wo sie in 
seine Amtswirksamkeit gehören, sonst überall den Landes- 
behörden vorbehalten sind. 

Die k. und k. Consulate haben nach in ihrem Amtsbe- 
reiche vorgekommenem Schiffbruche eines nationalen Fahr- 
zeuges den Mannschaftsstand des verunglückten Schiffes und 
die Rechtsansprüche der Bemannung oder der Hinterblie- 
benen in Bezug auf Lohn und Lohnvergütung zu eruiren, 
und thunlichst sicher zu stellen. Sie werden ausserdem auf 
den Lebensunterhalt und die Bekleidung, die zeitweilige 
Unterbringung und endlich auf die Heimsendung der Schiff- 
brüchigen den bestehenden Normen gemäss bedacht sein. 

Bei Ausbruch eines Krieges, in welchem Oesterreich- 
Ungarn neutral ist, werden die k. und k. Consulate ver- 
pflichtet sein, die nationalen Handelsschiffe über das zu 
unterrichten, was nöthig ist, um ihren nationalen Character 
und ihre Sicherheit zu verbürgen. 

Sie werden der vorgesetzten Gesandtschaft über alle 
widerrechtlichen oder rechtlich zweifelhaften Acte einer 
^ Krieg führenden" Parthei gegen die nationale Schifffahrt — 
welche ihnen zur Kenntniss kommen — alsbald berichten, 
und wenn es die Umstände gestatten oder erheischen, auch 
unmittelbar die geeigneten Schritte thun, um den nationalen 
Handel vor Beeinträchtigung zu schützen. 

Bricht ein Krieg aus, an welchem Oesterreich-Ungarn 
selbst betheiliget ist, so werden die k. und k. Consulate die 
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allfällig bestimmte Abzugsfrist den Nationalen bekanntgeben, 
und auf Verlangen den Schiffsföhrern jene Rathschläge er- 
theilen, welche nach bestem Wissen und Gewissen und den 
Umständen gemäss, des Ehesten die Sicherung des nationa- 
len Gutes hoffen lassen. Die in feindlichem Gebiete befind- 
lichen Consuln setzen ihre Functionen fort, bis eine Ent- 
ziehung des Exequatur erfolgt, oder bis die eigene Regierung 
ihnen die Einstellung der amtlichen Thätigkeit gebietet, oder 
sonstige Verhältnisse die Fortführung des x\mtes unmöglich 
machen. 

Nach Einstellung der Functionen von Seite eines k. und 
k. Consulates ist der officiöse Schutz der Österreich-unga- 
rischen Unterthanen dem Consul einer befreundeten oder 
alliirten Macht anzuvertrauen. 



Kaiserliche Verordnung vom 29. Jänner 1856^ 

betreffend die Ausübung der Civilgerichtsbarkeit der k. k. Consulate über die 
österreichischen Unterthanen und Schutzgenossen im osmanischen Reiche. 

Um die tractatmässige Ausübung der Civilgerichtsbar- 
keit der Consulate über die österreichischen Unterthanen und 
Schutzgenossen im osmanischen Reiche, mit der, in Meinem 
Reiche erfolgten Gerichtsorganisation in Einklang zu bringen, 
finde Ich nach Vernehmung Meiner Minister und nach An- 
hörung Meines Reichsrathes, folgende Bestimmungen zu er- 
lassen : 

§• 1. Consulargerichte erster Instanz in den Ländern des 
osmanischen Reiches sind die daselbst aufgestellten General- 
Consulate (Agentien), Consulate, und jene Vice- Consulate, 
welche zur Ausübung der Gerichtsbarkeit die besondere 
Ermächtigung erhalten. 

§. 2. Die Consulargerichte üben die Gerichtsbarkeit in 
bürgerlichen streitigen und nicht streitigen Rechtsangelegen- 
heiten, innerhalb des, jedem derselben zugewiesenen Bezirkes, 
wie bisher über die Unterthanen des österreichischen Kaiser- 
staates und über die österreichischen Schutzgenossen, d. i. 
über diejenigen nicht osmanischen Unterthanen aus, welche, 
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oline der österreichischen Unterthanschaft anzugehören, im 
Grunde bestehender Staats vertrage, oder nach der bisherigen 
Gepflogenheit den Schutz und die Vertretung durch die Con- 
sulate im osmanischen Keiche geniessen. 

§. 3. Die Vice-Consulate, weiche nicht die besondere Er- 
mächtigung zur vollen Ausübung des Eichteramtes erhalten, 
sowie alle Consularagenten, haben für die Consulargerichte 
jene Hilfsamtshandlungen und Verrichtungen vorzunehmen, 
welche ihnen durch allgemeine Anordnungen für die Zwecke 
der erwähnten Gerichtsbarkeit übertragen sind, oder durch 
die Consulargerichte von Fall zu Fall zur Vollziehung zuge- 
wiesen werden. Durch besondere ministerielle Verfügung 
können dieselben auch zur Verhandlung und Entscheidung 
über Eechtsstreitigkeiten minderen Belanges bestellt werden. 

§. 4. Die Consulargerichte in den Ländern des osmani- 
schen Reiches sind für die ihnen zugewiesenen Angelegen- 
heiten als ordentliche österreichische Gerichte zu betrachten 
und gehören dem Gerichtssprengel desjenigen Oberlandesge- 
richtes an, dem sie in Absicht auf den Rechtszug in zweiter 
Instan2^ zugewiesen sind. 

§.5. Die den Consulargerichten zustehende Gerichtsbar- 
keit erstreckt sich auch auf die Militärpersonen, jedoch mit 
Ausschluss derjenigen, die zur Bemannung eines in der Levante 
stationirten österreichischen Kriegsschiffes gehören, oder auf 
andere Art daselbst in activer Militär - Dienstverrichtung 
stehen. Diese Militärpersonen unterliegen auch im osmani- 
schen Reiche dem nach ihrer Dienstes eigenschaft zuständi- 
gen Militärgerichte erster Instanz. 

§.6. Gegen Entscheidungen der Consulargerichte findet 
der Rechtszug in zweiter Listanz, soweit solcher gesetzlich 
überhaupt zulässig ist, an folgende Oberlandesgerichte statt, 
und zwar: 

Ij Gegen Entscheidungen der Consulargerichte in der 
Moldau, an das Oberlandesgericht in Lemberg. 

2) Gegen Entscheidungen der Consulargerichte in der 
Walachei, an das Oberlandesgericht in Hermannstadt. 

3J Gegen die Entscheidungen der Consulargerichte in 
Serbien, Rustschuk und Widdin, an das Oberlandesgericht 
in Temeswar. 

18 
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4J Gegen die Entscheidungen der Consulargerichte in 
Bosnien, an das Oberlandesgericht in Agram. 

6J Gegen die Entscheidungen der Consulargerichte in 
der Herzegowina, an das Oberlandesgericht in Zara. 

6J Gegen die Entscheidungen aller übrigen Consular- 
gerichte in den Ländern des osmanischen Reiches, dann über- 
haupt gegen die von einem Consulargerichte als Seegericht 
geschöpften Entscheidungen an das OberlandesgerichtinTriest. 
§. 7. Das Eichteramt in dritter Instanz übt der oberste 
Gerichtshof in Wien, über Berufungen und Recurse gegen 
Entscheidungen der Oberlandesgerichte in den, der Ent- 
scheidung der Consulargerichte in erster Instanz zugewie- 
senen Angelegenheiten aus. 

§. 8, Den Consulargerichten haben bei der Entschei- 
dung über die ihnen zugewiesenen Rechtsangelegenheiten, 
die österreichischen Gesetze zur Richtschnur zu dienen, so- 
ferne nicht 
a) ein besonderes allgemein anerkanntes Gewohnheits- 
recht, oder kundgemachte besondere Anordnungen eine 
andere Bestimmung festsetzen, oder 
6) es in dem Gerichtsbezirke des Consulargerichtes'an den- 
jenigen Einrichtungen oder thatsächlichen Verhält- 
nissen fehlt, welche die Anwendung des österreichischen 
Gesetzes voraussetzt. 

§. 9. Rechtsgeschäfte, welche von österreichischen Unter- 
thanen und Schutzgenossen unter einander, oder mit TJnter- 
thanen dritter Staaten im osmanischen Reiche eingegangen 
werden, sind nach den österreichischen Gesetzen zu beur- 
theilen, sofeme ausser den Fällen, auf welche die §§. 4 und 
34 des allgemeinen bürgerlichen Gesetzbuches rücksichtlich 
der persönlichen Fähigkeiten der, das Rechtsgeschäft 
vornehmenden Personen anwendbar sind, bei der Abschlies- 
sung desselben nicht offenbar ein anderes Recht zum Grunde 
gelegt wurde. 

§. 10. Die §§. 6, 7 der gegenwärtigen Verordnung treten 
mit I.Mai 1855 in Wirksamkeit. Von diesem Tage an können 
Entscheidungen in zweiter und dritter Instanz nur von den, 
durch die gegenwärtige Verordnung bezeichneten Oberge- 
richten und dem obersten Gerichte rechtsgiltig geschöpft 
werden. 
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§.11. Die Verhandlungen über Angelegenheiten, in denen 
vor dem im §. 10 festgesetzten Tage eine Berufung (Recurs, 
Appellations- oder Revisions- Anmeldung) eingebracht wurde 
und dieselbe sich noch bei dem Consulargerichte erster In- 
stanz befindet, sind von demselben unmittelbar dem Ober- 
gerichte vorzulegen. Wäre in solchen Angelegenheiten ein 
Eecurs oder eine Berufung vor dem erwähnten Tage in dem 
bisherigen Zuge der Berufungsbehörde vorgelegt, jedoch von 
ihr noch nicht entschieden worden, so leitet sie die Verhand- 
lung an das mit der gegenwärtigen Verordnung bestimmte 
Obergericht. Dieses schöpft die Entscheidung in zweiter 
Instanz oder befördert die Verhandlung, wenn es sich um 
die Entscheidung in dritter Instanz handelt, an das hiezu 
berufene oberste Gericht ein. 

§. 12. Meine Minister der aus.wärtigen Angelegenheiten 
und der Justiz, in Absicht auf die Militärpersonen aber Mein 
Armee-Ober-Commando, sind angewiesen, die gegenwärtige 
Verordnung zu vollziehen, und im gegenseitigen Einver- 
ständnisse zu diesem Behufe die erforderlichen Weisungen 
zu erlassen. 

Wien, den 29. Jänner 1855. 

Franz Joseph m. p. 

Graf Baol-Sehavenstein m. p. Rrans m. p. Bamberg m. p. 

Auf Allerhöchste Anordnung: 
Ransonnet m. p. 



Terordnnng der Ministerien des Aenssem und 
der Justiz, und des Armee- Ober -Commandos 

Tom 31. März 1855. 

Zur Vollziehung der kaiserlichen Verordnung vom 
29. Jänner 1855, Nr. 23 des Reichs-Gesetz-Blattes, betref- 
fend die Ausübung der Civilgerichtsbarkeit der k. k. Cönsu- 

18* 
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late über die österreichischen Unterthanen und die im §. 2 
derselben bezeichneten Schutzgßnossen im osmanischen 
Reiche, finden die Ministerien des Aeussem* und der Justiz 
und das Armee-Obercommando, in Folge der Allerhöchsten 
Ermächtigung vom 29. Jänner 1865 die nachstehenden pro- 
visorischen Vorschriften zu erlassen, welche am I.Mai 1855 
in Kraft zu treten haben : 

§. 1. Die Civilgerichtsbarkeit über die österreichischen 
Unterthanen und Schutzgenossen im osmanischen Reiche 
wird in erster Instanz im vollen Umfange ausgeübt: 

1. Von den k. k. Agentien und Generalconsulaten in Jassy 
und Bukarest, dann von den k. k. Generalconsulaten in 
Belgrad, Sarajewo, Smyma, Beirut, Alexandrien und Tunis; 

2. von den k. k. Consulaten in Constantinopel , Salo- 
nichi, Rustschuk, Galatz, Trapezunt, Jerusalem, Cairo, Char- 
tum und Tripolis; 

3. von den k. k. Viceconsulaten in Monastir, Widdin, 
Ibraila, Tultscha, Mostar, Scutari^ Durazzo, Janina und 
Canea. 

§. 2, In den Wirkungskreis dieser Consulargerichte 
gehören daher: 

1. Die Verhandlung und Entscheidung aller Civilstrei- 
tigkeiten mit Emschluss der Handels- und Wechselsachen, 
sowohl im Erkenntniss- als im Vollstreckungsverfahren. 

Die in Seestädten befindlichen Consulargerichte ent- 
scheiden überdiess auch in Rechtssachen, welche sich auf die 
Seeschiffe und auf die Seefahrt beziehen. 

Hinsichtlich der Ehestreitigkeiten, bei denen es sich 
um die üngiltigkeit oder Auflösung des Ehebandes oder um 
die Scheidung von Tisch und Bett in Absicht auf österrei- 
reichische Unterthanen oder Schutzgenossen handelt, hat 
einstweilen die bisherige Uebung ungeändert zu bleiben. 

2. Die Concursangelegenheiten. 

3. Die Verwaltung der freiwilligen Gerichtsbarkeit. 

§. 3. Die k. k. Viceconsulate in Sophia, Aleppo und Da- 
maskus, dann die k. k. Consularagentien inBanyaluka, Livno, 
Tusla und Bagdad werden ermächtiget, in allen Streit- 
sachen über bestimmte Geldsummen, welche ohne Zinsen 
und andere Nebengebühren 500 fl. Conventions-Münze nicht 
übersteigen, und in allen Streitigkeiten über andere Gegen- 
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stände, wenn der Kläger anstatt derselben eine Geldsumme 
ausdrücklich anzunehmen sich erbietet, welche ohne Zinsen 
und Nebengebühren 500 fl. Conventions-Münze nicht über- 
steigt, mit A-Usnahme jedoch von Wechselstreitigkeiten, die 
Gerichtsbarkeit gleich den Consulargerichten erster Instanz 
auszuüben. ^ 

Der Betrag der Schuld wird nach der Summe, auf 
deren Bezahlung in der Klage das Begebren gestellt ist, 
berechnet, wenn auch der Kläger oder der Geklagten meh- 
rere sind, oder die verfallenen Beträge fortlaufender Zinsen 
oder Renten gefordert werden. Doch steht im letzteren Falle 
die Gerichtsbarkeit den genannten Viceconsulaten und Con- 
sularagentien nur dann zu, wenn blos die eingeforderten 
Zinsen oder Renten bestritten werden, nicht aber das Recht 
selbst, — woraus der Bezug derselben hergeleitet wird, — von 
dem Belangten streitig gemacht wird, obgleich dieses Recht 
die Summe von 500 fl. Conventions-Münze übersteigt. Wird 
jedoch in diesem Falle das Recht selbst bestritten, so hat das 
Yiceconsulat und beziehungsweise die Consularagentien die 
Klage sammt der Verhandlung nach geschlossenem Verfah- 
ren dem vorgesetzten Consulate zur Schöpfung des Spruches 
vorzulegen. Das letztere hat auch dann stattzufinden, wenn 
bei den genannten Viceconsulaten oder Consularagentien 
eine KLlage angebracht würde, in welcher ein Theil einer 
500 fl. Conventions-Münze übersteigenden Capitalsschuld 
oder der üeberschuss gefordert wird, welcher sich aus der 
Vergleichung mehrerer, beiden Theilen zustehenden, For- 
derungen ergeben soll. 

• §. 4. Jene Viceconsulate , welchen nach den Bestim- 
mungen der vorhergehenden Paragraphe die selbstständige 
Ausübung der Civilgerichtsbarkeit gar nicht, oder doch nur 
in den, im §. 3 bezeichneten geringeren Rechtssachen zukömmt, 
sowie alle Consularagentien (Agentie-Starosten) haben für 
die Consulargerichte jene Hilfsamtshandlungen und Verrich- 
tungen zu übernehmen, welche ihnen durch allgemeine An- 
ordnungen für die Zwecke der erwähnten Gerichtsbarkeit 
übertragen sind, oder durch die Consulargerichte von- Fall 
zu Fall zur Vollziehung zugewiesen werden. 

Sie haben insbesondere: 
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IJ üeber Klagen, welche in den, der eonsulargericht- 
lichen Verhandlung und Entscheidung zugewiesenen Rechts- 
angelegenheiten, mit Ausnahme jedoch der Wechselsachen, 
bei ihnen angebracht werden können, das Mittleranit auszu- 
üben (§. 17). 

Die über derlei Rechtsstreitigkeiten von ihnen zu Stande 
gekommenen und gehörig beurkundeten Vergleiche sind 
executionsfähig. 

Sie haben ferner 

2J die Zustellung der consulargerichtlichen Erledigun- 
gen zu besorgen, über die unmittelbar bei ihnen angebrach- 
ten, oder ihnen von dem vorgesetzten Consulargerichte zur 
Amtshandlung übersendeten Klagen die Instruirung des 
Processes vorzunehmen, und die damit verbundenen Erledi- 
gungen zu erlassen , Tagsatzungen anzuordnen, die In- 
rotulirung oder Verzeichnung der Processacten zu veran- 
lassen und die inrotulirten oder verzeichneten Acten dem Con- 
sulargerichte zur Schöpfung des Spruches vorzulegen, über 
Auftrag der Consulargerichte Zeugen zu vernehmen, Par- 
theien- und Zeugen-Eide, dann Augenscheine aufzunehmen 
und consulargerichtliche Erkenntnisse in Vollzug zu setzen. 

3J Urkunden über Seeunfälle (prova di fortuna^ Ver- 
klarungen) und die damit in Verbindung stehenden Erhe- 
bungen aufzunehmen; endlich 

4J in Sachen der freiwilligen Gerichtsbarkeit durch Er- 
stattung der Todfallsanzeigen, Anlegung der Siegel, üeber- 
nahme von Geld, Gold- und Silbergeräthen, Pretiosen und 
Werthpapieren in amtliehe Verwahrung, durch Inventirung, 
Schätzung und Feilbietung, dann durch Abnahme der An- 
gelobung der Vormünder mitzuwirken und über die vorge- 
nommenen Amtshandlungen dieser Art ungesäumt an das 
vorgesetzte Consulargericht die Anzeige zu erstatten. 

§. 5. In Absicht auf die Zusammensetzung der Con- 
sulargerichte bei Schöpfung der Entscheidungen in Rechts- 
sachenhaben sich dieselben einstweilen auf die bisher übliche 
Art zu benehmen. 

§. 6. Gegen Entscheidungen der Consulargerichte findet 
ein Rechtszug in zweiter Instanz, soweit solcher gesetzlich 
überhaupt zulässig ist, in folgender Art statt, und zwar : 
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1) gegen Entscheidungen der Consulargeriehte inJassy, 
Galatz, Ibraila und Tultscha-an das Oberlandesgericht in 
Lemberg; 

2) gegen Entscheidungen des Consulargerichtes in Bur 
karest an das Oberlandesgericht in Hermannstadt; 

3) gegen Entscheidungen der Consulargeriehte in Bel- 
grad, Rustschuk und Widdin an das Oberlandesgericht in 
Temeswar; 

4j gegen Entscheidungen der Consulargeriehte in Sa- 
rajewo, Banyaluka, Livno und Tusla (§. 3) an die Banal- 
tafel in Ägram; 

5J gegen Entscheidungen der Consulargeriehte in Mo- 
star an das Oberlandesgericht in Zara; 

6J gegen Entscheidungen der Consulargeriehte in 
Smyrna, Beirut, Alexandrien, Tunis, Constantinopel , Salo- 
nichi, Trapezunt, Jerusalem, Cairo, Chartum, Tripolis, Mo- 
nastir (Bitoglia) , Scutari , Durazzo, Janina, Canea, Sophia, 
Aleppo, Damaskus und Bagdad (§. 3), dann überhaupt ge- 
gen die von einem Consulargeriehte als Seegericht ge- 
schöpften Entscheidungen, an das Oberlandesgericht in 
Triebt. 

§. 7. Ueber Berufungen und Recurse gegen die, von 
den Oberlandesgerichten in solchen Angelegenheiten gefäll- 
ten Entscheidungen übt der Gerichtshof in Wien das Richter- 
amt in dritter Instanz aus. 

§. 8. In Beziehung auf die Zuständigkeit der Consular- 
gegerichte in den ihnen zugewiesenen Rechtsangelegenheiten 
haben für die, den Oberlandesgerichten in Lemberg und 
Triest untergeordneten Consulargeriehte die Bestimmungen 
des Patentes vom 20. November 1852, Nr. 251 des Reichs- 
Gesetz-Blattes ; für die Consulargeriehte, welche dem Ober- 
landesgerichte in Hermannstadt untergeordnet sind, die Be- 
stimmungen des Patentes vom 3. Juli 1853, Nr. 129 des 
Reichs -Gesetz-Blattes; für die dem Oberlandesgerichte in 
Temeswar und der Banaltafel in Agram zugewiesenen Con- 
sulargeriehte die Bestimmungen des Patentes vom 16. Februar 
1853, Nr. 30 des Reichs-Gesetz- Blattes; endlich für die zum 
Sprengel des Oberlandesgerichtsrathes in Zara gehörigen 
Consulargeriehte die Bestimmungen des Patentes vom 
20. November 1852, Nr. 261 des Reichs-Gesetz-Blatzes, zur 
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Richtschnur zu dienen, soferne nicht jene Einrichtungen oder 
thatsächlichen Verhältnisse, welche die Anwendung der obi- 
gen Vorschriften voraussetzt, mangeln, oder in der kai- 
serlichen Verordnung vom 29. Jänner 1855, Nr. 23 des 
Reichs-Gesetz-Blattes (§§. 2 und 4), und in der gegen wärtigen 
Vorschrift nicht etwas anderes verfugt wird. 

§. 9. Die Consularvorsteher unterstehen als Geklagte 
in Angelegenheiten, welche vor das Consulargericht gehören, 
dem sie vorgesetzt sind, dem Landesgerichte am Standorte 
des Oberlandesgerichtes , zu desses Sprengel das Consular- 
gericht gehört. 

Klagen gegen Vorsteher der im §. 3 dieser Verordnung 
genannten Viceconsulate und Consularagentien in Angele- 
genheiten, worüber diese die Gerichtsbarkeit auszu- 
üben berufen sind, müssen bei dem Consulargerichte ange- 
bracht werden, welchem das Viceconsulat oder die Consu- 
laragentle untergeordnet ist. 

Ist jedoch der Vorsteher eines Consulargericht es ein 
k. k. österreichischer Officier , so unterliegt er in Angele- 
genheiten, welche vor ein Consulargericht gehören, dem 
Landesmilitärgerichte des Ortes, wo sich das, dem Con- 
sulargerichte vorgesetzte Oberlandesgericht befindet, soferne 
aber das Consulargericht dem Triester Oberlandesgerichte 
untersteht, dem Marinegerichte in Triest. 

Wenn der Vorsteher eines Consularamtes Partheien be- 
langen will, welche bei dem Consulargerichte, dem er vor- 
gesetzt ist, oder bei einem demselben untergeordneten Con- 
sularamte zu belangen wären, so ist die Klage bei dem 
nächsten unbefangenen Consulargerichte anzubringen. 

§. 10. Oesterreichische ünterthanen können sich im 
umfange des osmanischen Reiches dort, wo eine österrei- 
chische Consularbehörde besteht, der Gerichtsbarkeit der 
Consulargerichte fremder Staaten giltig nicht unterwerfen. 

§.11. Wenn eine Gerichtsbehörde des osmanischen Rei- 
ches in Streitsachen zwischen osmanischen ünterthanen und 
österreichischen Staatsangehörigen oder Schutzgenossen ein 
rechtskräftiges Erkenntnis» gefällt hat, oder wenn vor dersel- 
ben in einer Streitsache solcher Partheien ein Vergleich ge- 
echlossen wurde , so steht die Bewilligung und Vornahme 
der Execution auf das daselbst befindliche Vermögen des 
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österreicliischen Unterthans oder Schutzgenossen nur dem 
Coaasulargerichte zu, in dessen Bezirke die Execution voll- 
zogen werden soll. 

§• 12. Der vor dem Consulargerichte über das Vermö- 
gen eines österreichischen Unterthans oder Schutzgenossen 
eröffnete Concurs erstreckt sich nur anf das, im Umfange des 
osmanischen Reiches befindliche Vermögen. 

§. 13. In bürgerlichen Rechtssachen haben die Consular- 
gerichte nach Massgabe der Vorschrift der §§. 8 und 9 der 
kaiserlishen Verordnung vom 29. Jänner 1855, Nr. 23 des 
Reichs-Gesetz-Blattes die Bestimmungen des allgemeinen 
bürgerlichen Gesetzbuches und der hierzu erflossenen nach- 
träglichen Verordnungen; in Beziehung auf Militärpersonen 
aber auch die besonderen auf das Privatrecht sich beziehen- 
den Militärgesetze zu beobachten. 

§. 1 4. Soferne die Consulargerichte durch den §. 8, lit. a), 
der kaiserlichen Verordnung vom 29. Jänner 1855, Nr. 23 
des Reichs-Gesetz-Blattes, angewiesen sind, bei der Ent- 
scheidung der ihnen zugewiesenen Rechtsangelegenheiten 
das Gewohnheitsrecht anzuwenden, hat der Grundsatz zur 
Richtschnur zu dienen, dass ein Gewohnheitsrecht nur dann 
als allgemein anerkannt anzusehen ist. wenn der Beweis 
vorliegt, dass derselbe Rechtssatz in mehreren gleichartigen 
Fällen und zu verschiedenen Zeiten von den österreichischen 
Consulargerichten bei der rechtskräftigen Entscheidung die- 
ser Fälle als Norm angenommen wurde. Dieser Beweis kann 
nur durch die Gerichtsacten oder durch ein Amtszeugniss 
des Consulargerichtea hergestellt werden, in welchem so- 
wohl der Inhalt und die Art des Gewohnheitsrechtes, als 
auch die bestimmten Fälle bezeichnet sein müssen, deren 
Entscheiduno- ein besonderes Gewohnheitsrecht begrün- 
den soll. 

§. 15. Die Bestimmungen, welche das allgemeine bür- 
gerliche Gesetzbuch über das Ausmass der Zinsen von dar- 
geliehenen Capitalien enthält, und die österreichischen 
Wuchergesetze finden auf Rechtsgeschäfte, welche die öster- 
reichischen ünterthanen in dem osmanischen Reiche vorneh- 
men, soweit sie daselbst erfüllt werden sollen, keine An- 
wendung. 
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§. 16/ In See- und Handelssachen haben sich die Con- 
sulargerichte einstweilen nach dem im lombardisch-venetiani- 
schen Königreiche und in Dalmatien geltenden Codice di 
commercio in den Beziehungen, in denen (Jie österreichischen 
See- und Handelsgesetze keine besonderen Bestimmungen 
enthalten, oder ein örtliches, allgemein aner^kanntes Ge- 
wohnheitsrecht (§. 14) nicht besteht, zu benehmen. 

In Wechselsachen ist, soferne ein örtliches, allgemein 
anerkanntes Gewohnheitsrecht (§. 14) besteht, einstweilen 
dieses, in Ermanglung eines solchen aber die mit dem Pa- 
tente vom 25. Jänner 1850, Nr. 51 des Reichs-Gesetz- 
Blattes, kundgemachte Wechselordnung mit den hierzu er- 
flossenen nachträglichen Verordnungen anzuwenden. In 
Ansehung der Weehselfähigkeit der Militärpersonen hat die 
Vorschrift der kaiserlichen Verordnung vom 3. Juli 1852, 
Nr. 138 des Reichs -Gesetz -Blattes, zur Richtschnur zu 
dienen. 

§. 17. Ueber jede von einer Parthei selbst oder ihrem 
Bevollmächtigten schriftlich oder mündlich angebrachte Klage, 
mit Ausnahme jedoch der Wechselklagen, ist eine Tagsatzung 
anzuordnen und ein Vergleich zu versuchen. Misslingt der 
Versuch der Güte, so sind die Streittheile aufzufordern, ihre 
Rechtssachen durch beiderseitiges Einverständniss dem Aus- 
spruche eines oder mehrerer Schiedrichter zu unterziehen. 
Der Compromissvertrag ist jedoch nur dann verbindlich, 
wenn er schriftlich oder vor dem Consularamte geschlossen, 
und wenn darin zugleich auf alle Recurse und Berufungen 
gegen die schiedsrichterlichen Entscheidungen ausdrücklich 
Verzicht geleistet und die Zahl und die Personen der 
Schiedsrichter bestimmt werden. Kommt kein Vergleich und 
auch kein verbindlicher Vertrag auf Schiedsrichter zu Stande, 
oder ist auch nur einer der Streittheile bei der angeordneten 
Tagsatzung ausgeblieben, so ist über die Streitsache, unter 
ausdrücklicher Bestätigung dieses Umstandes, das gericht- 
liche Verfahren einzuleiten. 

§. 18. Bei dem Verfahren in Streitsachen haben: 

i^ für die den Oberlandesgerichten in Lemberg, Zara 
und Triest zugewiesenen Consulargerichte die westgali- 
zische Gerichtsordnung sammt ' den nachträglichen Verord- 
nutigen; 
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2J für die zum Sprengel, des Oberlandesgerichtes in 
Hermannstadt gehörigen Consulargerichte die provisorische 
Civilprocess-Ordnung für Siebenbürgen vom Jahre 1852: 

3J für die Consulargerichte, welche dem Oberlandes- 
gerichte in Temeswar und der Banaltafel in Agram unter- 
geordnet sind, die provisorische Civilprocess-Ordnung für 
Ungarn, Croatien, Slawonien und die serbische Wojwod- 
schaft mit dem Temeser Banate vom Jahre 1852 zur Richt- 
schnur zu dienen, soferne nicht in dem Gerichtsbezirke der 
Consulargerichte jene Einrichtungen oder thatsächlichen 
Verhältnisse mangeln, welche die Anwendung dieser Vor- 
schriften voraussetzt, oder in der gegenwärtigen Verord- 
nung nicht etwas anderes festgesetzt wird. 

§.19. In Wechselstreitigkeiten ist von den Consular- 
gerichten das , mit der Justizministerial - Verordnung vom 
25. Jänner 1850, Nr. 52 des Eeichs-Gesetz-ßlattes , kund- 
gemachte Wechselverfahren zu beobachten. Zugleich wird 
erklärt, dass die im§. 12 des Wechsel verfahren« vorkommende 
Beziehung auf einige Bestimmungen der Allerhöchsten Ent-' 
Schliessung vom 18. October 1845, über den summarischen 
Process bei jenen Consulargerichten , für welche die sieben- 
bürgische oder ungarische provisorische Civilprocess-Ordnung 
wirksam ist, keine Anwendung finde, sondern dass anstatt 
derselben die Vorschriften der betreffenden Civilprocess-Ord- 
nung mit den, in dem Wechselverfahren und insbesondere 
in dem §.12 desselben selbst enthaltenen Abweichungen zu 
gelten habe. 

§. 20. In Rechtsstreitigkeiten, zu deren Entscheidung 
nach der bisherigen üebung Commissionen berufen werden, 
ist nach geschlossenem Verfahren erster Instanz eine münd- 
liche Schlussverhandlung anzuordnen, welche im Consulats- 
gebäude vor den versammelten Mitgliedern der Commission 
stattzufinden hat. Hierzu sind die Partheien und ihre all- 
fälligen Rechtsfreunde vorzuladen. Nach eröfl&ieter Sitzung 
verfügt der Vorsitzende der Commission , dass die Process- 
acten, in verwickelten oder umfangreichen Angelegenheiten 
aber, eine auf Grundlage der Acten übersichtliche Darstel- 
lung des Standes der Sache, durch den Schriftführer vorge- 
lesen werde. Nach beendigter Vorlesung können die Par- 
theien und ihre Rechtsfreunde die rechtlichen Gesichts- 
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punkte des Streites erörtern. Es ist ihnen jedoch nicht ge- 
stattet, neue Geschäfts um stände oder Beweismittel anzu- 
führen. Nur wenn sie gegen die Vollständigkeit oder Rich- 
tigkeit der Darstellung des Standes der Sache Bemerkungen 
machen zu köxmen glauben, sind diese, jedoch ohne alle 
Gestattung von Abschweifungen oder Neuerungen, mit Hin- 
weisung auf den Inhalt der Acten in Kürze zu protocol- 
liren. Die vorgetragenen Rechtsausflihrungen sind nicht zu 
Protocoll zu nehmen. 

Die Berathung und Schöpfung des ürtheiles erfolgt in 
der Sitzung in Abwesenheit der Partheien und ihrer Rechts- 
freunde. 

Leistet die eine oder die andere Parthei der Vorladung 
keine Folge, so kann hierdurch die Entscheidung der Rechts- 
sache nicht aufgehalten werden. 

§. 21. Kommt es bei der Entscheidung einer Streitsache 
auf die Ausführung eines Beweises durch Zeugen oder Sach- 
verständige an, so ist dieselbe auch bei jenen Consulargerich- 
ten, für welche die westgalizische Gerichtsordnung sammt 
den nachträglichen Verordnungen Wirksamkeit hat, sowohl 
im mündlichen als im schriftlichen Verfahren, statt eines 
Beiurtheiles, mittelst Bescheides anzuordnen. 

Bei Erlassung des Bescheides, wodurch ein Zeugen- 
beweis zugelassen wird, sind die Zeugen zur Abhörung 
sogleich vorzuladen. Den Partheien ist die Vorladung be- 
kannt zu geben und zu gestatten, nicht nur der Beeidigung 
der Zeugen beizuwohnen, sondern auch vor oder bei der, 
zur Vernehmung der Zeugen angeordneten Tagsatzung be- 
sondere Fragestücke zu überrreichen. In Rücksicht der, 
unter anderen Gerichtsbarkeiten stehenden Zeugen ist das 
Ersuchschreiben sogleich auszufertigen. 

Der Beschluss über die Zulassung eines Kunstbefundes 
ist beiden Theilen mit Bezeichnung des Gegenstandes der 
Beweisführung zu eröfl&ien und deren Vorladung zur Wahl 
der Kunstverständigen zu veranlassen. Wenn die streiten- 
den Theile nicht erscheinen, oder sich über einen zweck- 
mässigen Vorschlag nicht vereinigen, hat das Gericht die 
Kunstverständigen nach eigenem Gutbefinden zu benennen 
und den Augenschein sogleich vorzunehmen. 
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§. 22. Die von. der Commission geschöpfte Entscheidung 
niuss vor der Ausfertigung von dem Vorsteher des Consular- 
gerichtes oder dessen Stellvertreter homologirt werden. 

Die Homologirung ist nur dann zu verweigern, wenu 
bei der mündlichen Schluss Verhandlung die Commissioa 
nicht gehörig zusammengesetzt war, oder nicht ordnungs- 
mässig vorgegangen wurde; wenn ein Mitglied der Com- 
mission mit einer der streitenden Partheien in einem solchen 
Verhältnisse steht, welches dasselbe für die Entscheidung 
der Sache nicht als unbefangen erscheinen lässt, oder wenn 
die, von der Commission gefällte Entscheidung unförmlich 
oder unverständlich ist. 

§. 23. Wird die Homologirung verweigert, so ist eine 
neuerliche Schlussverhandlung vor einer nach Massgabe der 
obwaltenden Verhältnisse ganz oder theilweise neu zu bilden-^ 
den Commission anzuordnen und von dieser zu erkennen. 
Gegen die Verweigerung der Homologirung findet keine 
Bjeschwerde statt. 

§. 24. Die Recurse und Berufungen (Appellationen, Re- 
visionen) gegen Entscheidungen, soweit sie gesetzlich über* 
haupt zulässig sind, müssen jederzeit bei dem Consularge- 
richte welches in erster Instanz über die Angelegenheit ent- 
schieden hat, und zwar ohne Rücksicht auf die bisherige Ge- 
pflogenheit im Wechselverfahren binnen drei Tagen ; in allen 
übrigen Arten des Verfahrens aber binnen vierzehn Tagen 
nach der Zustellung des Bescheides oder Erkenntnisses ange- 
bracht werden. 

Wird die Instruirung des Processes von einem Vicecon- 
sulate oder einer Consularagentie vorgenommen, welche zur 
Schöpfung des Endspruches in der anhängigen Rechtssache 
nicht ermächtiget sind (§§. 1 und 3), so sind nicht nur Recurse 
gegen Bescheide, welche von ihnen im Laufe des Processen 
erlassen werden, sondern auch Recurse und Berufungs- 
schriften gegen Entscheidungen des Consulargerichtes erster 
Instanz, deren Zustellung durch sie erfolgt ist, innerhalb 
der bezeichneten Fristen bei dem Viceconsulate oder der 
Consularagentie anzubringen. Diese haben in solchem Falle 
die nach Massgabe der Vorschriften der Gerichtsordnung 
erforderlichen Bescheide über die Eingaben im Appellations- 
und Revisionszuge zu erlassen und die Acten dem Consular- 
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gerichte erster Instanz zum Behufe ihrer Einsendung an die 
höhere Instanz vorzulegen, wenn aber ein Recurs oder eine 
Berufung rechtzeitig ni(»ht eingelangt wäre, demselben hier- 
über die Anzeige zu erstatten. 

Insoferne die westgalizische Gerichtsordnung und die 
7.\x derselben erflossenen nachträglichen Verordnungen über 
die Gerichtsbehörde, bei welcher, und über die Frist, inner- 
halb welcher Recursb und Berufungen zu überreichen sind, 
etwas anderes festsetzen', sind die diessfälligen Bestimmungen 
für die Consulargerichte, welchen die westgalizische Gerichts- 
ordnung zur Richtschnur zu dienen hat als ausser Kraft ge- 
setzt anzusehen. 

Die Consulargerichte erster Instanz haben diese Recurs- 
tmd Berufungsfristen in ihrem Gerichtsbezirke im Wege der 
üblichen Verlautbarungen kundzumachen. 

§. 25. Gegen Beschlüsse des unteren oder höheren Rich- 
ters, wodurch das mündliche Verfahren eingeleitet, die Er- 
streckung einer Tagsatzung oder ein Fristgesuch abgeschla- 
gen, die Vernehmung von Zeugen oder die Vornahme eines 
gerichtlichen Augenscheines, oder im mündlichen Verfahren 
die weitere Einvernehmung der Partheien zur besseren Auf- 
klärung des Sachverhaltes angeordnet wird , findet kein ab- 
gesondeter Recurs statt. Den Partheien steht jedoch frei, ihre 
Beschwerde nach ergangenem Urtheile mit der Appellation 
gegen die Hauptsache zu verbinden. 

§. 26. Vom 1. Mai 1855 angefangen können Entschei- 
dungen in zweiter und dritter Instanz nur von den, durch die 
gegenwärtige Verordnung bezeichneten Obergerichten und 
dem obersten Gerichshofe rechtsgiltig geschöpft werden. 
Wurde der Recurs oder die Berufung bereits vor diesem Tage 
eingebracht, so ist er nach Anordnung der kaiserlichen Ver- 
ordnung vom 29. Jänner 1855, Nr. 23 des Reichs-Gesetz- 
Blattes, an die, durch die gegenwärtige Verordnung bezeich- 
nete Berufungsbehörde zur Entscheidung abzugeben. ' Wer- 
den in Rechtsachen worüber die Verhandlung noch vor dem 
1. Mai 1855 eingeleitet wurde, von diesem Tage angefangen 
Recurse oder Berufungen gegen früher oder später ergangene, 
aber noch nicht zur Rechtskraft gediehene Bescheide oder 
Urtheile ergriffen, so müssen dieselben in den vorgeschrie- 
benen Formen und Fristen angebracht werden. 
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§. 27. Den vorgesetzten höheren Justizbehörden liegt 
ob , insoferne bei den Consulargeriehten nach der bisherigen 
Uebungvon dem, den österreichischen Gerichten des Inlan- 
des vorgezeichnete Verfahren Abweichungen stattfänden, 
welche die Wesenheit dieses Verfahrens nicht stören, das 
Augenmerk darauf zil richten , ob die gepflogene Verhand- 
lung wenigstens so beschaffen sei, dass über den Gegenstand 
derselben eine gerechte Entscheidung mit Beruhigung ge- 
schöpft werden könne. Soferne dieses der Fall ist, haben 
sie wegen solcher Mängel, die der Schöpfung einer gerech- 
ten Entscheidung nicht entgegenstehen, das stattgefundene 
Verfahren nicht aufzuheben, sondern zur Entscheidung in 
der Hauptsache zu schreiten, jedoch die erforderlichen Er- 
innerungen zu dem Zwecke zu erlassen, um. eine genauere 
Beobachtung der österreichischen Formen des Verfahrens 
bei den Consulargeriehten allmälig zu erzielen. Ihnen steht 
ferner auch zu, wenn sie in Fällen dieser Art zum Behufe 
-der Entscheidung in zweiter Instanz Zeugen oder Sachver- 
ständige vernehmen, Augenscheine vollziehen, oder über- 
haupt über einzelne Umstände weitere Erhebungen oder 
Aufklärungen einholen zu lassen finden, in oder ausser 
Streitsachen die zur Ergänzung der Verhandlungen erfor- 
derlichen Verfügungen, ohne Aufhebung der Entscheidung 
erster Instanz zu treffen und, sobald die angeordneten Er- 
gänzungen einlangen, in der Hauptsache mit Berücksichti- 
gung des Ergebnisses dieser Ergänzungen, was Rechtens ist, 
, zu erkennen. 

§. 28. Wenn Rechtsangelegenheiten, zu deren Verhand- 
lung und Entscheidung im österreichischen Inlande das Mili- 
tärgericht zuständiggewesen wäre, imRecurs- oder Berufungs- 
wege von dem Consulargerichte an das Oberlandesgericht 
oder an den obersten Gerichtshof gelangen, so müssen die 
Verhandlungsacten vor der Entseheidung von den Ober- 
landesgerichten in Lemberg, Hermannstadt, Temeswar, 
Agram und Zara dem , an deren Standorte befindlichen 
Landes -Militärgerichte, von dem Oberlandesgerichte in 
Triest dem Marinegerichte, von dem obersten Gerichtshofe 
aber dem obersten Militär-Gerichtshofe mitgetheilt werden. 

Der gedachten Militär -Justizbehörde steht zu, durich 
einen Abgeordneten der Berathung über solche Angelegen- 
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heiten beizuwohnen und die Anwendung der, das Privat- 
recht berührenden Militärvorschriften zu wahren. 

§. 29. Zu diesem Zwecke hat der Abgeordnete der Mili- 
tär-Justizbehörde bei dem Oberlandesgerichte und bei dem 
obersten Gerichtshofe unmittelbar nach dem Referenten 
und Correferenten, jedoch ohne entscheidende Stimme, seine 
Anträge zu stellen. Es bleibt ihm vorbehalten, wenn er be- 
weisen zu können glaubt, dass bei dem gefassten Beschlüsse 
ein Militärgesetz gar nicht, oder unrichtig angewendet oder 
irrig ausgelegt werde, nöthigen Falles die Einhaltung des 
Beschlusses und die Vorlage der Acten zur Entscheidung an 
den obersten Gerichtshof und beziehungsweise an Seine Ma- 
jestät zu verlangen. 

Wvcnn der Abgeordnete der Militär-Justizbehörde die 
Schöpfung des Erkenntnisses nur in einem oder anderen 
Punkte einzustellen verlangt, ist dasselbe in den anderen 
Punkten auszufertigen und den Partheien zuzustellen, dem- 
selben jedoch beizusetzen, dass in Ansehung der Punkte, 
hinsichtlich welcher die Schöpfung des Erkenntiiisses einge- 
stellt wurde, die weitere Entscheidung nachfolgen werde. 

§. 30. Der oberste Gerichtshof hat zur. Berathung von 
Rechtssachen, welche in Folge von Einstellung des oberge- 
richtliehen Beschlusses an ihn gelangen, einen Abgeordneten 
des obersten Militär-Gerichtshofes beizuziehen und zu diesem 
Behufe die Verhandlungsacten vorläufig dem obersten Militär- 
Gerichtshofe mitzutheilen. Wenn bei der Berathung über 
die Frage, ob die Einstellung gesetzlich begründet sei, die 
Mehrheit der Stimmen dahin ausfällt, dass der Fall zur Ein- 
stellung nicht geeignet gewesen sei, der anwesende Abgeord- 
nete jedoch dieser Meinung nicht beitritt, so ist die Sache im 
Wege des Justizministeriums Seiner Majestät vorzulegen; 
dagegen ist der gefasste Beschluss auszufertigen, wenn der 
Abgeordnete der Mehrheit der Stimmen beitritt. 

Ebenso ist, im Falle ein Process im Revisionswege 
dem obersten Gerichtshofe vorgelegt wird und der bei- 
zuziehende Abgeordnete des obersten Militär-Gerichtshofes 
den Beschluss der dritten Instanz einzustellen findet, die 
Allerhöchste Entschliessung einzuholen. 
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§. 31. Im Goncurs verfahren wider einen österreichischfen 
Unterth^-n oder Schutzgenossen haben sieh die den Oberlandes- 
gerichten in Lemberg, Zara und Triest zugewiesenen Cod- 
sulargerichte nach den Bestimmungen des neunten Capitels 
der westgali^ischen Gerichtsordnung und der hierzu erflosse- 
nen nachträglichen Verordnungen , alle übrigen Consular- 
gerichte aber nach der für Ungarn^ Croatien, Slawonien, für 
die serbische Wojwodschaft mit dem Temeser Banate und 
für Siebenbürgen kundgemachten provisorischen Concurs- 
ordnung vom 18. Juli 1853, Nr. 132 des Beichs-Gesetz- 
Blattes, zu benehmen, soferne nicht jene Einrichtungen oder 
thatsächlichen Verhältnisse mangeln, welche die Anwendung 
dieser Vorschriften voraussetzt. 

Wenn der Verschuldete, über dessen Vermögen der 
Concurs eröffnet wird, seinen ordentlichen Wohnsitz vorher 
in Oesterreich hatte, oder dort ein Vermögen besitzt, oder 
an einer dort befindlichen industriellen oder Handels Unter- 
nehmung betheiliget ist, so liegt dem Consulargerichte ob, 
die Eröffnung des Concurses dem Gerichte des ordentlichen 
Wohnsitzes, welchen der Verschuldete zuletzt in Oester- 
reich gehabt hat, oder jenem Gerichte, in dessen Sprengel 
sich das Vermögen oder die Unternehmung desselben befin- 
det, ungesäumt anzuzeigen. 

§. 32. Wenn ein Unterthan des osmanischen Reiches als 
Gläubiger eines österreichischen ünterthans oder Schutz- 
genossen bei dessen Concursmasse betheiliget ist, so hat er 
seine Forderung innerhalb der Edictalfrist bei dem Consular- 
gerichte, welches die Concursinstanz ist, entweder selbst 
oder durch seine Behörde anzumelden. 

Die Concursverhandlung steht auch in einem solchen 
Falle ausschliesslich und im vollen Umfange dem Consular- 
gerichte zu, daher auch die Vertheilung und Entscheidung 
aller darüber entstehenden Streitigkeiten durch dasselbe zu 
geschehen hat. 

§. 33. In Rechtsangelegenheiten ausser Streitsachen 
haben die Consulargerichte nach den Vorschriften des Patentes 
vom 9. August 1854, Nr. 208 des Reichs-Gesetz-ßlattes, zu 
verfahren : in Ansehung der österreichischen Schutzgenossen 
aber die, in diesem Patente in Betreff der Verlassen schaften 

19 



298 AabM|r H. Coasular-Geriditsbarkeit; 

von Ausländem und der Vormundschaft über die von Aus 
ländern zurückgelassenen mindeijährigen Kinder enthalte- 
nen Vorschriften zu beobachten. 

§. 34. Bei Behandlung der Geschäfte in Ausübung der 
Civilgeriehtsbarkeit haben die Consulargerichte die Bestim- 
mungen der §§. 52 bis einschliesslich 55 des ersten, dann 
die Vorschriften des zweiten Hauptstückes des Patentes vom 
3. Mai 1853, Nr. 81 des Eeichs-Gesetz- Blattes, zu beobach- 
ten; in Absieht auf die Gebarung mit den Depositen aber 
in Gemässheit der mit dem Hofkammer -Decrete vom 
13. November 1836, Z. 26.585, erlassenen Instructionen 
vorzugehen. 

§. 35. Die Consulargerichte erster Instanz haben mit 
Anfang eines jeden Jahres und längstens bis 31. Jänner über 
die, im verflossenen Jahre vorgekommenen Geschäfte im 
Civilrechtsverfahren einen Haupt-Geschäftsausweis und be- 
sondere Ausweise über die einzelnen am Ende des Jahres 
unbeendiget gebliebenen Verlassenschaftsabhandlungen, Con- 
curse, Rechnungsgeschäfte und Processe dem Oberlandes- 
gerichte, welchem sie untergeordnet sind, vorzulegen. 

§. 36. Die Haupt-Geschäftsausweise sind nach dem For- 
mulare 1 zu verfassen. Die Aufschriften der einzelnen Rub- 
riken bezeichnen den Gegenstand, für welchen sie bestimmt 
sind, in die Rubriken der Geschäftsgegenstände sind nicht die 
Zahlen des Einreichungsprotocolles oder die Anzahl der 
Eingaben, welche in den bezeichneten Geschäften eingelangt 
sind, sondern es ist nur die Anzahl der Geschäfte, z. B. der 
inrotulirten Processe, oder der Fälle, in welchen eine Vor- 
mundschaft bestellt wurde, ohne Rücksicht auf die Anzahl 
der Kinder, einzutragen, unter die Curatelen sind diejeni- 
gen nicht zu rechnen, welche bei Eröffnung des Concurses 
oder bloss für einzelnen Rechtsgeschäfte angeordnet werden. 

§. 37. Die besonderen Ausweise über die rückständig 
gebliebenen Verlassenschaftsabhandlungen • Concurse und 
Rechnungsgeschäfte sind nach den Formularien 2, 3 und 4 
einzurichten. In den letzten Rubriken derselben ist der 
Stand, in welchem sich die Verhandlung befindet, die von dem 
Gerichte zur Beschleunigung getroffene Verfügung und das 
der Beendigung entgegenstehende Hindemiss mit Bestimmt- 
heit anzumerken. 
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Der Ausweis über die rückständigen geschlossenen 
Processe ist nach dem Formulare 5 einzurichten. In die 
letzte Rubrik desselben sind die Ursachen der verzögerten 
Erledigung einzutragen. 

§. 38. Die im §. 37 erwähnten Ausweise sind jährlich 
-dem Oberlandesgerichte vorzulegen. Diesem Gerichte steht 
aber frei, auch während des Jahres Ausweise über diejenigen 
Geschäfte abzufordern, rücksichtlich deren es dieses noth- 
wendig findet. 

§. 39. Das Oberlandesgericht hat die vorgelegten Aus- 
weise genau zu prüfen , nöthigen Falles nähere Aufklärung 
darüber abzufordern, und wo Mängel oder Verzögerungen 
in der Geschäftsbehandlung bemerkt werden, die entspre- 
chenden Verfügungen zu treffen. 

Die Geschäftsausweise der Consulargerichte erster In- 
jstanz müssen von dem Oberlandesgerichte auch dem Justiz- 
ministerium zur Einsicht vorgelegt werden. Ausserdem hat 
das Oberlandesgericht aus den Hauptausweisen der Gonslar- 
gerichte erster Instanz einen Gesammtausweis über die Ge- 
schäfte derselben zusammenzustellen und dem Justizmini- 
sterium vorzulegen. Dabei hat es die darüber bereits ge- 
troffenen Verfügungen und die, rüchsichtlicb der Behand- 
lung der Civilrechtsangelegenheiten gemachten Wahrneh- 
mungen anzuzeigen, endlich über den Gang der Consular- 
Rechtspflege im Allgemeinen ein gründliches Gutachten zu 
erstatten. 

V 

Graf Bidl-SehaienstelM m. p. Freiherr v. Rraiss m. p. 

Bamberg m. p. 
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Formulare %. 



über die anhängigen Verlassenschaftsabhandlungen. 



' 


Nftme des Erblassers 


Todestag des Erb- 
lassers 


Gegenwärtige Lage der Sache und 
Ursache der noch nicht erfolgten Ein- 
antwortung 


1 






, 




, 




• 



Vormulare 3* 



über die anhängigen Goncursverhandlungen. 



Name des Gerne in- 
Schuldners 



Tag des eröffneten 
Concurses 



Gegenwärtige Lage der Sache und 

Ursache der noch nicht erfolgten 

Beendigung 



Formulare tg» 



über die anhängigen Vormundschafts- und Curatels-Rechnungen. 



Name der Mündel 
oder Curanden 


Tag, bis zu welchem 

die Rechnung gelegt 

und erlediget ist 


Zur Erledigung der Rechnung 
getroffene Verfügungen 










» 
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Vorschriften *) 

for die kaiserlichen Oonsolarämter in der Türkei in ünterthan- 

sohaftsverhältnissen. 



T. Nach Weisung und Evidenthaltung der k. k. 

ünterth an Schaft. 

§. 1. Die kaiserliche ünterthanschaft muss in der Tür- 
kei vor den kaiserlichen Consularämtern nachgewiesen 
werden, entweder 
a) durch das regelmässige, von der competenten österrei- 
chischen Behörde ausgestellte Reisedocument für die 
nach Maassgabe der österreichischen Heimatsgesetze 
einem Gemeindeverbande im Kaiserstaate angehörigen 
Personen, oder 
h) durch den gehörig registrirten kaiserlichen Internun- 
tiaturspass für den in der Levante lebenden und keiner 
inländischen, sondern blos der Consulargemeinde an- 
gehörigien bisher sogenannten Unterthan dei facto. 
§. 2. In. Bezug auf den Aufenthalt an einem bestimmten 
Orte der Türkei sind die kaiserlichen ünterthanen entweder 

a) blos zeitlich an einem Orte anwesend, oder 

b) in dem Orte sesshaft geworden. 

§. 3. Als blos zeitlich an einem bestimmten Orte der 
Türkei anwesend wird in der Regel Jeder betrachtet, der 
mit einer auf die Dauer von höchstens Einem Jahre lauten- 
den Reiseurkunde versehen ist. Personen, welche der activen 
Armee oder dem obligaten Gränzstande angehören, oder 
als zur österreichischen Handelsmarine gehörig mit einer 
Schiffsmatrikel versehen sind, können jederzeit nur als zeit- 
lich anwesend betrachtet werden. 



*) Genehmiget von Se. k. k. apostolischen Majestät mit Allerhöchster Ent- 
sehliessang vom 3. September 1857 und kundgemacht mittelst Verordnung des Mini- 
steriums des Aeussem vom 2. Deoember 1857. 
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§. 4. In Betreff der zum österreichischen Schiffer- und 
Matrosenstande gehörigen Individuen bleiben die gesetz- 
lichen Bestimmungen hinsichtlich der Nachweisung und 
Evidenzhaltung ihrer kaiserlichen ünterthanschaft und ihrer 
Befugnisse zum zeitlichen Aufenthalte in der Türkei unver- 
ändert. 

Jeder andere nicht zur kaiserlichen Handelsmarine ge- 
hörige Ankömmling an einem Orte der Türkei, wo sich ein 
kaiserliches Consularamt befindet, hat sich längstens binnen 
3 Tagen nach seiner Ankunft bei diesem Consularamte zu 
melden und auszuweisen. 

Das Consularamt behält, nach genommener Ueberzeu- 
gung von der Identität der Person , das Reisedocument, in- 
soferne es nicht blos zu sofortiger Weiterreise vidirt wird, 
im ämtlicher Verwahrung und fertigt dem Betreffenden eine 
Aufenthaltskarte aus, welche ihm für die Zeit seines vor- 
übergehenden Aufenthaltes im Orte, zur Legitimation als 
kaiserlicher ünterthan dient. 

§. 5. Die Aufenthaltskarte wird auf längstens drei 
Monate ausgestellt, und muss von drei zu drei Monaten 
erneuert werden. Die erste Ausfertigung geschieht unent- 
geltlich, die Erneuerung unterliegt einer Consulargebühr 
Yon Einem Gulden C. M. für eine jede Ausstellung. 

§. 6. Als sesshaft wird jeder kaiserliche ünterthan an- 
gesehen, der an einem Orte der Türkei einen ordentlichen 
Wohnsitz genommen hat, oder ohne die Dauer seines Auf- 
enthaltes durch eine bestimmte Zeit festzusetzen, pich da- 
selbst auf eine länger als Ein Jahr dauernde Zeit niederlässt. 
wozu die Bewilligung von dem Consularamte, wenn nicht 
entscheidende Gründe dagegen obwalten, ertheilt wird. 

§. 7. In der Regel bilden die im Amtsbezirke einer 
Consularbehörde (einschliessig der Agentie-Starostien) ^«i- 
sässigen k, k. ünterthanen die Consulargemeinde, über deren 
innere Organisation die näheren Bestimmungen folgen 
werden. 

§. 8. Die Mitgliedschaft in der Consulargemeinde wird 
durch die Eintragung in die nach besonderen Vorschriften 
zu führenden ünterthansmatrikeln constatirt. 

Die Eintragung findet nach den Bestimmungen der Con- 
sular-Gemeindeordnung Statt: 
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'o) für die am Tage der Kundmachung der gegenwärtigen 
Vorschriften in der Türkei bereits sesshaften kaiserli- 
chen ünterthanen bei der ersten Aufnahme des Unter- 
thanstatus ; 

h) späterhin von Fall zu Fall für Jeden, welcher am Orte 
seines Aufenthaltes sesshaft wird (§. 6). 

§. 9. Die Eintragung geschieht für jeden selbstständigen 
österreichischen Unterthan, welcher der Consulargemeinde 
angehört, mit seinem Vor- und Zunamen, Land und Ort 
der Geburt, Religion, Geburthsjahr, Stand seiner am Tage 
der Immatrikulirung nach den Vorschriften des allgemeinen 
bürgerlichen Gesetzbuches ihm unterstehenden Familien- 
glieder, seiner Beschäftigung und dem Erwerbszweige, so- 
wie unter genauer Angabe seiner Unterthanstitel. 

§. 10. Der ursprüngliche Titel, auf welchen sich die 
Aufnahme in die Consulargemeinde stützt,, bleibt im Con- 
sularamte hinterlegt; dagegen erhält jedes immatrikulirte 
Gemeindemitglied einen Matrikelschein unter Anführung des 
bei ihm befindlichen Familienstandes , der ihm zur Legiti- 
mation als kaiserlicher Unterthan und seiner Gemeindean- 
gehörigkeit dient. 

§.11. Der Mätrikelschein ist vpn Jahr zu Jahr zu 
erneuern. Bei dieser Erneuerung ist jede mittlerweile vor- 
gekommene Veränderung im Familianstande dem Con&ular- 
amte anzuzeigen, damit die gehörige Vormerkung in der 
Matrikel vorgenommen werde. 

Die erste Ausfertigung dieses Matrikelscheines geschieht 
unentgeltlich; für jede Erneuerung wird die Consulargebühr 
mit zwei Gulden eingehoben. 

§. 12. Wenn ein österreichischer Unterthan in der 
Türkei eine Ehe schliessen will, so hat er dazu die Bewilli- 
gung des betreffenden Consularamtes anzusuchen. 

Wer sich nur zeitlich daselbst aufhält, hat um Erwir- 
kung dieser Bewilligung sich mit demEheconsense der com- 
petenten österreichischen Behörde, insoweit ein solcher nach 
den bestehenden Gesetzen für ihn im Inlande erforderlich 
wäre, auszuweisen. Die geschlossene Ehe wird sodann, mit 
ausdrücklicher Berufung auf die Bewilligung, am Reisedo- 
cumente angemerkt. 
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Handelt es sich um die Ehe eines in einer Consularge- 
meinde sesshaft gewordenen kaiserlichen ünterthans, so hat 
selber die Bewilligung zur Eheschliessung von dem Consu- 
laramte des Bezirkes einzuholen, in welchem er sesshafc ist. 
Ist derselbe zugleich nach einer österreichischen Gemeinde 
zuständig,, so kann diese Bewilligung nur unter der Bedin- 
gung ertheilt werden, dass der Eheconsens der competenten 
österreichischen Behörde, in soweit ein solcher für ihn im 
Inlande erforderlich wäre, vorgewiesen werde. — Das Con- 
sulat ist berechtigt, sich vorerst mit der betreffenden geist- 
lichen Obrigkeit ins Einvernehmen zu setzen; es ist ferner 
verpflichtet, bei der Erfcheilung der Erlaubniss sich in Bezug 
auf die persönliche Fähigkeit zur Eheschliessung die öster- 
reichischen Ehegesetze genau gegenwärtig zu halten, die 
Erwerbsfähigkeit des Gesuchstellers und seine Vermögens- 
verhältnisse zu berücksichtigen, besonders aber bei Ehe- 
schliessungen zwischen Oesterreichern und ottomanischen 
ünterthanen mit aller Vorsicht vorzugehen. Die mit Bewilli- 
gung geschlossene Ehe ist sodann bei der nächsten Matrikel- 
erneuerung anzumelden und zu registriren. 

§. 1 3. üebrigens bleibt es auch hinsichtlieh der in der 
Türkei sich aufhaltenden kaiserlichen Ünterthanen bei der 
in den allgemeinen österreichischen Gesetzen begründeten 
Vorschrift, dass Eheschliessungen, Geburten und Sterbefälle 
in der Regel durch die Zeugnisse und ßegisterauszüge der 
Seelsorger derjenigen ' Religionsgemeinden, denen die Be- 
treffenden angehören, bewiesen werden. 

Damit aber solche von kirchlichen Behörden in der 
Türkei ausgestellte Zeugnisse und Registerauszüge von 
kaiserlich - österreichischen Behörden des Innern anerkannt 
werden und zugleich zum Beweise der Abstammung von 
kaiserlich* österreichischen ühterthanen dienen können, ist 
erforderlich, dass selbe von dem betreffenden Consularamte 
mit ausdrücklicher Berufung auf die Uuterthansmatrikel, in 
welcher die Person, um die es sich handelt, eingetragen ist, 
nach deren vollem Inhalte als giltig bestätigt und legalisirt 
werden, zu welchem Zwecke dasselbe auch befugt sein soll, 
vorläufige Erhebungen über die Richtigkeit der bezeugten 
Daten zu pflegen. 
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II. Rechte und Pflichten der Österreichischen 

Unterthanen in der Türkei. 

§. 14. Ein kaiserlicher Unterthan, der sich nach den 
Bestimmungen des vorangegangenen Abschnittes hinsicht- 
lich der Nachweisung und Evidenthaltungen der kaiser- 
lichen ünterthanschaft in die Regel gesetzt hat, steht in dem 
vollen Genüsse der österreichischen staatsbürgerlichen 
Rechte und wird in allen seinen Beziehungen zum öster- 
reichischen Inlande als legal von Oesterreich abwesend an- 
gesehen. 

§. 15. Dagegen unterliegen die kaiserlichen Unterthanen 
in der Türkei den allgemeinen Pflichten österreichischer 
Staatsbürger. Sie sind Seiner k. k. Apostolischen Majestät 
Unterthanstreue, den österreichischen Gesetzen und Behörden, 
insbesondere ihren vorgesetzten Consularämtern, Gehorsam 
schuldig. Sie nehmen Theil an den Lasten des Staates nach 
Maassgabe des Allerhöchstsanctionirten Consulargebühreh- 
Tarifs und an den Lasten derConsuiargemeinde nach Maass- 
gabe der zu erlassenden Consulargemeinde-Ordnung. In so- 
ferne in der Türkei befindliche kaiserliche Unterthanen zu- 
gleich einem inländischen Gemeindeverbande angehören, 
haben sie auch die aus diesem Verhältnisse entspringenden 
Lasten gleich den aus der Gemeinde abwesenden Geuieinde- 
mitorliedern fortzutragen. — Inwieferne in der Türkei be- 
findlicheOesterreicher der Militärpflicht unterzogen werden, 
bestimmt die diessfällige besondere Assentirungs Vorschrift. 

§. 16. Kraft der zwischen Oesterreich und der ottoma- 
nischen Pforte bestehenden Tractate haben die in der Türkei 
si6h aufhaltenden kaiserlichen Unterthanen insbesondere das 
Recht, auf den Consularschutz hinsichtlich ihrer Person, ihres 
Eigenthums und des ungestörten Betriebes erlaubter Ge- 
schäfte, das Recht auf die österreichische Consularjurisdic- 
tion, das Recht, sich an beliebigen Orten der Türkei 
niederzulassen und sich von einem Orte zum andern frei zu 
begeben. 

§. 17. Die Art und Weise der Ausübung des Consular- 
Schutzes und der Handhabung der Jurisdiction wird durch 
die besonderen, den Consularämtern ertheilten Vorschriften 
bestimmt. 
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§. 18. Das Recht zum Aufenthalte an einem bestimm- 
ten Orte in der Türkei ist an die Bedingung geknüpft, daae 
sich die kaiserlichen Unterthanen den im Lande allgemein 
giltigen, unbeschadet der besonderen Jurisdictionsprivile- 
gien, von allen Fremden zu beobachtenden Gesetze und 
Vorschriften hinsichtlich der Erhaltung der öffentlichen 
Ruhe, Sicherheit und Ordnung fügen, allen diessfalls ihnen 
von den vorgesetzten Consularämtern zukommenden Wei- 
sungen und Ermahnungen Folge leisten, und in ihrem gan- 
zen Benehmen dem österreichischen Namen nicht Unehre 
machen. 

In Bezug auf den Besitz unbeweglicher Güter haben 
sich die kaiserlichen Unterthanen den diessfalls tractatmässig 
bestehenden Beschränkungen zu unterwerfen. 

In wieferne ehemalige Rajah's, welche durch ihre im 
österreichischen Tnlande stattgefundene Naturalisirung die 
österreichische Staatsbürgerschaft erhalten haben, sich in der 
Türkei unter österreichischem Consularschutze aufhalten 
dürfen, wird durch den Ministerialerlass vom 30. Jänner 
1854, Nr. 1228-C, bestimmt. 

§. 19. Welche Geschäfte in der Türkei mit den Privi- 
legien österreichischer Unterthanen betrieben werden kön- 
nen, wird nach den zwischen dem Kaiserstaate und der 
hohen Pforte bestehenden Tractaten beurtheilt. Im Allge- 
meinen unterliegt ein solcher erlaubter Geschäftsbetrieb 
weder gegenüber der türkischen Localbehörde noch den 
Eingebornen einer Beschränkung; gegenüber den Consu- 
larämtern werden aber folgende Bestimmungen festgesetzt: 

a) Jeder Oesterreicher, welcher in einem Orte der Türkei 
ein selbstständige Handels-* oder Wechselgeschäft schon 
betreibt, oder ein solches neu errichtet, hat bei dem kaiser- 
lichen Consularamte des Bezirkes seine Handelsunter- 
schrift (Firma), sowie die Procuren und die in diesen 
eintretenden Veränderungen protocolliren zu lassen 
und ordentliche Bücher zu führen ; 

b) dessgleichen hat jeder österreichische ünterthan, der 
das Geschäft eines Waareii- und Wechselsensalen, 
Schiffmäklers und Lootsen (Piloten) erwerbsmässig 
betreibt, sich als solcher in die betreffenden Verzeich- 
nisse beim Consularamte eintragen zu lassen; 
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c) endlich ist jeder zwischen zwei Oesterreichern unter 
einander oder zwischen einem Oesterreicher und einem 
ünterthan dritter Macht oder einem Eajah abgeschlos- 
sene Vertrag über Handelsgesellschaften, insoferne für 
selben nach §. 1179 des allgemeinen bürgerlichen 
Gesetzbuches nicht die blosse Vormerkung in den 
Handelsbüchern genügt, sammt der Gesellschaftsfirma 
bei dem Consularamte einzuregistriren. 
§. 20, Ein österreichischer ünterthan, der an einem 
Orte der Türkei nur zeitweilig anwesend war, und weiter 
zu reisen wünscht, hat sich mit seiner Aufenthaltskarte bei 
dem betreffenden Consularamte zu melden, welches ihm 
seinen Pass oder sonstiges Reisedocument, falls dasselbe der 
Dauerzeit nach giltig ist und kein Anstand gegen das Ziel 
und den Zweck der Reise obwaltet, zur Weiterreise nach 
denjenigen Orten vidirt, wohin dasselbe lautet. 

Will jedoch der Passinhaber das der Dauerzeit nach 
giltige Eeisedocument zu weiteren Reisen ausserhalb der 
Bewilligung benützen, so ist nach der für solche Fälle be- 
stehenden Instruction zu verfahren. 

Ist das Reisedocument erloschen, so ist derselbe in der 
Regel in seine österreichische Heimat zu instradiren, in rück- 
sichtswürdigen Fällen jedoch, wenn der Passinhaber die 
Nothwendigkeit eines weiteren zeitlichen Aufenthaltes in der 
Türkei nachweist, und kein polizeiliches oder sonstiges Be- 
denken gegen ihn obwaltet, kann über sein Ansuchen nach 
Maassgabe der hierfür bestehendenlnstruetionen ihm der Pass 
verlängert werden. 

§. 21. Wenn ein österreichischer Ünterthan an einem 
Orte der Türkei sesshaft und Mitglied der dortigen Consular- 
gemeinde ist, und eine Reise nach einem anderen Orte der 
Türkei zu unternehmen wünscht, so erhält er von dem ihm 
vorgesetzten Consularamte gegen Vorweisung des Matrikel- 
scheines einen mit der Unterschrift und Personsbeschreibung 
zu versehenden Passirschein für die Hin- und Rückreise gil- 
tig. Mit diesem Passirscheine hat sich der Reisende am Orte 
der Ankunft nach §. 4 der gegenwärtigen Vorschriften bei 
dem Consularamte des Bezirkes zu melden. Bei der Rück- 
reise ist der Passirschein der Consularbehörde, die ihn 
ausgestellt hat, zurückzustellen. 
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§. 22. Wenn ein Consulargemeindemitglied eine Reise 
nach den österreicliischen Staaten unternehmen will, so erhält 
es einen Reisepass der kaiserlichen Internuntiatur für die 
Hin- und Rückreise. 

In dringenden Fällen, wenn Gefahr im Verzuge ist, 
sind die leitenden Gonsularämter zur Ertheilung von Passir- 
scheinen zu derlei Reisen gegen Erstattung der diessfälligen 
Anzeige an die kaiserliche Internuntiatur ermächtiget. 

§. 23. Jene Mitglieder einer Consulargemeinde, welche 
in der Türkei häufige und länger dauernde Geschäftsreisen 
zu unternehmen in der Lage sind, erhalten für solche 
Reisen eigene auf die Dauer Eines Jahres ausgestellte für 
alle Provinzen der Türkei giltige Reisepässe der kai.^erlichen 
Internuntiatur. 

§. 24. Wenn ein Consulargemeindemitglied seinen blei- 
benden Aufenthalt in einer anderen Consulargemeinde auf- 
schlagen will, so hat sich dasselbe bei seinem vorgesetzten 
Consularamte zu melden, welches seinen Namen in der 
Gemeindematrikel löscht und ihm das Legitimationsdocu- 
ment, auf welches sich seine Aufnahme in den Gemeinde- 
verband gegründet hatte, einhändiget. 

Dieses Dokument wird von dem Consularamte nach 
dem neuen Bestimmungsorte, mit Angabe der Zeit und Ma- 
trlkelnunimer, in welcher der Ausscheidende in dem Ge- 
meindeverbande gestanden war, zum Behufe seiner Aufnahme 
in die neue Gemeinde vidirt. 

§. 25. Wenn ein Mitglied der Consulargemeinde seinen 
bleibenden Aufenthalt in der österreichischen Monarchie neh- 
men will, so wird ihm das alte Legitimationsdocument, auf 
welches sich seine Aufnahme in den Gemeindeverband ge- 
gründet hat, nach Oesterreich mit Angabe des ümstandes, 
(läse der Passinhaber seither Mitoflied einer bestimmten Con- 
sulargemeinde war, und aus diesem Verhältniss mit dem 
Vorhaben, nach Oesterreich zu gehen, ausgetreten ist, von 
dem betreflfenden Consularamte vidirt. Ist ein solches von 
der Heimatgemeinde ausgestelltes Legitimationsdocument 
nicht vorhanden, so wird der in die Heimat Zurückkehrende 
mit einem Internuntiaturs- (oder Consulats-) Passe, welcher 
die oben erwähnten Bestimmungen enthält, versehen. 
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§. 26. Wenn ein Mitglied der Consulargemeinde eine 
^Reise in das Ausland, ausserhalb der Türkei, unternehmen 
Avill, so ertheilt ihm die kaiserliehe Iriternuntiatur einen Pass. 

In dringenden Fällen, wenn Gefahr im Verzuge ist, 
«ind die leitenden Consularämter zur Ertheilunof ^on Passir- 
.ischeinen zu derlei Reisen gegen Erstattung der diessfälligen 
Anzeige an die kaiserliche Intemuntiatur ermächtiget. 

§.27, Um den competenten inländischen Behörden die 
Evidenthaltung der in der Türkei befindlichen kaiserlichen 
Unterthanen zu ermöglichen, werden die Consularämter die 
vorgeschriebenen periodischen Anzeigen der consularämtli- 
-chen Pass erth eilungen und Passvidirungen nach dem öster- 
reichischen Inlande an die kaiserliche Intemuntiatur fort- 
setzen, welche am Schlüsse eines jeden Jahres nicht nur die 
im Laufe desselben ertheilten Passverlängerungen jeder be- 
treffenden Landesstelle,' Generalcommando oder Militär- 
ofouvernement in einem eiofcnen Verzeichnisse mittheilen, 
«ondern auch jeder Landesstelle, Generalcommando oder 
Militärgouvernement eine Abschrift des von den Consular- 
ämtern der Intemuntiatur vorzulegenden Matrikelauszuges 
hinsichtlich derjenigen Unterthanen, die mit Pässen des be- 
treffenden Kronlandes versehen, sich in der Türkei sesshaft 
gemacht haben, einsenden wird. 

§. 28. Die aus dem Gemeindeverhältnisse hervorge- 
henden Befugnisse und Verpflichtungen der Mitglieder einer 
Oonsulargemeinde als solche ,. werden in einer besonderen 
Vorschrift festgestellt werden. 

III. Rechtsfolgen der Nichterfüllung der vor- 
stehenden Bestimmungen. 

§.29. Wenn ein österreichischer Unterthan, der sich in 
der Türkei aufhält, innerhalb der festzusetzenden und gehörig 
kundzumachenden Frist bei dem Consularamte , dem er an- 
gehört, zum Behufe der Eintragung in den Unterthanstatus 
(§. 8, a) sich nicht meldet, oder wenn sich ein kaiserlicher 
tJnterthan in der Folge nach der Türkei begibt, und die im 
§. 4 oder 8, b) vorgeschriebene Anmeldung unterlässt, so 
wird gegen ihn nach folgenden Bestimmungen verfahren. 
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§. 30. Werden derlei Saumselige zu Stande gebracht^ 
oder melden sie sich selbst nachträglich, und sind sie im Be- 
sitze regelmässiger und giltiger Documente der competenten 
inländischen Behörden, so können sie über ihr Ansuchen von 
der kaiserlichen Intemuntiatur rehabilitirt werden ; sie unter- 
liegen aber einer Ordnungsstrafe. 

§. 31. Sind hingegen derlei Individuen mit erloschenen 
oder sonst ungiltigen Pässen versehen, oder handelt es sich 
um ganz passlose Individuen von unbezweifelt österreichi« 
scher Nationalität, so werden solche Individuen, in sofeme 
für deren Behandlung nach §. 30 nicht besondere Rücksich- 
ten sprechen, nach ihrer Heimat instradirt. Gränzschleicher^ 
Vagabunden u. dgl. von unbezweifelt österreichischer Na- 
tionalität werden unnachsichtlich nach der inländischen Hei- 
mat abgeschoben. 

§. 32. Haben aber ünterthanen, die in der Levante 
geboren sind, und keinem inländischen Gemeinde verbände 
angehören, den für 'ihre Anmeldung festzusetzenden, gehö- 
rig kundzumachenden Termin versäumt, so steht es der 
kaiserlichen Intemuntiatur zu, entweder eine Ordnungsstrafe 
über sie zu verhängen, oder ihnen jeden Anspruch auf die 
österreichische Staatsunterthanschaft zu entziehen. 

§. 33. Wer die rechtzeitige Erneuerung der Aufent- 
haltskarte, §. 5, oder des Matrikelscheines, oder die Anmel- 
dung der mittlerweile vorgenommenen Veränderungen im 
Familienstande, §.11, unterlässt, verfällt einer Ordnungs- 
strafe. 

§. 34. Wer gegen die Bestimmungen des §. 12 eine 
Ehe abschliesst, verfällt unbeschadet der etwaigen übrigen 
Rechtsfolgen in eine Ordnungsstrafe. 

§. 35. Einer Ordnungsstrafe verfällt femer, wer die im 
§.19, a)j c), b) festgesetzten Vorschriften ausser Acht lässt^ 
und wenn er ungeachtet geschehener Aufforderung es unter- 
lässt, sich in die Regel zu setzen, so ist die Ordnungsstrafe 
zu verschärfen und im Falle formlicher Renitenz zur Ver- 
öffentlichung des Namens desselben, als eines nicht in der 
Regel stehenden Geschäftsmannes zu schreiten. 

§. 36. Die in den §§. 30 — 35 erwähnten Ordnungsstrafen 
werden von den Consularämtern verhängt. In der Regel 
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bestehen selbe in Geldbussen von 2 bis 100 Gulden C. M. ; 
im Wiederholungsfalle der Uebertretung kann bis auf 500 
Gulden gesprochen werden. Im Falle der Zahlungsunver- 
raögenheit tritt Arrest von 1 Tag bis 4 Wochen ein. 

§.37. Wenn Jemand behauptet, kaiserlicher Unterthan zu 
sein, aber seine Legitimation sdocumente verloren zu haben, 
so ist zu unterscheiden , ob der Verlusttragende bereits bei 
einem kaiserlichen Consularamte im Passverzeichnisse oder 
der ünterthansmatrikel eingetragen ist oder nicht. Im ersten 
Falle hat das Consularamt ihm das verloren gegangene Do- 
cument, wenn er dessen Verlust glaubwürdig nachzuweisen 
vermag, mit den vorgeschriebenen Vorsichten gegen all- 
fälligen Missbrauch , zu erneuern, oder dessen Erneuerung 
bei der betreffenden Behörde zu veranlassen. Im anderen 
Falle hat derselbe in der Regel auf den Consularschutz kei- 
nen Anspruch; bei rticksichts würdigen Umständen jedoch, 
wenn sich die Wahrscheinlichkeit der Angabe erhärten lässt 
kann einem solchen angeblichen kaiserlichen ünterthan 
einstweilen provisorisch eine Aufenthaltskarte ertheilt, und 
die weitere Amtshandlung zur Constatirung des Factums 
und zur Erneuerung des verloren gegangenen Documentes 
im Wege der kaiserlichen Intern untiatur eingeleitet werden. 

IV. Austritt aus dem' Unterthansverbande* 

§. 38. Oesterreichische Unterthanen, die sich in der 
Türkei aufhalten, dürfen sich eigenmächtig nicht der kaiser- 
lichen Unterthanschaft begeben, sondern haben hiezu die 
Ermächtigung der betreffenden vorgesetzten Consularbehörde 
einzuholen, wodurch sie sodann den befugten Auswanderern 
gleichgestellt werden. 

Das Consularamt hat hiebei nach §. 5 des Allerhöchsten 
Auswanderungpatentes vom Jahre 1832 vorzugehen, und die 
Sache der kaiserlichen Internuntiatur vorzulegen, welche, 
wenn es sich um einen mit einem inländischen Passe ver- 
sehenen Oesterreicher handelt, nach gepflogenem Einver- 
nehmen mit der betreffenden Landesstelle, sonst aber selbst- 
ständig entscheidet. 

20 
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V. Oesterreichisch e Schutz verwandte in der 

Türkei. 

§. 39. Ausser den eigentlichen österreichischen Unter- 
thanen stehen noch unter kaiserlichem Consularschutze : 

a) ünterthanen mit Oesterreich befreundeter dritter Mächte, 
welche am betrejffenden Orte keine eigene Vertretung 
haben, und deren ünterthanen entweder Kraft beson- 
derer mit Oesterreich und diesen dritten Mächten be- 
stehenden Verträge unter österreichischem Consular- 
schutze stehen, oder die aus eigenem Antriebe densel- 
ben zu gemessen wünschen. 

b) Diejenigen ottomanischen ünterthanen, die sich im 
Consuiats-oderlnternuntiatursdienste befinden, während 
der Dauer dieses Dienstesverhältnisses. 

§. 40. Der Consularschutz und die Jurisdiction wird an 
Schutzverwandten der Kategorie a)^ ihren Familien und ihrem 
Eigenthume, wie an österreichischen ünterthanen geübt. 
Dieselben werden in ein eigenes Verzeichniss eingetragen 
und in Bezug auf Heimaths-, Pass- und Handelsverhältnisse 
nach den Gesetzen und Tractaten ihres Landes behandelt: 
sie sind jedoch in allen übrigen Verhältnissen, so lange sie 
im Schutzverhältnisse stehen, den bei den Consulaten einge- 
führten Gesetzen und Verordnungen zu unterwerfen, und 
leisten die Consulargebühren nach dem österreichischen 
Tarife, insoferne nicht etwas anderes verordnet ist. 

Zur österreichischen Consulargemeinde kann kein 
zwangsweiser Beitritt der Schutzbefohlenen stattfinden. 

Die Schutzbefohlenen der Kategorie b) gemessen den 
Consularschutz nur hinsichtlich ihrer Personen und ihrer 
Dienstverrichtungen, und es kann derselbe niemals auf ihre 
Familie und Verwandten, oder auf ihre Privatgeschäfte, 
ihren Handel und ihr Gewerbe ausgedehnt werden. 
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« 

VI. Instanzenzug in Unterthanschaftssachen. 

§. 41. Die erste Instanz in allen Unterthanschaftssachen 
in der Türkei bilden die kaiserlichen Consularämter. 

Die zweite Instanz in Unterthanssachen in der Türkei 
bildet die kaiserliche Internuntiatur in Constantinopel. 

In dritter Instanz entscheidet die bezügliche Central- 
behörde. 

Graf Bnel-SeliMeisteii m. p. 
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Anhang J. 



Anordnungen der kaiserlichen und königlichen Regie- 

rung über Schifffahrts - und Verkehrs-Verhältnisse 

im Kriege, das österreichisch - ungarische und das 

nordamerikanische Prisen-Reglement. 



Anhaag J. 3 1 9 



Erlass der Ministerien des Aeussern, des Innern, der 
Justiz, des Handels,* der Finanzen und des Armee- 

Ober-Commando Tom IL Mai 1859, 

giltig für alle KronlSnder, womit Anordnungen über Sohifffahrts- , und andere Ver- 
kehrs- Verhältnisse während der Kriegszelt kundgemacht werden. 

Aus Anlass des mit Frankreich und Sardinien ausge- 
brochenen Krieges werden hiemit, in Folge Allerhöchster 
Genehmigung Seiner k. k. Apostolischen Majestät vom 11. 
Mai 1859, folgende Anordnungen bekannt gemacht, nach 
welchen sich sowohl sämmtliche k. k. Civil- und Militärbe- 
hörden, als auch alle k. k. österreichischen Unterthanen zu 
richten haben: 

§. 1. Mit Bezug auf die Declaration der am Pariser Con- 
gresse vertretenen Mächte vom Ifi. April 1856 (Reichs-Ge- 
setz-Blatt vom Jahre 1856, Nr. 69), womit besondere Bestim- 
naungen über das Seerecht in Kriegszeiten vertragsmässig 
festgesetzt worden sind, wird hiermit den k. k. Militär- und 
Civilbehörden die strenge Beobachtung dieser in der Anlage 
neuerdings kundgemachten Bestimmungen zur Pflicht ge- 
macht. 

Insbesondere wird den österreichischen Handelsschiffen 
die Kaperei unbedingt untersagt. Auch ist allen österreichi- 
schen Unterthanen jede Theilnahme an der Führung, Be- 
mannung oder Ausrüstung von Kapern unter was immer für 
einer Flagge verboten. 

Wer gegen diese Verbote handelt, unterliegt den durch 
die österreichischen Strafgesetze für den Baub bestehenden 
Bestimmungen. 
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§. 2. Den französischen und sardinischen Kauffahrtei^ 
schiffen, welche sich gegenwärtig in österreichischen Häfen 
befinden, wird in der Erwartung eine's reciproken Vorganges 
von Seite ihrer Regierungen gestattet, ihre Ladungen förder- 
samst einzunehmen und ungehindert ins Ausland abzugehen, 
vorausgesetzt, dass sie keine Kriegs-Contrebande oder über- 
haupt verbotene Gegenstände an Bord führen. 

Ueber die Behandlung der etwa später vorkommenden 
feindlichen Kauffahrteischiffe, wird die Bestimmung einst- 
weilen vorbehalten. 

§. 3. Während die kaiserlich-österreichische Regierung 
ihre sämmtlichen Handelshäfen für die Kauffahrteischiffe neu- 
traler Nationen zumBehufe des erlaubten Verkehres mit dem 
Auslande während der Dauer dieses Krieges offen lässt, kann 
sie jedoch keine Verantwortlichkeit auf sich nehmen, für 
allen Schaden und Verlust, den solche Schiffe durch die 
eigenen oder fremden Kriegsoperationen erleiden könnten. 

§. 4. Den österreichischen Handelsschiffen ist der Ver- 
kehr mit den feindlichen Häfen verboten. 

Andere Fahrten in das Ausland mit allen Gegenständen, 
deren Ausfuhr nicht untersagt ist, und im Auslande zwischen 
den neutralen Häfen, sowie die Fahrten zwischen den 
österreichischen Häfen unter einander, bleiben den öster- 
reichischen Handelsschiffen auf ihre eigene Gefahr gestattet. 

§. 5. Es ist den Handelsschiffen überhaupt verboten, fol- 
gende Gegenstände aus den österreichischen Häfen ohne 
Unterschied zur See nach was immer für einer Bestimmung 
auszuführen: 

a) Geschütze, Waffen und Waffenbestandtheile aller Art; 

h) Blei, Schwefel, Pulver, Salpeter, Chilisalpeter, Zünd- 
hütchen, Kugeln und sonstige Kriegsmunition; 

c) Militär- Ausrüstungsgegenstände aller Art; 

d) Pferde und Maulthiere. 

Die hier aufgeführten Gegenstände können durch Han- 
delsschiffe unter allen ümsföi^den und auch zwischen öster- 
reichischen Häfen nur im Auftrage der k. k. Militärbehörden 
verfrachtet werden. 
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§• 6. Es ist den Handelsschiffen verböten, Schiffsausrü- 
stungs-Gegenstände, als: Segeltuch,Takelwerk,Anker,KetteD, 
Schifffahrtsmaschinen und deren Bestandtheile, dann Stein- 
kohlen, endlich Schiffbauholz und folgende Proviantgegen- 
stände, nämlich: Schlacht- und Stechvieh;. — rohes und zu- 
bereitetes Fleisch : — aus den österreichischen Seehäfen ohne 
Unterschied ins Ausland zu führen. Dessgleichen dürfen 
Schiffe und Fahrzeuge aller Art nicht ins Ausland gebracht 
werden. 

In besonderen Fällen sind die Gouvernementschefs er- 
mächtiget, die Ausfuhr solcher Gegenstände nach gewissen 
Bestimmungsorten gegen Sicherstellung für das Anlangen 
an denselben mit eigenen Legitimationsscheinen zu gestatten. 

Zwischen den österreichischen Häfen unter einander ist 
die Verfrachtung dieser Gegenstände bis auf Weiteres erlaubt. 

§. 7. Die k. k. österreichischen Gesandtschaften und 
Consulate in den neutralen Ländern sind aufgefordert, den 
österreichischen Schiffsfiihrem und allen österreichischen 
Unterthanen den durch die völkerrechtlichen Principien und 
Tractate begründeten und je nach den Umständen thun- 
lichen Schutz zu gewähren. 

§. 8. Allen österreichischen Schiffscapitänen und Schiffs- 
führern und allen österreichischen Unterthanen überhaupt 
ist es verboten, den feindlichen Kriegsgeschwadern oder 
Kriegsschiffen, sowie den feindlichen Truppen in was immer 
für einer Art Unterstützung oder Hilfe zu leisten, sei es durch 
Zufuhr von Mannschaft, Proviant, Waffen, Munition oder 
Kriegscontrebande aller Art, sei es durch Mittheilung von 
Nachrichten, Ueberbringung von Briefen, oder Dienst- 
leistungen ähnlicher Art; diess alles unter Androhung der 
durch das Strafgesetz über Verbrechen, Vergehen und Ueber- 
tretungen, dann durch die.k. k. Militärgesetze und Vor- 
schriften festgestellten Strafen. 

§. 9. Hinsichtlich der Zulassung neutraler Kriegsschiffe 
in den österreichischen Häfen bleibt es vorläufig bei den Be- 
stimmungen des Kriegsministerial-Erlasses vom 29. Jänner 
1850 (Reichs-Gesetz-Blatt 1850, Nr. 40), dann der Consu- 
larverordnung des Armee-Ober-Gommando vom 9. August 
1854 (Reiohs-Gesetz-Blatt 1854, Nr- 206) und den betreffen- 
den Instructionen. 
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§, 10. Französische und sardinische Unterthanen, ohne 
Biicksicht auf den Stand, dem sie angehören, können sieh in 
Oesterreich während des Krieges sowie bisher ungestört auf- 
halten, insoferne sie sich bei ruhigem Betriebe ihrer Geschäfts- 
angelegenheiten den bestehenden Gesetzen und Vorschriften 
gemäss benehmen. 

§. 11. Diese Anordnungen treten mit dem Tage der 
Kundmachung in Wirksamkeit. 

Graf Biiel*Sdiaieiteeii m. p. Freiherr von Bacli m. p. 
Graf Nadasdy m. p. Ritter von Tegg^nbiirj; m. p. 

Freiherr von Braek m. p. 

In Vertretung Seiner kaiserl. Hoheit des Herrn Chefs 

des Armee- Ober-Commando: 
Freiherr von Synatten m. p., F. M. L. 



Kaiserliche Yerordnun^ Yom 13. Mai 1866, 

zur weiteren Ausführung der, den Schutz des Handels zur See in Kriegszeiten be- 
zweckenden Declaration des Pariser Fried ens-Congresses vom 16. April 1856. 

Giltig für das ganze Reich. 

Mit Bezug auf die Declaration der am Friedens - Con- 
gresse in Paris vertretenen Mächte vom 16. April 1856, wo- 
mit über die Abschaffung der Kaperei und über die Rechte 
der Neutralen internationale Grundsätze vereinbart wurden, 
welche zum Zwecke haben, die durch die Unsicherheit des 
öffentlichen Rechtes gesteigerten nachtheiligen Einwirkungen 
eines Krieges auf den Handel zur See nach Thunlichkeit zu 
mildern, und in der Absicht, zur weiteren Verwirklichung 
dieses Zweckes, soweit diess von Oesterreich abhängig ist, 
unter Voraussetzung der Gegenseitigkeit, beizutragen; — 
finde Ich, nach Anhörung Meines Ministerrathes, zu ver- 
ordnen : 



Anhang J. Verordnmig iiber Schifffiihrt und Verkehr im Kriege. 323 

Art. I. Handelsschiffe und ihre Ladungen können aus 
dem Grunde j dass dieselben einem Lande angehören, mit 
welchem Oesterreich im Kriege ist, von österreichischen 
Kriegsfahrzeugen zur See nicht aufgebracht, noch von ^öster- 
reichischen Prisengerichten als gute Prise erklärt werden. 
Wenn die feindliche Macht den österreichischen Handels- 
schiffen gegenüber die Gegenseitigkeit beobachtet. 

Die Beobachmng der Gegenseitigkeit wird bis zum 
Nachweise des Gegentheiles angenommen, wenn eine gleich 
günstige Behandlung der österreichischen Handelsschiffe von 
Seite der feindlichen Macht, dux'cb die bekannten Grundsätze 
ihrer Gesetzgebung oder durch die vor dem Beginne der 
Feindseligkeiten von ihr verkündeten Erklärungen ver- 
bürgt ist. 

Art. IL Auf Handelsschiffe, welche Kriegs-Contrebande 
führen oder rechtsverbindliche Blockaden brechen, findet die 
Bestimmung des Artikel I keine Anwendung. 

Art. HL Meine Minister des Krieges und der Justiz sind 
mit dem Vollzuge der gegenwärtigen Verordnung beauftragt. 



Wien, 13. Mai 1866. 



Franz Joseph m. p. 

Graf Belcredi m. p. Graf Meosdorff m. p. 

Freiherr von WSllerstorffm* p. Ritter von Franek m. p. 

Ritter von Romers in. p. 

Auf Allerhöchste Anordnung: 
Bernhard Ritter von leyer m. p. 
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Yerordnung der Ministeriell der auswärtigen Ange- 
legenheiten, der Justiz, des Handels^ des Krieges und 

der Marine rom 3. MSrz 1864, 

betreffend die Aufbringung feindlicher und verdächtiger Schiffe durch österreichische 

Kriegsschiffe, aus Anlass der von der königlich dänischen Regierung gegen die öster- 

reiehischen und preussischen Handelsschiffe, sowie gegen ^die Handelsschiffe der 

übrigen deutschen Bundesstaaten angeordneten Feindseligkeiten. 

§. 1. Die Aufbringung von feindlichen und verdächtigen 
Schiffen darf in Gemässheit des I. Absatzes der Declaration 
ddo. Paris, 16. April 18.56, welcher die Kaperei untersagt 
(Reichs-Gesetz- Blatt vom Jahre 1856, Nr. 69). ausschliess- 
lich nur durch Schiffe der k. k. Kriegsmarine geschehen, 
und sind deren Schiffscommandanten verpflichtet, nachste- 
hend bezeichnete Fahrzeuge aufzubringen: 

a) Schiffe, welche dem feindlichen Staate oder dessen 
ünterthanen angehören ; 

b ) Schiffe, deren Neutralität nicht gehörig legitimirt ist 
(§. 4), oder welche nach den Bestimmungen dieser 
Verordnung (§. 5) als verdächtig erscheinen. 

§. 2. Schiffe neutraler Mächte oder ihrer ünterthanen, 
wem immer die Ladung gehöre, dürfen nicht aufgebracht 
werden, vorausgesetzt, dass 

a) die auf Schiff und Ladung bezüglichen Papiere in 
Ordnung sind (§. 4). 

b) das Schiff nicht n)it Kriegscontrebande, die fiir den 
Feind bestimmt ist, beladen, oder 

c) auch sonst nicht nach den Bestimmungen des vorher- 
gehenden Paragraphes der Auf bringung unterworfen ist. 
§.3. Auf neutralem See-Territorium darf kein Schiff 

angehalten oder aufgebracht werden. 

§. 4. Die Neutralität eines Schiffes wird durch die 
Papiere dargethan, welche nach den Gesetzen der Heimat 
des betreffenden Schiffes zur Legitimirung der Nationalität 
desselben erforderlich sind. 

§. 5. Als verdächtig anzuhalten und zur Untersuchung 
aufzubringen sind: 
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a) Schiffe, welche doppelte oder wahrscheinlich falsche 
Papiere haben ; 

b) Schiffe, welche keine Papiere haben, oder von denen 
in Erfahrung gebracht wurde, dass sie ihre Papiere 
über Bord geworfen oder sonst vernichtet haben, ins- 
besondere wenn solches erst geschehen, da der Kreuzer 
in Sicht war; 

c) Schiffe, . welche nach geschehener Aufforderung des 
Kreuzers nicht beilegen, oder sich der Visitation von 
Schiffsräumen oder Behältnissen, in denen muthmass- 
lich Kriegscontrebande oder Papiere verborgen sind, 
widersetzen. 

§. 6. Als gute Prisen werden angesehen: 
^a) Schiffe, welche dem feindlichen Staate oder feindlichen 
Unterthanen gehören, sowie das feindliche Gut an Bord 
solcher Schiffe. 

Neutrales Gut an Bord feindlicher Schiffe, das 
keine Kriegscontrebande ist, kann nach Absatz 4 der 
obcitirten Declaration, ddo. Paris 16. April 1856, nicht 
als gute Prise angesehen werden. 
bj Neutrale Schiffe, deren ganze Ladung aus Kriegscontre- 
bande besteht (vergleiche §. 2 und 7). 

Ist nur ein Theil der Ladung Contrebande, so 
kann der Schiffsführer selbst der Auf bringung entgehen, 
wenn er die Contrebande freiwillig auf der Stelle oder 
im nächsten Hafen löscht. Nach geschehener Entlöschung 
kann das Schiff mit der übrigen Ladung weitersegeln. 
Die Kriegscontrebande ist als gute Prise anzusehen. 

c) Schiffe, welche sich der Anhaltung gewaltsam wider- 
setzen. 

d) Vom Feinde genommene und demselben wieder abge- 
nommene österreichische Schiffe, wenn diese nicht als 
Eeprise betrachtet werden können. 

e) Als verdächtig aufgebrachte Schiffe (§. 5), woferne der 
gegen sie vorliegende Verdacht nicht behoben wird. 

§. 7. Als Kriegscontrebande werden die nachfolgenden 
Gegenstände erklärt, jedoch nur dann, wenn sie nach feind- 
lichen Häfen bestimmt sind: Kanonen, Mörser, Drehbassen, 
alle Arten von Waffen, Bomben, Granaten, Kugeln, Zünd- 
hütchen, Lunten, Pulver, Salpeter, Schwefel, Kürasöe, 
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Armaturagegenstände, Sättel und Zäume, sowie überhaupt alle 
Gegenstäade, welche unmittelbar zum Kjiegsgebrauche an- 
gewendet werden können, mit Ausnahme eines zur Verthei- 
digung der Mannschaft und des Schiffes erforderlichen, 
diesem Zwecke angemessenen Yorratlies. 

§• 8. Bei Begegnung eines Handelsschiffes, das nicht 
unter Convoi segelt, hat der Comniandant des Kreuzers das- 
selbe anzurufen, und den Schiffsführer mit den Schiffspapie- 
ren zu sieh an Bord kommen zu lassen. 

Ergibt sich hiebei kein begründeter Anstand, so soll 
er das Schiff In seiner Weiterreise nicht behindern. Findet 
jedoch der Commandant des Kreuzers Anlass zu gegründe- 
tem Verdacht eines ungesetzlichen Sachverhaltes oder be- 
trügerischen Vorganges, so hat er einen Ofßcier abzusenden, 
um die Umstände genauer zu untersuchen. Bei dieser Unter- 
suchung dürfen die Anhaltenden keine geschlossenen Räum- 
lichkeiten, Tonnen, Kisten, Schränke, Verschlage, Fustagen 
oder sonstige Behältnisse öffnen oder erbrechen, eben so 
wenig eigenmächtig durchsuchen, was von der Ladung lose 
im Schiff liegt. Besteht aber ein Verdacht wegen irgendwo 
verborgener KrlegscontrebsCnde oder compromittirender 
Papiere, so soll der untersuchende Officier die verdächtigen 
Käume oder Verstecke durch den Schiffer öffnen lassen. 

Derjenige Officier, welcher gegen diese Bestimmungen 
verstösst, ist desshalb zur Verantwortung zu ziehen. 

§. 9. Neutrale Handelsschiffe, welche unter Convoi von 
Kriegsschiffen einer neutralen Macht gehen, unterliegen der 
Untersuchung nicht. Es genügt in diesem Falle die Erklärung 
des Convoichefs, dass die Papiere der convoiirten Schiffe in 
Ordnung sind und dieselben keine Contrebande an Bord haben. 

§. 10. Der Aufbringende darf unter eigener Verant- 
wortung von der Ladung eines aufgebrachten Schiffes nichts 
löschen, verkaufen, vertauschen oder auf irgend eine Weise 
entfernen oder verloren gehen lassen. Er muss vielmehr im 
Vereine mit dem Schiffer oder Steuermann auf dem auf- 
gebrachten Schiffe soweit möglich die ganze Ladung unter 
Siegel und Verschluss legen. 

Die Papiere des Schiffes sind von dem Aufbringenden 
in ein Gonvolut zu legen, welches mit seinem Amtssiegel 
und dem Siegel des angehaltenen Schiffers versehen wird. 
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Das Schiff wird hierauf mit ungeöffneter Ladung (so- 
feme nicht der Schiffer mit Rücksicht auf die Gonservirung 
derselben in die Oeffnung willigt) in einen österreiehisehen 
Hafen, oder bis zur thunlichen Abstellung in einen solchen 
nach dem nächsten Platze gebracht, wo das aufgebrachte 
Schiff in militärischen Gewahrsam genommen werden kann. 
Nach anderen Plätzen darf das Schiff nur dann gebracht 
werden, wenn Sturm, Wetter, Mangel an Proviant, feindliche 
Verfolgung oder sonstige Seenoth es nothweüdig machen. 
Auch in diesem Falle muss der Aufbringende, sobald es die 
Umstände erlauben, das Schiff mit ungebrochener Ladung 
nach dem nächsten Hafen, wo sich ein competentes Prisen- 
Bericht befindet, bringen oder senden. 

§. 11. Es soll jedoch, wenn die Ladung aus leicht ver- 
derblichen Waaren besteht, oder das Schiff liavariehalber 
die Reise nicht fortsetzen kann, dem Aufbringenden gestattet 
sein, auf eigene Verantwortung oder mit Einwilligung des 
Schiffers die zweckmässigen Verfügungen zum Besten des 
Schiffes und der Ladung zu treffen. 

§. 12. Sobald der Aufbringende mit dem aufgebrachten 
Schiffe einen österreichischen Hafen erreicht, hat er hievon 
nnverweilt die Meldung an das zur Untersuchung und Abur- 
theilung berufene Prisengericht zur entsprechenden Amts- 
handlung zu machen. In gleicher Weise ist diese Anzeige 
zu erstatten, wenn das aufgebrachte Schiff in einen anderen 
Hafen gebracht wird, wo sich ein competentes Prisengericht 
befindet. 

§. 13. Der Gommandant, welcher die obigen zi^r Sicher- 
heit der neutralen Schifffahrt gegebenen Bestimmungen über- 
treten, oder zu deren Schaden seine Macht missbrauchen 
sollte, wird zur Verantwortung gezogen und kann ausser- 
dem zur Vergütung des widerrechtlich zugefügten Schadens 
verhalten werden. 

§. 14. Die Mannschaft eines aufgebrachten Schiffes wird 
auf Kosten des k. k. Aerars unterhalten und verpflegt, bis das 
schliessliche Urtheil in der Sache gefällt ist. Ergreift jedoch 
der Schiffer die Berufung gegen das in erster Instanz erflos- 
sene Urtheil, so hat er zur Deckung der Kosten, deren Er- 
satz« ihm im Falle der Sachfälligkeit im höheren Eechtszuge 
auferlegt werden könnte, eine angemessene Gaution zu erlegen. 
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§. 15. Die Mannschaft eines aufgebrachten und verur- 
theilten Schiffes ist der Localbehörde zu übergeben, und sind 
die darunter befindliehen feindlichen Unterthanen als Kriegs- 
gefangene zu behandeln. Die Unterthanen befreundeter und 
neutraler Mächte werden an ihre betreffenden Consuln zur 
weiteren Veranlassung abgegeben. 

§. 16. Ein Exemplar dieser Verordnung soll sich stets 
auf jedem kreuzenden k. k. Kriegsschiffe befinden. 

Reehberf; m. p. Borger m. p. Heil m. p. 

Ritter von Fraaek m. p., F. M. L. 

Für das k. k. Handelsministerium : 
Kalfliberg m. p. 



Kaiserliche Verordnung vom 21. März 1864, 

betreffend die Einsetzung von Prisengerichten und das Verfahren bei denselben. 

Aus Anlass der, von der königlich dänischen Regierung 
gegen die österreichischen und preussischen Handelsschiflfe, 
sowie gegen die Handelsschiffe der übrigen deutschen Bun- 
desstaaten verfügten Feindseligkeiten, finde Ich, in Gemäss- 
heit des §. 13 des Grundgesetzes vom 26. Februar 1861, 
anzuordnen, wie folgt: 

§. 1. ZurUrtheilsfällung in Betreff der, von österreichi- 
schen Kriegsschiffen in Gemässheit der Ministerial Verordnung 
vom 3. März 1864, Reichs-Gesetz-Blatt Nr. 23, aufgebrachten 
feindlichen und verdächtigen Schiffe und ihrer Ladungen, 
werden ein Prisengericht erster Instanz in Triest, ein Prisen- 
gericht zweiter Instanz in Wien und zur Instruction des 
Processes vorläufig eine Prisen-Uutersuchungscommission in 
Pola eingesetzt. 
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' §. 2. Die Pris6n-üntersuchungscommission in Pola hat 
unter dem Vorsitze des Hafenadmirals aus vier Stimmföhrern 
zu bestehen, nämlich einem Marineauditor, als Untersuchungs- 
richter und Referenten, einem zur Ausübung des Richter- 
amtes befähigten Civil-Justizbeamten und zwei unparteiischen, 
|Luf gewissenhafte Erfüllung ihrer Obliegenheiten zu beeidi- 
genden Beisitzern aus dem Handels- oder Bürgerstande, 
dann einem Civil-Justizbeamten als Protocollführer, 

Denselben können Hilfsbeamte aus dem Status der 
Marineverwaltung zugetheilt werden. 

Die Aufgabe der Commission ist, die Untersuchung zu 
führen, alle im Interesse der Betheiligten oder zur För- 
derung der Untersuchung noch vor der ürtheilsfällung er- 
forderlichen Massregeln in Betreff des Schiffes, der Ladung 
und der Bemannung zu heschliessen und auszuführen, die 
spruchreifen Untersuchungsacten dem Prisengerichte zur 
Ürtheilsfällung vorzulegen und dessen Erkenntnisse in Voll- 
zug zu setzen. 

DiQ Ministerien des Aeussern, der Justiz und der Marine 
sind ermächtiget, in ähnlicher Weise, nach Bedarf auch an 
anderen inländischen Hafenplätzen, Prisen -üntersuchungs- 
commissionen mit gleichem Wirkungskreise zu bestellen, 
sowie, wenn Schiff und Ladung nicht mit der erforderlichen 
Beschleunigung in einen inländischen Hafen gebracht werden 
können, den österreichischen Consulaten in auswärtigen 
Häfen einen Theil der den Prisen-Üntersuchungscommis- 
siohen zustehenden Amtshandlungen zu übertragen. 

§. 3. Das Prisengerieht in Triest hat unter dem Vorsitze 
des Präsidenten des Oberlandesgerichtes aus 6 Stimmführern 
zu bestehen, nämlich: 3 Käthen des Öberlandesgerichtes, 
deren einer das Referat übernimmt, demHafenadmiral, einem 
Rathe der Central-Seebehörde und dem Justizreferenten des 
Marinecommandos, dann einem ProtocoUisten des Ober-Lan- 
desgerichtes. 

Dasselbe urtheilt in erster Instanz über die von der 
Prisen-Untersuchunofscommission dahin ein be^ifleiteten Acten. 

§. 4. Das Prisengericht in Wien hat, unter dem Vorsitze 
des Präsidenten oder eines Senatspräsidenten des Obersten 
Gerichtshofes, aus 6 Stimmführern zu bestehen, nämlich : 
3 Käthen des Obersten Gerichtshofes, deren einer das Referat 
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übernimmt, einem Contreadmiral, einem Rathe des Obersten 
Mib'täf-Gericlitshofes, und einem Eathe der Handelsabthei- 
lung des Marineministeriüms, dann einem Hofsecretär als 
Protocollführer. 

Dasselbe urtheilt in zweiter und letzter Instanz über 
die, in Folge Berufung gegen Erkenntnisse des Prisen- 
gerichtes in Triest, eingeleiteten Acten. 

§. 5. Aufgebrachte feindliche oder verdächtige Schiffe 
sind in der Regel in den Kriegshafen von Pola zu führen. 

Von der Ankunft des Schiffes hat der Commandant des 
aufbringenden Kriegsfahrzeuges oder der Führer der Prise 
bei dem Vorsitzenden der Prisen-Üntersuchungscommission 
sogleich die Meldung zu erstatten. 

Der Untersuchungsrichter hat sohin ohne Verzug den 
Prisenführer über alle erheblichen Umstände der Anhaltung 
und Aufbringung zu Proto coli zu vernehmen, die etwa schon 
vorbereitete und unterschriebene Species facti einlegen zu 
lassen und das versiegelte Convolut mit den Schiffspapieren 
entgegenzunehmen. 

Ebenso hat der Untersuchungsrichter den Schiffer des 
aufgebrachten Schiffes zu verhören, 'welcher, inio lange die 
sonstigen Betheiligten an Schiff und Ladung sich nicht ge- 
meldet und ausgewiesen haben, als deren Vertreter anzu- 
sehen ist, und in Gegenwart des Schiffers und des Prisen- 
führers, das Convolut mit den Spiffspapieren zu entsiegeln 
und diese zu verzeichnen. 

In gleicher Weise hat er, soweit es erheblich erscheint, 
die Mannschaft, welche bei der Aufbringung oder Führung 
der Prise mitgewirkt hat, in jedem Falle aber die gesammte 
Mannschaft des aufgebrachten Schiffes und nach Umständen 
die Passagiere zu verhören, und erst nach diesem Verhöre 
dem Schiffer un4 der Mannschaft, wenn keine Bedenken ent- 
gegenstehen, die Gemeinschaft mit dem Lande zu gestatten. 

Die Prisen - Untersuchungscommission hat das einge- 
laufene Schiff so bald als möglich zu übernehmen, und 
nöthigenfalls im Einvernehmen mit derLocal-Militärbehörde 
alle Vorkehrungen zu treffen, welche zur Sicherung von 
Schiff und Ladung, sowie zur Verpflegung und Bewachung 
der Mannschaft erforderlich sind. 
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Ueber Sckiff und Ladung hat der Untersuchungsrichter 
durch beeidete Sachverständige ein Inventar aufnehmen zu 
lassen. Hiebei sind in Betreff der Ladung die auf dieselbe 
sich beziehenden Papiere zu benützen; auch kann eine 
commissipnelle Eröffnung oder Entsiegelung der Schiffs- 
räumlichkeiten stattfinden, dagegen ist die Entlöschung der 
Güter, oder die Aufnahme einer Schätzung nur auf Grund 
eines Beschlusses der Untersuchungscommission zulässig. 

§. 6. Dem Untersuchungsrichter liegt ob, auf Grundlage 
der ihm von den Partheien zu liefernden Nachweisungen, die 
vollständige Aufklärung des Sachverhalts sieb angelegen sein 
zu lassen und bei seinen Amtshandlungen das Interesse des 
Captors und des aufgebrachten Schiffes mit gleicher Sorg- 
falt im Auge zu behalten. 

Er hat die Untersuchung mit möglichster Beschleuni- 
gung zu führen und eine Verschleppung derselben durch 
Anträge, welche auf die Einleitung langwieriger Erhebun- 
gen, besonders im Wege der Correspondenz, gerichtet sind, 
nicht stattzugeben. 

Für solche Betheiligte an Schiff und Ladung, die sich 
in Abwesenheit des Schiffers offenbar in der Unmöglichkeit, 
befinden, ihre Rechte selbst oder durch Vertreter rechtzeitig 
zu wahren, ist die Aufstellung von Curatoren zu veranlassen. 

Die Rechte des Captors werden im öffentlichen Interesse 
durch einen von dem Marinecommando abzuordnenden Ver- 
treter der Kriegsmarine geltend gemacht, welcher in Be- 
treff des Erkenntnisses über die Prise und die Kosten ein 
bestimmtes Begehren zu stellen hat. 

Sind die Erhebungen zu Ende geführt, so hat der 
Untersuchungsrichter allen Betheiligten Einsicht in die Acten 
zu gestatten, auch jeden zur Erklärung aufzufordern, ob er 
noch etwas zur Wahrung seiner Rechte anzugeben wisse. 

Hierauf sind der Vertreter der Kriegsmarine zu einem 
Schluss Worte und die Gegner zu einer Beantwortung binnen 
einer ihnen zu bestimmenden kurzen Frist zuzulassen und so- 
hin die Acten zu schliessen. 

Die Untersuchungscommission hat zu prüfen, ob die als 
abgeschlossen eingelegten Unters uchungsacten vollständig 
sind, eine allfällige Ergänzung oder Berichtigung dei^selben 
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anzuordnen und die spruchreife Untersuchung an das Präsi- 
dium des Prisengerichtes in Triest einzubegleiten. 

§. 7. Die von dem Untersuchungsrichter und demProto- 
collisten aufgenommenen Verhöre, Augenscheine, Kunst- 
befunde oder Verzeichnisse sind den vernommenen Personen 
vor der Unterfertigung in Gegenwart von zwei Gerieh ts- 
zeugen, von welchen, falls der Vernommene der Militärge- 
richtsbarkeit untersteht, wenigstens einer. ein Oberofficier 
sein soll, vorzulesen und die Regelmässigkeit des Vorganges 
von den Gerichtszeugen durch ihre Mitfertigung zu bestä- 
tigen. 

§. 8. Die Prisen-Untersuchungscommission hat sich von 
dem Gange derUntei^suehungin steter Kenntniss zp erhalten, 
sich erforderlichen Falles von dem Untersuchungsrichter 
mündlichen Bericht erstatten zu lassen, in die Acten Einsicht 
zu nehmen und die nothwendigen Vorkehrungen zu be- 
schliessen. 

§. 9. Folgende Amtshandlungen sind der Beschlussfas- 
sung der zusammen zu berufenden Prisen-Untersuchungs- 
commission vorbehalten: 
a) die Aufstellung von Curatoren für die Betheiligten an 

Schiff und Ladung: 
bj die Anordnung aller Massregeln in Betreff des Schiffes 
und der Ladung, sofeme deren Ausführung mit einem 
grösseren Kostenaufwande verbunden oder geeignet ist, 
den Stand der Dinge zu verändern, insbesondere die 
Bewilligung zur Entlöschung des Schiffes, zur Aufnahme 
der Sehätzung des Schiffes und der Ladung, zur Repa- 
ratur des ersteren, zur Einlagerung der letzteren und 
zum öffentlichen Verkaufe des einen oder der andern, 
gegen gerichtlichen Erlag des Verkaufserlöses, zu 
welchem letzteren Schritte jedoch auch die Commission 
nur dann ermächtiget ist, wenn die Veräusserung mit 
Zustimmung aller Betheiligten erfolgt, oder zur Rettung 
vor drohender Entwerthung oder vor Verderben drin- 
gend geboten ist; 
c) die Ausscheidung von Gütern, welche in keinem Falle 
den Gegenstand einer Prise bilden können, sowie deren 
Auslieferung an die ausgewiesenen Eigenthümer oder 
ihre Vertreter, soferne die längere Zurückbehaltung 
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zwecklos wäre und den Betheiligten zum offenbaren 
Sehaden gereichen würde, jedoch, wenn nicht alle Be- 
theiligten ausdrücklich zustimmen, nur gegen entspre- 
chende Cautionsleistung; 

d) unter denselben Voraussetzungen die Freigebung des 
unverdächtigen Schiffes mit Zurücklassung der verdäch- 
tigen Ladung; 

e) jede Verfügung mit der Mannschaft, soweit eine solche 
noch vor dem Erfliessen der Entscheidung des Prisen- 
gerichtes unab weislich erfolgen muss, sowie die Ge- 
nehmigung der Entlassung unbetheiligter Passagiere; 

f) die Gewährung der angesuchten Abhilfe, so oft von Be- 
theiligten gegen eine Amtshandlung des Untersuchungs- 
richters Einspruch angemeldet ' oder eine Beschwerde 
wegen Verzögerung oder Ueberstürzung der Unter- 
suchung eingebracht wird. 

Die Ergreifung eines Rechtsmittels gegen Amtshand- 
lungen der Prisen-Untersuchungscommission an das Prisen- 
gericht erster Instanz im Zuge der Untersuchung ist nicht 
zulässig. Allfällige Beschwerden dieser Art sind zu ProtocoU 
zu nehmen und die Entscheidung darüber hat. von dem 
Prisengerichte gleichzeitig mit der Fällung des Spruches 
erster Instanz über die geschlossenen Untersuchungsacten zu 
erfolgen. 

§. 10. Das Prisengericht erster Instanz kann, über die an 
dasselbe gelangenden Acten, deren Vervollständigung anord- 
nen, namentlich die Betheiligten zur Beibringung weiterer 
Beweismittel zulassen , und zu diesem Behufe die Acten an 
die Prisen-Untersuchungscommission zurücksenden. 

Schreitet das Prisengericht zur Fällung eines Urtheils, 
so hat es in diesem nicht blos darüber zu erkennen, ob das 
aufgebrachte Schiff und ob die Ladung und in wie weit die 
letztere als gute Prise zu betrachten oder als solche nicht an- 
zusehen sei, sondern insbesondere auch noch über die durch 
diesen Beschluss bedingte Zulassung oder Abweisung ange- 
meldeter Ansprüche von Betheiligten, — über die weiters 
erforderlichen Verfügungen in Betreff des Schiffes, der 
Ladung, der Frachtgelder, der bestellten oder zu bestellen- 
den Cautionen; — über die Pflicht zur Tragung der von der 
Untersuchungscommission liquidirten oder noch zu liqui- 
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direnden Kosten, endlicli über die definitive Behandlung der 
Mannschaft — insofeme nicht ein strafgerichtliches Ver- 
fahren Platz zu greifen hat — zu entscheiden. 

Die Entscheidung über Ersatzansprüche wegen unge- 
rechtfertigter Aufbringung bildet keinen Gegenstand des 
prisengerichtlichen Spruches. 

Bei Fällung des ürtheils haben die anerkannten Grund- 
sätze des Völkerrechtes und insbesondere des internationalen 
Seerechtes, welche den Bestimmungen derMinisterialverord- 
nung vom 6. März 1864, Reichs-Gesetz-Blatt Nr. 23, zum 
Grunde liegen, zur Richtschnur zu dienen, und die unter liL b) 
und c) des §. 6 der erwähnten Ministerialverordnung für neu- 
trale Schiffe aufgestellten Normen auch auf österreichische 
Handelsschiffe und auf die Handelsschiffe alliirter Mächte 
Anwendung zu finden. 

In den Spruch ist die Begründung aufzunehmen, und 
jedem Betheiligten, welcher während der Untersuchung einen 
Schriftenempfänger am Sitze der Untersuchungscommission 
oder des Prisengerichtes angezeigt hat, sowie dena Marine- 
commando in Triest in Vertretung des Captors, ein Exemplar 
des Urtheiles zuzufertigen, auch dessen Wortlaut durch ein- 
malige Einschaltung in das Amtsblatt der Wiener Zeitung 
bekannt zu machen, und gleichzeitig eine Abschrift des Er- 
kenntnisses dem Ministerium des Aeussern und der Marine 
mitzutheilen. 

§. 11. Wenn binnen 30 Tagen nach der Bekanntmachung 
durch die Wiener Zeitung, welche die Wirkung einer ge- 
richtlichen Zustellung hat, gegen den Spruch von keinem 
der Betheiligten bei dem Präsidium des Prisengerichtes in 
Triest schriftliche Berufung, mit welcher die Rechtsausfüh- 
rung zu verbinden ist, eingelegt wurde, erwächst das Urtheil 
in Rechtskraft und sind zum Behufe der Vollziehung des- 
selben sämmtliche Acten an das Prisen-Untersuchungsge- 
richt zurückzuleiten. 

Wird von dem Vertreter der Krieofsmarine für den 
Captor, von dem Schiffer oder von anderen Betheiligten Be- 
rufung eingelegt, so steht denjenigen Betheiligten, welchen 
eine Abänderung des Erkenntnisses zum Nachtheile gereichen 
kann, frei, von den überreichten Berufungsschriften in der 
Präsidialkanzlei des Ober-Landesgerichtes in Triest binnen 
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14 Tagen, , naöh Ablauf der Berufungsfrist, Einsicht zu 
nehmen und innerhalb dieser 14 Tage auch schriftliche 
Gegenau sführungen einzulegen. 

Nach Ablauf der 14 Tage hat das Prisengericht die 
eingelangten Schriften sammt den Untersuchungsacten an 
das Präsidium des Prisengerichtes zweiter Instanz in Wien ein- 
zubegleiten und die Prisen-Untersuchungscommission hievon 
zu verständigen. 

Jene Punkte des Spruches, in Betreff welcher keine Be- 
rufung eingelegt ist, und die sonach in Rechtskraft erwachsen, 
können über Ansuchen der Betheiligten, bei der Prisen- 
Untersuchungscommission, ohne Cautionsleistung, — die- 
jenigen dagegen, wider welche die Berufung im Zuge ist, 
nur gegen Leistung vollständiger Caution mittelst gericht- 
licher Deponirung des bezüglichen Betrages im Gelde oder, 
soferne die Gegner einwilligen, ^n anderen Werthen, in Voll- 
zug gesetzt werden. 

In allen Fällen ist jedoch hiezu vorläufig die Genehmi- 
gung des Prisengerichtes in Triest einzuholen. 

§. 12. Für die Schöpfung und Kundmachung des Ur- 
theils des Prisengerichtes in Wien in zweiter und letzter Instanz 
gelten gleichfalls die im §. 10 enthaltenen Bestimmungen. 

Nach der Fällung des Urtheils ist unter gleichzeitiger 
Bekanntgebung desselben an die Ministerien des Aeussern 
und der Marine, die Einschaltung in die Wiener Zeitung und 
die Zufertigung des Urtheils unter Eückschluss der Acten, 
an das Prisengericht erster Instanz zu veranlassen, welchem 
letzteren die weitere Sorge für die Verständigung der Be- 
theiligten und des Prisen-Untersuchungsgerichtes und für 
die Zurückstellung der Acten an dasselbe obliegt. 

§. 13. Bei der Vollziehung des Urtheils hat die Prisen- 
Untersuchungscommission, sofern das Schiff oder die Ladung 
als gute Prise erklärt wurden, die öffentliche Versteigerung 
derselben entweder in dem Hafen vonPola, oder in einem an- 
deren österreichischen Hafen, mittelst Ersuchens an dieLocal- 
Gerichtsbehördezuveranlassen, den Verkauferlös, nach Abzug 
der Kosten an die Marine-Kriegscasse abzuführen, und 
hierüber dem Marinecommando, welchem die Vertheilung 
der Prisengelder vorbehalten ist, Bericht zu erstatten. 
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Jedoch dürfen Gegenstände, welche als Kriegscontre- 
bande erklärt sind, nur unter Beobachtung der von dem 
Marinecommando in jedem einzelnen Falle anzuordnenden 
Vorsichtsmassregeln veräussert werden, auch ist der Marine- 
verwaltung das Eecht eingeräumt, dieselben um den inven- 
tarischen Schätzungswerth zu übernehmen, wesshalb in 
solchen Fällen dem Marinecommando von der bevorstehen- 
den Veräusserung unverweilt, untet Anschluss einer Ab- 
schrift des Inventars, Nachricht zu geben ist. 

Werden Schiff oder Ladung nicht als gute Prise erklärt, 
so hat die Prisen-Üntersuchungscommission die Freigebung 
und Eückstellung dieser Gegenstände andiezurüebernahme 
berechtigten Personen, entweder mit oder ohne Abzug der 
Kosten, nach Anordnung des prisen gerichtlichen Erkennt- 
nisses zu veranlassen. 

§. 14. Die in der gegenwärtigen Verordnung enthaltenen 
Bestimmungen über die Untersuchung^ Entscheidung und 
UrtheilsvoUstreckung in Prisensachen, haben mit den durch 
die Natur der Sache gebotenen Abänderungen auch dann in 
Anwendung zukommen, wenn nicht das aufgebrachte Schiff, 
sondern nur die Ladung, oder wenn, — namentlich in dem, 
der Ministerialverordnung vom 5. Märzd. J., Reichs-Gesetz- 
Blatt Nr. 23, im §. 11 vorgesehenen Falle, — nur der Ver- 
kaufserlös von Schiff oder Ladung in den Hafen gebracht 
werden kann, in welchem die Prisen - Untersuchungscom- 
mission ihren Sitz hat. 

§. 15. Die Localbehörden in den Häfen des Inlandes 
und die österreichischen Consulate in den Häfen des Auslandes 
haben in Prisensachen dem von der Prisen-Untersuchungs- 
commission an sie ergehenden Ersuchen unmittelbar zu ent- 
sprechen und in Gemässheit derselben in ihrem Sprengel die 
requirirten dringlichen Amtshandlungen nach Thunlichkeit 
vorzunehmen oder zu veranlassen. 

§. 16. Bei allen Beschlüssen der Prisen-Untersuchungs- 
commission und der Prisengerichte entscheidet die Stimmen- 
mehrheit der Votanten. Bei gleichgetheilteh Stimmen gibt 
das Votum des Vorsitzenden den Ausschlag. 

Sämmtliche Verhandlungen und Eingaben in Prisen- 
sachen gemessen die Befreiung von der Stämpelgebühr. 
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Die Anwendung der Zoll-, Staatsmonopol- und See- 
Sainitätsvorschriften hat in einer die Amtshandlungen der 
Prisen-Untersuchungscommission nicht behindernden Weise 
zu geschehen. 

§. 17. Aufgenommene feindliche Fahrzeuge, sowie auf 
eingebrachte Piratenschiffe , finden die vorstehenden Be- 
stimmungen keine Anwendung. 

§. 18. Mit dem Vollzuge der gegenwärtigen Verord- 
nung sind die Ministerien des Aeussern, der Justiz und der 
Marine beauftragt, 

Wien, am 21. März 1864. 

Franz Joseph m. p. 

Erzherzog Bainer m. p. 

Borger m. p. Beehberg m. p. Bein m. p. 

Auf Allerhöchsten Befehl: 
Freiherr von Ransonnet m. p. 



Circular-Verordkung vom 21. October 1864 

über die Vertheilung der Prisengelder im Kriege mit Dänemark. 

Seine k. k. Apostolische Majestät haben mit Allerhöch- 
ster EntSchliessung ddo. Schönbrunn, am 19. October 1864, 
die nachfolgende Vorschrift betreff des Anspruches 
auf Prisengelder und deren Vertheilung aller- 
gnädigst zu genehmigen geruht. 

§. 1. Von dem von der Prisen-Üntersuchungscommis- 
sion an das Marin ecommando abzuführenden Reinerlöse 
einer guten Prise ist vorerst jener Betrag abzuziehen, wel- 
cher dem laut §. 6 der kaiserlichen Verordnung vom 2 I.März 
1864, Reichs-Gesetz-Blatt Nr. 31. im öffentlichen Inter- 
esse aufgestellter Vertreter der Kriegsmarine bei den 
prisengerichtlichen Verhandlungen zur Deckung der Ver- 
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tretungskosten in dem betreffenden Prisenprocessfalle vom 
k. k. Marinecommando auf Grund der diessfälligenLiquidi- 
rung zugesprochen wird. 

Von dem verj^leibenden Betrage kommen in jedem 
Falle 15®/« abzuziehen, wovon 5% dem Maria- Annenfond, 
die übrigen lOVo aber dem Marineärar als Vergütung der 
allgemeinen Prisengerichtskosten bestimmt sind. 

Der sonach verbleibende Restbetrag bildet den eigent- 
lichen Prisenerlös, welcher dem Captor zuzuwenden ist. 

Dieser eigentliche Prisenerlös wird für den Fall, als 
der Captor zu einer Escadre gehört, in fünf gleiche Theile, 
falls er ein in selbstständiger Mission befindliches k. k. 
Kriegsschiff ist, in drei gleiche Theile getheilt. 

§. 2. Im Falle der Captor zum Verbände einer Escadre 
gehört und der Prisenerlös sonach in fünf gleiche Theile 
getheilt wird, gebühren : 

1 Theil dem Commandanten des Kriegsschiffes, welches 
die Prise gemacht hat, 

1 Theil deijGL StaBe desselben, 

1 Theil der Mannschaft desselben, 

1 Theil dem Escadrecommando, und 

1 Theil den übrigen zur betreffenden Escadre im Zeit- 
punkte der Aufbringung der Prise gehörenden k. k. Kriegs- 
schiffen. 

§. 3. War der Captor ein in selbstständiger Mission 
befindliches k. k. Kriegsschiff, und wird der Prisenerlös so- 
nach in drei gleiche Theile getheilt, so gebührt: 

1 Theil dem Commandanten, der die Prise gemacht, 

1 Theil dem Stabe, und 

1 Theil der Mannschaft des Captors. 

§. 4. Derjenige Theil, welcher dem Escadrecommando 
bestimmt ist, hat nach Portionen, wovon 30 dem Escadre- 
commandanteh, 10 dem Escadreadjutgj-nten, je 5 dem 
Escadreauditor , Escadre - Chefarzt , Escadre - Kriegscom- 
missär oder sonstigen Escadrereferenten gebühren, vertheilt 
zu werden. 

§. 5. Der dem Stabe zugewiesene Theil ist derart zu 
vertheilen, dass auf den Gesammt-Detailofficier, wenn die- 
ser mindestens in der Charge des Linienschiffs-Lieutenants 
steht, 15 Portionen, Schiffslieutenant oder Hauptmann 10 
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Portionen, Linienschiffs- oder Fregattenarzt 10 Portionen, 
Linienschiffsfälinrich -Detailofficier 10 Portionen, Linien- 
schiffsfähnrich 8 Portionen, Corvettenarzt 8 Portionen, 
Seecadeten und Eleven 4 Portionen, Sehiffswundärzte, 
Geistliche, Verwaltungsbeamte je 5 Portionen, erste Maschini- 
sten 5 Portionen, Maschinenbeamte 4 Portionen entfallen. 

§• 6. Der für die Mannschaft des Captors bestlmndte 
Theil hat derart vertheilt zu werden, dass auf den Lootsen 
6 Portionen, Bootsmann I. Classe 6 Portionen, Bootsmann 
IL Classe 5 Portionen,' Oberstöckmeister (Detailführer) 5 Por- 
tionen, Oberstückmeister ohne Detail 4 Portionen, Stück- 
meister (Detailführer) 4 Portionen, Bootsmann IIL Classe 
und Obersteuermann mit Detail 4 Portionen, Bootsmann 
IIL Classe und Obersteuermann, Stückmeister ohne Detail und 
Feldwebel 3 Portionen, Schiemann. Steuermann I. Classe, 
Unterstückmeister mit Detail, 3 Portionen, dieselben ohne 
Detail, sowie der Führer 2V« Portionen, Quartiermeister, 
Steuermann IL Classe, Stück- Qartiermeister, Corporal, Ma- 
schinenwärter, Segelmacher, Büchsenschmiede, Fassbinder, 
Zimmerleute und Kalfaterer I. Classe 2 Portionen, Steuer- 
leute IIL Classe, Marsgaste, Stückgasten, Gefreite, Büch- 
senmacher, Segelmaelier, Schmiede, Fassbinder, Zimmer- 
leute, Kalfaterer IL Classe 1 Va Portionen, Matrosen IL und 

III. Classe, Stückmatrosen IL Classe, Gemeine der Infan- 
terie, Tambour, Hornisten, Köche, Speisemeister, Schmiede 
Zimmerleute, Kalfaterer, Segelmacher, Fassbinder IIL und 

IV. Classe, Musikant, Schiffsjunge, Officiersdiener und Vo- 
lontärs je 1 Portion entfallen. 

§. 7. Der den übrigen k. k. Schiffen der Escadre nach, 
§. 2 bestimmte Theil hat in drei Theile getheilt zu werden, 
wonach 1 Theil unter die Commandanten der k. k. Schiffe 
nach Anzahl der Köpfe ohne unterschied der Charge, der 
zweite Theil unt6r den Stäben der k. k. Schiffe nach den im 
§. 5 bestimmten Portionen und der dritte Theil unter die 
Mannschaft nach dem im §. 6 bestimmten Portionenausmass 
zu vertheilen ist. 

Bei der Vertheilung der auf die Stäbe und Mannschaf- 
ten der Escadreschiffe entfallenden Beträge ist die Portionen- 
anzahl ohne Rücksicht auf die Anzahl der Schiffe nach An- 
zahl der Köpfe zu bemessen. 
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§. 8. Zum Stabe oder sonst zur Equipage eines Kriegs- 
Fahrzeuges gehörige Individuen, welche erhaltener Wunden 
wegen oder krankheitshalber zeitlich ausgeschifft werden, 
behalten das Recht auf ihren Antheil auch von jenen Prisen, 
die nach ihrer Ausschiffung gemacht wurden, und zwar inso- 
lange, als sie in der Schiffsrolle geführt und ihre Stelle 
nicht ersetzt worden ist. 

§. 9, Erscheinen zur Zeit, als k. k. Kriegs- Fahrzeuge 
sich mit feindlichen Schiffen im Gefechte befinden oder 
eine feindliche Prise aufzugreifen im Begriffe sind, andere 
k, k. Schiffe, und zwar bevor das feindliche Fahrzeug die 
Flagge gestrichen oder ein Kauffahrteischiff in Besitz ge- 
nommen worden, so haben solche Schiffe, wenn sie durch 
ihr Erscheinen zur Entmuthigung des Feindes oder zur Ver- 
hinderung eines möglichen Entkommens desselben beige- 
tragen haben, wenn sie auch nicht zu derselben Escadre 
gehören, gleiche Ansprüche wie der Captor, beziehungs- 
weise Sieger selbst, und wird das Prisengeld in gleiche 
Theile unter sie vertheilt 

§, 10. In einer offenen Schlacht ist jenes Schiff als 
Captor anzusehen, vor dem ein feindliches Fahrzeug die 
Flagge gestrichen, selbst wenn die Besetzung und Escorti- 
rung des eroberten feindlichen Krigsschiffes durch ein ande- 
res k. k. Kriegsschiff geschieht. 

In zweifelhaften Fällen steht dem Marinfecommando 
die Entscheidung zu, welches Schiff in Bezug auf die Ver- 
th eilung der Prisen als Captor zu betrachten sei. 

§. 11. Genommene Schiffe der feindlichen Kriegsma- 
rine sammt allem auf denselben befindlichen Gute fallen 
ohne Unterschied, ob die Wegnahme nach vorausgegange- 
nem Kampfe oder etwa ohne Kampf, ob auf hoher See oder 
In einem eroberten Hafenorte durch k. k. Kriegsschiffe oder 
etwa durch Landtruppen erfolgte, unter allen Umständen 
dem k. k. Marineärar anheim, ohne dass es eines prisen- 
gerichtlichen Zuspruches bedarf und ohne dass den Cap- 
toren ein Anrecht auf den Werth von * derlei Kriegsbeute 
gebührt. 

Werden von Sr. Majestät dem Kaiser für im Kampfe 
eroberte oder in Grund gebohrte feindliche Kxiegsschiffe 
über Antrag des Marineministeriums in bßsonderen Fällen 
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Prämiengelder bewilligt, so hat der^n Vertheilung, wenn 
nielits Anderes angeordnet wird, in gleicher Weise stattzu- 
finden, wie diess hezüglieh des eigentlichen Prisenerlöses in 
der gegenwärtigen Vorschrift besimmt ist. 

§. 12. Wurden Schiffe, die zwar dem feindlichen Staate, 
jedoch nicht seiner Kriegsmarine angehören, nach erfolgter 
prisengerichtlicher Behandlung in Gemässheit des Absatzes 
a) des §. 6 der Ministerialverordnung vom 3. März 1864, 
Eeichs-Gesetz-Blatt Nr. 10, als gute Prise erklärt, so gebührt 
der gesammte Prisenerlös ohne Unterschied, ob die La- 
dung feindliches Staats- oder feindliches Privateigen- 
thum war, den Captoren, und ist nach gegenwärtiger Vor- 
schrift zu vertheilen. 

Der prisengerichtlichen üntersuchungscommission 
steht die Entscheidung zu, ob das vor dieselbe bestellte, dem 
feindlichen Staate gehörige Schiff als Kriegsschiff anzusehen 
ist oder nicht; und ist selbes im ersteren Falle sofort dem 
Marineärar zu übergeben; im zweiten Falle aber nach der 
kaiserlichen Verordnung vom 21. März 1864 der prisen- 
gerichtlichen Behandlung zu unterziehen. 

In zweifelhaften Fällen hat der Präses der Prisen- 
Untersuchungscommission die Anfrage an das Marine- 
ministerium zu stellen, welches nach Umständen mit anderen 
Ministerien das Einvernehmen pflegen und die Entscheidung 
treffen wird. 

§. 13. Wenn die k., k. Marine bei der Belagerung, 
Blockirung oder sonstiger Einschliessung einer von der 
k. k, LandtruppQ angegriffenen feindlichen Seefestung mit- 
wirkt, hat weder die Landtruppe auf die während dieser 
Zeit von der Marine allein in offener See gemach- 
ten Prisen noch die Marine auf das von der Landtruppe 
am Lande eroberte feindliche Aerarialgut oder auf eine son- 
stige gesetzmässig zuständige Beute Anspruch. 

• §. 14, Werden von der k. k. Kriegsmarine an der 
Küste oder in Hafenorten gute Prisen gemacht und haben 
bei der Erbeutung dieser feindlichen Schiffe k. k. Land- 
truppen thätig mitgewirkt, so kommt der eigentliche Prisen- 
erlös in so viele Theile zu theilen, als die Personenzahl der 
Bemannung der bezüglichen, an der Action betheiligten 
Kriegsschiffe und der mitgewirkt habenden Landtruppen, 
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ohne Eückeicht auf die Eangsstufen, beträgt. Der auf die 
Seetruppen entfallende Antheil ist nach gegenwärtiger 
Vorschrift zu vertheilen. Per den Landtruppen zukommende 
Antheil des Prisenerlöses ist dem Kriegsministerium zu 
übermachen, welches mit Rücksicht auf die Umstände in 
jedem einzelnen Falle bestimmen wird, in welcher Art der 
Prisenerlös unter die betreffende Truppe zu vertheilen kommt. 

§. 15. Das Marinecommando hat durch eine unpar- 
theiisehe Commission den Prisengelder- Vertheilungsentwarf 
auf Grund dieser Vorschrift verfassen zu lassen, denselben 
zu prüfen, nach Umständen zu rectificiren oder zu genehmig 
gen und die weiteren Verfügungen zur Auszahlung zu treffen, 
wogegen Niemandem eine Einsprache zusteht. 

In Fällen, wo der Landtruppe ein Prisenantheil gebührt, 
ist vom Kriegsministerium zu obiger Commission ein unbe- 
theiligtes Commissionsglicd abzuordnen. 

§. 16. Wenn Schiffe einer alliirten Seemacht bei 
Eroberung feindlicher Kriegsschiffe oder Aufbringung* 
feindlicher Handelsschiffe mitwirken, so hat die Vertheilung' 
der Prisen nach den jeweilig stipulirten Staatsverträgen zu 
geschehen. 

In Abgang derselben finden die obigen Bestimmungen 
auch gegenüber der alliirten Kriegsschiffe ihre Anwendung. 

Hiervon geschieht die Verlautbarung zur Wißsenschaft 
und Darnachachtung. 



Convention zwischen Oesterreich und Preussen 

Yom 6. Jnni 1864, 

über die Competenz zur Entscheidung über die durch die Kriegsmarine der beiden 
contrahirenden Staaten gefneinschaftlich als Prisen aufgebrachten dänischen Fahr« 
zeuge und über die Art der Vertheilung des Reinerträgnisses solcher Prisen. (Abge- 
schlossen zu Berlin am 6. Juni 1864 und durch beiderseitige Ministerialerklärun<- 

gen ratificirt. 

Nachdem die kaiserlich österreichische und die könig- 
lich preussische Regierung es für nöthig erachtet haben, 
durch ein besonderes üebereinkommen die Competenz zur 
Entscheidung in Betreff derjenigen Prisenfestzustellen, welche 
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bei dem gemeinscliaftlichen Vorgehen der Kriegsmarine 
der beiden Staaten gegen Dänemark gemacht werden sollten, 
und zugleich die Art der Vertheilung der gemeinschaftlieh 
aufgebrachten Prisen zu regeln, haben sie zum Abschlüsse 
einer Convention hierüber zu ihren Bevollmächtigten er- 
nannt, und zwar: 

Seine Majestät der Kaiser von Oesterreich Allerhöchst 
Ihren ausserordentlichen Gesandten und bevollmächtigten 
Minister am königlich preussichen Hofe, wirklichen Käm- 
merer Alois Grafen K ä r o 1 y i von Nagy-Käroly 
und 

Seine Majestät der König von Preussen Allerhöchst 
Ihren Präsidenten des Staatsministeriums . und Minister der 
auswärtigen Angelegenheiten Otto Eduard Leopold 
von Bismarck-Schönhausen, 

welche nach Auswechdung ihrer in guter und gehöri- 
ger Form befundenen Vollmachten über folgende Artikel 
übereingekommen sind : 

Art. 1. Wenn eine Prise durch die Seemacht der bei- 
den contrahirenden Staaten gemeinschaftlich gemacht wird, 
soll die diessfällige Entscheidung den für Prisensachen com- 
petenten Behörden desjenigen Staates zustehen , dessen 
Flagge von dem Officier geführt wird, welcher das Ober- 
commando bei der bezüglichen Action hatte. 

Art. 2. Wenn eine Prise durch einen Kreuzer der 
einen der beiden contrahirenden Staaten in Gegenwart 
und in Sicht eines Kreuzers des andern gemacht wird, und 
letzterer hiedurch zur Einschüchterung des Feindes und zur 
Ermuthigung des Captors beigetragen hat, soll die Ent- 
scheidung hierüber- der Prisenbehörde desjenigen Staates 
zustehen, dessen Flagge der wirkliche Captor führt. 

Art. 3. Für den Fall, dass ein Fahrzeug der Han- 
delsmarine des einen der beiden contrahirenden Staaten, sei 
es durch die Seemacht beider Staaten gemeinschaftlich, sei 
es durch die Seemacht des andern Staates allein, wegen 
Blokadeverletzung, Führung von Kriegscontrebanden oder 
wegen sonstiger die Aufbringung begründender Umstände 
aufgebracht ist, soll die Aburtheilung sowohl in Ansehung 
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des Schiffes, als der Ladung, den Behörden desjenigen 
Staates zustehen, welchem das aufgebrachte Handelsschiff 
angehört. 

Art. 4. Findet eine Verurtheilung in Betreff eines 
gemeinschaftlich aufgebrachten Handelsschiffes statt (Arti- 
kel 1 und 2), so soll das Reinerträgniss der Prise, nach 
Abzug der nothwendigen Auslagen, in eben so viele Theile 
getheilt werden, als die Personenzahl der Bemannung der 
bezüglichen Kriegsschiffe beträgt, ohne Rücksicht auf die 
Rangstufen derselben. 

Die der Bemannung der Kriegsschiffe des verbündeten 
Staates gebührenden Antheile werden der von dessen Re- 
gierung zur Empfangnahme gehörig autorisirten Person 
ausgefolgt, und die Vertheilung der den betreffenden Schif- 
fen zukommenden Beträge von deren eigener Regierung 
nach ihren Gesetzen und Reglements vorgenommen. 

In gleicher Weise wird, wenn über die von einem 
Kreuzer des einen der beiden contrahirenden Staaten aufge- 
brachte Prise durch die Behörden des andern Staates abge- 
urtheilt worden ist (Artikel 3), das Reinerträgniss der Prise, 
nach Abzug der nothwendigen Auslagen, der Regierung des 
Coptors ausgefolgt, um nach ihren Gesetzen und Reglements 
vertheilt zu werden. 

Art. 5. Wenn ein feindliches oder verdächtiges Han- 
delsschiff in der vorgedachteh Weise durch die gemein- 
schaftliche Action der Kriegsmarine der beiden contrahiren- 
den Staaten aufgebracht wird, soll die Erhebung des That- 
bestandes der Aufgreifung und aller anderen Umstände, 
welche als Grundlage für die Entscheidung über die Recht- 
mässigkeit der Prise zu dienen haben, sowie die Anordnung 
der für die einstweilige Erhaltung des aufgebrachten Schiffes 
und der Ladung oder des Werthes der letzteren nöthigen 
Massregeln, und der in Betreff der Schiffsequipage etwa 
erforderlichen Verfügungen, den für solche Amtshandlungen 
competenten Behörden desjenigen der beiden Staaten zuste- 
hen, dem nach der gegenwärtigen Convention die Entschei- 
dung über die Prise gebührt. 

In Dringlichkeitsfällen jedoch, oder wenn sonstige Um- 
stände das Einschreiten der gedachten Behörde unthunlich 
erscheinen lassen, soll von den beiden contrahirenden Regie- 
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rungen eine gemischte Commission in einem von Truppen 
der verbündeten Mächte besetzten Hafen oder in einem Hafen 
eines Landes, dessen Regierung hiezu ihre Zustimmung ertheilt, 
bestellt werden, welche die oberwähnten Amtshandlungen 
vorzunehmen, und die Untersuchungsacten an die nach den 
Bestimmungen der gegenwärtigen Convention zur Spruch- 
fällung competente Prisenbehörde, beziehungweise an 
den bei derselbeös angestellten Staatsanwalt einzusen- 
den hat. 

Diese Commission wird aus je einem Seeofficier und 
einem Auditeur oder richterlichen Beamten der beiden con- 
trahirenden Staaten, von denen ein Anditeur oder richtlicher 
Beamter als Untersuchungsrichter und Referent zu fungiren 
hat, und aus zwei dem Handels- oder Rhederstande angehö- 
rigen Beisitzern, von denen jede der beiden Regierungen 
einen wählt, bestehen. 

Den Vorsitz hat ein See-Stabsofficier desjenigen der 
beiden Staaten zu führen, dessen Behörden nach Massgabe 
der gegenwärtigen Convention zur Entscheidung in der 
Sache competent öind, und letzterer Umstand ist auch für die 
Ernennung des jeweiligen Untersuchungsrichters und Refe- 
renten entscheidend. 

Bei Vornahme ihrej- Amtshandlungen hat die gemischte 
Commission, wenn die Entscheidung in der Sache den kai- 
serlich österreichischen Behörden gebührt, die Bestimmun- 
gen der kaiserlich österreichischen Verordnung vom 21. 
März 1864*), wenn dagegen die Entscheidung den könig- 
lich preussisehen Behörden zusteht, die königlich preussi- 
schen Bestimmungen über das Verfahren in Prisensachen 
thunlichst zu beobachten, 

A rt. 6. Sollte es sich um die Ausführung der gegenwär- 
tigen Convention in Betreff eines durch gemeinschaftliche 
Action genommenen Kriegsschiffes handeln, so ist in Bezug 
auf die Bestimmung des Ortes, wohin die Prise zu bringen 
ist, und auf die sonstigen militärischen Vorkehrungen die 
Weisung des Obercommandanten der verbündeten Seemacht 
massgebend. 



*) siehe Seite 828 u. ff. 
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Die Schätzung einer solchen Prise ist nach dem wirk- 
lichen Werthe vorzunehmen , und sollen von den beiden 
contrahirenden Regierungen ein oder mehrere Seeofficiere 
zur Theilnahnie an dem Schätzungsacte abgeordnet werden. 

Im Falle einer Meinungsverschiedenheit ist durch das 
Los zu bestimmen, welcher Officier durch seine Stimme den 
Ausschlag zu geben hat, 

Art. 7. Die Bemannung der aufgebrachten oder ge- 
nommenen Fahrzeuge ist nach den Gesetzen und Anord- 
nungen desjenigen Staates zu behandeln, welchem die ge- 
ßfenwärtio-e Convention die Aburtheiluno;- über die Prise ein- 
räumt. 

Art. 8. Die Commandanten der Kriegsschiffe beider 
cortrahirenden Staaten werden sich bezüglich der Abstellung 
und Uebergabe der durch gemeinschaftliche Action aufge- 
l>rachten Prisen nach der gleichzeitig mit der gegenwärtigen 
Convention zu vereinbarenden Instruction richten, welche, 
wenn es erforderlich sein sollte, noch gemeinschaftlich mo- 
dificirt werden wird. 

Zu Urkund dessen haben die beiden Bevollmächtig- 
ten diese Convention unterzeichnet, und mit ihrem Siegel 
versehen. 



Berlin, den 6. Juni 1864. 



Graf A. Rirolyi m. p. v. Bismarek m. p. 

(L. S.) (L. S.) 
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Instruction 

far die Gommaudanten der Kriegsschiffe Seiner kaiserlich-königlichen 
Apostolischen Majestät und Seiner Majestät des Königs von Freussen. 

Zur Sicherung des Vollzuges der von den Bevollmäch- 
tigten der kaiserlich-königlich österreichischen und der 
königlich preussischen Regierung zu Berlin am 6. Juni 
1864 unterzeichneten Convention über die Behandlung der 
•tlurch gemeinschaftliehe Action der Kriegsmarine der bei- 
den Staaten wider Dänemark gemachten Prisen, werden 
den Commandanten Seiner Majestät Kriegsschiffe nachfol- 
gende Instructionen ertheilt: 

Art. 1. Wenn die Commandanten in Folge einer ge- 
meinsamen Action in dem Fall sein werden, den vorge- 
schriebenen Bericht über die Wegnahme und Aufbringung 
^iner Prise einzureichen, so haben sie die Namen der 
Kriegsschiffe und ihrer Commandanten, welche bei der 
Action gegenwärtig waren, und soweit diess thunlich ist, 
auch die Zahl der bei Anfang der Action am Bord dieser 
Schiffe befindlich gewesenen Individuen der Gesammtbe- 
inannung genau zu verzeichnen. 

Eine Abschrift des Berichtes ist dem Officiere der ver- 
bündeten Macht zu übergeben, welcher das Obercommando 
bei der Action geführt hat, und ist den Instructionen dieses 
Officieres in Betreff des weiteren Verfahrens wegen Abstel- 
lung der unter seinem Commando gemeinschaftlich gemach- 
ten Prise und Einleitung der bezüglichen Aburtheilung 
Folge zu leisten. 

Wenn ein Officier der eigenen Flagge das Commando 
bei der Action geführt hat, so sind lediglich die Vorschriften 
des eigenen Staates massgebend, jedoch ist dem im Range 
höchst stehenden Officier der verbündeten Macht, wel- 
cher der Action beiwohnte, eine beglaubigte Abschrift 
des Berichtes zu übergeben. 

Art. 2. Wenn die Commandanten die Aufbringung 
eines Fahrzeuges in Gegenwart und inSicht eines verbünde- 
ten Kriegsschiffes bewerkstelligt haben, so werden sie in 

22 * 
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dem aufzusetzenden Berichte die Zahl der Individuen der 
Gesammtbemannung, weh^he sie bei Anfang der Action am 
Bord hatten, genau angeben, ebenso den Namen des ver- 
bündeten Kriegsschiffes, welches in Sicht war, und falls diess 
thunlich ist, auch die Anzahl der Individuen seiner Gesammt- 
bemannung. 

Dem Commandanten dieses Schiffes ist eine beglaubigte 
Abschrift des Berichtes zu übermitteln. 

Art 3. Sobald die Commandanten ein der Handels- 
marine des verbündeten Staates gehöriges Fahrzeug wegen 
Blokadeverletzung , Transportirung von Kriegscontrebande 
oder von feindlichen Land- oder Seetruppen, üeberbringung 
^^on, für den Feind bestimmten oder von diesem herrühren- 
den Depeschen aufbringen, so haben sie 

a) einen Bericht aufzusetzen, worin der Ort, der Zeitpunkt 
und die Ursache der Anhaltung, der Name des Fahr- 
zeuges und des Capitäns, die Zahl der zur Schiffs- 
equipage gehörigen Personen und die allfälligen Passa- 
giere anzugeben sind, und welcher überdiess die genaue 
Beschreibung von dem Stande des Schiffes und seiner 
Ladung zu enthalten hat; 

b) sämmtliche Schiffspapiere, als : die auf die Staatsange- 
hörigkeit und das Eigenthum bezüglichen Documente, 
die Bemannungsrolle, Gesundheitspässe, Charteparties, 
Connaissements, Facturen und andere Urkunden, aus 
welchen die Natur und Eigenthum des Schiffes und 
seiner Ladung ermittelt werden können, in einem von 
ihnen und dem Schiffer des aufgebrachten Schiffes un- 
terschriebenen Inventar zu verzeichnen und in einem 
Convolut unter dem Siegel des Kreuzers und des Schif- 
fers zusammenzulegen ; 

c) behufs Sicherung der Ladung und des Schiffszubehörs 
die vorgeschriebenen Massregeln zu treffen; 

d) erforderlichen Falls einen Seeofficier oder Seecadeten 
nebst der zur Bewachung und Führung der Prise erfor- 
derlichen Mannschaft an Bord zu geben ; 

(^) das Schiff nach dem nächsten Hafen derjenigen Macht, 
deren Flagge es führt, oder falls die Voraussetzungen 
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des Artikel 5 der Convention vom 6. Juni 1864 eintre- 
ten, in den in jenem Artikel sonst noch bezeichneten 
Hafen zu senden ; 

f) das Schiff sammt einer Abschrift des Berichtes, so 
wie das, die versiegelten Schiffspapiere enthaltende 
Convolut der betreffenden Behörde übergeben zu 
lassen. 

Art. 4. Der Prisenführer hat sich eine Empfangsbestä- 
tigung über die erfolgte Uebergabe des Schiffes und des ver- 
siegelten Convolutes, dann einer Ausfertigung des oberwähn- 
ten Berichtes und des Inventars von der übernehmenden Be- 
hörde einhändigen ^y\ lassen 

Art. 5. Der Prisenführer darf von der ihm vorge- 
schriebenen Route nur im Falle der Seenoth abweichen, und 
wird nach behobenen Hindernissen seine Fahrt unverweilt 
fortsetzen, oder wenn diess nicht möglich wäre, der 
Behörde, welcher er die Prise zu übergeben hätte, die 
Kleidung erstatten. 

Art. 6. Von den am Bord eines genommenen Schiffes 
befindlichen Personen werden die Commandanten den Capi- 
tän, den Supercargo und die zur Schiffsequipage gehörigen 
Individuen, dann alle Personen, die in feindlichen Civil- oder 
Militärdiensten stehen, endlich alle diejenigen, welche der 
Unterstützung des Feindes oder des Einverständnisses mit 
demselben verdächtig sind, als Kriegsgefangene behandeln 
und demgemäss entsprechend bewachen lassen. 

Feindliche Unterthanen, die zwar weder in feindlichen 
Diensten stehen, noch verdächtig sind, ihrer Beschäftigung 
nach aber zum Seemannshandwerke gehören, dann alle jene 
Personen ohne Unterschied der Nationalität, deren Aussa- 
gen vor der Prisenbehörde nothwendig sein werden, dürfen 
nicht entlassen werden, sondern sind am Bord zu behal- 
ten, es ist ihnen hiebei jedoch jede mit der Sicherheit der 
Prise vereinbarliche Erleichterung zu gewähren, bis die be- 
treffende Behörde ihre Entlassung verfügt. 

Die übrigen Passagiere, Frauen und Kinder sind zu 
entlassen und ist ihre sofortige Ausschiffung nach Thunlich- 
keit zu crmöof liehen. 
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Befindet sich unter den als Kriegsgefangene behandel- 
ten oder am Bord zurück zu behaltenden Personen Unter- 
thanen des eigenen oder des verbündeten Staates, so ist den- 
selben jedwede Rücksicht angedeihen zu lassen, insoweit 
eine solche nicht die Sicherheit der Prise und den vorhaben- 
den Zweck zu vereiteln oder zu gefährden droht. 

Die bezüglichen Weisungen haben die Commandanten 
dem Prisenführer schriftlich mitzugeben. 



Kaiserliche Verordnung vom 9. JuK 1866, 

betreffend die Anhaltung; Aufbringung und prisengerichtliche Behandlung von feind- 
lichen und verdächtigen Schiffen nach Ausbruch des Krieges zur See. 

Die Grundsätze, welche über die Abschaffung der Ka- 
perei und über die Rechte der Neutralen im Seekriege von 
den am Friedens-Congresse zu Paris vertretenen Mächten 
mit Declaration vom 16, April 1856 vereinbart wurden, unJ 
die Bestimmungen Meiner kaiserlichen Verordnung vom 13. 
Mai 1866 über die, unter Voraussetzung der Gegenseitigkeit 
auch den feindlichen Handelsschiffen zu gew^ährende gün- 
stige Behandlung, haben in dem gegen^värtigen Kriege zur 
Anwendung zu kommen, wie folgt: 

§. 1. Die Commandanten österreichischer Kriegsfahr- 
zeuge sind berechtiget und nach Maass ihrer Mittel ver- 
pflichtet, alle Schiffe zur prisengerichtlichen Untersuchung 
aufzubringen: 

aj welche feindliches Staatseigenthum sind, ' ^ 

b) welche sich der Anhaltung mit Gewalt widersetzen, 
dieselben mögen der feindlichen oder einer neutralen 
Flagge angehören. 

§. 2. Ausser diesen Fällen sind feindliche Schiffe, so 
lange der Feind die Gegenseitigkeit beobachtet, sowie neu- 
trale Schiffe, nur dann aufzubringen : 

a) wenn sie eine rechtsverbindliche Blokade zu brechen 

unternehmen, 
bj wenn sie Kriegscontrebande führen, 
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c) wenn sie einer der hier sub a oder b bezeichneten 
Uebertretungen verdächtig sind. 

§. 3. Als verdächtig im Sinne des §. 2 lit. c sind feind- 
liehe und neutrale Schiffe anzusehen: 

IJ wenn sie doppelte oder wahrscheinlich falsche oder 
gefälschte Papiere führen ; 

2J wenn sie keine Papiere führen, oder ihre Papiere 
beseitigt haben, zumal, wenn diess erst geschehen ist, nach- 
dem das Kriegsfahrzeug in Sicht war ; 

3J wenn sie nach erfolgter Aufforderung nicht beilegen 
oder nicht stoppen, oder der Durchsuchung von Schiffsräu- 
men oder Behältnissen sich widersetzen, in welchen muth- 
masslich Kriegscontrebande oder die Papiere sich befinden ; 
4J wenn gegen dieselben andere gleich starke oder noch 
stärkere Verdachtsgründe der Uebertretungen lit. a oder b 
des §. 2 sich ergeben. 

§. 4. Folgende Gegenstände werden, soferne sie für 
den Feind oder einen feindlichen Hafen bestimmt sind, als 
Kriegscontrebande erklärt: Kanonen, Mörser, Drehbassen- 
alle Arten von Waffen, Zündhütchen, Lunten, Pulver, Sal, 
peter, Schwefel, Bomben, Granaten, Kugeln, Schiessbaum- 
wolle, Kürasse, Armatursgegenstände, Pferde, Sättel, Zäume, 
sowie alle Gegenstände, welche unmittelbar zum Kriegsge- 
brauche angewendet werden, mit Ausnahme eines zur Ver- 
theidigung der Mannschaft und des Schiffes erforderlichen, 
diesem Zwecke angemessenen Vorrathes. 
§. 5. Als gute Prise haben zu gelten: 
aj Schiffe, welche feindliches Staatseigenthum sind (§ 1 
lit. a) nebst ihrer Ladung; jedoch ist das neutrale Gut 
am Bord derselben, mit Ausnahme der Kriegscontre- 
bande, frei; 
bj Schiffe, welche sich der Anhaltung mit Gewalt wider- 
setzen (§. 1 lit. 6); 

c) Schiffe, welche es unternommen haben, eine rechts- 
verbindliche Blokade zu brechen (§.2 lit. a) nebst ihrer 
Ladung; 

d) Schiffe, welche Kriegscontrebande führen (§. 2 lit. 6), 
jedoch nur dann, wenn die Menge der Kriegscontre- 

• bände im Verhältnisse zur übrigen Ladung erheb- 
lich ist; 
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e) Schiffe, welche als verdächtig aufg,ebracht worden 
sind (§. 2 lit. c und §. 3), soferne die vorliegenden 
Verdachtsgründe durch die Untersuchung nicht besei- 
tiget wurden; 

f) die Kriegscontrebande (§. 4), gleichviel, wem sie ge- 
höre, in welcher Menge und am Bord welcher Schiffe 
dieselbe angehalten worden sei. 

§. 6. Das auf den aufgebrachten Schiffen befindliche 
freie Gut ist sobald es als solches erkannt wird, den Eigen- 
thümern schleunigst zurückzustellen. ' 

§. 7. Führer und Mannschaft des aufgebrachten Schif- 
fes , sowie die Passagiere, sind, soferne ihnen weder eine 
absichtliche Unterstützung des Feindes, noch sonst eine 
durch die Strafgesetze verpönte Handlung zur Last fallt, in 
Freiheit zu setzen, und, wenn es die Vorsicht erfordert, über 
die Gränze zu bringen, vorausgesetzt, dass ihre Anwesen- 
heit zum Zwecke der prisenrechtlichen Untersuchung nicht 
benöthigt wird. So lange letzteres der Fall ist, ist für ihren 
Unterhalt auf Staatskosten zu sorgen. 

Individuen, welche sich einer absichlichen Unter- 
stützung des Feindes verdächtig gemacht haben, sind bis 
zur Entkräftung des Verdachtes als Kriegsgefangene zu be- 
handeln. 

§. 8. Oesterreichische Schiffe, die vom Feinde wegge- 
nommen und demselben von österreichischen Kriegsfahr- 
zeugen wieder abgenommen wurden, sind in allen Fällen den 
I^igenthümern ohne Entgelt lediglich gegen Ersatz der all- 
fälligen Bergeauslagen zurückzustellen. 

§. 9. Auf neutralem Seegebiete darf eine Anhaltung 
und Aufbringung nicht stattfinden. 

§. 10. Bei der Anhaltung und Durchsuchung haben die 
Commandanten der österreichischen Kriegsfahrzeuge folgen- 
des Verhalten zu beobachten : 

I 

Der Commandant signalisirt dem Schiffe beizulegen 
oder zu stoppen, und lässt sodann den Schiffer mit den 
Schiffspapieren zu sich an Bord kommen. Ergibt sich hiebei 
kein Bedenken, so hat er das Schiff in seiner Weiterreise 
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nicht ZU behindern. Findet er jedoch begründeten Anlass zu 
dem Verdachte, dass das Schiff de^r Aufbringung unterliege, 
so hat er einen Officier zur genauen Ermittlung des Ver- 
dachtes auf das Schiff zu senden. — Hiebei dürfen eigen- 
mächtig keine geschlossenen Räumlichkeiten, Tonnen, Kisten, 
Schränke, Verschlage; Fustagen oder sonstige Behältnises 
geöffnet oder erbrochen, auch nicht durchsucht werden, was 
von der Ladung lose im Schiffe liegt, wohl aber ist der 
Schiffer anzuhalten, diejenigen Behältnissen, s.w. im Schiffe 
öffnen zu lassen, deren Eröffnung der Officier für erforder- 
lich erachtet. 

Derjenige Officier, welcher gegen diese Bestimmungen 
verstösst, ist desshalb zur Verantwortung zu ziehen. 

§.11. Neutrale Handelsschiffe, welche unter Convoi 
von Kriegsschiffen einer neutralen Macht gehen, unterlie- 
gen der Untersuchung nicht. Es genügt in diesem Falle die 
Erklärung des Convoi- Commandanten, dass die Papiere der 
convoyirten Schiffe in Ordnung sind und dass dieselben keine 
Kriegscontrebande am Bord haben. 

§. 12. Hat der Commandant ein Schiff aufgebracht, so 
liegt ihm ob, unter eigener Verantwortung darüber zu wa- 
chen, dass von dessen Ladung nichts gelöscht, verkauft, ver- 
tauscht oder auf irgend eine Weise entfernt werde oder ver- 
loren gehe. Er muss zu diesem Ende im Vereine mit dem 
Schiffer oder Steuermann auf dem aufgebrachten Schiffe so- 
weit möglich die ganze Ladung unter Siegel und Verschluss 
legen. 

Die Schiffspapiere hat der Commandant nebst einem 
von ihm und dem Schiffer unterschriebenen Verzeichnisse in 
ein Convolut zu legen, welches mit seinem Amtssiegel und 
dem Siegel des Schiffers versehen wird. 

§. 13. Der Commandant hat sohin die nöthigen Vor- 
kehrungen zu treffen, erforderlichen Falls einen Officier 
mit Mannschaft auf das Schiff abzuordnen, damit dasselbe 
mit ungeöffneter Ladung — (soferne nicht der Schiffer mit 
Rücksicht auf die Conservirung derselben in die Oeffnung 
willigt) sicher in den Hafen von Pola oder wenn diess nicht 
thunlich ist, in einen anderen Hafen, wo es in militärischen 
Gewahrsam genommen werden kann, gebracht werde. , 
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Nach anderen Plätzen darf das Schiff nur dann gebracht, 
und solange der Nothfall dauert belassen werden, wenn Sturm, 
Wetter, Mangel an Proviant, feindliche Verfolgung oder 
sonstige Seenoth es nothwendig machen. 

§. 14. Im Hafen sind Schiffladung und Mannschaft 
nebst denversiegelten Schiffspapieren und allen auf die Auf- 
bringung sich beziehenden Schriftstücken gegen üebernahms- 
bestätigung an die militärische Behörde des Hafens abzuge- 
ben, welche wegen Stellung vor die Prisen- Commission das 
Weitere vorzukehren hat. 

§. 15. Wenn das Schiff wegen Havarie nicht in den 
Hafen (§. 14) gebracht werden kann, oder wenn die La- 
dung aus leicht verderblichen Waaren besteht, so hat der 
(>ommandant des Kriegsschiffes oder der das aufgebrachte 
Schiff führende Officier nach seinem gewissenhaften Er- , 
messen, unter Mitwirkung des Schiffers, diejenigen Maassre- 
geln zu ergreifen, welche er zum Besten des Schiffes und 
der Ladung am zweckmässig? ten findet. 

§. 16. Der Commandant, welcher die vorstehenden, 
zur Sicherheit der neutralen Schifffahrt und zur thunlicheu 
Schonung des Handels zur See in Kriegszeiten gegebenen 
Bestimmungen übertreten oder zu deren Schaden seine 
Macht missbrauchen sollte, wird zur Verantwortung gezo- 
gen, und kann ausserdem zur Vergütung des widerrechtlich 
zugefügten Schadens verhalten werden. 

§. 17. Die in dieser Verordnung den feindlichen Han- 
delsschiffen, ihren Ladungen und ihrer Bemannung einge- 
räumte günstige Behandlung findet nur insoweit statt, als von 
dem Feinde die Gegenseitigkeit beobachtet wird. 

§. 18. Auf die Wegnahme feindlicher Kriegsfahrzeuge 
und solcher Schiffe, welche im Dienste der feindlichen 
Kriegsmacht stehen, finden die Bestimmungen dieser Verord- 
nung keine Anwendung. 

§. 19, Zur Aburtheilung der Prisen sind Priserigerichte 
einzusetzen, wobei die in Meiner Verordnung vom 21. 
März 1864, ßeichs-Gesetz-Blatt Nr. 31, enthaltenen Grund- 
sätze zur Richtschnur zu dienen haben. 
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« 

§. 20. Mit der Vollziehung der gegenwärtigen Verord- 
nung sind Meine Minister des Krieges und der Justiz 
beauftragt 

Wien, den 9. Juli 1866. 



JFranz Joseph m. p. 

Beleredi m. p. Esterhizy m. p. Wfillerstorff m. p. Franek m. p. 

Römers m. p. 

Auf Allerhöchste Anordnung ; 

Bernhard Ritter Ton MWeyer m. p. 



üebersetzung des Prisen -Keglements der nord- 
amerikanischen Vereins-Staaten vom Jahre 1864:. 



-A. c t e 

zur Eegelung des Verfahrens betreffs Prisen und der Vertheilung von 

Prisengeldem. 

1. Es wird vom Senat und dem Hause der Repräsentanten 
der Vereins-Staaten Amerika's, die im Congresse versammelt 
sind, zum Gesetz erhoben, dass es Pflicht eines jeden Officiers 
ist, der ein oder mehrere Schiffe befehligt, in;i Falle, dass er 
eine Prise macht, die Documente über Schiff und Ladung, 
mit Einsehluss des Loggbuches, nebst allen anderen Docu- 
menten, Briefen und Papieren, die sich an Bord vorfinden, 
in Verwahrung zu nehmen, ein Inventar derselben anzufer- 
tigen, und sie versiegelt nebst dem Inventar dem Gerichtshofe 
zu senden, wo das Verfahren stattzufinden hat, indem er zu- 
gleich schriftlich erklärt, dass diess alle vorgefundenen Pa- 
piere sind, und dass sie in diesem Zustande gefunden worden 
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sind, oder indem er zugleich das Absein irgend eines Docu- 
mentes oder irgend einen Wechsel in ihrem Zustande er- 
läutert. 

Er hat als Zeugen dem besagten Gerichtshofe' zuzu- 
senden : den Schiffer, Eiiien oder mehrere der anderen Schiffs- 
officiere, den Supercargo, den Zahlmeister oder Agenten der 
Prise und jede an Bord vorgefundene Person, von welcher 
anzunehmen ist, dass sie an der Prise einen Antheil hat, oder 
über deren Eigenthumsverhältnisse. Nationalcharacter oder 
Bestimmung Aufklärung zu geben in der Lage ist. Er hat die 
Prise mit denDucumenten, Papieren und Zeugen unter Aufsicht 
eines competenten Prisen-Führers (prize master) und Prisen- 
Mannschaft nach dem Hafen zur Aburtheilung zu senden, 
wobei er die Abwesenheit irgend Eines der gewöhnlichen 
Zeugen zu erläutern hat; sind keine Instructionen von einer 
höheren Behörde, in Bezug auf den Hafen, nach welchem die 
Prise zu senden ist, geoeben, so wird er jenen Hafen wählen, 
welchen er für den geeignetsten hält, sowohl mit Rücksi.cht 
auf die Interessen jener, welche wahrscheinlicherweise An- 
spruch haben, als auch der Captoren. 

Wenn das gekaperte Schiff, oder irgend ein Theil des 
gekaperten Gutes nicht in einem Zustande ist, um zur Abur- 
theilung geschickt zu werden, so ist eine Beschauung anzu- 
ordnen und eine Schätzung vorzunehmen, durch Personen, 
so competentund unpartheiisch, als sie eben zu erlangen sind; 
ihre Berichte sind an den Gerichtshof zu senden, wo das 
Verfahren stattzufinden hat: solches Gut, w^enn nicht für den 
Gebrauch der Regierung bestimmt, ist unter der Autorität 
des anwesenden cnmmandirenden Officiers zu verkaufen, 
und bei dem Hilfsschätzmeister (assistant). der bei dem be- 
sagten Gerichtshof zunächst zur Hand ist, zu deponiren und 
seinen Anordnungen in dieser Eichtung zu unterweisen. 

2. Und es wird weiters zum Gesetz erhoben, dass, 
wenn irgend ein Schiff der Vereins- Staaten einen Antheil 
an der Prise beanspruchen sollte, sei es, dass es die Weg- 
nahme bewerkstelligt hatte, sei es. dass es innerhalb Signal- 
distanz des oder der Schiffe sich befand, welche die Weg- 
nahme bewirkten, der commandirende Officier eines solchen 
Schiffes eine schriftliche Darlegung seines Anspruches zu 
machen habe mit Anführung der Gründe, auf denen diese 
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basireii, der vorzüglichen Facta, welche zu zeigen geeignet 
sind, welches Schiff die Wegnahme ausführte, und welche 
Schiffe innerhalb Signaldistanz von jenen sicli befanden, 
welche die Prise gemacht haben, indem er hiebei bei An- 
gabe von Zeiten, Distanzen, Oertlichkeiten und Signalen, 
welche gemacht, gesehen oder beantwortet wurden, sich einer 
genügenden Genauigkeit befleissigt. Eine solche Darstellung 
des Anspruches ist von ihm zu unterzeichnen und an den 
Gerichtshof zu senden, an welchem das Verfahren stattzu- 
finden hat, und ist selbe im Process zur Vorlage zu bringen. 

3. Und es wird weiters zum Gesetz erhoben, dass 
es Pflicht des Prisenffihrers ist, seine Eeise nach dem 
gewählten Hafen rasch zurückzulegen, und hier unmittelbar 
einem Prisencommissär die Documente und Papiere, imd 
deren Inventar zu übergeben, indem er zugleich die feier- 
liche Erklärung abgibt, dass es die nämlichen, und dass sie 
im nämlichen Zustande sind, wie im Momente der lieber- 
gäbe an ihn, oder indem er zugleich irgend einen Verlust 
oder Schaden an denselben erläutert: er hat ferners dem 
Districtsanwalt Berieht zu erstatten, und alle Informationen 
zu geben, die er selbst geben kann in Bezug auf die Prise 
und ihre Wegnahme; er hat die Personen, welche als Zeu- 
gen gesandt sind, in den Gewahrsam des Marschalls (des 
Bezirksgerichtsbeamten) zu überliefern, die Prise aber unter 
seinem Gewahrsam zu behalten, bis selbe ihm vom Prisen- 
gericht in Folge des Processes, abgenommen wird. 

4. Und es wird weiters zum Gesetz erhoben, dass 
der Districtsanwalt der Vereins-Staaten alsbald eine Rechts- 
klage gegen solches Prisengut einlmnge, und sofort vom 
Gerichtshofe eine Ermächtigung erhalte, daliinlautend, dass 
der Marschall die Prise in seine Obhut zu nehmen habe. 
Er wird ferners derart vorgehen, um die Verurtheilung und 
Vertheiluno' der Prise durchzusetzen : zu di'esem Ende hat 
er darauf zu sehen, dass die geeignete, vorläufige Klarstel- 
lung des Sachverhaltes von der Prisencommission aufge- 
nommen werde, und dass die Prisencommissäre auch die 
Aussagen (<7e heue essp) der Prisenmannschaft imd anderer 
transenen Personen einholen, welche von irgend einer That- 
sache wissen, die auf die Verurtheilung und Vertlieilung der 
Prise Bezug haben. 
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Es ist Pflicht des Districtsanwaltes, die Interessen der 
Vereins-Staaten in allen Prisenproeessen 7,u vertreten, und er 
darf nicht als Eath^eber flir die Captoren, gegen irgend ein 
Honorar oder Entschädigung von denselben fungiren, es sei 
denn in einer Streitfrage ^zwischen den reelamirenden Indivi- 
duen und den Captoren wegen Schadenersatz. Der Districtsan- 
walt hat alle Gebühren, Kosten und Auslagen zu prüfen, welche 
auf Rechnung des Prisengutes gemacht werden sollen, und die 
Interessen der Captoren der Vereins-Staaten zu schützen. 
Die Districtsan walte aller Districte, in welchen Prisenpro- 
cesse im Gange sind oder sein mögen, haben alle drei Mo- 
nate dem Marinesecretär einen Bericht über den Stand aller 
Prisenprocesse in dhren Districten einzusenden, und zwar in 
einer Form und derart in's Detail gehend, wie es eben der 
Marine-Seeretär verlangen wird. 

5. Und es wird weiters zum Gesetz erhoben, dass 
jeder Districtshof Prisencommissäre zu bestellen habe, und 
zwar nicht mehr als drei, von denen Einer ein See- 
officier vom Ruhestände zu sein hat, welcher vom Marine- 
Secretär zu bestätigen ist, keine andere Entlohnung als seine 
Gage in der Flotte erhält, und die Interessen der Captoren 
und des Marine-Departements in Bezug auf das Prisengut 
wahrzunehmen hat. Von den anderen Commissären soll 
wenigstens Einer Mitglied der Advokatenkammer sein, nicht 
weniger als seit drei Jahren angestellt und mit der Abnahme 
von Zeugenaussagen vertraut sein. 

6. Und es wird weiters zum Gesetz erhoben, dass 
die Prisencommissäre, oder Einer derselben, vom Prisen- 
führer die Documente und Papiere, xmd deren Inventar in 
Empfang zu nehmen haben, dass sie fejrners die hier oben 
geforderte eidliche Aussage des Prisenführers, und das Zeug- 
niss der eingesendeten Gewährsmänner, und zwar gesondert 
von einander nach Fragen entgegen zu nehmen haben, welche 
vom Gerichtshofe in der bei Prisengerichten üblichen Weise 
vorgeschrieben worden sind. Den Zeugen ist es nicht ge- 
stattet, die Fragen, Documente und Papiere anzusehen, oder 
sich bei einem Sachwalter oder irgend einer hiebei interes- 
sirten Person ßaths- zu erholen ohne besondere Erlaubniss 
von Seite des Gerichtshofes. Die Zeugen, welche die Rechte 
der Neutralen haben, sind sobald als möglich abzufertigen. 
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— Die Priseneommissäre haben weiters die Aussagen (de 
bene esse) der Prisenmannschaft und anderer, je nach Ver- 
langen des Districtsanwalts, nach den vom Prisen gerichte 
vorgeschriebenen Fragen entgegenzunehmen. Sie haben 
ebenso, sobald als hegend ein Prisengut innerhalb des Districts 
zur Aburtheilung gelangt, selbes zu prüfen und auf Grund- 
lage thatsächlicher Prüfung ein Inventar über dasselbe an- 
zufertigen; sie haben dem (Gerichtshöfe zu berichten, ob 
irgend ein Theil desselben in einem Zustande ist, um eine 
alsbaldige Veräussetung iin Interesse der betheiligten Par- 
theien nöthig erscheinen zu lassen, und zugleich hievon dem 
Districtsan walte Meldung zu erstatten. Wenn es zur Prüfung . 
oder Inventarverfassung nothwendig sein sollte, die Ladung 
auszuschiffen, so haben sie sich an den Gerichtshof zu wenden. 
um einen Befehl hiezu für den Marschall zu erwirken; sie 
haben den Gerichtshof über Alles in Kenntniss zu setzen. 
was auf den Zustand des Gutes, dessen Aufbewahrung oder 
Verfügung Bezug hat; das Gut hat aber nur dem Marschall 
in Gewahrsam zu verbleiben. 

Sie haben auch zu rechter Zeit, nach gepflogener Ein- 
sicht versiegelt und versichert, und gehörig geordnet und 
numerirt, dem Gerichtshofe die Documente und Papiere, 
welche iö ihre Hand gelangen, zu übermachen, dessgleichen , 
die andern vorläufigen Beweisstücke und die abgenommene 
Aussage (de bene esse) und ihrem eigenen Inventar des 
Prisengutes, Wenn das genommene Schiff, oder irgend ein 
Theil der Ladung oder Vorräthe, nach ihrer Ansicht der 
llegierung für Kriegszwecke dienlich erscheinen sollte, so 
haben sie hierüber dem Marine-Secretär Bericht zu erstatten. 

7^ Und es wird weiters zum Gesetz erhoben, dass 
der Marschall das gesammte Prisengut, unter Vollmacht vom 
Gerichtshofe, in gutem Stand erhalte, und dass er denp 
Gerichtshofe stets zu berichten habe, wenn er es für gut 
findet, irgend einen Cargo oder ein anderes Gut auszuladen, 
zu magaziniren oder zu verkaufen. Er hat Prisengut abzu- 
geben, wenn es nach seiner Meinur>g im Interesse der be-^ 
theilififten Partheien ist. Er hat in seinem Gewahrsam alle an 
Bord der Prise vorgefundenen Leute zu halten, und als 
Zeugen zu stellen, bis sie durch die Priseneommissäre oder 
den Gerichtshof entlassen werden. Wenn ein Verkauf von 
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(TÜtern anbefohlen ist, so hat er selbe nach der vom Gerichts- 
hofe verlangten Weise zu veräussern, die Verkaufsgelder zu 
sammeln und alsbald das Bruttoerträgniss bei dem Hilfs- 
Schatzmeister der Vereins-Staaten, welcher dem Verkaufs- 
platze zunächst ist, zur Verfügung des in dem particulären 
Processe eompetenten Gerichtshofes zu deponiren; jeder 
Marschall hat dem Staats-Secretär der Marine, wenn immer 
und so oft er es immer verlangen mag, eine volle Darlegung 
des Zustandes jeder Prise und der Dispositionen über ^Ahe 
einzusenden. 

8. Und es wird weiters zum Gesetz erhoben, dass 
wann immer ein Prisengut verurtheilt worden ist, oder 
in irgend einem Stadium des Verfahrens vom ^Gerichtshöfe 
als verderbend, oder leicht verderblich, oder als der Ver- 
schlechterung und Entwerthung ausgesetzt befunden wird, 
oder wenn immer die Kosten der Erhaltung ausser Verhält- 
niss zum Werthe stehen, es Pflicht des Gerichtshofes ist, eine 
Veräusserung derselben anzuordnen. 

Wann immer nach der Tagsatztung über die Klage- 
schrift (öfter the retur?i day on the libel) alle betheiligten Par- 
theien, welche im Processe erschienen sind, sich hiemit ein- 
verstanden erklären, so ist. der Gerichtshof autorisirt, eine 
solche Ordre auszustellen, und ist kein Appell zulässig, die 
Ausstellung oder Vollfuhrung einer solchen Ordre zu ver- 
hindern. 

Der Staats-Secretär der Marine hat einen oder mehrere Auc- 
tionäre, bekannt durch ihre Gewandtheit in dem Zweigdes Ge- 
schäftes, welchem jede Versteigerung zukommt, zu verwen- 
den, um die Veräusserung vorzunehmen, doch hat die Ver- 
steigerung unter Aufsicht des Marschalls vor sich zu gehen, 
und ist die Sammlung und Deponirung des Brutto-Erträg- 
nisses Sache des Auctionärs oder seines Agenten. Vor jeder 
Veräusserung hat der Marschall dafür zu sorgen, dass voll- 
ständige Cataloge und Verzeichnisse verfasst und in Circu- 
lation gesetzt werden, während er eine Copie eines jeden 
dem betreffenden Gerichtshofe einsendet. Der Marschall hat 
dafür weiters zu sorgen, dass alle Versteigerungen voll- 
ständig und deutlich in den vom Gerichtshofe bestimmten 
Zeitungen und durch Austräger bekannt gegeben werden. 
Er hat wenigstens acht Tage vor d^r Versteigerung die Marine- 
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Prisencommission hiezu vorzuladen, und sind Güter wenig- 
stens drei Tage vor der Versteigerung zur Einsichtnahme 
offen zu halten. 

9. Und es wird weiters zum Gesetze erhoben, dass 
in dem Falle, als ein Verdammungs-Decret ausgegeben 
wird, der Gerichtshof die Ansprüche aller Schiffe an den 
Prisengewinnsten in Betracht zu ziehen hat; er wird zu 
diesem Zwecke möglichst früh im Verlaufe des Processes 
anordnen, dass Zeugnisse eingeholt werden, dahin gehend, 
um klar zu stellen, welcher Theil den Captoren zuzusprechen 
sei, und welche Schiffe berechtigt sind, Antheil zu haben; 
solche Zeugnisse können beschworen werden vor jedem 
Richter oder Commissär der Gerichte der Vereins-Staaten, 
Consul oder Handelsagenten der Vereins-Staaten, oder öffent- 
lichem Notar^ oder irgend einem Seeofficier, und zwar dem 
höchsten in Eang, der dem Zeugen eben zugänglich ist. Der 
Hof wird die Vertheilungs-Decrete verfassen, worin erklärt 
wird, welche Schiffe an die Prise Ansprüche haben , und ob 
die Prise von grösserer, gleicher oder geringerer Stärke 
w^ar, als das oder die Schiffe, welche die Prise gemacht 
haben. Das besagte Decret soll den Betrag des Brutto-Er- 
trägnisses der Prise, das zur Verfügung des Gerichtshofes ist, 
angeben, femer den Betrag, der für Kosten und Ausgaben 
abzuziehen ist, den Betrag, der zur Vertheilung verbleibt, 
und endlich ob der ganze Rest den Captoren zukommt, oder 
die Hälfte den Captoren und die andere Hälfte den Vereins- 
Staaten. 

10. Und es wird weiters zum Gesetz erhoben, dass 
das Reinerträgnis s des gesammten, als Prise condem- 
nirten Gutes, — wenn die Prise stärker oder gleich stark 
war wie das, oder die Schiffe, welche die Wegnalyne be- 
werkstelligt haben — den Captoren zuzuerkennen sei; dass 
hingegen — wenn sie weniger stark war — die Hälfte den 
Vereins-Staaten, die andere Hälfte den Captoren zuzusprechen 

. sei ; ausgenommen , im Falle von Kaperschiffen und Kaper- 
briefen, wo das Ganze den Captoren zugeschrieben zu werden 
hat, es sei denn, dass es in den an solche Schiffe ausgege- 
benen Commissionen anders bestimmt wäre. Alle Kriegs- 
schiffe innerhalb Signaldistanz, von dem oder den Schiffen, 
welche die Wegnahme bewirkt haben, unter solchen Um- 
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ständen und in einer solchen Lage, um — wenn nöthig, 
wirksame Hilfe zu leisten, haben an der Prise Antheil ; im 
Falle alxer, als es sich um Schiffe handelt, die nicht zur 
Kriegsmarine gehören, so hat keines Anspruch auf einen 
Antheil mit Ausnahme des oder der Schiffe, welche die Prise 
gemacht haben, und unter diesen sind jene zu verstehen, 
welche bei der Wegnahme gegenwärtig gewesen sind, und 
thatsächliche Hilfe bei derWegnahme geleistet haben. Alles 
den Captoren zugesprochene Prisengeld hat in den folgenden 
Verhältnissen vertheilt zu werden; 

Ij Einem commandirenden Officier einer Flotte oder 
Escadre V20 des gesammten Prisengeldes, welche irgend 
Einem oder mehreren Schiffen unter seinem unmittel baren 
Befehle zuerkannt ist. 

2J Dem commandirenden Officier einer Division einer 
Flotte oder Escadre,^ die unter den Befehlen des Ober-Com- 
mandirenden einer solchen Flotte oder Escadre dient, eine 
Summe gleich Vso des Prisengeldes, das einem Schiffe dieser 
Division für eine Wegnahme zuerkannt worden, welche es 
unter diesem seinem Commando stehend bewirkt hat; dieses 
Vm ist von der Hälfte abzuziehen, welche den Vereins-Staaten 
gebührt; wenn es keine solche Hälfte gibt, vom Betrag. 
Mclcher den Captoren verfällt ; diess alles unter der Voraus- 
setzung, dass dieses Vso nicht einen Mehrbetrag zu irgend 
einem Antheil ausmacht, welcher dem Divisionscomman- 
danten zukommt, und dessen Empfang er beanspruchen mag 
als Commandant eines einzelnen Schiffes, das die Wegnahme 
bewerkstelligt oder derselben Beistand geleistet hat. 

3J Dem Flottencapitän (cüptain of Üie Fleet, Stabschef) 
Vioo von allen Prisengeldem, die irgend einem oder mehreren 
Schiffe^ der Flotte oder Escadre zuerkannt werden, bei der 
er dient, mit Ausnahme des Falles, wo die Wegnahme durch 
das Schiff geschieht, an dessen Bord er zur Zeit der Weg- 
nahme dient; in einem solchen Falle hat er im Verhältnisse 
zu seinem Gehalt, Anspruch auf einen Antheil mit dem Stab 
und der Mannschaft an Bord eines solchen Schiffes in der 
Weise wie später bestimmt ist. 

4) Dem Commandanten eines einzelnen Schiffes yio des 
gesammten Prisengeldes, welches dem Schiff unter seinen 
Befehlen zugesprochen wird, wenn dieses Schiff zur Zeit der 
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Wegnahme unter den Befehlen eines Commandirenden einer 
Flotte oder Escadre sich befand, und y^o, wenn sein Schiff 
unabhängig von einem solchen höheren Officier operirte. 

6J Nach den vorhergehenden Abzügen ist der Rest 
unter alle anderen, welche {den Flottencapitän inbegriffen) 
an Bord Dienste thun und in den Schiffsbüchern angeführt 
werden, und zwar im Verhältniisse zu ihren respectiven 
Dienstgehalten zu vertheilen. 

Kein commandirender Officier einer Flotte oderEscadre 
hat das Recht, irgend einen Antheil an Prisen zu erhalten, 
welche durch ein oder mehrere Schiffe nicht unter seinem 
Commando gemacht worden sind, noch an solchen 
Prisen, welche durch irgend ein Schiff oder Schiffe gemacht 
worden sein mögen, welche sich unter seine Befehle zu 
stellen haben, ehe sie unter seinen Befehlen thatsächlich 
stehen. Ein commandirender Officier einer Flotte oder Es- 
cadre hat auch, nachdem er die Station verlassen, wo er den 
Befehl geführt hat, keinen Antheil an Prisen, die durch die 
Schiffe gemacht werden, welche auf der Station zurückge- 
blieben sind, nachdem er sich ausserhalb der Gränzen seines 
besagten Commando's begeben, noch nachdem er sein Com- 
mando seinem Nachfolger übertragen hat. Kein Officier oder 
andere Person, welche zeitweilig im Dienste von einem Schiffe 
abwesend war, in dessen Büchern er während des Abseins 
evident gehalten bleibt, ist in Folge einer solchen Abwesen- 
heit vom Antheil an den Prisengeldern auszuschliessen, zu 
dem er sonst berechtigt ist, und er hat fort an den Prisen der 
Schiffe Antheil zu haben, zu denen er gehört, bis er regel- 
recht von denselben ausgeschifft (ausser Stand gebracht) 
wird. 

11. Und es wird weiters zum Gesetze erhoben, dass 
von den Vereins-Staaten für jeden Ma^nn eines, bei ßeginn 
der Action feindlichen Schiffes, das während des Gefech- 
tes von irgend einem Schiff oder Fahrzeug der Vereins- 
Staaten in den Grund gebohrt oder in anderer Weise zer- 
stört worden ist, oder das man nothwendig in Folge der im 
Gefecht erhaltenen Havarien zerstören musste, eine Prämie 
von 100 Dollar, wenn der Gegner weniger stark gewesen, 
von 200 Dollar, wenn von gleicher oder grösserer Stärke 
gezahlt werden, um in derselben Weise wie Prisengelder 
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unter die Officiere und Mannschaften vertheilt zu werden. 
Wenn die wirkliche Anzahl Leute an Bord irgend eines 
solchen Schiffes nicht zur Genüge festgestellt werden kann, 
so wird derselbe je nach dena Bemannungsstande abgeschätzt, 
welchen Schiffe der gleichen Classe in der Marine der 
Vereins-Staaten führen.' DenCaptoren irgend eines Kriegs- 
schiffes, das einem Feinde weggenommen wird, und das sie 
beordert werden zu zerstören, oder das mit Rücksicht auf 
das öffentliche Interesse allsogleich, aber nicht in Folge von 
Havarien, die es im Gefecht erlitten, zerstört worden ist, 
sind als Prämie 50 Dollar für jede Person auszuzahlen, die 
an Bord zur Zeit der Wegnahme sich befand. 

Alles Löse- und Bergegeld, alle Prämien und Erträg- 
nisse verurtheilten Gutes, welche irgend einem Schiff der 
Kriegsmarine erwachsen oder zuerkannt werden, sind unter 
den hiezu berechtigten Officieren und Mannschaften — unter 
der Leitung: des Staats-Secretärs der Marine in derselben 
Weise zu vertheilen, wie Prisengelder. 

12. und es wird weiters zum Gesetz erhoben, dass 
jede Anweisung von Prisen- oder Prämiengeldern, oder 
Löhnungen, welche in den Marinedienat einrolHrten Perso- 
nen zukommen, und alle Vollmachten von Sachwaltern und 
anderen Autoritäten, selbe zu empfangen, für andere zu em- 
pfangen, oder an andere zu übertragen, insolange ungiltig 
sind, als sie nicht vom Capitän, oder einem anderen com- 
mandirenden Ofßcier und vom Zahlmeister attestirt sind. 

Im Falle einer Anweisung von Löhnungen hat diese 
genau die Zeit anzugeben, wann sie beginnen. Der com- 
mandirende Officier eines jeden Schiffes soll jedoch seine 
Mannschaften warnen, irgend einen Theil ihrer Prisengelder 
oder Löhnungen zu verhandeln und soll er nie irgend eine 
Vollmacht eines Sachwalters attestiren, bis er sich überzeugt 
hat, dass selbe nicht mit Rücksicht auf Gelder zugestanden 
worden ist, welche für den Verkauf von Prisengeldem und 
Löhnungen gegeben worden sind. 

13. Und es wird weiters zum Gesetz erhoben, dass 
in Prisenprocessen Appellationen vom Districtsgerichte 
der Vereins-Staaten direct an den höchsten Gerichtshof zu 
leiten sind, uQd dass sie innerhalb 30 Tagen seit Ausstellung 
des Deqrets, welches Gegenstand des Appels ist, — stattzu- 
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finden haben, es sei denn, dass der Gerichtshof aus Ursache 
particulärer Verhältnisse im Voraus die Frist ausgedehnt 
hat; der höchste Gerichtshof hat stets für Einbringung 
solcher Berufungen offen zu sein. Solche Appelle können 
gestellt werden, so oft der bestrittene Betrag 2000 Dollar 
übersteigt, und in anderen Fällen, auf Basis eines Certificates 
eines Districtsrichters, dahin lautend, dass die Aburtheilung 
eine Frage vom allgemeinen Interesse involvirt. Trotz eines 
solchen Appells kann der Districtsgerichtshof alle nothwen- 
digen Anordnungen treffen und ausführen, in Bezug auf 
Aufbewahrung und Versorgung des Prisengutes, und im Falle 
als der Apell wegen eines Verdammungsurtheils geschieht, 
so können sie inmerhin ein Verthoilungsdecret verfassen, in- 
soweit als es sich um Eruirung des Prisenantheiles der Cap- 
toren handelt, und welche Schiffe berechtigt sind, Antheil 
zu nehmen. Jeder Prisenprocess, welcher bei einem Bezirks- 
gerichte anhängig ist, ist auf das Ersuchen aller betheiligten 
Partheien, die im Processe erscheinen, von diesem Gerichts- 
hofe an den obersten Gerichtshof zu übertragen; eine solche 
Uebertragung ftann nach Belieben des Gerichtshofes und 
nach den Bedingnissen, die er stellt, auch geschehen auf An- 
suchen irgend einer Parthei ; doch darf, wenn die bestrittene 
Summe 2000 Dollar nicht übersteigt, eine solche lieber- 
tragung nicht stattfinden, ohne dass der Gerichtshof beschei- 
nigt, dass die Aburtheilung eine Frage vom allgemeinen 
Interesse involvire. Alle Berufungen an den obersten 
Gerichtshof vom Bezirksgerichte in Prisenprocessen, die noch 
bei diesem verbleiben, sind in derselben Weise zu erheben 
und zuzulassen, wie in Fällen, wo der Appell vom Districts- 
Gerichtshofe an den obersten Gerichtshof geleitet wird. In 
irgend einem Falle eines Appells oder einer Uebertragung 
kann der untere Gerichtshof, oder jener, an den appellirt 
wird, irgend ein Originaldocument oder andere Beweisstücke 
sich senden lassen, nebst der Copie der Urkunde (Gerichts- 
acte) oder die Copie eines Theiles derselben. 

14. Und es wird weiters zum Gesetz erhoben, dass 
alle Kosten und alle Auslagen, welche Bezug haben auf 
die Einbringung, Bewachung, Erhaltung, Versicherung, den 
Verkauf oder auf eine anderweitige Disponirung des Prisen- 
gutes, je nach Befund des Gerichtshofes auf Rechnung des- 
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selben zu setzen und hievon zu bestreiten sind, weun nicht 
der Gerichtshof eine Rückstellung frei von solcher Belastung 
decretirt. 

Ausser auf Befehl des frisengerichtes ist keinerlei 
Zahlung aus einem Prisenfonde zu bewirken. Alle Lasten 
für Arbeit und Arbeitskraft, geliefertes Material, oder Aus- 
lagen in Geld sind durch eidliche Aussage oder gerichtliche 
Garanten zu bekräftigen. Der Gerichtshof kann zu jeder 
Zeit die Zahlung von irgend einer Auslage oder Forderung, 
sich ergeben hat und bewilligt ist , anordnen aus dem 
Depositum, welches bei dem im Processe herangezogenen 
Hilfsschätzmeister hinterlegt worden ist. Wenn der Process 
endlich ausgetragen, so hat der Gerichtshof den Befehl oder 
die Befehle an den Hilfsschätzmeister zu richten, die Kosten 
und Auslagen, die bewilligt und nicht gezahlt sind, zu be- 
zahlen, und im Falle, als das schliessliche ürtheil auf Zurück- 
stellung lautet, oder in dem Falle, als dem betreffenden 
Gerichtshofe kein Geld zur Verfügung steht, so sind all' die 
Kosten und Auslagen, welche vom Gerichtshofe zugelassen 
werden, auf Rechnung des Fondes auszuzaMen, der zur Be- 
streitung der Expensen von Rechtsstreitigkeiten dient, in 
welchen die Vereins-Staaten als Parthei erscheinen. 

15. Und es wird weiters zum Gesetz erhoben, dass der 
Gerichtshof in jedem Stadium des Processes , im Falle 
eines Appells, irgend eine Parthei dazu verhalten kann, Sicher- 
heit für die Auslagen zu geben. 

16. Und es wird weiters zum Gesetz erhoben, 
dass der für die Vertheilung an die Vereins - Staaten, oder 
Schiffe der Kriegsmarine bestimmte Reinertrag auf Befehl 
des Gerichtshofes in den Staatsschatz der Vereins- Staaten 
eingezahlt wird, um dem Gerichtsbeschlüsse gemäss ver- 
theilt zu werden. Das Schatzamt hat dem Marinedepartement 
für jeden Betrag, der behufs Vertheilung unter die Schiffe 
der Kriegsmarine von ihm übernommen ist, zu creditiren, 
und die Personen, welche hieran Antheil zu haben berechtigt 
sind, sollen betreffs ihrer Ansprüche, zu denen sie respective 
berechtigt sind, beim Marinedepartement besonders (einzeln 
für sich) creditirt werden. In Bezug auf Schiffe, welche 
nicht zur Kriegsmarine gehören, so ist vom Gerichtshofe 
die Vertheilung an die berechtigten Partheien zu machen, und 
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sind die ihnen zugeschriebenen Beträge zwischen den Eigen- 
tlitimern und der Schiffsbemannung, je nach dem zwischen 
denselben schriftlich verfassten Uebereinkommen, zu verthei- 
len, und bei Matigel eines solchen Uebei;einkommens die 
Hälfte an die Eigeüthiimer, die andere Hälfte der Schiffsbe- 
mannung je nach ihren verschiedenen Löhnungsbezügen an 
Bord. Der Gerichtshof wird einen Commissär bestellen, diese 
Vertheilung unter Controle des Gerichtshofes vorzunehmen, 
der seinerseits sich gehörig über sein Vorgehen auszuweisen, 
die Bestätigung der thatsächlichen Auszahlung durch ihn 
beizubringen und keine andere Vergütung direct oder in- 
direct zu erhalten hat, als die ihm vom Gerichtshofe zuge- 
standen wird; vorausgesetzt, dass im Falle von Schiffen, die 
nicht zur Kriegsmarine gehören, aber unter Controle irgend 
eines Regierungsdepartements stehen, der ganze den Gap- 
toren zugesprochene Betrag unter die Schiffsbemannung zu 
vertheilen ist. 

17. Und es wird weiters zum Gesetz erhoben, dass 
der Secretär jedes Districtsgerichtes dem Secretär des 
Schatzamtes und jenem der Marine halbjährig einen Bericht 
zu erstatten hat, vom ersten Tage des nächsten Juli ange- 
fangen, betreffs aller Summen, welche während des vergan- 
genen halben Jahres auszuzahlen vom Gerichtshofe gestattet 
und anbefohlen wurde, und zwar an den Districtsanwalt xmd 
die Prisen commissäre für Dienste und an die Marschalle für 
Honorare und Gebühren ; er hat in allen Prisenprocessen im 
District, zum Zweck des endlichen Vertheilungsbeschlusses, 
eine Rechnung des bei dem Hilfsschatzmeister zur Verfügung 
des Gerichtshofes in jedem Prisenprocesse deponirten Be- 
trages genau anzulegen und zu halten, sowie auch die Be- 
träge, welche hievon für Kosten und. Auslagen zu zahlen 
anbefohlen wird, und des Bestes zur Vertheilung. Er hat 
Abschriften aller schliesslichenDecrete über Vertheilung dem 
Secretär des Schatzamtes und jenem der Marine einzusenden, 
und hat die Anordnungen des Gerichtshofes behufs Zahlung 
und Kosten und Entlohnungen und betreffs der Vertheilung 
des Bestes zu entwerfen. Für die besagten Dienste ist er be- 
rechtigt die Summe von 25 Dollar in jedem Prisenprocesse 
zu beanspruchen, und zwar für alle in dieser Sphäre ver- 
langten Dienste. 
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18. und es wird weiters zum Gesetz erhoben, dass 
der Marschall Vergütung zu erhalten hat für seine wirk- 
lichen und nothwendigen Ausgaben in Bezug auf Aufbe- 
wahrung, Besorgung, Erhaltung, Versicherung, Verkauf oder 
andere Dispositionen betreffs des Prisengutes, und fiir Aus- 
fuhrung irgend eines Befehles des Gerichtshofes bezüglich 
desselben ; er hat auf Schiffe V4 von Einem Percent, und auf 
all das andere Prisengut die Hälfte von Einem Percent als 
Provision zu beziehen, nach dem Brutto-Erträgnisse jeder 
Veräusserung berechnet. 

Wenn, nachdem er irgend ein Prisengut in seinen Ge- 
wahrsam genommen, und thatsächlich Mühewaltung und 
Verantwortung für die Besorgung und Erhaltung desselben 
gehabt hatte, dieses ohne Verkauf von den Vereins-Staaten 
zum eigenen Gebrauche genommen wurde, oder wenn es 
auf Grund einer Verabredung den Anspruch machenden 
Partheien überlassen werden sollte, so hat er fiir den Fall der 
Verurtheilung desselben das Eechi auf die Hälfte der obigen 
Provision auf Rechnung des zur Verfügung des Gerichts^ 
hofes von den Vereins-Staaten deponirten, oder auf Grund der 
Verabredung gesammelten Betrages. — Keinerlei Ansprüche 
des Marschalls für Ausgaben oder Entschädigungen sind zu- 
zulassen, ohne eidliche Aussage seinerseits, dass selbe that- 
sächlich und nothwendig fiir den erklärten Zweck gemacht 
worden sind. 

19. Und es wird weiters zum Gesetz erhoben, dass 
weder dem Marschall noch dem Secretär gestattet ist, 
für alle ämtlichen Dienste jeder Art, mit Ausnahme jener 
in Prisenprocessen, mehr als die Maximalvergütung anzu- 
nehmen, welche laut der dritten Section der Acte vom 
26. Februar 1853 zu beziehen, ihnen zugestanden ist; noch 
hat die Mehrvergütung, die jeder der erwähnten Beamten 
für alle Dienste jeder Art in Prisenprocessen beanspruchen 
darf, die Hälfte der Maximalvergütung zu überschreiten, 
welche ihnen beziehungsweise durch die vorbesagte Acte zu- 
gestanden ist. 

20. und es wird weiters zum Gesetz erhoben, dass 
der Districtsanwalt und die Prisencommissäre, mit Aus- 
nahme des Seeofficiers, für ihre respectiven Dienste in jedem 
Prisenprocesse eine gerechte und entsprechende Vergütung 
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beanspruchen können, welche vom Gerichtshofe zu ermessen 
und zu bestimmen, und als zu den Processkosten gehörig, 
auszubezahlen ist ' 

21. Und es wird weiters zum Gesetz erhoben, dass 
jeder Districtsanwalt und Prisencommissär, mit Ausnahme 
des Seeofficiers dem Secretär des Innern einen jährlichen 
Bericht zu erstatten hat, vom ersten Tage des nächsten 
Juli angefangen, übet alle Summen, die er für alle Dienste 
in Prisenprocessen im vergangenen Jahre erhalten hat; der 
Districtsanwalt kann hievon eine Summe von nicht mehr als 
3000 Dollar per Jahr behalten, ausser der Maximalver- 
giitung, die ihm laut der dritten Section der Acte vom 
26. Februar 1853 zugestanden ist; und jeder solcher Prisen- 
commissär kann eine Summe von nicht mehr als 3000 Dollar 
per Jahr für sich bebalten, was aber für alle seine of&ciellen 
Dienste in Prisenprocessen seine volle Entlohnung ist; jeder 
üeberschuss über die bezüglichen Beträge ist von dem 
Beamten, der sie erhält, in den Staatsschatz der Vereinigteil 
Staaten abzuführen, und soll dem Marine-Pensionsfond zu 
Gute angerechnet werden. > 

22. Und es wird weiters zum Gesetz erhoben, dass 
die zum Verkaufe des Prisengutes verwendeten Auctio- 
näre berechtigt sein sollen, Provisionen nach einer vom 
Secretär der Marine festzusetzenden Scala zu erhalten, in 
keinem Falle aber mehr als ein halbes Percent irgend einer 
Summe, welche 10.000 Dollar übersteigt, für Schiffe, noch 
ein Percent der erwähnten Summe für irgend ein anderes 
Prisengut; diess soll ihre volle Bezahlung sein für ihre Aus- 
lagen und für ihre Dienste. Sollte keine solche Scala aufge- 
stellt worden sein, so haben sie eine Vergütung zu erhalten, 
wie der Gerichtshof sie ihnen als den umständen eines jeden 
Falles. angemessen zuerkennt. 

23. Und es wird weiters zum Gesetz erhoben, dass 
in jedem Falle eine Wegnahme durch Kriegsschiffe, die 
vorgekommen sein mag, oder die später vorkommen wird, 
der Secretär der Marine besondere Rechtsconsulenten für die 
Captoren verwenden kann, wenn nach seinem Dafürhalten 
die Dienste eines besonderen Consulenten in einem particu- 
lären Fall zu einer gehörigen Deckung der Interessen der 
Captoren und des Marine-Pensionsfondes nöthig erscheinen. 
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Unter der Leitung des Marine-Secretärs kann ein solcher 
Consulent in der Sache ein f^olches Verfahren einrichten und 
verfolgen, als er es für die Deckung solcher Interessen als 
nothwendig oder geeignet erkennt. — Der Gerichtshof kann 
eine solche Vergütung zuerkennen, als ihm unter den Um- 
ständen eines jeden Falles für den besonderen Consulenten 
der Captoren — falls es nicht der Districtsanwalt oder einer 
seiner Assistenten ist, mag er sonst von einem Regierungs- 
departement oder von den Captoren aufgestellt sein, — in 
Anbetracht der im Process wirklich geleisteten Dienste — 
gerecht erscheint. Solche Vergütung ist theilweise oder ganz 
als Auslage entweder vom Gesammtfonde, oder von dem, 
den Captoren entfallenden Theil zu bezahlen. Doch hat eine 
solche Zuerkennung nicht zu erfolgen, ausgenommen für 
Dienste, bezüglich Fragen, betreffs deren die Parthei, welche 
der Consulent vertritt, ein den Vereins-Staaten entgegenge- 
setztes Interesse, oder ein Interesse hat, das sonst nach der 
Meinung des Gerichtshofes der Vertretung durch einen 
eigenen Consulenten bedarf, oder für Dienste , welche in 
einem Streite zwisfchen Partheien geleistet werden, welche 
Anspruch auf Antheile bei der Vertheilung der Erträgnisse 
erheben. 

24. Und es wird weiters zum Gesetz erhoben , dass 
die von irgend einem Regierungsdepartement übernom- 
menen und autorisirten Honorarspesen für besondern Bei- 
rath in Prisenfällen oder für die Vertheidigung der Cap- 
toren gegen Forderungen für Schäden, die durch betheiligte 
Partheien in den Districtsgerichtshöfen erhoben werden, von 
solchen aber nicht gezahlt sind, noch vom Prisenfonde in dem 
particulären Process, welche aber von dem Departement, das 
selbe übernommen, als giltig anerkannt und durch den An- 
walt des Schatzamtes untersucht und zugestanden sind, auf 
Rechnung jener Fonds gesetzt und bezahlt werden sollen, 
welche bestimmt sind, die Auslagen von Rechtshändeln zu 
decken, in welchen die Vereins-Staaten Parthei oder betheiligt 
sind. 

25. Und es wird weiters zum Gesetz erhoben, dass, 
wann immer der Gerichtshof irgend einem Zeugen im Pri- 
senprocesse Honorare zugesteht, oder Honorare für Be- 
weisschaffung ausserhalb des Districtes, wo der Gerichtshof 
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residirt, und es ist kein Geld zur Verfügung, selbe durch 
den Marschall gezahlt werden von irgend einem Geldo, das 
im Laufe des Processes zur Verfügung des Gerichtshofes 
deppnirt wird; jeder auf solche Art nicht rüekbezahlte Be- 
trag ist dem Marschall als von ihm gezahltes Honorar in 
Fällen zuzugestehen, in welchen dis Verein-Staaten Parthei 
sind. 

26. Und es wird weiters zum Gesetz erhoben, dass 
kein Prisengut den Anspruch erhebenden Partheien zu über- 
lassen sei gegen üebereinkommen oderCaution, oder ander- 
weitige Versicherung, ausser wo ein Beschluss zur Rück- 
gabe vorliegt, und die Captoren appellirt haben, oder wo 
der Gerichtshof, nach vollständigem Verhör über die Vor- 
beweise, auf Grund dieser die Verurtheilung des Gutes ver- 
weigert und es den Captoren gestattet, weitere Beweise bei- 
zubringen, oder wo Jemand, der auf irgend ein Gut An- 
spruch hat, den Gerichtshof überzeugt, 'dass dasselbe für 
ihn einen besonderen und inneren Werth besitzt, abgesehen 
vom Marktpreis. In irgend einem dieser Fälle kann der 
Gerichtshof nach genügender Werthschätzung, und nachdem 
dem Districtsan walte und Prisencommissär der Marine die 
Gelegenheit geboten worden, ihre Meinung über die Wahl 
der Schatzmeister abzugeben, das Gut gegen üeberein- 
kommen oder Erlegung seines Werthes überlassen, wenn er 
hiebei die Ueberzeugung hat, dass die Rechte und Interessen 
der Vereins-Staaten und Captoren oder anderen Betheiligten 
hiebei nicht präjudicirt werden. Irgend eine statt eines 
üebereinkommens deponirte Summe, und alles Geld, das 
auf Basis eines üebereinkommens gesammelt wird, und keine 
Auslage ist, ist bei dem Hilfsschatzmeister in derselben 
Weise zu deponiren, wie die Erträgnisse einer Versteigerung. 

27. und es wird weiters zum Gesetz erhoben, 
dass, wann immer irgend ein gekapertes Schiff, Waffen, 
Munition oder anderes Material für den Gebrauch der Re- 
gierung genommen wird, ehe es in den Gewahrsam eines 
Prisengerichtshofes gelangt, es besichtiget, geschätzt und 
inventirt werde von Personen, so competent und unpartheüsch, 
als sie eben aufgetrieben werden können, und dass die Auf- 
nahme, die Schätzung und das Inventar dem Gerichtshofe 
zugeschickt werden, wo das Verfahren stattzufinden hat; 
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und wenn es späterhin weggenommen wird, dass dem Ge- 
richtshofe entsprechende Anzeige zn machen ist, um diesen 
in den Stand zu setzen, das Gut zum Schutz der Rechte der 
Anspruch machenden Partheien und Captoren schätzen zu 
lassen. In allen Fällen, wo Prisengut früher zum Gebrauch 
der Regierung weggenommen oder bestimmt wird, oder wo 
es späterhin fiis diesen Gebrauch weggenommen oder be- 
stimmt wird, hat das Departement, für dessen Gebrauch es 
weggenommen oder bestimmt ist, den Werth desselben bei 
dem Hilfsschätzmeister der Vereins- Staaten, welcher dem 
Platze, wo der Gerichtshof tagt, am nächsten sich befindet, 
zur Verfügung des im Processe competenten Gerichtshofes 
zu deponiren. 

28. Und es wird weiters zum Gesetz erhoben, dass, 
wenn im Falle einer Wegnahme, welche früher gemacht 
worden ist, oder späterhin gemacht werden sollte, mit Rück- 
sicht auf den Zustand, oder weil das Ganze zum Gebrauehe 
der Vereins-Staaten bestimmt worden, kein Theil des geka- 
perten Gutes zur Aburtheiluug eingebracht worden ist oder 
werden kann, oder wenn das gekaperte Gut ganz verloren 
gegangen oder zerstört worden ist, das Verfahren zur Abur- 
theilu ng in irgend einem Districte beginnen kann, den der 
Staatssecretär der Marine bestimmen wird. In jedem dieser 
Fälle ist das Erträgniss irgend eines Verkaufes oder der Werth 
von irgend einem Gut, das zum Gebrauche der Regierung 
weggenommen und bestimmt worden ist, bei dem Hilfsschätz- 
meister in oder nächst dem betreffenden Districte zur Ver- 
fügung des in dem Processe competenten Gerichtshofes zu 
deponiren. Wenn im Falle, als kein Gut zur Aburtheilung 
eingesandt werden kann, der Secretär der Marine, innerhalb 
einer Frist von drei Monaten nach der Wegnahme, keinen 
District zur Vornahme des gerichtlichen Verfahrens be- 
zeichnen sollte, so können die Captoren in irgend einem 
Districte dieses Verfahren zur Vornahme bringen. Wenn in 
irgend einem Falle der Wegnahme kein gerichtliches Ver- 
fahren zur Aburtheilung innerhalb eines entsprechenden 
Zeitraumes begonnen wird, so kann irgend eine der auf das 
Prisengut Anspruch machenden Partheien, an irgend einen 
Districtsgerichtshof als Prisengericht eine Mahnschrift ein- 
reichen, warum das Verfahren noch nicht begonnen worden, 
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oder sie kann an einen solchen Gerichtshof eine Original- 
Klageschrift wegen Zurückstellung errichten; die Mahn- 
schrift ist in jedem Falle dem Districtsanwalt der Vereins- 
Staaten und dem Secretär der Marine, und auch solchen 
anderen Personen ämtlich bekannt zu geben, welchen der 
Gerichtshof selbe bekannt gemacht wissen will. 

29. Und es wird weiters zum Gesetz erhoben, dass, 
wenn irgend ein Schiff oder anderes Gut durch irgend 
eine den Vereins-Staaten feindliche Macht genommen, und 
wieder zurückgewonnen wird, und es dem Gerichtshofe 
erscheint, dass dasselbe vor der Wiedernahme durch eine 
competente Autorität nicht als Prise verurtheilt worden war, 
der Gerichtshof eine passende und angemessene Sumi^e als 
Bergelohn, je nach den Umständen des Falles zuerkenne; 
und dass, wenn das gekaperte Gut den Vereins-Staaten zuge- 
hört hat, dasselbe den Vereins-Staaten zurückgestellt werde, 
und in diesem Falle vom Staatsschatz der Vereins-Staaten der 
vom Gerichtshofe angeordnete Bergelohn, Kosten und Aus- 
lagen bestritten werden. Wenn das wiedergewonnene Gut 
Personen gehört hat, welche innerhalb oder unter dem Schutz 
der Vereins-Staaten leben, so hat der Gerichtshof die Rück- 
stellung des Gutes an die Eigenthümer auf ihr Verlangen zu 
bewirken, gegen Zahlung einer solchen Summe , als der 
Gerichtshof als Bergelohn , Kosten und Auslagen feststellt ; 
wenn das wiedergenommene Gut irgend einer Person gehört 
hat, welche beständig auf dem Territorium und unter dem 
Schutz irgend eines mit den Vereins-Staaten befreundeten 
Souverains oder Gouvernements oder Staates lebt, und wenn 
nach den Gesetzen und Usancen dieses Souverains, Gouverne- 
ments oder Staates das Gut eines Bürgers der Vereins-Staaten 
unter gleichen Umständen einer Wiedernahme zurückgestellt 
würde, so ist es gerichtlich solchen Eigenthümern auf Ver- 
langen zurückzustellen unter solchen Bedingnissen, als nach 
den Gesetzen und Usancen dieses Souveräns, Gouvernements 
oder Staates unter gleichen Umständen einer Wiedernahme 
vom Bürger der Vereins-Staaten gefordert würden ; sollte kein 
solches Gesetz oder solche Usance bekannt sein, so ist es 
gerichtlich zurückzustellen gegen Zahlung eines solchen 
Berglohnes, Kosten und Auslagen, als der Gerichtshof 
anordnen wird; vorausgesetzt, dass nichts in diesem Act einer 
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Deutung nuter liege , die im Widerspruch mit irgend einem 
Vertrag der Vereins-Staaten ist. Der ganze als Bergelohn zuer- 
kannte Betrag ist den Captoren zuzusprechen, und kein Theil 
den Vereins-Staaten, und ist er in der Art zu vertheilen, wie in 
dem Falle der Erträgnisse aus dem als Prise verurtheilten 
Gute. 

30. Und es wird weiters zum Gesetz erhoben, dass, 
wenn es im Falle, als Prisengut zu verkaufen anbefoh- 
len worden, dem Gerichtshof scheint, dass es im Interesse 
aller Partheien liege, den Verkauf in einem andern Districte 
zu bewirken, der Gerichtshof dem Marschall anbefehlen 
kann, selbes nach dem vom Gerichtshof für den Verkauf 
gewählten District zu überbringen , und selbes mittelst ent- 
sprechender Anordnungen in Bezug auf Zeit und Art des 
Verkaufes sicher zu stellen. Es wird Pflicht des Marschalls 
sein, das Gut so zu übertragen, zu erhalten und zu verkaufen, 
wie wenn das Gut in seinem eigenen Districte wäre; er hat 
das Brutto - Erträgniss des Verkaufes bei dem Hilfsschatz- 
meister zunächst dem Orte des Verkaufes zur Verfügung des 
Gerichtshofes zu deponiren, bei welchem die Aburtheilung 
anhängig ist. Die nöthige Auslage bezüglich Versicherung, 
üebertragung , TJebernahme, Erhaltung und Verkauf des 
besagten Gutes geht auf Eeehnung dieses Gutes und der 
Erträgnisse hievon; und wann immer irgend eine solche 
Auslage vom Marschall im Vorhinein gemacht, und aus dem 
Erträgniss nicht erstattet worden ist, so ist ein solcher nicht 
rückbezahlter Betrag als in die Classe jener Expensen gehörig 
anzusehen, welche in Eechtsangelegenheiten gemacht worden 
sind, wobei die Vereins-Staaten Parthei sind. DerSecretär der 
Marine kann in gleicher Weise entweder durch eine allge- 
meine Anordnung oder besondere Weisung in irgend einem 
Process von einem Marschall verlangen, irgend ein Prisengut 
aus dem District, wo das gerichtliche Verfahren anhängig ist, 
in irgend einen andern District zum Behufs des Verkaufes zu 
bringen , und es gilt hiebei dasselbe Verfahren , als wenn 
diese Üebertragung auf Befehl des Gerichtshofes geschehen 
wäre, wie hier oben bestimmt worden ist. 

31. Und es wird weiters zum Gesetz erhoben, dass, 
wenn irgend eine Person in Bezug auf Einbringung , Auf- 
bewahrung, Erhaltung, Verkauf oder eine andere Verfii- 
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gung irgend eines als Prise genommenen Gutes, oder in Be- 
zug auf irgend ein Document oder Papier, das mit dem Gut 
in Verbindung ist, oder in Bezug auf irgend eine Aussage, 
oder anderes. Doeument oder Papier, das mit dem gerieht- 
lichen Verfahren in Verbindung ist, mit Willen eine Hand- 
lung begeht, oder die Vornahme irgend einer Handlung er- 
leichtert, unterstützt, oder anrath, welche einen Betrug, oder 
Verschleppung, oder Schädigung der Vereins-Staaten oder 
irgend eines Captors oder einer auf solches Gut Ansprüche 
erhebenden Parthei bezweckt, selbe überfuhrt, mit einer Geld- 
strafe nicht über 10.000 Dollar, oder einer Haft nicht über 
fünf Jahre, oder mit beidem , je nach dem Befund des G^- 
richsshofes, zu bestrafen ist. 

32. Und es wird weiter zum Gesetze erhoben, dass 
unter dem Begriffe „Schiffe der Kriegs -Marine^ für die 
Zwecke dieser Acte alle armirte Schiffe, welche von den Ver- 
eins-Staaten mit Officieren und Bemannung unter der Con- 
trole des Kriegsmarine-Departements versehen worden, ein- 
zubegreifen sind. 

33. Und es wird weiters zum Gesetze erhoben, dass 
die Bestimmungen dieser Acte auf alle Wegnahmen An- 
wendung zu finden haben, welche als Prisen unter der 
Autorität der Vereins-Staaten gemacht, oder vom Präsidenten 
der Vereins-Staaten angenommen und genehmigt worden sind. 

34. Und es wird weiters zum Gesetze erhoben, dass 
diese Acte auf alle Prisenprocesse Anwendung zu finden hat, 
die derzeit anhängig sind. 

35. Und es wird weiters zum Gesetze erhoben, dass 
die Acte unter dem Titel : „Eine Acte betreffs Zuerkennung 
eines Bergelohns in Fällen einer Wiedernahme^ appro- 
birt am dritten Tag des März 1800, und die Acte unter dem 
Titel: ^Eine Acte als Zusatz zur Acte betreffs Kaperbriefe, 
Prisen und Prisengüter" approbirt am 27. Jänner 1813, und 
die Acte unter dem Titel: ;,Eine Acte als Zusatz zu einer 
Acte, betitelt: ^Eine Acte in Bezug auf den Marine-Pensions- 
fond'' approbirt am 16. April 1816, und eine Acte unter 
dem Titel: „Eine Acte zur Erleichterung des gerichtlichen 
Verfahrens bei Aburtheilungen über gekapertes Eigenthum 
und behufs besserer Durchführung des Prisengesetzefi ^ appro- 
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birt am 25. März 1862, und die zweite, sechste und zwölfte 
Section einer Acte unter dem Titel: „Efne Acte zur besseren 
Leitung der Kriegsmarine der Vereins-Staaten ^ approbirt am 
17. Juli 1862, und die Acte unter dem Titel: ^Eine Acte 
behufs Regelung des Verfahrens in Prisenprocessen, und zur 
Verbesserung verschiedener Congress-Acte in Bezug hier- 
auf^ approbirt am 3. März 1863, und alle andern Acte und 
Theile von Acte, die mit der vorliegenden unvereinbar sind, 
hiemit aufgehoben sind. 
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Anhang K. 



Verordnungen der kaiserlich und königlichen Regie- 
rung zur Wahrung der Neutralität während des 

Krieges. 
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Erlass der Ministerien des Aeussern, des Innern, der 
Justiz und des Handels, sowie des Armee-Ober- 

Commando Tom 25. Mai 1854, 

womit die von den k. k* Behörden und Unterthanen, während des, zwischen England, 
Frankreich und dem osmanischen Reicl^e einerseits, utad Russland andererseits ausge- 
brochenen Krieges , hinsichtlich des Handels und der Schifffahrt auf dem Meere zu 

beobachtenden Grundsätze kundgemacht werden. 

Aus Anlass des, zwischen England, Frankreich und 
dem osmanischen Reiche einerseits und Russland anderersei^ts 
ausgebrochenen Krieges werden hiermit in Folg^ Allerhöch- 
ster Genehmigung Seiner k. k. Apostolischen Majestät vom 
23. Mai 1854 folgende Anordnungen bekanntgegeben, nach 
welchen sich sowohl sämmtliche k. k. Civil- und Militär- 
behörden, als alle k. k. österreichischen ünterthanen zu 
richten haben. 

1. Den k. k. ünterthanen wird die Annahme oder Be- 
nützung von Kaperbriefen (lettres de marque) unter irgend 
welcher Form und Flagge, sowie jede wie immer geartete 
Betheiligung an der Führung, Bemannung oder Ausrüstung 
von Kapern untersagt. Wer dawider handelt, hat nicht nur 
keinen Schutz von Seite der k. k. Regierung zu erwarten, 
wenn er von einem anderen Staate zur Strafe gezogen wird, 
sondern er soll auch von den k. k. Strafgerichten nach den, 
für den Raub bestehenden Bestimmungen der österreichischen 
Strafgesetze behandelt werden, wobei die Annahme von 
Kaperbriefen als Versuch des Raubes zu betrachten iöt. 

2. Sollten fremde von einer der kriegführenden Mächte 
mit Markbriefen versehene Kaper vorkommen , so ist ihnen 
das Einlaufen in diessseitige Häfen, ausser im Falle driu- 

24* 
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gender Seegefahr, nicht zu gestatten, und hat letzteren Falles 
die Bewachung und die Nöthigung zum schleunigsten Wieder- 
auslaufen • einzutreten. 

3. Es ist verboten, auf iSchiffen unter österreichischer 
Flagge Truppen der kriegführenden Staaten zu transportiren 
oder den Letzteren Gegenstände, welche nach dem allge- 
meinen Völkerrechte oder besonderen allgemein kund- 
gemachten Anordnungen der betreffenden fremden Regie- 
rungen als Kriegscontrebande gelten, zuzuführen. 

Von solchen Gegenständen darf auf einem österreichi- 
schen Schiffe im Verkehre mit jenen Staaten nur soviel vor- 
handen sein, als zu dessen eigenem Gebrauche oder zu dessen 
Vertheidigung unumgänglich nöthig ist. 

Wer gegenwärtiges Verbot übertritt, hat keinen Schutz 
bei eintretenden rechtmässigen Beschlagnahmen und Cönfis- 
cationen von Seite der kriegführenden Staaten bei der k. k. 
österreichischen Regierung zu erwarten und auch noch eine 
angemepsei^e Strafe zu gewärtigen. 

4. Den österreichischen Schiffen ist das Einlaufen in 
solche Plätze und Häfen untersagt, die von einer der krieg- 
führenden Mächte belagert, oder mit Aufstellung einer ange- 
messenen Streitkraft thatsächlich blokirt sind , da sie sonst 
sich weder der Freiheit der neutralen Flagge zu erfreuen, 
noch eine Schutzleistung oder Verwendung von Seite der 
k. k. Regierung zu erwarten hätten. 

5. Ausser diesemFalle sind die österreichischen Handels- 
schiffe nicht beschränkt, ungeachtet des bestehenden Krieges, 
ihren Handel und Verkehr mit den Häfen der im Kriege 
begriffenen Mächte fortzutreiben, und ebenso dürfen auch 
die Kauffahrtheischiffe der kriegführenden Staaten wie vorhin 
in alle österreichischen Häfen ungehindert einlaufen, sich 
di^rin nach Belieben aufhalten, Ausbesserungen vornehmen 
u. s, w, — iqsoferne sie dabei die bestellenden Gesetze und 
Anordnun gen beobachten und ihr Benehmen den Regeln der 
^Neutralität gemäss ist. 

Hiasichtlich der Zulassung fremder Kriegsschiffe in den 
österreichischen Häfen bleibt es bei den Bestimmungen des 
Kriegsministerial-Erlasses vom 29. Jänner 1850 (Reichs- 
Gesetss-BIatt 1850, Nr. 40, S. 431). 
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6. In der billigen Erwartung, . dass der neutrale öster- 
reichische Handel von den kriegführenden Mächten gehörig 
werde respectirt und dass die üblichen Befugnisse der Krieg- 
führenden nur unter Beobachtung der allgemeinen völker- 
rechtlichen oder etwaigen vertragsmässigen Modalitäten 
werden ausgeübt werden, wird hiemit verordnet, dass die 
österreichischen Seefahrer sich auf offenem Meere der all- 
fälligen Visitation von Seite der fremden Kriegsschiffe nicht 
widersetzen, sondern im Gegentheile die Papiere und Docu- 
mente, wodurch die neutrale Eigenschaft des Schiffes bewie- 
sen wird , ohne Anstand vorzeigen , deren keine in die See 
werfen, noch sonst vernichten,- viel weniger deren falsche 
oder doppelte und geheime am Borde halten sollen. 

Uebrigens haben die kriegführenden Mächte die beru- 
higende Erklärung officiell ausgesproclien, dass feindliches 
Gut auf neutralen Schiffen und neutrales Gut auf feindlichen 
Schiffen , mit Ausnahme der Kriegscontrebande und feind- 
licher Depeschen, respectirt und nicht genommen werden 
soll. 

7. Die Prisen, welche die kriegführenden Mächte von 
dem Feinde machen, dürfen nur in dem Hafen von Triest, 
nlit Ausschluss jedes anderen österreichischen Hafens, zuge- 
lassen werden ; woselbst die Effecten abgeladen , deponirt, 
verwaltet, im Falle sie nicht Waaren enthalten, deren Einfuhr 
in die k. k. Staaten verboten ist, gekauft oder verkauft, oder 
auf dem Wege des Handels von Neuem ausgeführt werden 
können; Alles jedoch unter der Voraussetzung, dass das 
gerichtliche ürtheil über die Rechtmässigkeit der Prise von 
der competenten Behörde derjenigen Macht, welche die Prise 
gemacht hat, ausgesprochen worden sei. Sollten einige 
Effecten in der Zwischenzeit dem Verderben ausgesetzt sein, 
so können solche zwar auch früher verkauft werden, jedoch 
nur gegen hinlängliche Sicherstellung für ihren Werth auf 
den Fall, dass das ürtheil ^uf die Freilassung des Schiffes 
erkennen würde. 

8. Sollte ein österreichisches Schiff, ungeachtet der 
Befolgung der vorstehenden Vorschriften, auf eine ungebühr- 
liche Art behandelt werden , so ist hierüber ungesäuBtit bei 
der nächst gelegenen österreichischea Consulat- odei: öoösti- 
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gen k. k. Behörde die Anzeige zu erstatten, damit die k. k. 
Regierung bei dem auswärtigen Staate die zur Erlangung 
der Entschädigung und Genugthuung erforderlichen Schritte 
vornehmen, und soferne solche Schritte von den auf unge- 
bührliche Art Behandelten bereits vorgenommen worden 
wären, dieselben unterstützen könne. 

9. Diese Anordnungen haben vom Tage der Kund- 
machung an in Wirksamkeit zu treten. 

Gn Bnol-Schaoensteii m. p. Bach m. p. Rraos m. p. 

» 

Baangartner m. p. Bamberg m. p. 



Verordnung der Ministerien des Innern, der Justiz 
und des Handels Toin 39. Juli 1870, 

womit die TOn den Behörden und den Reichsangehörigen während des, zwischen dem 

norddeutschen Bunde und den Staaten Süddeutschlands einerseits und Frankreich 

andererseits ausgebrochenen Krieges , hinsichtlich des Handels- und der Schifffahrt 

auf dem Meere zu beobachtenden Grundsätze kundgemacht werden. 

Aus Anlass des, zwischen dem norddeutschen Bunde 
und den Staaten Süddeutschlands einerseits und Frankreich 
andererseits ausgebrochenen Krieges, werden hiemit, in 
Folge Ministerrathsbeschlusses , im Einvernehmen mit dem 
k. und k. Ministerium des Aeussern und mit dem königl. 
ungarischen Ministerium folgende Anordnungen, bekannt 
gegeben, nach welchen sich sowohl sämmtliche Behörden als 
alle Keichsangehörigen zu richten haben. 

1. Es ist verboten , auf Schiffen unter österreichisch- 
ungarischer Flagge Truppen der kriegführenden Staaten zu 
transportiren oder den letzteren Gegenstände , welche nach 
dem allgemeinen Völkerrechte oder besonderen allgemein 
kundgemachten Anordnungen der betreffenden fremden 
Regierungen als Kriegscontrebande gelten, zuzuführen. 
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Von solchen Gegenständen darf auf einem österreichisch- 
ungarischen Schiffe im Verkehre mit jenen Staaten nur soviel 
vorhanden sein, als zu dessen eigenem Gebrauche oder zu 
dessen Vertheidigung unumgänglich nöthig ist. 

Den österreichisch-ungarischen Schiffen ist das Einlaufen 
in solche Plätze und Häfen untersagt, die von einer der 
kriegführenden Mächte belagert oder wirksam blokirt sind. 

Wer vorstehende Verbote übertritt, bat bei eintretenden 
rechtmässigen Beschlagnahmen und Confiscationen von Seite 
der kriegführenden Staaten keinen Schutz bei der Eegierung 
zu erwarten. 

2. Ausser diesem Falle sind die österreichisch-unofari- 
sehen Handelsschiffe nicht beschränkt, ungeachtet des beste- 
henden Krieges, ihren Handel und Verkehr mit den Häfen 
der im Kriege begriffenen Mächte fortzutreiben, und ebenso 
dürfen auch die Kauffahrtheischiffe der kriegführenden Staaten 
wie vorhin in alle inländische Häfen ungehindert einlaufen, 
sich darin nach Belieben aufhalten, Ausbesserungen vor-, 
nehmen u. s. w., insoferne sie dabei die bestehenden Gesetze 
und Anordnungen beobachten und ihr Benehmen den Regeln 
der Neutralität gemäss ist. 

Hinsichtlich der Zulassung fremder Kriegsschiffe in den 
inländischen Häfen bleibt es bei den Bestimmungen der 
Circular- Verordnung vom 28. Mai 1866 (Armee- Verord- 
nungsblatt 16. Stück), und der Circular- Verordnung vom 
16. November 1866 (Marine- Verordnungsblatt Nr. 38) und 
der bezüglichen Instructionen. 

3. In der billigen Erwartimg, dass der neutrale Handel 
von den kriegführenden Mächten gehörig werde respectirt, 
und dass die üblichen Befugnisse der Kriegftihrenden nur 
unter Beobachtung der allgemeinen völkerrechtlichen oder 
etwaigen vertragsmässigen Modalitäten werden ausgeübt 
werden, wird hiemit verordnet, dass die österreichisch-unga- 
rischen Kauffahrer sich auf offenem Meere der allfälligen 
Visitation von Seite der fremden Kriegsschiffe nicht wider- 
setzen, sondern im Gegentheile die Papiere und Documente, 
wodurch die neutrale Eigenschaft des Schiffes bewiesen 
wird, ohne Anstand vorzeigen, deren keine in die See werfen, 
noch sonst vernichten, vielweniger deren falsche oder doppelte 
und geheime am Bord halten sollen. 
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4. Sollte ein österreichisch-ungarisches Schiff, ungeachtet 
der Befolgung der vorstehenden Vorschriften, auf eine unge- 
bührliche Art behandelt werden , so ist hierüber ungesäumt 
bei der nächst gelegenen österreichisch-ungarischen Consular- 
oder sonstigen Behörde die Anzeige zu erstatten , damit die 
Regierung bei dem auswärtigen Staate die zur Erlangung der 
Entschädigung und Genugthuung erforderlichen Schritte 
vornehmen , und soferne solche Schritte von den auf unge- 
bührliche Art Behandelten bereits vorgenommen worden 
wären, dieselben unterstützen könne. 

5. Diese Anordnungen haben vom Tage .der Kund- 
machung an in Wirksamkeit zu treten. 



Potocki m. p. Taaffe m. p. Tschabisehnigg m. p. Pretis m. p. 
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